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I. Einleitung

1. Einführung in das Themenfeld
„Das Gesandtschaftswesen ist keine Institution. Das heisst: es ist nicht
zu irgend einer bestimmten Zeit von irgend jemandem geschaffen;
vielmehr, es ist aus dem Bedürfnis des allgemeinen menschlichen
Verkehrslebens von selbst erwachsen. […] Gesandter ist eben ur-
sprünglich jeder C, den A (Absender) an B (Adressaten) sendet, um
etwas zu überbringen, zu sagen, zu bitten, zu fordern, zu beraten, zu
erwirken, was er, A, persönlich überbringen, sagen usw. nicht kann
oder nicht will. Solange C mit der Erfüllung der Aufgabe beschäftigt
ist, solange bleibt er Gesandter; er hört auf es zu sein, indem er zu
seiner gewöhnlichen Lebensweise zurückkehrt. Das Gesandtentum ist
von Ursprung nicht ein Amt, sondern nur, allgemein, eine Funktion.“1

In seiner 1892 erschienenen Studie „Deutsches Gesandtschaftswesen im Mittel-
alter“ formulierte Viktor Menzel diese allgemeine Definition zum Themenfeld.
Auch wenn Menzel selbst spezifischere Beschreibungen unterschiedlicher Ge-
sandtentypen2 in seiner Studie vorlegte und seine Definition sicher nicht auf
einen allgemeingültigen Anspruch abzielte, so wies er mit diesen einleitenden
Worten dennoch auf zwei grundlegende Merkmale hin. Diese werfen für die
Erforschung von „Gesandten“ und des „Gesandtschaftswesens“ zugleich Pro-
bleme auf. Denn wenn das Gesandtschaftswesen keine Institution und die Tä-
tigkeit als Gesandter eher eine Funktion als ein Amt oder ein Beruf war, so
erscheinen diese beiden Begriffe zunächst recht allgemein und schwer fassbar zu
sein.

Diese Probleme treten auch im Zuge der Erforschung eines städtischen Ge-
sandtschaftswesens im Mittelalter auf und beginnen bereits bei den in den
Quellen vorhandenen Terminologien. Die Wörter „Gesandter“ und „Gesandt-
schaftswesen“ sind keine Quellenbegriffe des späten Mittelalters. Während sich
„Gesandtschaftswesen“ auch nicht durch andere Begriffe der Zeit adäquat er-
setzen lässt und somit ein moderner Ausdruck zur Beschreibung der mit Ge-
sandten und Gesandtschaften verbundenen Aktivitäten, Organisationsformen

1 MENZEL, Gesandtschaftswesen, S. 1.
2 Viktor Menzel klassifizierte Gesandte grundsätzlich in Boten, Botschafter und Machtboten.

Ebenso unterschied er weltliche und geistliche Gesandte und untersuchte darüber hinaus Ge-
sandschaften der deutschen Fürsten und ebenfalls städtische Gesandte, vgl. hierzu MENZEL,
Gesandtschaftswesen, S. 3 und S. 161–179. Evelien Timpener unterschied jüngst zwischen drei
Typen von Handlungsträgern in der spätmittelalterlichen Diplomatie und Nachrichtenüber-
mittlung: 1) Boten als einfacher Briefträger; 2) Boten alswerbenderÜbermittler; 3) Gesandte, vgl.
TIMPENER, Strategien, S. 82–85.



und Rahmenbedingungen ist, verhält es sich mit dem Wort „Gesandter“ im
späten Mittelalter anders.3

Es finden sich unterschiedliche Quellenbegriffe für Personen, die aus Sicht
der heutigen Forschung als städtische Gesandte zu identifizieren sind. Sie wer-
den in den deutschsprachigen Quellen und im städtischen Kontext zumeist als
botten, erbere botten oder auch erbere frunde bezeichnet.4 Problematisch ist hier
zugleich die begriffliche Nähe zu dem, was in der Forschung als klassischer Bote
angesehen wird. Auch wenn die Kompetenzbereiche der städtischen Boten und
Gesandten nicht immer eindeutig voneinander getrennt werden können, hat es
sich jedoch in der mediävistischen Forschung weitgehend durchgesetzt, den
Boten eher als Überbringer von Nachrichten zu charakterisieren. Als Unter-
scheidungsmerkmal zwischen Gesandten und Boten ist insbesondere die Ver-
handlungstätigkeit der Gesandten hervorgehoben worden.5 Eine weitere Ab-
grenzung zum Boten stellt auch das regelmäßige Verfassen von Berichten dar, in
denen die Gesandten städtische Gremien und Amtsträger über ihr Vorgehen
sowie verschiedene weitere Neuigkeiten informierten.

Städtische Gesandte waren im Regelfall Bürger der Stadt und durch einen
Sitz im Stadtrat oder durch die Ausführung hoher Ämter in die Politik ihrer
Kommune involviert. Sie führten ihren Dienst normalerweise unentgeltlich aus.
Dafürmussten sie ökonomisch abkömmlich sein. Dies bedeutet, dass sie über ein
entsprechendes Vermögen oder ein Auskommen verfügten, das sie von täglicher
Arbeit unabhängig machte.6 Erst dadurch war es diesem Personenkreis möglich,
an den oft wochen- oder monatelangen Gesandtschaftsreisen teilzunehmen.
Anders verhält es sich mit den Stadtschreibern. Sie verfügten über ein regel-
mäßiges Gehalt, das ihnen von der Stadt ausbezahlt wurde. Im Rahmen ihrer
Anstellung waren sie auch in der Funktion des Gesandten tätig. Entweder be-
gleiteten sie eine Gesandtschaft städtischer Politiker oder sie führten eigenstän-
dig Verhandlungen im Namen der Stadt.7

Die vorliegende Studie befasst sich mit dem Gesandtschaftswesen der Stadt
Straßburg zu Beginn des 15. Jahrhunderts. Mit „Gesandtschaftswesen“ ist im
Folgenden ebenfalls keine Institution gemeint. Der Terminus dient vielmehr als
Arbeitsbegriff, um alles das zusammenzufassen, wasmit der Durchführung und
der Organisation von Gesandtschaften zusammenhängt. Hierzu sind unter an-
derem verschiedene städtische Akteure, die innerstädtischen Voraussetzungen

3 Vgl. hierzu grundlegend TRAUTZ, Art. Gesandte.
4 Vgl. zu diesen Begriffen etwa JUCKER, Gesandte, S. 80–83.
5 Vgl. grundlegend zur Unterscheidung von städtischen Boten und Gesandten: HÜBNER, Im

Dienste der Stadt; HÜBNER, Nüwe mer, S. 272; HÜBNER, Gesandter, S. 192 f.; HEIMANN, Brieved-
regher, S. 262; JUCKER, Gesandte, S. 80–83; KREUTZ, Städtebünde, S. 423; JÖRG, Kontakte, S. 81. Vgl.
darüber hinaus auch die zusammenfassenden Ausführungen bei TIMPENER, Strategien, S. 13;
LIENING, Überlegungen, S. 133. Zu ähnlichen Ergebnissen kommt die Forschung für den Han-
seraum, vgl. exemplarisch PUHLE, Gesandten- und Botenwesen, S. 48.

6 Vgl. hierzu WEBER, Wirtschaft, S. 1053f.; sowie die Ausführungen hierzu bei MANDEL, Studien,
S. 45; JÖRG, Gesandte, S. 38; WALTER, Kontore, S. 156.

7 Vgl. etwa BURGER, Stadtschreiber, S. 182–186; JUCKER, Gesandte, S. 110–129.
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und Rahmenbedingungen, die Organisation und Vorbereitung der städtischen
Gesandtschaftsmissionen und die eigentlichen Tätigkeiten städtischer Gesand-
ter während ihrer Gesandtschaftsreisen zu zählen. Ziel dieser Arbeit ist es somit,
diese undweitereAspekte des städtischen Gesandtschaftswesens Straßburgs für
den Beginn des 15. Jahrhunderts erstmals eingehend zu erforschen.

Bevor ausführlich auf den engeren Forschungsgegenstand, die Quellenlage
und -auswahl sowie die Ziele und den Aufbau dieser Studie eingegangen wird,
folgt zunächst ein Forschungsüberblick zum weiteren Themenfeld der städti-
schen Außenpolitik und des städtischen Gesandtschaftswesens im späten Mit-
telalter.

2. Forschungsstand

2.1 Städtische Außenpolitik und städtisches Gesandtschaftswesen

Städtische Außenpolitik im späten Mittelalter ist in der bisherigen Stadtge-
schichtsforschung mit unterschiedlichen Schwerpunkten untersucht worden.
Neben wenigen umfangreicheren Arbeiten8 dominieren kleinere Beiträge in
Formvon Fallstudien9, die ausgewählte Städte undAspekte spätmittelalterlicher
städtischer Außenpolitik zum Thema haben. Die jüngere Forschung konnte äl-
tere Ergebnisse widerlegen und die Bedeutung einer funktionierenden städti-
schen Außenpolitik für die Städte jener Zeit herausarbeiten. Dennoch handelt es
sich nachwie vor um ein relativ jungesUntersuchungsgebiet, welches noch nicht
vollends in der Stadtgeschichtsforschung etabliert ist.10 Dies hängt unter ande-
rem mit den lange vorherrschenden und zum Teil noch immer vorhandenen

8 Die auf diesem Gebiet lange Zeit einzige umfangreichere Studie blieb die Dissertation von
Gudrun Mandel aus dem Jahr 1951, vgl. MANDEL, Studien. Die mit zum Teil guten Ansätzen
verfasste Studie weist jedoch in vielen Bereichen erhebliche Mängel auf. Insbesondere in der
Einschätzung der Kompetenzen und Handlungsspielräume städtischer Gesandter stellte
Mandel recht pauschale und zumTeil haltlose Thesen auf. Zur Einordnungder Studie undderen
Einzelergebnissen vgl. JÖRG/JUCKER, Einführung, S. 11, S. 14; JÖRG, Gesandte, S. 33 f.; LIENING,
Überlegungen, S. 139; LIENING, Interessenvertretung, S. 194 mit Anm. 19, S. 196 Anm. 28. Zu den
neueren Monografien gehören JUCKER, Gesandte; HÜBNER, Im Dienste der Stadt; WALTER, Infor-
mationen; HESSE, Nachrichten; DIRKS, Konfliktaustragung; TIMPENER, Strategien. Vgl. ebenso die
Sammelbände von JÖRG/JUCKER (Hrsg.), Spezialisierung; DEIGENDESCH/JÖRG (Hrsg.), Städtebünde.

9 Exemplarisch sei an dieser Stelle lediglich eine kleine Auswahl an Beiträgen zur Thematik
genannt. Weitere Literaturangaben folgen im Verlauf des Forschungsstandes im Zuge der Ab-
handlung einzelner Themenschwerpunkte. Vgl. JÖRG/JUCKER (Hrsg.), Spezialisierung; MONNET,
Jalons; MONNET, Außenbeziehungen; MONNET, Diplomatie; FUCHS, Zu Hans Pirckheimers Ge-
sandtschaftsberichten; FUCHS/SCHARF, Gesandte; SCHMITT, Gesellschaft; PRIETZEL, Briefe.

10 So gibt es etwa im Standardwerk zur deutschen Stadt im Mittelalter von Eberhard Isenmann
noch kein eigenes Kapitel zum Themenfeld „Außenpolitik“, „Diplomatie“ oder „Gesandt-
schaftswesen“. Vielmehr werden städtische Außenbeziehungen in verschiedenen Kapiteln
thematisiert, die sich mit den städtischen Kontakten zum deutschen Königtum, den Besuchen
von Reichsversammlungen, den Beziehungen zum städtischen Umland und den Städtebünden
des Reiches befassen, vgl. ISENMANN, Stadt, S. 304–311, S. 315–326 und S. 670–690.
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Vorbehalten innerhalb des Faches gegenüber der Verwendung der Begriffe
„Außenpolitik“ und „Diplomatie“ für das Mittelalter zusammen. Die in den
letzten Jahrzehnten verstärkt geführten Diskussionen über die Nutzung dieser
neuzeitlichen Termini zur Beschreibung und Interpretation der Geschichte der
mittelalterlichen Jahrhunderte hat bewirkt, dass sich diese Begriffe mittlerweile
in weiten Teilen der Forschung sowohl allgemein als auch speziell für den Be-
reich der städtischen Politik durchgesetzt haben.11

Das Themenfeld ist trotz der erwähnten Detailstudien sowohl bezüglich der
ausgewählten Städte als auch der thematischen Schwerpunktsetzungen bei
weitem noch nicht umfangreich erforscht. Denn einigen Fragestellungen, durch
die zusätzliche Perspektiven eröffnet werden können, wurde bisher noch nicht
nachgegangen.

Im Folgenden werden die bisherigen Schwerpunkte und aktuellen Tendenzen
der Forschung zur städtischen Außenpolitik und zum Gesandtschaftswesen
spätmittelalterlicher Städte erläutert, wobei sich die Darstellung hauptsächlich
auf Untersuchungen zu Städten im nordalpinen Reichsgebiet – vornehmlich im
süddeutschen Raum – und in der Eidgenossenschaft12 bezieht. Anschließend
wird auf den speziellen Forschungsstand zum Gesandtschaftswesen und zur
städtischen Außenpolitik Straßburgs eingegangen.

Begriffe wie „Außenpolitik“ und „Diplomatie“ sind in der Mediävistik generell
und mittlerweile auch speziell für den Bereich städtischer Politik im späten
Mittelalter problematisiert und geschärft worden.13 Christian Jörg und Michael
Jucker betonten in der Einleitung zu ihrem thematisch programmatischen
Sammelband zur städtischen Außenpolitik im Jahr 2010: „Ein Kernproblem
bleibt in diesem Zusammenhang die Einordnung einer spezifisch städtischen
Ausprägung von Außenpolitik.“14Dies trifft trotz wichtiger Forschungsarbeiten
auf diesem Gebiet auch noch heute zu, auch wenn in diesen verschiedene De-
finitionsversuche unternommen wurden. Darüber hinaus kommt erschwerend

11 Dies zeigen bereits die Titel einschlägiger Publikationen, die zumeist „Außenpolitik“ oder
„Diplomatie“ als zentrale Begriffe beinhalten. Vgl. hierzu exemplarisch die folgenden Titel,
deren Zahl sich mühelos erweitern ließe: DÜNNEBEIL/OTTNER (Hrsg.), Aussenpolitisches Handeln;
ZEY/MÄRTL (Hrsg.), Frühzeit; KUBON, Grundzüge der Außenpolitik; TIMPENER, Strategien.

12 Einige Arbeiten sind bisher zur Eidgenossenschaft entstanden. Aufgrund der räumlichen Nähe
und der vorhandenen Verbindungen zwischen Städten beider Gebiete werden diese Studien im
Folgenden mit einbezogen, was nicht zuletzt auch aufgrund ähnlicher thematischer Schwer-
punkte in der Forschung und einiger übergreifender Studien zum schweizerisch-oberdeutschen
Raum sinnvoll ist, vgl. hierzu etwa HÜBNER, Im Dienste der Stadt; WALTER, Informationen.

13 Vgl. zur Forschungsdiskussion dieser Begriffe und Themenfelder in der Mediävistik exempla-
risch ZEY/MÄRTL (Hrsg.), Frühzeit; KINTZINGER, Westbindungen; KINTZINGER, Europäische Diplo-
matie; PÉQUIGNOT, Diplomatie; BERG/KINTZINGER/MONNET (Hrsg.), Politik; BERG, England; BERG, Im-
perium; BERG, Deutschland; DÜNNEBEIL/OTTNER (Hrsg.), Aussenpolitisches Handeln; WEFERS, Ver-
such; WEFERS, Primat; REITEMEIER, Außenpolitik; vgl. mit interessanten Überlegungen KUBON,
Grundzüge der Außenpolitik, S. 30–35, der sich insbesonderemit den ForschungenDieter Bergs
und dessen Definitionen von „Außenpolitik“ kritisch auseinandersetzt.

14 JÖRG/JUCKER, Einführung, S. 11.
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hinzu, dass sich die Mehrzahl der Arbeiten entweder gar nicht mit der Termi-
nologie auseinandersetzen oder aber lediglich die grundsätzliche Problematik
benennen, jedoch nicht nach tatsächlichen Lösungen suchen und die Schwie-
rigkeiten mit ausweichenden Formulierungen umgehen.15 Eine scharfe termi-
nologische Trennlinie zwischen „städtischer Diplomatie“ und „städtischer Au-
ßenpolitik“ wurde zumeist nicht gezogen, sodass die Begriffe oft synonym ge-
braucht wurden.16

In der umstrittenen, viel zitierten und lange Zeit einzigen größeren Arbeit
zur städtischen Außenpolitik im Spätmittelalter ging die Verfasserin Gudrun
Mandel zwar kaum auf die Begriffsproblematik ein, legte aber dennoch eine
kurze Definition ihrer Auffassung von städtischer Außenpolitik vor: „Unter
Außenpolitik wird hier die Politik der Reichsstädte verstanden, die nach außen
gerichtet ist, aber gebunden an das Reich, an die Beziehungen der Städte un-
tereinander und zu anderen Reichsständen.“17 Neuere Forschungen erweiterten
diesen DefinitionsversuchMandels aus dem Jahr 1951, indem sie den Begriff der
städtischen Außenpolitik verstärkt an das Handeln politischer Akteure kop-
pelten und somit weniger von staatlicher Souveränität abhängig machten.
Demnach lasse sich nach Christian Jörg und Michael Jucker städtische Außen-
politik wie folgt definieren: „[…] die Gesamtheit der über die Stadtmauern
hinausgehenden auswärtigen Beziehungen der städtischen Führungsgremien
[…], die wiederum von diesen in unterschiedlicher Weise zugehörigen oder
verbundenen Einzelpersonen maßgeblich getragen werden konnten“18. Dabei
seien insbesondere die Verbindung von innerstädtischen Vorgängen und poli-
tischen Konstellationen mit der Situation im außerstädtischen Umfeld und die
bei Gudrun Mandel nicht berücksichtigte über das Reich hinausgehende „in-
ternationale“Kontaktebene einiger Städte zu beachten.19Zwar betont auch diese
Definition anhand der Stadtmauer die Notwendigkeit einer räumlichen Grenze,
welche „innen“ und „außen“ klar voneinander abzugrenzen scheint, doch liegt
der entscheidende Fokus auf den Akteuren – den städtischen Führungsgremien,
ihren jeweiligen Mitgliedern und weiteren mit diesen in Verbindung stehenden
Einzelpersonen. Diese akteurzentrierte Perspektive wurde etwa von Bastian
Walter aufgegriffen. Die handelnden Personen – wie Gesandte, Boten, Stadt-
schreiber – wurden als Ausgangspunkt für Aktivitäten und zugleich gewisser-
maßen in ihrer Wahrnehmung städtischer Politik als Gradmesser für städtische
Außenpolitik betrachtet. Dabei stand weniger ein Vorhandensein staatlicher

15 So etwa in der Dissertation von HESSE, Nachrichten, S. 8. Der Autor weist auf die Begriffspro-
blematik und die verschiedenen Definitionsversuche hin und versucht das Problem schließlich
durch die Verwendung der Begriffe „auswärtige Politik“ und „Außenbeziehungen“ zu umge-
hen. Vgl. auch mit der Bezeichnung „außenpolitisch-diplomatisch“ FOLKENS, Gesandte, S. 190,
der hierfür keine weitere Erklärung oder Definition liefert.

16 Anders bei TIMPENER, Reichsstadt, S. 139 f., Anm. 10, die den Begriff der städtischen Diplomatie
bevorzugt, da die Trennung zwischen „innen“ und „außen“ nicht immer klar sei, mit Verweis
auf AUTRAND, France.

17 MANDEL, Studien, Zitat im Vorwort ohne Seitenangabe.
18 JÖRG/JUCKER, Einführung, S. 14.
19 JÖRG/JUCKER, Einführung, S. 14.

2. Forschungsstand 15



Gebilde im Fokus, sondern vielmehr ein Bewusstsein der unterschiedlichen
Akteure für ein Innen und ein Außen der Stadt und städtischer Politik.20 Die
Grenze zwischen Innen- und Außenpolitik wurde demnach von den Zeitge-
nossen durchaus wahrgenommen.21

Einschränkend wurde jedoch von Stefanie Rüther angemerkt, dass sich die
Termini nicht immer für die Beschreibung städtischer Politik eigneten. Gerade in
Bündniskonstellationen oder in Kriegszeiten sei eine eigenständige Außenpoli-
tik der Städte mitunter schwierig durchführbar gewesen.22 Hierbei ist jedoch zu
hinterfragen, ob Außenpolitik immer ein eigenständiges Programm, eine
Agenda voraussetzt oder ob nicht Reaktionen auf andere Bedürfnisse und
Kompromisse mit Bündnispartnern auch als Außenpolitik einer Stadt betrachtet
werden können und darüber hinaus eventuell sogar spezifisch für städtische
Außenpolitik im späten Mittelalter waren.

Die vorliegende Arbeit schließt sich den oben genannten neueren Definitionen
zur städtischen Außenpolitik an, da eine auf die Akteure konzentrierte Per-
spektive zu einer erweiterten Betrachtung spätmittelalterlicher städtischer Au-
ßenpolitik beitragen kann. Sie ist gerade nicht vom Staatsbegriff abhängig und
daher für die Stadt des späten Mittelalter die bisher am besten geeignete Per-
spektive.

Viele Studien konzentrieren sich auf einzelne Städte, Regionen und Ereignisse
oder sind als Vergleichsstudien angelegt. Innerhalb dieser räumlich und ereig-
nisgeschichtlich ausgerichteten Beiträge lassen sich wiederum verschiedene
Fragestellungen erkennen. Bestimmten Regionen, Räumen und auch der zwi-
schenstädtischen Dimension städtischer Außenpolitik – so etwa den Städte-
bünden des späten Mittelalters – wurde immer wieder Interesse entgegenge-
bracht.23 Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf den Themenbereichen der Akteure,
Kommunikationsformen und Techniken städtischer Außenpolitik. Zu Fragen
der Kommunikation konnten beispielsweise Arbeiten zum Boten- und Nach-

20 Insbesondere bei WALTER, Informationen, S. 17, Walter versteht hier Außenpolitik „[…] in Ab-
grenzung zu und in enger Verbindungmit Innenpolitik […]“. Dem schloss sich Katharina Jeckel
an, vgl. JECKEL, Integrationsmechanismen, S. 190.

21 WALTER, Informationen, S. 17–19.
22 RÜTHER, Krieg, besonders S. 118.
23 Vgl. zu den Städtebünden etwa KREUTZ, Städtebünde; DISTLER, Städtebünde; KIEßLING, Städte-

bünde; sowie die einzelnen Beiträge in BUCHHOLZER-RÉMY/RICHARD (Hrsg.), Ligues. Ebenso sei auf
die Begriffe „Städtelandschaft – Städtenetz – zentralörtliches Gefüge“ hingewiesen, die in der
Forschung zur Beschreibung von Beziehungen, kommunikativen Kontakten und Hierarchien
zwischen Städten Verwendung gefunden haben, vgl. hierzu exemplarisch den Sammelband
ESCHER/HAVERKAMP/HIRSCHMANN (Hrsg.), Städtelandschaft. Zum Thema Städtebünde und städti-
scheAußenpolitik vgl.DEIGENDESCH/JÖRG (Hrsg.), Städtebünde. Zunennen sind in diesemKontext
auch Beiträge der Hanseforschung wie etwa PUHLE, Gesandten- und Botenwesen; BEHRMANN,
Herrscher; DIRKS, Konfliktaustragung. Für die Eidgnossenschaft vgl. exemplarisch JUCKER, Ge-
sandte sowie HÜBNER, Im Dienste der Stadt. Zur städtischen Außenpolitik und zu zwischen-
städtischenKontakten imKontext derHungersnöte des 15. Jahrhunderts vgl. JÖRG, Teure, S. 272–
318.
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richtenwesen der Städte neue Erkenntnisse hervorbringen und zwischenstädti-
scheKontaktnetze sowie die diesbezüglich gute Informationsinfrastruktur vieler
Städte herausarbeiten. Für die städtische Außenpolitik waren insbesondere die
ein- und ausgehenden Briefe von und an andere politische Akteure von hoher
Bedeutung. Zudem korrespondierten auch die städtischen Gesandten mit dem
Stadtrat und weiteren Straßburger Akteuren. Ein funktionierendes Boten- und
Nachrichtenwesenwar somit für die Städte unverzichtbar.24Darüber hinaus sind
auch alternative Kommunikations- und Informationswege der Städte in der
Forschung thematisiert worden. Hier ist zum Beispiel an die Rolle von Wirts-
häusern, Händlern, Kundschaftern und Spionen innerhalb der Außenpolitik der
Städte zu denken.25ZumThemenbereichKommunikation zählenweiterhin auch
Untersuchungen zur Art und Weise der Berichterstattung der städtischen Ge-
sandten in schriftlicher sowie mündlicher Form.26 Vor allem im Kontext dieser
Berichterstattung wurde in der Forschung auf weitere Techniken hingewiesen,
die etwa zum Zwecke der Geheimhaltung27, Authentifizierung, Steuerung und
Archivierung der Nachrichten im Sinne einer erfolgreichen Außenpolitik An-
wendung fanden.28 Briefverschlusssiegel29, cedulae inclusae30 und sogenannte
Gedächtniszettel31 wurden von den städtischen Akteuren hierzu gezielt einge-
setzt.

Insbesondere den verschiedenen außenpolitischen Akteuren der Stadt –wie
städtischen Gesandten und Stadtschreibern –wurde in den bisherigen Arbeiten
besondere Aufmerksamkeit geschenkt. Einzelne Gesandtenpersönlichkeiten
wurden in biographischen Arbeiten einer genaueren Betrachtung unterzogen.32

Ebenso sind exemplarisch für spezifische Gruppen – wie etwa die der Stadt-
schreiber – einzelne Akteure herausgehoben worden.33 Im Wesentlichen wurde
versucht, die soziale Herkunft, die jeweilige Ausbildung und politische Veror-

24 Vgl. hierzu HEIMANN, Brievedregher; KREUTZ, Mainz; KREUTZ, Botenwesen; HÜBNER, Nüwe mer;
HÜBNER, Geschwindigkeit; HÜBNER, Gesandter; HÜBNER, Im Dienste der Stadt; JÖRG, Kontakte;
RÜTHER, Krieg; LIENING, Interessenvertretung.

25 Vgl. etwaWALTER, Spionage;WALTER, Spionage amOberrhein;WALTER, Informationen, S. 245–280.
26 Vgl. etwa JUCKER, Geheimnis, S. 78 f.; LIENING, Überlegungen, 132–138.
27 Zum Themenkomplex Geheimnis und Geheimpolitik in der städtischen Außenpolitik vgl. JU-

CKER, Geheimnis.
28 Vgl. zum Thema Schriftlichkeitsproduktion und der Entstehung von Kommunikationsstruk-

turen durch Gesandte und Schreiber insbesondere JUCKER, Gesandte.
29 Vgl. allgemein zu BriefverschlusssiegelnMAUÉ, Briefe; MAUÉ, Siegel. Speziell zumGebrauch von

Briefverschlusssiegeln in der städtischen Diplomatie vgl. JUCKER, Geheimnis, S. 85.
30 WALTER, Informationen, S. 284–292; WALTER, Transmettre des secrets.
31 LIENING, Überlegungen, S. 136 f.
32 Vgl. etwa für Frankfurt folgende Arbeiten zum Gesandten Walter von Schwarzenberg und

weiteren Gesandtenpersönlichkeiten: KIRCHGAESSNER, Walter von Schwarzenberg; ROTHMANN,
Diplomaten; FOLKENS, Gesandte. Vgl. zum Gesandten Henman Offenburg in Basel: GILOMEN-
SCHENKEL, Henman Offenburg; KÄLBLE, Fremdwahrnehmung. Vgl. zu den beiden Nürnberger
Gesandten Sebolt Pfintzing und Petrus Volkmeir: FRENKEN, Nürnberg; FRENKEN, Nürnberger
Angelegenheiten.

33 WALTER, Informationen S. 154–172 und S. 195–205; JUCKER, Gesandte, S. 110–130.
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tung der Gesandten innerhalb der jeweiligen Städte genauer zu bestimmen.34

Auf derartigen Fragestellungen aufbauend fokussierten sich einige Untersu-
chungen auf die Handlungsspielräume und Kompetenzen städtischer Gesand-
ter35, insbesondere da ihnen in älteren Forschungsarbeiten zum Teil sehr einge-
schränkte oder überhaupt keine eigenständigen Handlungsmöglichkeiten at-
testiert wurden. Vielmehr entwarf die ältere Forschung ein Bild des städtischen
Gesandten, der strikt unterWeisung des Rates und von diesem an Instruktionen
gebunden handelte und zu handeln hatte.36 Dabei wurden die wesentlichen
Faktoren zur Beurteilung jener Handlungsspielräume – wie soziale Herkunft,
Ausbildung und politische Verortung der Gesandten in der Stadt – nicht be-
rücksichtigt. Damit einhergehend hat insbesondere die jüngere Forschung nach
Spezialisierungs- und Professionalisierungstendenzen der städtischen Außen-
politik im Spätmittelalter gefragt.37 Hier konzentrierte man sich unter anderem
auf einzelne Gesandte mit spezieller Ausbildung, diplomatischen Spezialge-
bieten38, die Verflechtung von militärischen und diplomatischen Aufgaben39

sowie die Entwicklungen hin zu professionellen Strukturen städtischer Außen-
politik am Beispiel gelehrter Juristen40, die im Verlauf des 15. Jahrhunderts ver-
mehrt in städtischen Diensten auch in der Außenpolitik tätig waren.

Quellen zum städtischen Gesandtschaftswesen finden sich zum Teil in einer
großen Zahl in den einschlägigen Editionen zur Reichs- und Stadtgeschichte. Die
etwa in denReichstagsakten vorhandenenGesandtenberichtewurden langeZeit
eher unter ereignisgeschichtlicher Perspektive betrachtet und dienten aufgrund
ihrer Dichte an Informationen von Reichs- und Städtetagen als Fundgrube für
eine narrative Reichsgeschichtsschreibung.41 Seit einigen Jahren wird in der
Forschung jedoch verstärkt auf die Vielseitigkeit der Betrachtungs- und Bear-
beitungsmöglichkeiten dieser Berichte hingewiesen, weshalb auch der Anstoß
gegeben wurde, sie aufgrund spezifischer Merkmale als eigene Quellengattung
zu begreifen.42 Diesbezüglich gibt es laufende Forschungsprojekte, die sich auf
der Basis einer hohen quantitativen Quellengrundlage und eines langen Unter-

34 So etwa die Arbeiten von KIRCHGAESSNER, Walter von Schwarzenberg; GILOMEN-SCHENKEL, Henman
Offenburg; JECKEL, Integrationsmechanismen.

35 JÖRG, Gesandte; LIENING, Überlegungen; LIENING, Interessenvertretung.
36 Vgl. hierzu MENZEL, Gesandtschaftswesen; MANDEL, Studien.
37 JÖRG/JUCKER (Hrsg.), Spezialisierung; JECKEL, Integrationsmechanismen, S. 197, die allerdings den

Begriff „Expertentum“ statt „Profession“ bzw. „Professionalisierung“ bevorzugt, da es in
Nördlingen keine vollständige Professionalisierung der Gesandtentätigkeit gegeben habe.

38 Vgl. hierzu WALTER, Informationen, S. 27–147.
39 Vgl. hierzu LIENING, Diplomatie, insbesondere S. 132–135.
40 Vgl. KAISER, Meiger; HEIMPEL, Berichte; WRIEDT, Gelehrte.
41 Zur Rezeptionsgeschichte von Gesandtenberichten SCHWARZ, Politische Kommunikation, S. 63 f.;

SCHWARZ, Mittelalter-Rezeption, S. 113–125.
42 SCHWARZ, Politische Kommunikation, S. 62–66; SCHWARZ, Mittelalter-Rezeption, insbesondere

S. 13 f., der dafür plädiert, diese Quellen verstärkt in der Lehre an Universitäten und auch im
Schulunterricht zu verwenden.
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suchungszeitraums die Untersuchung der Entwicklung städtischer Gesandten-
berichte einer einzelnen Stadt zum Ziel gesetzt haben.43

Daneben ist das Potenzial verschiedenster Quellentypen in einigen Arbeiten
aufgezeigtworden. Zusätzlich zu denGesandtenberichten bietet die inmanchen
Städten vorhandene Rechnungsbuchüberlieferung Einblicke in die Häufigkeit,
Reichweite, Rahmenbedingungen und Kosten städtischer Gesandtschaftsmis-
sionen. Aber auch für die tatsächliche Praxis städtischer Diplomatie sind diese
Quellen aufschlussreich. Nachweisbar sind etwa Geldzahlungen für die Aus-
stellung von Privilegien durch den König oder veranschlagte Geldbeträge für
Geschenke,44 die beispielsweise von Nürnberger Gesandten als Mittel der Di-
plomatie eingesetzt wurden.45 Weitere gewinnbringende Quellenbestände wie
Brief- und Botenbücher wurden ebenfalls bereits zur Analyse spätmittelalterli-
cher Diplomatie herangezogen.46

Darüber hinaus sind noch Themenbereiche zu nennen, die bisherweniger im
Fokus der Forschung standen. Dazu zählen Forschungen zum Geleit(recht)47

und zur Immunität von städtischen Gesandten und Boten.48 Diese erfuhren
weniger Betrachtung in einem breiteren Rahmen, als vielmehr eine Behandlung
im Zuge von Einzelfallbeispielen.49

Weiterhin wurde wenig zu Ritualen und symbolischer Kommunikation im
Kontext von städtischen Gesandtschaften geforscht.50Dies ist erstaunlich, da die
Quellen in vielen Fällen für derartige Themenkomplexe eine Fundgrube dar-
stellen und die genannten Forschungsfelder in der Geschichtswissenschaft sehr
prominent vertreten sind. Dennoch ist das Thema im Kontext städtischer Ge-
sandtschaftsforschung noch nicht etabliert.51

Nicht dezidiert erforscht ist insbesondere die Frage, wie sich ein „Gesandt-
schaftswesen“ in spätmittelalterlichen Städten des Reiches tatsächlich ausge-
staltete. Zwar ist auch der nicht zeitgenössische Begriff des Gesandtschaftswe-

43 Dies strebt Katharina Jeckel (Freiburg) in ihrem Dissertationsprojekt „Die Entwicklung des
Nördlinger Gesandtschaftswesens im Spätmittelalter aus der Perspektive der Gesandtschafts-
berichte“ an.

44 Vgl. zum Thema Geschenke als Mittel der städtischen (Außen‐)Politik im späten Mittelalter
GROEBNER, Geschenke.

45 Eine AuswertungNürnberger Bestände liefern FUCHS/SCHARF, Gesandte, speziell zumAspekt der
Geldzahlungen und der Geschenkvergabe alsMittel der Diplomatie vgl. hier S. 309–313; vgl. für
Basel mit einem ähnlichen Ansatz FÜRDERER, Rechnungsbuch; in Ansätzen zum Thema Ge-
richtsverfahren undGeschenke in der Nürnberger Diplomatie vgl. FUCHS, Praxis, S. 263 und 271.

46 MONNET, Außenbeziehungen, hier speziell zu Korrespondenz und Botenbüchern in Frankfurt
vgl. S. 213 f.; SEYBOTH, Nürnbergs Rolle, S. 10, hier speziell zu den Briefbüchern Nürnbergs.

47 Vgl. hierzu allgemein etwa KINTZINGER, Cum salvo; mit einem städtischen Fokus HAFERLACH,
Geleitswesen.

48 Dies machte bereits Pierre Monnet als Forschungsdesiderat aus, vgl. MONNET, Außenbeziehun-
gen, S. 209.

49 Vgl. etwa RÜTHER, Geleit.
50 Vgl. etwa JUCKER, Gesandte, S. 253–269; JUCKER, Körper; SELZER, Professionalisierung sowie TIM-

PENER, Strategien, die im Gegensatz zu den anderen Beiträgen die geringe Bedeutung symboli-
scher Kommunikation in der Diplomatie am Beispiel der Stadt Augsburg hervorhebt.

51 Vgl. hierzu Kapitel IV in dieser Studie, welches sich dem Themenfeld ausführlich widmet.
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sens als Teil einer städtischen Außenpolitik durchaus gängig und zur Beschrei-
bung und Interpretation genutzt worden. Doch was man sich tatsächlich im
Einzelfall darunter vorzustellen hat,wie ein solches „System“ funktioniert haben
könnte, ist erst in Ansätzen erforscht.52 Dabei lässt sich gerade über den Nach-
weis organisierter Strukturen verdeutlichen, dass Gesandte und Gesandtschaf-
ten und die damit einhergehenden Organisationsprozesse elementare Bestand-
teile der städtischen Politik im späten Mittelalter waren. Die Erforschung dieser
für ein Gesandtschaftswesen notwendigen Strukturen und Rahmenbedingun-
gen ist noch immer ein Desiderat der Mediävistik. Die negative Beurteilung
städtischer Außenpolitik durch die deutsche Diplomatiegeschichtsschreibung
des späten 19. und frühen 20. Jahrhunderts ist hierfür mitverantwortlich.53

AuchAbhandlungen, welche städtische Diplomatie allein unter demAspekt
der vomKönigtum ausgehenden Beziehungen zu den Städten untersuchten und
das initiative und längerfristige diplomatische Handeln dieser Städte nicht in
Betracht zogen, haben sicherlich zur gegenwärtigen Situation beigetragen.54

Gewiss zu Recht wurde von der neueren Forschung die bisher vorhandene
pauschale Geringschätzung der Möglichkeiten städtischer Außenpolitik be-
klagt.55Unter diesen Prämissen erklärt sich auch dasDesinteresse an derAnalyse
eines städtischen Gesandtschaftswesens.

2.2 Straßburger Außenpolitik und Gesandtschaften

Zur Straßburger Außenpolitik und zum Gesandtschaftswesen der Stadt im
späten Mittelalter ist ebenfalls bereits geforscht worden. Dies geschah zunächst
in breiter angelegten Studien zur Stadt- und Diplomatiegeschichte, in denen
unter anderem auch Straßburger Gesandtschaften thematisiert wurden. Bereits
Viktor Menzel und Gudrun Mandel verwiesen auf die Berichte der Straßburger
Gesandten, denen sie eine besonders hohe Qualität bescheinigten.56

52 MONNET, Außenbeziehungen, S. 208: „[…] und allmählich halten manche Städte ein Informa-
tions- und Gesandtschaftssystem für genauso wichtig wie die Stadtbefestigung: Den Frieden
bewahren heißt vorausschauen, abwägen und warnen, kurz: einfach wissen. Aber die Einrich-
tung eines solchen Systems imDienst der Stadt, sowie die Führung einer städtischenDiplomatie
stellen spezifische Probleme.“

53 Vgl. hierzu den Forschungsüberblick undweitere Literaturangaben bei JÖRG/JUCKER, Einführung.
54 Diesen Umstand schildert MONNET, Außenbeziehungen, S. 201; sowieMONNET, Diplomatie, S. 74.

Überlegungen zum Verhältnis von Königtum und Stadt aus städtischer Perspektive finden sich
etwa bei TIMPENER, Reichsstadt; FOLKENS, Gesandte.

55 Vgl. MONNET, Außenbeziehungen, S. 201.
56 MENZEL, Gesandtschaftswesen, S. 70 f., hier S. 70: „Alle hier vermissten Dinge, und andre mehr,

finden sich in den Berichten der Strassburger Gesandten von ebenda. Ich kann nicht finden, dass
diese ‚Wichtiges und minder Wichtiges bunt durcheinander‘ melden […] im Gegenteil, ihre
Berichte scheinenmir klar disponiert und aus der […] Fülle des Gehalts prägnant dasWichtigste
herausgehoben […]“; Ähnliche Äußerungen bei MANDEL, Studien, S. 156: „Die Strassburger
Gesandtschaftsberichte vermögen oft allein Aufschluss über die Ereignisse eines Reichstages zu
geben. Sie zeichnen sich aus durch Sachlichkeit, Genauigkeit, Ausführlichkeit und Lückenlo-
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Auch Martin Alioth behandelte im Kontext seines Werkes über die sozialen
Gruppender Stadt im spätmittelalterlichen Straßburg das Thema inAnsätzen. Er
hob insbesondere die Bedeutung eines städtischen Ratsausschusses im Zusam-
menhang mit Gesandtschaften hervor. Der Ausschuss der Neun und spätere
Dreizehner Ausschuss sei bereits am Beginn des 15. Jahrhunderts für die städ-
tische Außenpolitik verantwortlich gewesen und habe für Kontrolle und In-
struktion der Straßburger Gesandten gesorgt.57 Diese Position wurde von mir
anhand eines Nachweises starker personeller Überschneidungen zwischen Ge-
sandten und Mitgliedern dieses Ausschusses bereits in Frage gestellt. Darüber
hinaus wurden in meinem Beitrag weitere grundlegende Fragen bezüglich des
Gesandtschaftswesens der Stadt Straßburg zu Beginn des 15. Jahrhunderts an-
gesprochen.58 In einem weiteren Beitrag habe ich mich unter anderem mit der
Rolle von StraßburgerGesandtschaftenundGesandten imKontext des Romzugs
König Ruprechts im Jahr 1401/02 auseinandergesetzt.59

Neben diesen ersten Ansätzen zu einer Erforschung des Straßburger Ge-
sandtschaftswesen am Anfang des 15. Jahrhunderts sind weitere Studien ver-
fasst worden, die sich mit der Thematik in anderen Zeiträumen auseinander-
gesetzt haben. Eher allgemein zur Straßburger Bündnispolitik im 14. Jahrhun-
dert als speziell zum Gesandtschaftswesen hat Bettina Fürderer Beiträge ver-
fasst.60 Einenwichtigen Aufsatz verfasste Sigrid Schmitt zu zwischenstädtischen
Kommunikationsprozessen im Oberrheingebiet im Kontext der Armagnaken-
einfälle in den 1440er Jahren, in dem sie auch auf grundlegende Fragen des
Straßburger Gesandtschaftswesens, wie etwa die paritätische Zusammenset-
zung Straßburger Gesandtschaften aus Mitgliedern der Zünfte und des Patrizi-
ats, einging.61 Weitere wertvolle Forschungen zu Themen der Straßburger Au-
ßenpolitik und des Gesandtschaftswesens kamen vor allem von Bastian Walter,
der eine Dissertation zu den Akteuren und Techniken städtischer Außenpolitik
der Städte Bern, Straßburg und Basel zur Zeit der Burgunderkriege 1468–1477
verfasst und in zahlreichen weiteren Beiträgen zu spezifischen Aspekten des
Themenfeldes in jener Zeit, unter anderem auch zu Straßburg, geforscht hat.
Insbesondere seine Ergebnisse zum Umgang mit Informationen, deren Weiter-
leitung und Beschaffung haben dabei wichtige Erkenntnisse für das Funktio-
nieren städtischer Außenpolitik in Straßburg hervorgebracht.62

sigkeit.“ Mit weiteren Ausführungen und einer Einschätzung zu den Positionen vgl. LIENING,
Überlegungen, S. 134f.

57 ALIOTH, Gruppen, S. 140.
58 LIENING, Überlegungen, hier S. 145–147.
59 LIENING, Interessenvertretung.
60 FÜRDERER, Bündnispolitik; FÜRDERER, Bündniskonstellationen.
61 Vgl. SCHMITT, Gesellschaft.
62 WALTER, Informationen. Vgl. weiterhin etwaWALTER, Spionage am Oberrhein; WALTER, Spionage.
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3. Forschungsgegenstand

3.1 Untersuchungszeitraum und Fallbeispiele

DerUntersuchungszeitraumder Studie umfasst die ersten beiden Jahrzehnte des
15. Jahrhunderts. Sowohl verschiedene innerstädtische Entwicklungen und po-
litische Einschnitte in Straßburg als auch außenpolitische Herausforderungen
jener Zeit bilden einen guten Rahmen zur Erforschung der Thematik.

Auf der innerstädtischen Ebene liefern etwa die Neuordnung der Stadtver-
waltung von 1405 und die am Ende des 14. Jahrhunderts entstehenden und sich
zuBeginn des 15. Jahrhunderts etablierendenRatsausschüsse nicht nur Einblicke
in das Gesandtschaftswesen, sondern zugleich in dessen verfassungspolitische
Rahmenbedingungen. Zudem war der Rat der Stadt bezüglich der Teilhabe
unterschiedlicher Gruppen in diesemZeitraum keinem grundsätzlichenWandel
ausgesetzt. Die Zusammensetzung des Rates änderte sich erst 1420 zugunsten
der Zünfte, die seither eine bedeutendeMehrheit imRat hatten.63Die paritätische
Beteiligung der sozialen Gruppen an der Ratsherrschaft eröffnet für die Erfor-
schung des Gesandtschaftswesens aufschlussreiche Perspektiven. So lassen sich
möglicherweise gruppenspezifische Handlungsfelder oder auch Konkurrenzen
herausarbeiten, die wiederum weiterführende Erkenntnisse zum Themenfeld
ermöglichen.64

Außenpolitische Herausforderungen waren im Untersuchungszeitraum
vielfach vorhanden. Die vorliegende Studie konzentriert sich dabei auf wenige,
dafür jedoch in der Überlieferung gut greifbare und unterschiedlich gelagerte
Fälle. Hierzu wird ergänzendes Quellenmaterial aus dem Untersuchungszeit-
raum – undwo sinnvoll darüber hinaus auch im zeitlichen Vor- oder Rückgriff –
immer wieder zum Zwecke einer vergleichenden Analyse und Kontextualisie-
rung herangezogen. Durch die Untersuchung von drei ausgewählten Beispielen
können unterschiedliche Herausforderungen an das Gesandtschaftswesen der
Stadt Straßburg in den Blick genommen werden. Der Thronwechsel im deut-
schen Reich (1400), der sogenannte Marbacher Bund (1405–1410) und das Kon-
stanzer Konzil (1414–1418) werden im Fokus stehen. Auch wenn nicht primär
die historischen Ereignisse, sondern Straßburger Gesandtschaften und ihre Or-
ganisation umfassend analysiert werden, so ist eine Untersuchung eben jener
Fallbeispiele aus den genannten Gründen sinnvoll. Die getroffene Auswahl be-
gründet sich sowohl durch die gute Quellenüberlieferung als auch durch die
Bedeutung der Ereignisse für Straßburg und die aus den unterschiedlichen
Kontexten resultierenden vielfältigen Anforderungen an das städtische Ge-
sandtschaftswesen. Ebenso bietet sich innerhalb dieses Rahmens die Möglich-
keit, grundlegende Fragen zum Gesandtschaftswesen der Stadt zu Beginn des
15. Jahrhunderts zu untersuchen.

63 Vgl. hierzu die tabellarische Übersicht bei VON HEUSINGER, Zunft, S. 211.
64 Vgl. hierzu Kapitel II (1.1).
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3.1.1 Thronwechsel

Im Jahr 1400 kam es zu einer höchst ungewöhnlichen Situation im Reich. König
Wenzel wurde im August des Jahres auf einem Tag der Kurfürsten in Ober-
lahnstein abgesetzt.65 Geleitet von anderen Interessenschwerpunkten fand die
Betrachtung der Städte beziehungsweise einzelner städtischer Perspektiven bei
der Königsabsetzung von 1400 in der Forschung eher am Rande statt. Die Ar-
beiten zur Thematik innerhalb der letzten Jahre haben jedoch deutlich gezeigt,
dass die Städte von den unterschiedlichen politischen Hauptakteuren der Er-
eignisse durchaus beachtet wurden und um ihre Fürsprache in dieser Angele-
genheit geworbenwurde.66Doch trotz dieser bisherigen Ergebnisse zur Rolle der
Städte fehlt es weiterhin an Detailuntersuchungen, die sich mit den inner- und
zwischenstädtischen Prozessen des Jahres 1400 befassen, auch wenn neue Per-
spektiven in Bezug auf zwischenstädtische Aushandlungsprozesse im Kontext
der Königsabsetzung eingenommen und dadurch wichtige Ergebnisse für die
Beurteilung städtischer Außenpolitik erzielt wurden.67

Paul Joachim Heinig verwies zu Recht darauf, dass bestimmte Städte im
Kontext der Absetzung König Wenzels divergierende Interessen hatten, so etwa
Nürnberg und Frankfurt. Deshalb müsse man auch mit Verallgemeinerungen
sehr vorsichtig sein, da eine politische Einheit „der Städte“ nicht zwangsläufig
angenommen werden könne.68 Unabhängig von Art und Intensität der Einbin-
dung, Einmischung und Tätigkeit der oftmals als Einheit bezeichneten Städte
muss in jedem Fall die politische Aktivität einzelner Städte respektive be-
stimmter Städtegruppen zur Kenntnis genommen werden.

Fragt man nach den politischen Handlungsmotiven einzelner Kommunen
und deren Umsetzung, sind vor den geschilderten Hintergründen und den
historischen Zusammenhängen ebenfalls die Wahl und Krönung Ruprechts
sowie die Privilegienverhandlungen mit dem neuen König in die Untersuchung
mit einzubeziehen. Denn nicht nur die Phase vor der Absetzung Wenzels und
das damit einhergehende Bemühen der verschiedenen Parteien um die Gunst
der Städte war für jene höchst problematisch, sondern auch die Phasen zwischen
Absetzung und Neuwahl und potenzieller Anerkennung des neuen Königs.
Schließlich stand zu keinem Zeitpunkt fest, inwiefern sich Ruprecht auch tat-
sächlich als neuer König behaupten können würde und ob sich Wenzel nicht
sogar zurWehr setzenwürde. Eine isolierte Betrachtung derAbsetzung schränkt
die Aussagemöglichkeiten zudem unnötig ein, da möglicherweise bestimmte
städtische Motivationen und Handlungen nur durch die Betrachtung der Vor-
gänge in Gänze erklärt werden können. Somit soll in dieser Arbeit der gesamte
Thronwechsel aus der Perspektive Straßburgs und des Gesandtschaftswesens
untersucht werden.

65 Vgl. zu den historischen Rahmenbedingungen des Thronwechsels exemplarisch GERLICH, König,
S. 9–21.

66 Diese Deutung etwa bei HOLTZ, Reichsstädte, S. 190f.
67 So bei JÖRG, Gesandte.
68 HEINIG, Reichsstädte, S. 179.

3. Forschungsgegenstand 23



Von der Beschaffung von Informationen über den Absetzungs- und den
Neuwahlprozess, über zwischenstädtische Absprachen bezüglich der unsiche-
ren Situation im Reich und die Anerkennung des neu gewählten Königs, bis hin
zu den konkreten Privilegienaushandlungen und -bestätigungen waren Straß-
burger Gesandtschaften in die Angelegenheiten des Thronwechsels eingebun-
den. Darüber hinaus besitzt dieses Fallbeispiel auch bezüglich ähnlicher oder
vergleichbarer Aktivitäten anderer beteiligter Städte das Potenzial für Aussagen
zur städtischen Außenpolitik, die über den Einzelfall Straßburg hinausgehen
und zudem zeigen, wie lohnenswert die Betrachtung von Ereignissen mit
reichspolitischer Relevanz aus eben jener Perspektive sein kann.

3.1.2 Marbacher Bund

Am 14. September 1405 gründete sich in Marbach am Neckar ein Bündnis ver-
schiedener Städte und Herren.69 Der sogenannte Marbacher Bund war vorder-
gründig mit dem Ziel der Friedenssicherung gegründet worden, doch tatsäch-
lich verbarg sich dahinter eine Vereinigung gegen König Ruprecht. Erzbischof
Johann von Mainz, Markgraf Bernhard von Baden, Graf Eberhard von Würt-
temberg, Straßburg und 17 schwäbische Reichsstädte fanden sich als Grün-
dungsmitglieder in Marbach zusammen und hatten unterschiedliche Motive,
um in Opposition zum Reichsoberhaupt zu treten. Unbestätigte Privilegien,
territoriale Konflikte sowie Zahlungsforderungen an die Reichsstädte und Ein-
flussnahme im Herrschaftsbereich unterschiedlicher Städte seitens des Königs
waren maßgebliche Faktoren, die zum Zusammenschluss führten.70

Straßburg war verschiedentlich mit Ruprecht in Konflikt geraten, da dieser
durch seine politischen Aktivitäten den Straßburger Einflussbereich vermehrt
störte. Aufgrund der geplanten Heiratspolitik des Königs mit dem Hause
Habsburg, die eine Veräußerung elsässischer Besitzungen an die Habsburger
vorsah, befürchtete Straßburg durch diese eine verstärkte Einflussnahme im
Elsass.71 Hinzu kam das stark belastete Verhältnis der Stadt zum Straßburger
Bischof Wilhelm von Diest, der wiederum mit Ruprecht eng verbunden war.
Unter dem Bischof hatte eine negative Entwicklung innerhalb des Bistums
stattgefunden. Insbesondere die durch Wilhelm angehäuften Schulden hatten
1405 dazu geführt, dass das Bistum fortan von einem Verwaltungsgremium,
bestehend aus jeweils einem Vertreter der Stadt, des Domkapitels und des Bi-
schofs, geführt wurde.72 Zudem hatte der Bischof einige zum Straßburger Stift

69 Das Bündnis wurde in der Forschung bisher nur amRande bearbeitet. Neben einer Einzelstudie
aus dem 19. Jahrhundert ist der Marbacher Bund hauptsächlich in Abhandlungen zur Königs-
herrschaft Ruprechts thematisiert worden. Vgl. ausführlich zu den historischen Rahmenbe-
dingungen und den folgenden Ausführungen exemplarisch folgende Titel mit weiterer Litera-
tur: FRIEDLÄNDER, Geschichte; LINDNER, Deutsche Geschichte, S. 212–226; GERLICH, König, S. 34–41;
AUGE/SPIESS, Ruprecht, S. 457 f.; AUGE, König Ruprecht, S. 180.

70 Zu den unterschiedlichen Motiven und den Ereignissen, die zur Gründung des Marbacher
Bundes führten, vgl. ausführlich FRIEDLÄNDER, Geschichte, S. 5–36.

71 FRIEDLÄNDER, Geschichte, S. 25 f.
72 WUNDER, Landgebiet, S. 76–86.
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gehörige Besitzungen an den König abgetreten.73 Weiterhin löste Ruprecht die
Reichspfandschaften zur Hälfte ein, die im Besitz des Straßburger Stifts waren.74

Der Bund erweiterte sich nach seiner Gründung noch um einige Mitglieder,
wurde aber bereits nach wenigen Jahren durch Bündnisse des Königs mit dem
Mainzer Erzbischof (1407) und mit Straßburg sowie den elsässischen Städten
entscheidend geschwächt. Bis zu seinem vertragsmäßigen Ende im Jahre 1411
blieb der Bund zwar formal bestehen, doch fehlte es ihm an politischer Stärke.75

Das gewählte Fallbeispiel bietet die Möglichkeit, das Straßburger Gesandt-
schaftswesenundGesandtschaftsmissionen imKontext eines Bündnisses und im
direkten Konflikt mit dem König zu untersuchen. Dies ist deshalb reizvoll, da
Bündnisse spezifische Anforderungen an die städtische Außenpolitik stellten.
Relevante Untersuchungsaspekte sind die Vorbereitung, Verhandlung und der
Abschluss des Bundesvertrages, Verhandlungen unter den Verbündeten sowie
gemeinsame Verhandlungen der Verbündeten mit ihren Kontrahenten. An den
Vertragsverhandlungen, so stellte es bereits Ernst Friedländer in seiner Ab-
handlung zum Marbacher Bund fest, hatte Straßburg einen erheblichen Anteil,
selbst untersuchte er diese aber nicht genauer.76 Straßburg musste in den Jahren
der Mitgliedschaft zum einen innerhalb des Marbacher Bundes versuchen, die
eigenen politischen Ziele durchzusetzen. Zum anderen war jedoch – jenseits der
eigenen Position – der Kompromiss mit den Verbündeten und schließlich auch
die gemeinsame Opposition gegen die politischen Kontrahenten wichtig. Im
Falle der Mitgliedschaft Straßburgs ist für die Untersuchung von Außenpolitik
und Gesandtschaften zudem interessant, dass Straßburg durch ein Bündnis mit
Ruprecht im Jahre 1408 de facto aus dem Marbacher Bund ausschied. Die Ver-
handlungen mit dem König bieten dementsprechend ein weiteres Untersu-
chungsfeld.77

3.1.3 Das Konstanzer Konzil und der Konflikt mit dem Straßburger Bischof

Die Auseinandersetzungen mit dem Straßburger Bischof Wilhelm von Diest
dauerten weiterhin an. Im Jahre 1415 erreichte der Konflikt einen vorläufigen
Höhepunkt. Eine Koalition aus Straßburger Domkapitel und Stadt nahm den
Bischof Anfang Dezember 1415 gefangen.78 Dabei kam dem Straßburger Dom-
dekan – Hügelmann von Finstingen – eine besondere Rolle zu. Vonseiten der
Stadt warenmehrere Bürger amÜberfall auf den Bischof beteiligt.79Diese waren

73 Als Antwort besetzte Straßburg die zum Bistum gehörigen Orte Kochersberg und Oberkirch.
Anschließend schloss man mit dem Straßburger Domkapitel ein Bündnis gegen den Bischof,
dazu FRIEDLÄNDER, Geschichte, S. 29 f.

74 FRIEDLÄNDER, Geschichte, S. 25–31.
75 FRIEDLÄNDER, Geschichte, S. 50 f.; GERLICH, König, S. 40 f.
76 FRIEDLÄNDER, Geschichte, S. 37.
77 FRIEDLÄNDER, Geschichte, S. 50 f.
78 Vgl. grundlegend hierzu FINKE, Elektenprozess; FINKE, König, S. 90–130.
79 FINKE, Elektenprozess, S. 106–108.
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führende Politiker und häufig auch als Gesandte tätig.80 Für die Beteiligung
Straßburgs an der Entführung lassen sich nach Heinrich Finke keine plausiblen
Gründe finden. Die Stadt habe keinen wirklichen Vorteil aus der Angelegenheit
ziehen können,weshalb Finke vermutet, dass Straßburg zur Teilnahme gedrängt
worden sei und die damit verbundenen Risiken nicht erkannt habe.81Die Folgen
waren für Straßburg tatsächlich gewaltig und erforderten von der städtischen
Politik in den Jahren des Konstanzer Konzils größere Anstrengungen. Denn
Straßburg wurde wegen der Gefangennahme vor das Konzilsgericht in Kon-
stanz geladen und die Stadt mit dem Interdikt belegt. Der Gerichtsprozess und
die Bemühungen, wieder vom Interdikt befreit zu werden, beanspruchten das
Gesandtschaftswesen in außergewöhnlicher Art und Weise. Dies zeigt gerade
die städtische Korrespondenz dieser Jahre, die eine Vielzahl an städtischen Ge-
sandtenberichten beinhaltet und daher die Intensität diplomatischer Aktivitäten
erkennen lässt. Ebenso zeigt sich anhand der verschiedenen Akteure, die für
Straßburg in der Außenpolitik in jener Zeit agierten, dass besondere Maßnah-
men ergriffen werden mussten. Zu nennen ist hier beispielhaft die stärkere
Einbindung des Stadtschreibers Ulrich Meiger in städtische Gesandtschafts-
missionen, der aufgrund seiner Kenntnisse der lateinischen Sprache und seiner
juristischen Ausbildung für den Gerichtsprozess in Konstanz geradezu prä-
destiniert war.82 Weiterhin waren auch verschiedene Advokaten für Straßburg
tätig. Hinzu kommt die enge Zusammenarbeit mit dem Straßburger Domkapi-
tel, die etwa zusätzliche Absprachen erforderte. Dementsprechend lassen sich
anhand der Geschehnisse auf dem Konzil viele Facetten des Gesandtschafts-
wesens aufzeigen und untersuchen.

3.2 Quellenlage und -auswahl

Der Untersuchungszeitraum und insbesondere die drei genannten Fallbeispiele,
auf deren Quellengrundlage diese Arbeit maßgeblich aufbaut, stellen eine gute
Basis für eine Erforschung des Straßburger Gesandtschaftswesens dar. An ge-
drucktem Material sind hier zunächst die grundlegenden Quelleneditionen zur
Straßburger Stadtgeschichte im späten Mittelalter zu nennen. Das „Urkunden-
buch der Stadt Straßburg“83 bietet mit seinen sieben Bänden eine unverzichtbare
Grundlage für die Erforschung der Straßburger Stadtgeschichte im späten Mit-
telalter. Ebenso wichtig für die vorliegende Studie ist der Band „Verfassungs-,
Verwaltungs- und Wirtschaftsgeschichte der Stadt Straßburg“84 von Karl Theo-
dor Eheberg. Von zentraler Bedeutung sind auch die für den Untersuchungs-

80 Vgl. zur Gruppe der Ammeister und Altammeister in der städtischen Außenpolitik bereits
LIENING, Überlegungen, S. 143–145.

81 FINKE, Elektenprozess, S. 109.
82 Zum Stadtschreiber Ulrich Meiger vgl. KAISER, Meiger.
83 UB I-VII.
84 EHEBERG.
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zeitraum relevanten Bände aus der Reihe „Deutsche Reichstagsakten“85, die
wichtige Quellen zu zentralen Themen der Reichspolitik des späten Mittelalters
beinhalten. Neben diesen häufig benutzten und daher an dieser Stelle besonders
hervorgehobenen Quelleneditionen wird weiteres Material aus unterschiedli-
chen Editionen bei Bedarf herangezogen werden.

Der weitaus größte Anteil der benutzen Quellen stammt aus dem Straßburger
Stadtarchiv.86 Weitere ergänzende Archivrecherchen wurden im Staatsarchiv
Basel durchgeführt. Insbesondere ist die Straßburger Korrespondenz für das
vorliegende Projekt unverzichtbar. Dabei kann sich die Studie nur zum Teil auf
ediertes Quellenmaterial stützen, welches insbesondere in den Reichstagsakten
zu finden ist. Da die Bände des Urkundenbuches der Stadt Straßburg nur bis
zum Jahr 1400 reichen, wurden diese eher ergänzend hinzugezogen. Während
der Straßburger Archivrecherchen konnte die gesamte städtische Korrespon-
denz für den Untersuchungszeitraum eingesehen werden. Sie liefert die we-
sentliche Quellenbasis für die vorliegende Arbeit. Die Gesandtenberichte jener
Zeit sind die wichtigsten Quellen. Ihre Zahl umfasst imUntersuchungszeitraum
mehrere hundert Stück. Darüber hinaus konnte auch auf eingehende Korre-
spondenz, Briefe an Gesandtschaften und Gesandteninstruktionen zurückge-
griffen werden, die in jenen Beständen zu finden sind.

Da die städtischen Rechnungsbücher im deutsch-französischen Krieg ver-
brannt und die Ratsprotokolle der Stadt seriell erst ab der Mitte des 15. Jahr-
hunderts überliefert sind, kann auf derartige Quellen nur je nach Verfügbarkeit
punktuell Bezug genommen werden. Doch gerade Protokolle von innerstädti-
schen Beratungen in verschiedenen Gremien finden sich immerwieder verstreut
in unterschiedlichen Beständen. Neben der Serie AA aus dem Straßburger
Stadtarchiv, die die Korrespondenz der Stadt beinhaltet, wurden demnach
weitere Bestände immer wieder herangezogen, in denen im Zuge der Recher-
chen relevantes Quellenmaterial ausfindig gemacht wurde.

Im Staatsarchiv Basel ist die eingehende Korrespondenz der Stadt überprüft
worden, da sie Briefe der Stadt Straßburg an Basel aus jener Zeit beinhaltet. Da
die beiden Städte grundsätzlich über eine enge Beziehung verfügten und sich
gerade auch im Kontext des Konstanzer Konzils gegenseitig unterstützten, war
die Überprüfung und Auswertung dieser Bestände inhaltlich hilfreich.

3.3 Ziele und Aufbau der Arbeit

Der Untersuchungszeitraum wurde bereits eingehend dargestellt und begrün-
det sich durch Quellenlage, Art der Fallbeispiele sowie einen generellen Mangel
an Forschungen zu Straßburger Gesandtschaften zu Beginn des 15. Jahrhun-
derts. Vor dem Hintergrund der bisherigen wissenschaftlichen Arbeiten zur
städtischen Außenpolitik und zum städtischen Gesandtschaftswesen – sowohl

85 RTA.
86 Archives de la ville et de l’Eurométropole de Strasbourg (=AVES).
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in einem breiteren Rahmen als auch speziell für die Stadt Straßburg im späten
Mittelalter – ergeben sich verschiedene Möglichkeiten der weiteren Erfor-
schung.87

Zunächst werden Organisation und Zuständigkeiten im Gesandtschaftswesen
der Stadt imKapitel II in den Blick genommen. In einem ersten Teilkapitel stehen
die diesbezüglichen innerstädtischen Voraussetzungen im Mittelpunkt des In-
teresses. Als erstes werden dabei grundlegende verfassungspolitische Voraus-
setzungen für das Gesandtschaftswesen in Straßburg aufgezeigt. Darauf auf-
bauend erfolgt eine Überprüfung der innerstädtischen Zuständigkeitsbereiche
für die Außenpolitik der Stadt, indem nach den tatsächlichen Kompetenzen
verschiedener Ämter und Gremien auf der Grundlage der Quellenüberlieferung
des gesamten Untersuchungszeitraums gefragt wird. Im Anschluss werden die
Rahmenbedingungen städtischer Gesandtschaftsmissionen untersucht. Hier
werden sowohl rechtliche Rahmenbedingungen mit der tatsächlichen Praxis in
der städtischen Diplomatie konfrontiert, als auch grundsätzliche Aspekte der
Organisation der Gesandtschaftsmissionen analysiert. In einem zweiten Teilka-
pitel werden diejenigen Akteure betrachtet, die außerhalb der Stadt als Boten
und Gesandte für die städtische Diplomatie zuständig waren. Zunächst richtet
sich hierbei der Fokus auf die städtischen Boten und ihre Tätigkeit der Nach-
richtenübermittlung. Anschließend wird anhand ausgewählter Beispiele das
Spektrum der unterschiedlichen städtischen „Gesandtentypen“ aufgezeigt
werden, die zu Beginn des 15. Jahrhunderts für Straßburg tätig waren.

Im darauffolgenden Kapitel III stehen die drei ausgewählten Fallbeispiele
und ihre kontextspezifischen Herausforderungen an Gesandte und das Ge-
sandtschaftswesen im Mittelpunkt. Dabei werden unterschiedliche Zugänge
und thematische Schwerpunkte gewählt, um die vielfältigen Tätigkeiten städ-
tischer Gesandtschaften darzulegen und spezifische Maßnahmen der städti-
schen Diplomatie zu analysieren.

Das letzte inhaltliche Kapitel IV widmet sich dem Themenfeld der symbo-
lischen Kommunikation. Dieses Forschungsthema ist in der mediävistischen
Geschichtswissenschaft längst etabliert, doch hat sich die Forschung damit bis-
her nur marginal im Kontext von städtischen Gesandtschaften befasst. Mit un-
terschiedlicher thematischer Fokussierung und anhand von Beispielen aus dem
gesamten Untersuchungszeitraum soll zum Abschluss dieses bisher besonders
vernachlässigte Forschungsthema ausführlich behandelt werden. Ein inhaltli-
ches wie gleichsam methodisches Schlusskapitel wird die herausgearbeiteten

87 Hierzu mit grundlegenden Überlegungen und Ansätzen zu den Möglichkeiten und wichtigen
Aspekten bei der Erforschung unterschiedlicher Gesandtschaftswesen, an denen sich die vor-
liegende Studie orientiert: MÄRTL/ZEY, Frühzeit, S. 20 f., die folgenden Zitate S. 20, die drei Be-
reichen besondere Relevanz einräumen. Demnachmüssten insbesondere die „Organisation von
Gesandtschaften und deren Strukturen“, die „Personengeschichte des Gesandtschaftswesens“
sowie „kommunikations- und kulturgeschichtliche Aspekte“ berücksichtigt werden. Vgl.
ebenso SCHWINGES/WRIEDT, Einführung, S. 11–13, die Aspekte wie Person, Ort, Sprache, Formalia
und Zeremoniell in den Vordergrund einer Erforschung des Gesandtschaftswesens stellen und
somit ebenfalls einen eher strukturellen Ansatz bevorzugen.
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Ergebnisse gebündelt darstellen und weitere Perspektiven und methodische
Konsequenzen für die generelle Erforschung des städtischen Gesandtschafts-
wesens im späten Mittelalter aufzeigen.

Ziel dieser Arbeit ist es, eine Studie über das Gesandtschaftswesen der Stadt
Straßburg zu Beginn des 15. Jahrhunderts vorzulegen, die sowohl innerstädti-
sche Voraussetzungen, Organisationsformen und Rahmenbedingungen städti-
scher Außenpolitik als auch die Perspektive der Gesandtschaften, ihrer Akteure
und Tätigkeiten berücksichtigt. Es soll somit durch einen multiperspektivischen
Blick auf das Thema herausgefunden werden, wie das Gesandtschaftswesen
organisiert war und in der diplomatischen Praxis funktionierte.88

88 Die Notwendigkeit einer möglichst multiperspektivischen Erforschung des Themas betonten
bereits JÖRG/JUCKER, Einführung, S. 22.
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II. Organisation und Zuständigkeiten:
Gesandtschaften und Außenpolitik

1. Innerstädtische Voraussetzungen: Akteure und
Rahmenbedingungen

Die Umsetzung städtischer Außenpolitik durch Gesandtschaften beruhte auf
bestimmten innerstädtischen Voraussetzungen, wie der politischen Verfasstheit
der Stadt oder rechtlichen Aspekten. Von besonderer Bedeutung sind hierfür die
verfassungspolitischen Entwicklungen der Stadt bis zum Beginn des 15. Jahr-
hunderts und die daraus hervorgegangenen verschiedenen Akteure, die in die
Außenpolitik involviert waren. Der Begriff „Akteure“ meint in diesem Zusam-
menhang nicht nur einzelne Personen, sondern auch soziale Gruppen, Ämter
und unterschiedliche Gremien der Stadt.89 Rechtliche Voraussetzungen wurden
für die Rahmenbedingungen städtischer Gesandtschaften geschaffen. So wur-
den etwa durch städtische Verordnungen insbesondere Regelungen zur Finan-
zierung festgelegt. Ziel dieses Kapitels ist es, die grundlegenden innerstädti-
schen Voraussetzungen und Rahmenbedingungen des Gesandtschaftswesens
zu untersuchen.

Dabei werden in einem ersten Schritt zunächst verfassungspolitische Ent-
wicklungen in Straßburg bis zum Beginn des 15. Jahrhunderts und die Bedeu-
tung der verschiedenen Akteure für das Gesandtschaftswesen nach dem Stand
der bisherigen Forschung dargelegt. Im Anschluss daran erfolgt eine kritische
Überprüfung dieser Forschungsergebnisse auf der Grundlage eigener Quellen-
funde und -analysen.

In einem weiteren Abschnitt werden Rahmenbedingungen der Gesandt-
schaftsmissionen, wie Ausstattung, Transportmittel und Unterbringung der
Gesandten, auf der Grundlage städtischer Verordnungen und städtischer Kor-
respondenz analysiert.

1.1 Verfassungspolitische Voraussetzungen des Gesandtschaftswesens

Straßburg wurde im späten Mittelalter durch zahlreiche Veränderungen auf der
Ebene der Stadtherrschaft und der Verfassung geprägt. Für das Thema der
vorliegenden Studie sind die Entwicklungen des 14. Jahrhunderts bezüglich der
Teilhabe verschiedener sozialer Gruppen an der Ratsherrschaft, der Genese der

89 In Anlehnung an WALTER, Informationen, S. 17, mit Anm. 28.



wichtigsten Ratsämter und der Entstehung sowie Bedeutung verschiedener
Ratsgremien in Straßburg von besonderer Relevanz.90

Es stellt sich für die Erforschung des städtischen Gesandtschaftswesens der
Stadt Straßburg die Frage, inwiefern sich jene Neuerungen der innenpolitischen
Machtverhältnisse des vorherigen Jahrhunderts auch in der Organisation und
Durchführung städtischer Gesandtschaftsmissionen zu Beginn des 15. Jahrhun-
derts widerspiegelten. Hatten sie einen Einfluss auf die Zuständigkeiten und
Kompetenzen im Gesandtschaftswesen der Stadt? Inwiefern lassen sich Zu-
ständigkeiten im Bereich der Straßburger Außenpolitik mit den vorhergegan-
genen Entwicklungen erklären?

Bevor jedoch die konkrete Teilhabe verschiedener Gruppen, Ämter und
Gremien der Stadt Straßburg bezüglich der städtischen Außenpolitik im Un-
tersuchungszeitraum genauer analysiert werden kann, müssen diese und ihre
jeweiligen Entstehungszusammenhänge genauer dargelegt und die bisherige
Forschung zur Bedeutung jener Gruppen, Ämter und Gremien für die Außen-
politik und die Gesandtschaften der Stadt zusammengefasst werden.91

Eine der wichtigsten Straßburger Verfassungsänderungen des späten Mittelal-
ters ereignete sich in den Jahren 1332 und 1333.92Erstmaligwurden die Zünfte an
der Ratsherrschaft beteiligt. Auslöser für diese Umstrukturierung des Rates war
ein Konflikt zwischen den verfeindeten Adelsfamilien Zorn und Mülnheim im
Jahr 1332, der wiederum Kämpfe in der ganzen Stadt zur Folge hatte. Die in den
Quellen als „Geschölle“ bezeichneten gewalttätigen Auseinandersetzungen
zogen die Absetzung des bisherigen Rates nach sich. Zuvor hatten die soge-
nannten Edlen, ein Teil des Straßburger Patriziats (Constofler), die alleinige
Ratsherrschaft inne.93 Neben den Zünften gelang es nun auch den Burgern, die
ebenfalls wie die Edlen zu den Constoflern gehörten, in diesem Jahr zum ersten
Mal in den Rat der Stadt einzuziehen.94 Im neu konstituierten Rat hatten die

90 Vgl. exemplarisch zur spätmittelalterlichen Stadtgeschichte Straßburgs allgemein sowie insbe-
sondere in Bezug auf die hier angesprochenen Veränderungen und Strukturen bzgl. der
Stadtherrschaft: CHRISMAN, Strasbourg; BERTHOLD, Auseinandersetzungen; DOLLINGER, L’ emanci-
pation; DOLLINGER, La ville; ALIOTH, Gruppen; EGAWA, Stadtherrschaft; VON HEUSINGER, Zunft, be-
sonders Kapitel 1.4 sowie Kapitel 4; GLOOR, Handeln, S. 278–294. Bezüglich der Verfassungs-
wechsel in Straßburg differenzierte Sabine von Heusinger ihre bisherigen Annahmen, vgl. VON
HEUSINGER, Old Boys.

91 Die folgenden Ausführungen erheben in keiner Weise den Anspruch einer auf Vollständigkeit
beruhenden Darstellung der verfassungsgeschichtlichen Entwicklungen. Vielmehr geht es
darum, die grundlegenden Sachverhalte bezüglich der Gruppen, Ämtern und Gremien in
Straßburg darzulegen, die für die Fragestellung der vorliegenden Studien von Bedeutung sind.
Für einen umfassenden Überblick vgl. die oben angegebene Literatur.

92 Zur Entwicklung der Stadt und des Rates im mittelalterlichen Straßburg bis 1332 allgemein
EGAWA, Stadtherrschaft. Zu den Entwicklungen unmittelbar vor 1332 VON HEUSINGER, Old Boys,
S. 153–156.

93 VON HEUSINGER, Zunft, S. 39 f.
94 VON HEUSINGER, Zunft, S. 172–175.
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Zünfte die Hälfte der Ratssitze inne, die andere Hälfte wurde von den Con-
stoflern besetzt.95

Diese paritätische Aufteilung zwischen Zünften und Constoflern findet sich
bis in das 15. Jahrhundert hinein auch in anderen städtischen Gremien wieder
und sicherte den verschiedenen sozialen Gruppen politische Teilhabe.96 Davon
blieb auch das Gesandtschaftswesen Straßburgs nicht unberührt. Ein wesentli-
cher Aspekt, der in der Forschung diskutiert wurde, betrifft die personelle
Teilnahme der verschiedenen sozialen Gruppen der Stadt an Gesandtschaften.97

Inwiefern sich beide Gruppen personell zu gleichen Teilen an Gesandtschafts-
missionen beteiligten und sich die Aufteilung der Ratssitze also auch im diplo-
matischen Dienst für die Stadt wiederfindet, ist diskutiert und unterschiedlich
beantwortet worden.98 Für die erste Hälfte des 15. Jahrhunderts wurden in
verschiedenen Fallstudien paritätische Zusammensetzungen von Gesandt-
schaftsdelegationen festgestellt, die oftmals in der Entsendung von Ammeistern
beziehungsweise Altammeistern sowie Stettmeistern respektive ehemaligen
Stettmeistern zum Ausdruck kam.99 Zum Ende des 15. Jahrhunderts lassen sich
vermehrt die Ammeister und Altammeister ohne Constofler auf Gesandt-
schaftsreisen nachweisen. Die gleichzeitige Beteiligung von Constoflern und
Zünften sei vorrangig bei bedeutenden und stark repräsentativen Missionen
notwendig gewesen, so Bastian Walter.100 Anhand dieser Forschungsergebnisse
lässt sich bereits ein grundlegender Wandel der Besetzung von Gesandtschaften
in Straßburg im Verlauf des 15. Jahrhunderts erahnen. Auch wenn deshalb nicht
zwangsläufig eine bestimmte Entwicklung angenommen werden kann, so ver-
weisen diese unterschiedlichen Ergebnisse zumindest auf die Notwendigkeit
einer jeweils kontextuellen Betrachtung. Im vorliegenden Untersuchungszeit-
raum finden sich zumeist ebenfalls beide soziale Gruppenmitmindestens einem
Mitglied in den Gesandtschaften wieder, sofern mehrere Gesandte daran betei-
ligt waren. Eine paritätische Zusammensetzung war dabei jedoch nicht immer
vorhanden.

Eine weitere Neuerung des Jahres 1333 – in diesem Jahr kam der Verfas-
sungswechsel zu seinemAbschluss – stellt die Aufwertung desAmmeisteramtes
dar.101 Es wurde infolge der Veränderungen im Rat zum mächtigsten Amt der

95 Vgl. zu den hier geschilderten Ereignissen der Jahre 1332/33 in Straßburg folgende Beiträge mit
ausführlicher Darstellung und weiteren Details zu den Vorgängen: ALIOTH, Gruppen, S. 119f.
sowie S. 283–286; EGAWA, Stadtherrschaft, S. 198–222; VON HEUSINGER, Zunft, S. 169–179; VON

HEUSINGER, Old Boys, S. 157–164, jeweils mit weiterführenden Literaturangaben.
96 Vgl. hierzu im Folgenden die Ausführungen zum Neuner Gremium.
97 BERTHOLD, Auseinandersetzungen, S. 183 f., stellt bereits für die Mitte des 14. Jahrhunderts die

Beteiligung der unterschiedlichen Gruppen an Gesandtschaften fest.
98 Vgl. hierzu bereits LIENING, Überlegungen, S. 141, Anm. 51.
99 Vgl. hierzu die Ergebnisse von MANDEL, Studien, S. 165f.; SCHMITT, Gesellschaft, S. 294; LIENING,

Überlegungen, S. 141 sowie S. 144, Anm. 77.
100 Vgl. hierzu WALTER, Informationen, S. 82.
101 Ausführliche Darstellungen des Ammeisteramtes finden sich bei ALIOTH, Gruppen, S. 460–489;

VON HEUSINGER, Zunft, S. 148–159. Sabine von Heusinger stellt die Entwicklung des Amtes in
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Stadt. Der Ammeister verfügte über weitreichende Kompetenzen und exekutive
Funktionen.102 War das Amt als Vorsteher der Zünfte zwar schon 1333 neu de-
finiert worden, so hatten es dennoch bis in das Jahr 1349 nicht die Zünfte selbst
inne, sondern Mitglieder der Burger. Zwischen 1332 und 1349 sei daher die
Gruppe der Burger die mächtigste politische Gruppe innerhalb der Stadt ge-
wesen, so Sabine vonHeusinger.103 Im Jahre 1349 kames imZuge der Pestwieder
zu einer Absetzung und Veränderung des Rates.104 Eine entscheidende Neue-
rung betraf wieder das Amt des Ammeisters, der von nun an aus den Reihen der
Zünfte und deren Ratsmitgliedern gewählt wurde. Dadurch erhöhte sich der
Einfluss der Zünfte in der städtischen Politik erheblich und sie entwickelten sich
zur führenden politischen Gruppe in Straßburg. Bei der Wahl des Ammeisters –
der, von einer einzigen Ausnahme abgesehen, zwischen 1349 und 1482 immer
nur für ein Jahr im Amt war105 – ist allerdings zu berücksichtigen, dass lediglich
einige wenige Zünfte den Ammeister stellen durften. Insbesondere zwischen
1386 und 1419 handelte es sich dabei umeinen eng begrenztenKreis, in den keine
neuen Zünfte mehr aufgenommen wurden. In dieser Zeitspanne ist zudem be-
sonders auffällig, dass das Amt des Ammeisters von vergleichsweise wenigen,
aber einflussreichen Personen besetztwurde,welche dasAmt zumTeilmehrfach
innehatten.106

Diese Zuspitzung auf einen engen Personenkreis kann bereits –wennauch in
abgeschwächter Form – seit etwa 1362 beobachtet werden.107 Eine Art elitärer
Status jener Gruppe, welcher sich offensichtlich mit der Zeit entwickelte, kommt
nachMartinAlioth auch in den häufigen Konflikten umdasAmmeistertum zum
Ausdruck. Oftmals wurden Personen, die den Ammeister beleidigt hatten, aus
der Stadt verbannt oder anderweitig bestraft. Ammeister und Altammeister
seien daher als elitäre und abgesonderte Gruppe betrachtet worden.108 Dem-
entsprechend gab es häufig Streit im Zuge der Ammeisterwahl. So klagten die
teilweise im Kontext des Dachsteiner Krieges 1419 ausgezogenen Constofler
darüber, dass die Ammeister im Grunde schon für mehrere Jahre im Voraus
bestimmt seien.109 Auch 1385 war es schon zum Streit um die Wahl des Am-
meisters gekommen, da die zuvor stattgefundenen Wahlabsprachen bekannt

sieben Phasen zwischen 1332 und 1482 dar. Im Folgenden wird sich die Betrachtung auf die
Entwicklung bis zum Beginn des 15. Jahrhunderts beschränken.

102 Vgl. VON HEUSINGER, Zunft, S. 173. Zur vorherigen Bedeutung des Ammeisters vgl. ALIOTH,
Gruppen, S. 460.

103 Vgl. VON HEUSINGER, Zunft, S. 173.
104 Vgl. zu den im Folgenden geschilderten Veränderungen im Jahr 1349 ausführlich EGAWA,

Stadtherrschaft, S. 223–238; VONHEUSINGER, Zunft, S. 180–186; VONHEUSINGER, OldBoys, S. 164–170.
105 Die alljährliche Wahl eines Ammeisters wurde im Schwörbrief vom 18. Februar 1349 festgelegt.

Vgl. UB V, Nr. 199, S. 186–188. Hierzu ebenso EGAWA, Stadtherrschaft, S. 235; sowie die Übersicht
bei VON HEUSINGER, Zunft, S. 156–159.

106 VON HEUSINGER, Zunft, S. 150; ALIOTH, Gruppen, S. 462. Mit genaueren Angaben zu den Zünften,
welche Ammeister stellen durften, VON HEUSINGER, Zunft, S. 154f.

107 VON HEUSINGER, Zunft, S. 149, konstatiert für die 1360er Jahre eine „beginnende Professionali-
sierung des Amtes“, da in dieser Zeit bereits Einzelpersonen dieses Amt mehrfach ausübten.

108 ALIOTH, Gruppen, S. 465 f.
109 ALIOTH, Gruppen, S. 475; sowie mit weiterführenden Überlegungen RICHARD, Ehre.
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geworden waren.110 Zu Beginn des 15. Jahrhunderts sei die Innen- und Außen-
politik der Stadt von einer kleinen Gruppe von Ammeistern und Altammeistern
absolut dominiert worden, so Martin Alioth.111 Der Ammeister hatte unter-
schiedliche Zuständigkeitsbereiche, an denen sich der Einfluss des Amtes
deutlich ablesen lässt. Er hatte die Befehlsgewalt über das städtischeWehrwesen
inne, welches zu den zentralen Herrschaftsbereichen innerhalb der Stadt ge-
hörte.112 Ebenso stand er verschiedenen Ratsgremien vor.113 Sein Status wird
auch in dem von der Gemeinde gegenüber dem Ammeister geschworenen Eid
deutlich, welcher im Vergleich mit allen anderen Eiden seit 1334 eine Vorrang-
stellung einnahm.114 Sinnbildliches Zeugnis seiner hervorgehobenen Stellung
innerhalb der Stadt war die Straßburger Fronleichnamsprozession. Der Am-
meister ging unmittelbar hinter der Hostie und nicht etwa zusammenmit seinen
Zunftgenossen.115 Die Reihenfolge, in der die Teilnehmer solcher Prozessionen
hinter derHostie liefen, kann als Spiegelbild der sozialenOrdnung innerhalb der
Stadt betrachtet werden.116

Eineweitere Änderung des Jahres 1349 betraf das Amt des Stettmeisters. Die
Stettmeister hatten neben dem Ammeister eine wichtige Position in der Stadt.
Das Amt findet zum ersten Mal im sogenannten zweiten Stadtrecht von 1214
Erwähnung, in welchem die Institutionalisierung des städtischen Rates in
Straßburg festgeschrieben wurde. Zunächst gab es maximal zwei Stettmeister,
die aus den Reihen der Ratsmitglieder gewählt werden sollten. Diese Zahl än-
derte sich im Verlauf der nächsten beiden Jahrhunderte noch mehrfach.117 Für
den hier ausgewählten Untersuchungszeitraum von 1400 bis 1420 galt folgende
Regelung: Im jährlichen Wechsel wurden vier Stettmeister vom gesamten Rat
bestimmt. Sie stammten aus den Reihen der Constofler, amtierten jeweils für ein
Vierteljahr und leiteten in dieser Zeit die Ratssitzungen.118 Dies geht aus dem
Schwörbrief von 1349 hervor.119 Zwar stand das Amt grundsätzlich auch Mit-

110 VON HEUSINGER, Zunft, S. 189–191. Hierbei handelt es sich um die Wahl Walter Wasichers. Dieser
hatte zusammen mit Johans Cantzler und Hans Philippes die Politik Straßburgs von 1378 bis
1385maßgeblich bestimmt. Inder FolgediesesKonfliktswurdenWasicherundPhilippes ausder
Stadt verbannt.

111 ALIOTH, Gruppen, S. 474f., in Hinblick auf die Außenpolitik bezieht sich Alioth hier allerdings
lediglich auf ein Schreiben des Grafen Johann von Leiningen-Rixingen vom 17. April 1401, mit
dem jener vier Straßburger Altammeister bezüglich eines Verhandlungstages kontaktierte, den
die Straßburger ausgehandelt hatten, vgl. hierzu FESTER, Nr. 1972, S. 204.

112 ALIOTH, Gruppen, S. 461; EGAWA, Stadtherrschaft, S. 236 f.; VON HEUSINGER, Zunft, S. 160.
113 ALIOTH, Gruppen, S. 140.
114 ALIOTH, Gruppen, S. 460f. Diese Regelung wurde im Schwörbrief von 1334 festgelegt und in der

Verfassungsänderung von 1349 bestätigt. Zum Schwörbrief von 1334 vgl. UB V, Nr. 32. Zur
Verfassungsänderung von 1349 vgl. UB V, Nr. 199.

115 ALIOTH, Gruppen, S. 465.
116 VON HEUSINGER, Handwerksbruderschaften, S. 130–132.
117 EGAWA, Stadtherrschaft, S. 54 f. Vgl. zur Entwicklung dieses Amtes VON HEUSINGER, Zunft, Kapi-

tel 4; EGAWA, Stadtherrschaft, S. 132f., S. 210, S. 215 f. sowie 235 f.
118 VON HEUSINGER, Zunft, S. 183; ALIOTH, Gruppen, S. 182.
119 UB V, Nr. 199, S. 187: […] gemeinlich vier erber unversprochen man kiesen zů vier meistern unser

vorgenanten unserre stat zů Strazburg […] Und súllent och die nit lenger meister sin danne ieglicher ein
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gliedern der Zünfte zur Ausübung offen120, es wurde jedoch faktisch aus-
schließlich von den Straßburger Constoflern beherrscht.121 Ebenso wie dem
Ammeister sollte die Stadtgemeinde auch den vier Stettmeistern einen Treueeid
schwören. Hier zeigt sich auch die verminderte Stellung im Vergleich zum
Ammeister, dessen Eid Vorrang hatte.122 Ebenfalls hatten die vier Stettmeister im
Falle eines Geschölles oder eines Brandes eine Funktion, die sie jedoch unter der
Amtsgewalt des Ammeisters ausführten.Wenn die sogenannteMortglocke vom
Ammeister geläutet wurde, sollte jeder Bürger unbewaffnet zum Straßburger
Münster zum Ammeister und den vier Stettmeistern kommen und von ihnen
weitere Anweisungen entgegennehmen.123Gleiches galt für den Ausbruch eines
Feuers innerhalb der Stadtmauern. Hier hatten sich die Zunftmitglieder zu be-
waffnen und mussten ebenso wie die Constofler vor dem Münster erscheinen,
letztere jedoch nur auf spezielle Anweisung unter der Mitnahme von Waffen.124

An dieser Bestimmung innerhalb des Schwörbriefes wird die Dominanz der
Zünfte innerhalb der städtischenGemeinschaft deutlich. Yuko Egawa vertritt die
These, dass sich die letztgenannte Regelung auch dadurch erkläre, dass die
Zünfte eventuelle bewaffnete Unruhen seitens der Patrizier zu vermeiden ver-
suchten.125 Trotz dieses politischen Ungleichgewichts zwischen Zünften und
Patriziern, welches vor allem aufgrund des nun zünftigen Ammeisteramtes
entstanden war, verfügten beide Parteien in etwa über die gleiche Anzahl von
Ratssitzen.126 Die genannten Regelungen des Jahres 1349 bestanden im Grunde
bis zum Jahre 1420.127 Dann änderte sich die Zusammensetzung des Stadtrates
fundamental durch den Auszug eines Teils der Straßburger Ritterschaft aus der
Stadt und der daraus resultierenden Schwächung der Constofler im Rat, deren
Sitze um die Hälfte verringert wurden. Im Untersuchungszeitraum von 1400 bis
1420 bestand der Straßburger Stadtrat aus insgesamt 57 Personen. Jeweils 28
Ratssitze entfielen auf Zünfte und Constofler. Zu den 28 Räten der Constofler
gehörten auch die vier Stettmeister, hinzu kam noch der Ammeister. Die Zünfte

vierteil jars den rat zu. Zum Schwörbrief und den folgenden Ausführungen EGAWA, Stadtherr-
schaft, S. 235–237.

120 UB V, Nr. 199, S. 187: […] sie sint von rittern, von knehten, von burgern oder von antwerklúten […].
121 VON HEUSINGER, Zunft, S. 183.
122 UBV, Nr. 199, S. 187:Man sol och sweren dem vorgenannten ammeister und den vier meistern und dem

rate und irem gerihte gehorsam zů sinde getruwelich geräten und beholfen zů sinde gegen allen den, die
sich gegen in und irem gerihte setzent oder setzen woltent; doch sol des ammanmeisters eyt vor allen
dingen vor gän.

123 UB V, Nr. 199, S. 187 f.:Were och, daz got wende, daz ein geschelle wúrde, so sol sich nieman weffene, ez
were danne, daz man die mortglocke lute. Und sol och die glocke nieman heiszen lúten danne ein
ammanmeister, der danne ammanmeister ist. Und wenne man sie also lute, so sol menglich zogen zů füs
vúr daz múnster und da bi dem ammanmeister und den andern meistern bliben. Und wenne sie der
ammanmeister und die meister heime heiszent zogen, so súllent sie bei dem eide unverzoegenlich heime
zogen.

124 UB V, Nr. 199, S. 188. Vgl. ebenso EGAWA, Stadtherrschaft, S. 236f.
125 EGAWA, Stadtherrschaft, S. 236.
126 UB V, Nr. 199, Art. 3, S. 187: Der Rat bestand aus elf Edlen, 17 Burgern und 28 Mitgliedern der

Zünfte.
127 EGAWA, Stadtherrschaft, S. 237.
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waren demzufolge mit einer Person mehr vertreten. Durch den Auszug aus
Straßburg und dem damit einhergehenden offenen Konflikt zwischen Teilen der
Straßburger Constofler und dem Stadtrat wurden ihre Sitze auf 14 reduziert.128

Der Rat wurde jährlich vom alten Rat neu gewählt. Dieses höchste Gremium der
Stadt hatte Gesetzgebungs- und Rechtssprechungsgewalt und war für die Ver-
waltung der Stadt verantwortlich.129

Neben dem Stadtrat hatten sogenannte Ratskollegien beziehungsweise
Ausschüsse verschiedene Aufgaben in der städtischen Politik zu Beginn des
15. Jahrhunderts, so der bisherige Konsens in der Forschung.Die Relevanz dieser
ständigen Gremien, deren Mitglieder auf Lebenszeit partizipierten, habe in der
Sicherung der Kontinuität in der Straßburger Politik bestanden. Ihre Entstehung
wurde an das Ende des 14. Jahrhunderts verortet.130 Diese Gremien hätten ins-
besondere Planungs-, Kontroll- und Beratungsfunktionen wahrgenommen,
seien aber weniger in die konkrete Entscheidungsfindung eingebunden gewe-
sen. Auch setzten sie sich – ebenso wie der Rat – im Grunde genommen pari-
tätisch zusammen, sodass Zünfte und Constofler gleichermaßen vertreten wa-
ren.131 Durch den Vorsitz des Ammeisters in vielen Gremien hatten die Zünfte
jedoch – wie im Rat auch – zumeist eine Überzahl von einer Person.132

Mehrere dieser Gremien übten neben dem Stadtrat Einfluss auf die Durch-
führung und Organisation von Gesandtschaften und städtischer Außenpolitik
aus. Dies wurde in der bisherigen Forschung unterschätzt,133 man ging schließ-
lich bisher von der Existenz eines speziellen Ausschusses für die städtische Di-

128 Vgl. hierzu ALIOTH, Gruppen, S. 117–125; VON HEUSINGER, Zunft, S. 142–146. Zur Zusammenset-
zung des Rates im 14. und 15. Jahrhundert vgl. die tabellarische Übersicht bei VON HEUSINGER,
Zunft, S. 211. Die Ratslisten liegen von 1332 bis einschließlich 1400 imUBVII, Nr. 56–124, S. 886–
954 vor. Ab 1401 finden sich edierte Ratslisten bei HATT.

129 VON HEUSINGER, Zunft, S. 142.
130 Begründetwirddiesmit derAbschaffungdes zehnjährigenAmmeistertumsund einemdadurch

entstandenen Kontinuitätsdefizit in der städtischen Politik, das durch diese Gremien aufge-
fangen werden sollte, vgl. hierzu ALIOTH, Gruppen, S. 139. Anders VON HEUSINGER, Zunft, S. 146,
die die Einrichtung dieser Kommissionen an die Verwaltungsreform im Jahre 1405 knüpft und
sich dabei auf SCHMOLLER, Straßburg, S. 45–62, beruft, der jedochunklareAngabenmacht. Sowird
etwa die Entstehung des Neuner Gremiums zunächst in das 14. Jahrhundert datiert (S. 47) und
schließlich eine Konsolidierung für das Jahr 1405 (S. 49) konstatiert. Das Neuner Gremium
bestand in jedem Fall bereits im Jahre 1401 und hatte elementare Entscheidungskompetenzen,
wie sie sich beispielhaft an der Aufstellungsbefugnis für das städtische Kontingent zum Itali-
enzugKönig Ruprechts aufzeigen lassen. Vgl. hierzuALIOTH, Gruppen, S. 140, der dieGründung
dieses Kollegiums auf die 1390er Jahre datiert; sowie LIENING, Interessenvertretung, S. 194f.;
LIENING, Überlegungen, S. 145 f.

131 ALIOTH, Gruppen, S. 139; VON HEUSINGER, Zunft, S. 146f.
132 VON HEUSINGER, Zunft, S. 211.
133 Eine umfassendeUntersuchung zuden verschiedenenGremien in Straßburg steht noch aus,was

sicherlich auch der mangelnden Quellengrundlage geschuldet ist. Den bisherigen Forschungs-
stand mit einem weiteren Überblick zur Thematik und weiterer Literatur etwa bei ALIOTH,
Gruppen, S. 117–150; VONHEUSINGER, Zunft, S. 142–148 sowie S. 169–211; GLOOR, Handeln, S. 290–
294, mit einem stärkeren Fokus auf die Zeit nach 1420.
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plomatie unddasKriegswesen in Straßburg aus.134Möglicherweisewurdedieses
Gremium ursprünglich eingerichtet, um darin über Fragen der städtischen Au-
ßenpolitik und des Krieges zu beraten. Seine Entstehung wurde in die 1390er
Jahre datiert. Es seien zunächst sieben Personen gewesen, die im Zuge des Bi-
schof-Friedrichs-Krieg (1392/93) eingesetzt wurden.135 Denkbar erscheint aber
auch, dass die Stadt das Gremium bereits in den 1380er Jahren im Kontext des
ersten Süddeutschen Städtekrieges einsetzte und dabei von den Strukturen des
Rheinisch-Schwäbischen Städtebundes inspiriert wurde.136 An der Wende zum
15. Jahrhundert sei dieses Gremium durch die sogenannten Neun ersetzt wor-
den.137 Dieses bestand 1401 aus zwei Edlen, zwei Burgern, vier Altammeistern
und demgegenwärtigenAmmeister, der zugleich denVorsitz innehatte. Die vier
Vertreter aus den Reihen des Patriziats waren zuvor bereits alle Stettmeister
gewesen.138DasGremiumwar demnach unter den beiden führenden städtischen
Gruppen aufgeteilt und verdeutlicht abermals die Bedeutung der beiden Ämter
des Stett- und Ammeisters. Die Neun waren befugt, eigenmächtig Geld für di-
plomatische Vorgänge auszugeben.139 Sie wurden ab 1416 allmählich vom
Ausschuss der Dreizehn abgelöst, der im Grunde dieselben Aufgaben hatte.140

134 Über die Existenz eines speziellen Gremiums für Diplomatie und Kriegswesen besteht in der
bisherigen ForschungKonsens. Vgl. hierzu auch imFolgenden etwaCHRISMAN, Strasbourg, S. 22–
25; ALIOTH, Gruppen, S. 139–144; VON HEUSINGER, Zunft, S. 147; WALTER, Informationen, S. 78;
GLOOR, Handeln, S. 290; kritisch zu den Kompetenzen des Gremiums bereits LIENING, Überle-
gungen, S. 145–147; LIENING, Interessenvertretung, S. 194.

135 Vgl. hierzu die Angaben bei ALIOTH, Gruppen, S. 140, in Bezug auf HEGEL, S. 1047f.
136 Vgl. hierzu LIENING, Diplomatie, S. 135–137.
137 ALIOTH, Gruppen, S. 139 f.; SCHMOLLER, Straßburg, S. 47, geht ohne Angaben von Quellen davon

aus, dass es sich bereits 1392 umdieNeun gehandelt habe und sieht ihre Zuständigkeit lediglich
in Kriegsangelegenheiten.

138 ALIOTH, Gruppen, S. 141. Die von Alioth genannte Zusammensetzung des Gremiums deckt sich
mit einer Aufzeichnung der Neun, die im Kontext des Romzugs König Ruprechts im Jahre 1401
entstanden ist. Hier sind die Namen von achtMitgliedern des Ausschusses genannt. Vgl. hierzu
RTA V, Nr. 190, S. 249 f., 38 sowie 1–6: […] do komend unser herren meister und rat schoeffel und
amman úberein, das man unserm herren dem Roemischen kúnige dienen wollte úber berg gen Lampar-
then, und wurfent die schoeffel und der rat den dienst uf die núne, die úber den krieg gesetzet sind, mit
nammen hern Heinrich von Muelnheim ritter, Adam Loeselin, Johans Bock, hern Peter Summer den
ammanmeister, hern Wilhelm Metziger, hern Heinrich Kranich, hern Uelrich Gossen, und hern Ruelin
Barpfennig altammanmeistere zue Strasburg, denselben dienst ußzuerichtende und zue besorgende.
Zusätzlich zu diesen acht Personen scheint laut Anmerkungsapparat auch das letzte Mitglied
des Rates, der Stettmeister Ber von Heiligenstein, am Rand der Quelle eingetragen zu sein: Vgl.
RTAV, Nr. 190, S. 250, Anm. b.

139 Hierzu bereits ALIOTH, Gruppen, S. 140; LIENING, Überlegungen, S. 146. Vgl. ebenso in der Neu-
ordnungder Stadtverwaltungvon1405EHEBERG, Nr. 10,Art. 25, S. 17: […] daz die nüne, die über den
krieg gesetzet sint, beduhte, daz man iemanne ützit lihen oder geben sollte sachen zůwerbende, daz unser
stette nütze und gůt were, des so̊llent sie maht und gewalt haben und sol man das besonder eim am-
manmeister getruwen.

140 Vgl. zu den Dreizehn ALIOTH, Gruppen, S. 141–144. Die Entwicklung vom Neuner zum Drei-
zehner Gremium fälschlich in das Jahr 1405 datiert von CHRISMAN, Strasbourg, S. 22: „The first of
these to emergewas the Council of IX […]. In a sweeping reorganization of the city ordinances in
1405, four members were added to the original nine, and the group of thirteen was made
responsible for the conduct of war and military affairs […] From 1405 this group assumed the
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Auffällig ist auch hier die Sitzverteilung imGremium zwischen Constoflern und
Zünften, welche sich nach der Verfassungsänderung von 1420mit der Zeit an die
Sitzverteilung im Stadtrat anglich. Demnach stellten die Constofler nur noch ein
Drittel der Mitglieder in diesem Ausschuss.141 Interessant ist auch die Entwick-
lung dieses Gremiums, das seineMitgliederzahl zwischen 1392 (7 Personen) und
1416 (13 Personen) fast verdoppelte. Hier muss offenbleiben, ob dies auf rein
verfassungsgeschichtliche Gründe zurückgeht oder ob die Diplomatie und das
Kriegswesen der Stadt derart beansprucht wurden, dass ein größeres Gremium
mit der Zeit notwendig erschien. Auch wenn die Aufgaben der Dreizehn mit
denjenigen der Neun im Grunde identisch waren, ist dennoch eine entschei-
dende Veränderung bezüglich der Kompetenzen zwischen den beiden Gremien
festzustellen. Der Ausschuss der Dreizehn hatte im Gegensatz zum Ausschuss
der Neun spätestens seit 1448 keine Finanzkompetenz mehr.142 Die Zuständig-
keitsbereiche in der innenpolitischen Organisation der städtischen Außenpolitik
in Straßburg veränderten sich demnach also im Verlauf des 15. Jahrhunderts auf
der verfassungsrechtlichen Ebene. Es stellt sich für die weitere Betrachtung des
Gesandtschaftswesens der Stadt Straßburg die Frage, inwiefern eine Beteiligung
dieser Gremien nicht nur von den städtischen Führungsgruppen ursprünglich
intendiert war, sondern auch tatsächlich umgesetzt wurde. Inwiefern waren
Neuner bzw. Dreizehner also de facto in die Organisation und Durchführung
vonGesandtschaftsmissionen eingebunden? Sabine vonHeusinger schreibt dem
Straßburger Rat die Hauptverantwortlichkeit für Angelegenheiten der Außen-
politik zu und demNeuner respektive Dreizehner Gremium lediglich beratende
Tätigkeiten.143 Nach Martin Alioth habe eine wesentliche Aufgabe des Aus-
schusses darin bestanden, die Gesandten der Stadt zu instruieren und zu kon-
trollieren.144 Letztere Ansicht wurde bereits vor dem Hintergrund neuerer For-
schungsergebnisse – die den Gesandtenweitreichende Handlungskompetenzen
bescheinigen145 – in Frage gestellt. Es konnte bereits von mir nachgewiesen
werden, dass zahlreiche Mitglieder dieses Gremiums selbst als Gesandte tätig
waren,weshalb fraglich ist, inwiefern Instruktionen undKontrollen durch dieses
Gremium sinnvoll gewesen wären und ob es dementsprechend über derartige
Kompetenzen verfügte.146

Weiterhin ist die in der Forschung allgemein konstatierte hohe Kompetenz
des Gremiums in der städtischen Außenpolitik aus verschiedenen Gründen

direction of foreign affairs, a function it always retained.“ Vgl. hierzu die Neuordnung der
Stadtverfassung bei EHEBERG, Nr. 10, Art. 25, S. 17, in der von den Neun die Rede ist.

141 Zur Sitzverteilung im Stadtrat nach demDachsteiner Krieg vgl. VONHEUSINGER, Zunft, S. 198 und
211: Das vormalige Gleichgewicht verschob sich zugunsten der Zünfte. Die Constofler besaßen
nun lediglich 14 Ratssitze und stellten demnach nur noch ein Drittel der Ratssitze. Die Zünfte
behielten ihre 28 Vertreter im Rat. Zur Zusammensetzung der Dreizehn vgl. ALIOTH, Gruppen,
S. 143.

142 EHEBERG, Nr. 45, S. 159–162. Vgl. hierzu ebenso die Ausführungen bei ALIOTH, Gruppen, S. 143f.
143 VON HEUSINGER, Zunft, S. 147.
144 ALIOTH, Gruppen, S. 140.
145 Vgl. hierzu JÖRG/JUCKER, Einführung, S. 11; JÖRG, Gesandte, S. 32 f.
146 LIENING, Überlegungen, S. 145–147.
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problematisch: Der Ausschuss der Neun taucht oftmals in kriegerischen Kon-
texten auf und wird in den jeweiligen Quellen sehr häufig als Kriegsgremium
bezeichnet. Allerdings gibt es auch Bezeichnungen, die dieses Gremium als eine
Art Geheimhaltungsinstanz kennzeichnen.147 Da sich die Neun in diplomati-
schen Angelegenheiten verhältnismäßig selten in der Überlieferung finden,
hingegen die Einbindung des Stadtrates in diplomatische Prozesse insbesondere
über die städtische Korrespondenz nachweisbar ist, muss die bisherige For-
schung hinterfragt werden. Gegen die These eines speziellen Ausschusses, der
quasi die diplomatischen Geschicke der Stadt leitete und Gesandte instruierte,
spricht zusätzlich, dassweitere Ratsgremien bei diplomatischen Fragestellungen
eine Rolle spielten. Zwar war das Neuner Gremium in der städtischen Außen-
politik aktiv, doch gestaltete sich die Kompetenzverteilung und Arbeitsteilung
zwischen den einzelnen Gremien vermutlich differenzierter als bisher ange-
nommen.

Einweiteres dieser Gremien, das imGegensatz zu denNeun bisher nicht mit
städtischer Diplomatie undAußenpolitik in Verbindung gebracht wurde, ist das
Gremiumder Einundzwanzig. NachAlioth handelte es sich dabei um ehemalige
Ratsmitglieder, die bei Bedarf – auf Antrag der Stett- oder Ammeister – zu Be-
ratungszwecken einberufen werden konnten. Es sei ein Gremium gewesen, das
einigen wenigen Familien die Machstellung in Straßburg sichern sollte. Wer
aufgrund der Wahlregularien nicht im Rat vertreten sein konnte, dem habe
prinzipiell die Möglichkeit der politischen Partizipation bei den Einundzwanzig
offengestanden.148

In der Straßburger Stadtgeschichtsforschung wurde dem Einundzwanziger
Gremium in Bezug auf außenpolitische Angelegenheiten und im Bereich des
Gesandtschaftswesens kaum Aufmerksamkeit geschenkt.149 Die Quellen zeigen
hingegen, dass dieser Ausschuss durchaus eine Bedeutung für das Gesandt-
schaftswesen hatte.

Vermutlichweniger ein offizielles Gremium, aber dennoch eine feste Gruppe
von Amtsträgern, waren die in den Quellen als die funfe150 bezeichneten fünf
Meister der Stadt, zu denen die vier Stettmeister eines Jahres und der amtierende

147 EHEBERG, Nr. 10, Art. 25, S. 17: […] daz die nüne, die über den krieg gesetzet sint […]; RTAV, Nr. 190,
S. 250: […] die núne, die úber den krieg gesetzet sind […]; Das Gremium der Neun wurde auch
außerhalb der Stadt als Gremium für Kriegsangelegenheiten wahrgenommen: AVES, AA 1437,
26: […] die nune, die by uch uber den krieg gesetzet sint […]; 1398 richtete der Adlige Dietrich von
Wasselnheim einen Brief an den damaligen Ammeister Cunrat Armbruster und die Neun und
bat darum, in den militärischen Dienst der Stadt aufgenommen zu werden; AVES, VIII, 134, 52.
Hingegen mit einer anderen Bezeichnung, die auf eine Art Geheimhaltungsinstanz schließen
lässt, AVES,AA1444, 19: […] die Nune, die in der Stat Straßburg zů ernstlichen und heimlichen sachen
geordent sint.

148 Hierzu VON HEUSINGER, Zunft, S. 143.
149 SCHMITT, Gesellschaft, S. 294, erwähnt eine Regelung vom Ende des 15. Jahrhunderts, die besagt,

dass nicht mehr die Ammeister, sondern der Stadtrat und die Einundzwanzig die Gesandten
auswählen sollen.

150 AVES, AA 168, 78.
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Ammeister gehörten. Auch die Fünf nahmen Funktionen im Gesandtschafts-
wesen wahr, diese wurden jedoch ebenfalls bisher nicht genauer betrachtet.

1.2 Zuständigkeiten im Gesandtschaftswesen

Die vor allem anhand der verfassungsgeschichtlichen Entwicklung Straßburgs
vorgestellten Gruppen, Ämter und Gremien waren alle in das städtische Ge-
sandtschaftswesen eingebunden. Im Folgenden wird anhand der konkreten di-
plomatischen Praxis die Beteiligung der einzelnen Akteure in Straßburg genauer
untersucht. Grundlage der Analyse sind hauptsächlich die städtische Korre-
spondenz sowie Beschlussfassungen, Instruktionen respektive Handlungs-
empfehlungen und Protokolle von Beratungen.

Zuerst wird die Rolle der Gesandten und Gesandtschaften beleuchtet. Unter
besonderer Berücksichtigung der Gesandtenberichte soll geklärt werden, wen
die Gesandtschaften kontaktierten und weshalb. Es wird zu klären sein, inwie-
fern städtische Gesandte durch ihre Schlüsselposition als Berichterstatter an
unterschiedliche Akteure die innerstädtischen Zuständigkeiten zumindest
temporär beeinflussten. Wie die städtische Korrespondenz zu Beginn des
15. Jahrhunderts zeigt, waren die Gesandtenberichte an unterschiedliche Ak-
teure adressiert. Diese Personen und Gremien wurden demnach auch in unter-
schiedlicher Art und Weise in die Gesandtschaftsmissionen einbezogen.

Zudem ist die Perspektive der innerstädtischen Akteure selbst von Interesse.
Anhand der städtischen Korrespondenz wird herausgearbeitet, welche Akteure
in Straßburg Kontakt zu den Gesandtschaften aufnahmen und ihnen Instruk-
tionen beziehungsweise Handlungsratschläge übermittelten. In einem weiteren
Teilkapitel wird überprüft, wer Gesandtschaften zusammenstellte und aus-
sandte. Ebenfalls wird die konkrete Entscheidungsfindung in außenpolitischen
Angelegenheiten durch innerstädtischer Akteure – etwa anhand von Bera-
tungsprotokollen und Beschlüssen – untersucht. Ebenso lassen sich Straßburger
Gremien als Schiedsinstanzen für Angelegenheiten auswärtiger Akteure nach-
weisen, deren Betrachtung ebenfalls Teil dieses Kapitels sein wird. Diese
Schiedsgremien agierten entweder innerhalb Straßburgs oder aber auch als
größere Delegationen, die an Orten außerhalb der Stadt Konflikte schlichteten.

Schlussendlich ist neben diesen eher qualitativen Aspekten auch die Quan-
tität, mit der die jeweiligen Akteure in Erscheinung traten, zu berücksichtigen.
Wen schrieben die Gesandten amhäufigsten an?Welche Akteure suchtenwie oft
Kontakt zu den Gesandtschaften?Welche Gruppen, Ämter oder Gremien waren
in die Entscheidungsfindung besonders häufig oder selten involviert? Ziel der
folgenden Abhandlungen ist es, erstmals eine tiefergehende und differenzierte
Analyse der innerstädtischen Zuständigkeiten für städtische Außenpolitik und
Gesandtschaftsmissionen in Straßburg vorzulegen.
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1.2.1 Einbindung und Ausschluss durch Gesandtenberichte

In der Straßburger Korrespondenz finden sich Anzeichen für die gezielte
Steuerung von Informationen. Dabei wurde im Falle gewünschter Geheimhal-
tung der übermittelten Nachrichten explizit durch die Verfasser um Diskretion
gebeten. Ebenso sind parallel geführte Korrespondenzen an verschiedene
Adressaten überliefert. Zumeist richteten sich die Gesandten dabei im Wechsel
mit unterschiedlichen Briefen sowohl an den Ammeister als auch an den
Stadtrat. Fraglich ist, ob sich hinter diesem Vorgehen eine bestimmte Systematik
verbirgt.

Das folgende Kapitel untersucht diejenigen Quellen, an denen sich exklusive
Informationsweitergabe festmachen lässt. Damit sollen vor allem die Entschei-
dungsgewalt und der Handlungsspielraum verschiedener Akteure in den Vor-
dergrund gestellt werden, die durch die Weitergabe aller, reduzierter oder gar
keiner Informationen über Einbindung und Ausschluss entschieden. Ebenfalls
wird die Frage aufzugreifen sein, inwiefern zu Beginn des 15. Jahrhunderts die
Gruppe der Ammeister und Altammeister als Vertreter der Zünfte auch in der
Außenpolitik der Stadt versuchten, unter Ausschluss anderer Gruppen und
Gremien die Politik der Stadt zu steuern.

Als im Jahr 1419 Teile des Straßburger Patriziats aus der Stadt auszogen, um
gegen die politischen Verhältnisse in der Stadt und ihre eigene angebliche Be-
nachteiligung gegenüber den Zünften im Rat zu protestieren, fertigte diese
Gruppe eine Schrift an, in der sie ihre Beschwerden demRat darlegte.151 In einem
anderen Schriftstück griff der Rat der Stadt diese Beschwerden auf, indem er sie
zusammenfasste und zu den einzelnen Vorwürfen direkt Stellung nahm. Ein
Vorwurf thematisierte die Frage nach Einbindung und Ausgrenzung innerhalb
des Gesandtschaftswesens. Die Patrizier beklagten, dass man ihnen die heimli-
chen Angelegenheiten der Stadt vorenthalte, da die Ammeister darüber alleine
berieten. Zudem erhielten Gesandte aus dem Patriziat weniger Informationen
und seien gegenüber den aus Zünften stammenden Gesandten somit gezielt
benachteiligt. Dies sei, so die Argumentation, insbesondere deshalb nicht ver-
ständlich und ebensowenig tolerierbar, da man selbst in der Vergangenheit die
Ehre der Stadt stets verteidigt und dafür das eigene Blut vergossen habe.152 Die
Beschwerde über eine angeblich nicht ausreichend vorhandene Einbindung in
die städtische Außenpolitik diente der Gruppe der Patrizier hier also als Argu-
ment in einer Auseinandersetzung um ganz grundsätzliche Fragen von städti-
scher Identität, politischer Teilhabe und Machtbalance. Folgt man der Argu-

151 Zu den Hintergründen des Konfliktes und den einzelnen Beschwerdepunkten bereits ALIOTH,
Gruppen, S. 475; RICHARD, Ehre, S. 164; LIENING, Honneur, S. 258.

152 AVES, I, 15, 10, 33v: Und alz her Burckart sprichet, daz su [gemeint ist hier und im Folgenden die
Gruppe der ausgezogenen Patrizier, S. L.] der stette heimelicheit nit wissent. So werdent ouch su
darzu nit gezogen danne die Ammeister die koppffe zesamen stossent […]. Und bisunder soman botten uff
tage geschicket habe so wisse der eine die heimlichen sachen und der ander nit. Uber daz su doch allezit der
stette friheit und ere gerne sehent und behuttent und ouch ire vordern ir blut darumb vergossen habent.

II. Organisation und Zuständigkeiten: Gesandtschaften und Außenpolitik42



mentation, so war die Beteilgung an Gesandtschaften und das Wissen um
diesbezügliche Verhandlungsinhalte Ausdruck der politischen Stellung und
Annerkennung von Personen und Gruppen der Stadt.

Diese Vorwürfe waren tatsächlich nicht neu, denn bereits seit dem 14. Jahr-
hundert hatte man den Kreis der Ammeister, selbst innerhalb der Zünfte, stark
kritisiert.153Das Ammeistertum sei in dieser Zeit in Straßburg laut Martin Alioth
ein „Kristallisationspunkt patrizischer Aggression gegen die Zunftherrschaft“
und ein wesentlicher Grund für den Konflikt gewesen.154

Die Antwort des Rates lautete wie folgt: Man halte es durchaus für möglich,
dass einige Gesandte besser informiert seien als andere, dies könne jedoch nicht
mit der Zugehörigkeit der jeweiligen Gesandten weder zu den Zünften noch
zum Patriziat in Verbindung gebracht werden. Möglicherweise, so der Rat, sei
ein solcher Umstand mit der Mitgliedschaft jener Gesandten im Dreizehner
Ausschuss erklärbar, deren Mitglieder schließlich immer umfassender infor-
miert seien als andere Gesandte.155

An diesem Beispiel sind zwei Aspekte besonders aufschlussreich: Zum
Ersten trifft der Rat der Stadt eine Aussage darüber, wie innerhalb der Stadt die
Verteilung außenpolitisch relevanter Informationen vorgesehen war und dass
dem heimlichen Ausschuss – den Dreizehnern – dabei eine Vorrangstellung
eingeräumt wurde.

ZumZweiten steht trotz der Erklärung des Stadtrates der Vorwurf imRaum,
dass die Gruppe der Patrizier im Kontext von Gesandtschaften vorsätzlich be-
nachteiligt wurde. Die zumeist paritätische Zusammensetzung von Gesandt-
schaften aus Patriziern und Zunftmitgliedern lässt bereits vermuten, dass man
die Ansprüche beider Gruppen gleichermaßen berücksichtigen wollte, die
Ratsverhältnisse abzubilden versuchte und damit eine Kontrolle der beiden
Gruppen untereinander gewährleistenwollte.156Die aus der Stadt ausgezogenen
Patrizier stellten die Existenz einer tatsächlichen Gleichberechtigung der Grup-
pen jedoch mit ihrer Beschwerde infrage. Da der vorgebrachte Missstand jedoch
nicht genauer spezifiziert wurde, bleibt unklar, ob es sich um einen pauschalen
Vorwurf beziehungsweise einen allgemeinen Eindruck handelte oder auf kon-
krete Ereignisse zurückging. Im Folgenden soll anhand von Beispielen aufge-
zeigt werden, dass die Vorwürfe der Patrizier tatsächlich als Reaktion auf kon-
krete Vorkommnisse gelesen werden könnten.

Von den zahlreichen Gesandtschaftsmissionen zum Konstanzer Konzil sind
einige Briefe erhalten, die unter der Fragestellung der Einbindung und Aus-
grenzung von Personen und Gruppen aufschlussreich sind. Im Jahr 1418 – also

153 Vgl. hierzu die Ausführungen in Kapitel II (1.1) sowie ALIOTH, Gruppen, S. 466.
154 ALIOTH, Gruppen, S. 466.
155 AVES, I, 15, 10, 34r: So setzet man su zu allen heimelichen sache mit namen zu den Dritzehen zu den ein

und zwentigen. So schicket man sie uffe alle tage. Und het in langer keinen Antwergman zu tage
geschicket dann underwilent ein Altammeister daz doch an ime selbs billich ist. Und als her Burckart
meynet so man su underwilent zu tage geschicket habe, daz danne eynre wisse und der ander nit, ist daz
geschehen daz hett vil lihte geton daz einre der Dritzehen ist daz er me wissen sol von heimelichen sachen
dann der ander der nit ditzehner ist, obe aber daz beschehen sy oder nit wissen wir nit.

156 SCHMITT, Gesellschaft, S. 294; LIENING, Überlegungen, S. 141 sowie S. 144, Anm. 77.
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ein Jahr bevor die dargelegten Vorwürfe gegen den Stadtrat erhoben wurden –
war eine Gesandtschaft, bestehend aus dem Altammeister Hug Drizehen, dem
Patrizier Cunrat zum Rust und dem Stadtschreiber Ulrich Meiger, in Konstanz
beimKonzil anwesend. Neben den offiziellen Berichten an den Rat der Stadt, die
von Drizehen selbst oder im Namen der gesamten Gesandtschaft verschickt
wurden,157 unterhielt der Altammeister noch einen gesonderten Schriftverkehr
mit demamtierendenAmmeister UlrichGosse.158Die Tatsache, dass einMitglied
einer Gesandtschaft im Zuge einer Gesandtschaftsmission eigenständig eine Art
parallele Korrespondenz führte, ist durchaus bemerkenswert und wirft Fragen
nach der Notwendigkeit einer solchen Vorgehensweise auf.

Zunächst ging es demGesandten um inhaltliche Absprachen, die ermit dem
amtierenden Ammeister vornehmen wollte. Dafür hätte der Altammeister Dri-
zehen auch den Rat der Stadt anschreiben können, zog es aber offenbar vor, die
Angelegenheitenmit demAmmeisterUlrichGosse allein zu klären.159Andiesem
Beispiel zeigt sich, was das ausgezogene Patriziat ein Jahr später grundsätzlich
beklagte. Die Ammeister und Altammeister waren offenkundig in der Lage, in
politischen Angelegenheiten unter Ausschluss des Rates zu handeln.

Ein weiteres Motiv schilderte Drizehen explizit in einem nachfolgenden
Brief. Der Gesandte forderte den Ammeister Gosse dazu auf, geheime Nach-
richten nur an ihn selbst und den Stadtschreiber Ulrich Meiger zu adressieren,
nicht aber an den Gesandten Cunrat zum Rust. Der jeweilige Bote sollte hierfür
extra instruiert werden und die Nachrichten heimlich übergeben, um den Ge-
sandten nicht zusätzlich zu verärgern. Denn Cunrat zum Rust würde die Ge-
heimhaltung sicherlich nicht gutheißen, so die Einschätzung Drizehens: […] dz
esz den zum Rust verdrusse und esz nit in gut uf neme soelte er versten, dz utzit vor im
gehaeltet wurde.160 Einige Tage zuvor hatte der Altammeister Hug Drizehen noch
einen Bericht an den Rat der Stadt geschrieben und tat dies auch wenige Tage
nach seinemBrief an denAmmeister erneut, diesmal jedoch gemeinsammit eben
jenem Cunrat zum Rust.161

Es lässt sich nicht mit Sicherheit nachweisen, dass demGesandten zum Rust
in der Folge tatsächlich Informationen vorenthalten wurden. Der Brief des Al-
tammeisters Drizehen an den Ammeister Gosse belegt jedoch eindeutig die
Absicht, an dem patrizischen Gesandten Rust vorbei zu kommunizieren. Si-
cherlich nicht zufällig waren es in diesem Fall ein Altammeister und ein Am-
meister, die einen Patrizier außen vorließen. Auch wenn kein sicherer und di-
rekter kausaler Zusammenhang zwischen den Vorwürfen der Patrizier von 1419
und den hier dargelegten Geschehnissen des Jahres 1418 hergestellt werden

157 AVES, AA 168, 62, 63, 64, 66, 67.
158 AVES, AA 168, 65, 68, 70, 73. Gemeinsam mit dem Stadtschreiber Ulrich Meiger an den Am-

meister Ulrich Gosse und die Fünf, AVES, AA 168, 78.
159 Vgl. hierzu den Brief AVES, AA 1443, 59.
160 AVES, AA 168, 65: ouch wissend woeltend ir oder min herre der Techen [Dekan, S. L.]mir undMeister

Ulrich utzit schreiben, dar zu geschwigen soelt werden, so befellend dem botten, dem ir die brief gebend,
dasz er unsz die haimlich gebe, dan ich undMeisterUlrich verstandenwol, dz esz den zumRust verdrusse
und esz nit in gut uf neme soelte er versten, dz utzit vor im gehaeltet wurde.

161 Vgl. hierzu die Briefe AVES, AA 168, 64 und 66.
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kann, so findet sich die Beschwerde der Patrizier in denVorgängen des Vorjahres
dennoch exakt wieder. Zudem stand Hug Drizehen in einer starken Opposition
zum städtischen Patriziat. In seinemAmtsjahr als Ammeister kündigt er etwa an,
gegen Edle in der Stadt massiv vorgehen zu wollen.162

Zwei sehr aufschlussreiche wie gleichsam seltene Briefe an Hug Drizehen
sind aus seiner ersten Amtszeit als Ammeister 1417 überliefert und zeigen an-
schaulich, mit welchen verdeckten Methoden Drizehen innerhalb des Gesandt-
schaftswesens agierte.163 Darin werden Informationen über eine Gesandt-
schaftsreise und die Gesandten selbst übermittelt, aber auch Informationen
weitergegeben, die der Geheimhaltung unterlagen.164 Der Verfasser war ein
Straßburger Geistlicher, der in den Quellen Meister Hermann Ritter165 genannt
wird. Jener war für Straßburg und das Straßburger Domkapitel ebenfalls beim
Konstanzer Konzil tätig und auch im Umfeld der städtischen Gesandten zu
finden, jedoch nicht wirklich Teil der offiziellen Gesandtschaften. Er bezeichnet
die Gesandten als stett boten und uwern botten166, was eine gewisse Distanz zur
Gruppe der städtischen Gesandten zum Ausdruck bringt. Er reiste mit den
Gesandten und war mit ihnen in einer Herberge untergebracht, wurde aber von
Beratungen zum Teil explizit ausgeschlossen, was wiederum seinen speziellen
Status unterstreicht. Außerdem, und dies gibt den Briefen noch eine zusätzliche
Brisanz, wollte der Verfasser, dass seine Berichte vernichtet werden. Daher for-
derte er den Ammeister am Ende seiner Briefe dazu auf, diese zu zerreißen
beziehungsweise zu verbrennen, damit außer ihnen beiden niemand von diesen
erfahre. Lediglich einem nicht näher bezeichneten Rulin, vermutlich handelt es
sich dabei um den Straßburger Altammeister Rulin Barpfennig, könne er die
Briefe zeigen.167 Die beiden Berichte erwecken den Eindruck, dass sich der
Ammeister gezielt von einer Person aus dem Gefolge der Gesandtschaft Infor-
mationen zukommen ließ, um die Gesandten zu kontrollieren und zusätzliche
Auskünfte zu erhalten, die ihm die Gesandten nicht lieferten. Das Vorgehen des

162 ALIOTH, Gruppen, S. 467. Alioth sieht in der Amtszeit des Hug Drizehen eine gewisse Auflo-
ckerung der gefestigten Verbindungen innerhalb der Ammeisterelite, da dieser mit vorherigen
Ammeistern nicht verwandt war, ALIOTH, Gruppen, S. 476. Dass dies jedoch die Haltung ge-
genüber dem Patriziat und dessen versuchte Benachteiligung nicht tangiert haben muss, zeigen
die dargelegten Ausführungen. Weitere Informationen zu Drizehen bei VON HEUSINGER, Zunft,
S. 402, Nr. 651.

163 AVES, AA 1443, 47 und 48f. Zwar ist der Brief nicht datiert, doch lassen die geschilderten
Kontexte im Brief in der Kombination mit der Tatsache, dass Hug Drizehen im Jahr 1417 Am-
meister war, auf die Abfassung des Briefes im Jahr 1417 schließen.

164 Weitere Belege zur Person: AVES, AA 1443, 48 f.; AVES, AA 169, 29.
165 Weitere Belege zur Person: AVES, AA 1443, 37–39, 47–49; AVES, AA 1444, 22; AVES, AA 169, 29;

AVES, AA 1459, 71v-72r.
166 Zur Benennung der Gesandten in den Quellen LIENING, Überlegungen, S. 133.
167 AVES, AA 1443, 37: […] besorgent diesen brieff das nieman lesen denne her Ruelin deme ir uch wol

getruwet und esz dar nach zerzerret beide dasz nut ieman widersz zu lese; AVES, AA 1443, 38: […]
verbrennet diese brieff das in nieman me finde oder lese so ir in oder her Ruelin gelesend. Warum die
beiden Briefe nicht vernichtet wurden und sich heute im städtischenArchivwiederfinden, kann
nicht geklärt werden. Möglicherweise ist dies ein Hinweis darauf, dass die Geheimhaltung in
diesem Fall gerade nicht funktioniert hat.
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Ammeisters Hug Drizehen spricht möglicherweise für ein erhöhtes Misstrauen
gegenüber der Gesandtschaft beziehungsweise einzelnen Personen.

Diese Beispiele zeigen, dass Altammeister und Ammeister mitunter durch-
aus bestrebt waren, die Außenpolitik der Stadt zu kontrollieren und selbst
maßgeblich zu beeinflussen. Indem man innerhalb dieser Gruppe gesonderte
Absprachen traf, eigene Informationskanäle generierte und Gesandte heimlich
kontrollierte, versuchte man andere Personen und möglicherweise auch Grup-
pen auszugrenzen. Die nachweisbare Benachteiligung eines Gesandten der Pa-
trizier bleibt zwar ein Einzelfall, doch scheinendie diesbezüglichenVorwürfe der
ausgezogenen Patrizier 1419 – gerade weil sich die Ereignisse ein Jahr zuvor
abgespielt hatten – nicht gänzlich abwegig zu sein.

Der geschilderte Fall für eine systematische Benachteiligung des Patriziats
im Gesandtschaftswesen soll nun auf der Grundlage einer größeren Quellen-
basis in einen breiteren Kontext eingebettet werden. Wer wurde unter welchen
Bedingungen in die Außenpolitik der Stadt eingebunden? Gab es klar definierte
Zuständigkeitsbereiche?

Die meisten der überlieferten Gesandtenberichte sind an den Rat der Stadt
adressiert. Etwa unter der Formel Den ersamen fursichtigen und wisen dem meister
und dem Rat zu Straßburg unsern lieben heren und frunden168 berichteten Gesandte
regelmäßig an den amtierenden Stettmeister und den Stadtrat. Briefe an die
Ammeister sind weitaus weniger überliefert. Daneben gab es auch Berichte an
bestimmte Gremien169 oder weitere Personen170 in der Stadt, manchmal wurden
die Briefe sowohl an einGremium als auch einenAmtsträger zugleich adressiert.

Fragt man also nach Einbindung und Ausgrenzung im Gesandtschaftswe-
sen, so spricht die Quantität eher für eine stärkere Einbindung des Stadtrates.
Dennochwird im Folgenden nach denAusnahmen von der Regel gefragt, um zu
überprüfen, wie Informationskanäle abseits der offiziellen Ratskorrespondenz
funktionierten. Insgesamt soll vor allem das breite Panorama der Überlieferung
aufgezeigt werden.

Die Ammeister wurden – nach dem Rat – von den Gesandten am häufigsten
kontaktiert. Unter den Absendern finden sich verschiedene Akteure, was bereits
verdeutlicht, dass die Briefe an den Ammeister nicht generell mit dem Aus-
schluss anderer sozialer Gruppen in Verbindung gebracht werden können. So-
wohl Altammeister171 als auch Patrizier172 oder paritätische Gesandtschaften aus
Zunftmitgliedern und Patriziern173 sowie der Stadtschreiber Ulrich Meiger174

168 AVES, AA 168, 2.
169 AVES, AA 152, 11: Den ersamen wisen den Drizehen zu Straszburg unsyn lieben herren. Gesand-

tenbericht an die Dreizehn.
170 AVES, AA 169, 37, Brief an den Rentmeister; AVES, AA 1443, 71, Brief an Ulrich Bock den Alten.

AVES, AA 169, 55, Brief an Friedrich von Zollern und den Ammeister Ulrich Gosse.
171 Briefe vonAltammeistern an einenAmmeister: AVES,AA165, 11, sowie die oben zitierten Briefe

des Altammeisters Hug Drizehen.
172 Briefe von Pariziern an einen Ammeister: AVES, AA 168, 1, 31; AVES, AA 1443, 18; AVES, AA

1443, 68, 80.
173 Briefe vonparitätischen oder gemischtenGesandtschaften andenAmmeister: AVES,AA166, 13;

AVES, AA 1443, 4 f., 18; AVES, AA 168, 37.
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richteten Schreiben exklusiv an den Ammeister.175 Bisweilen wurde der Am-
meister auch gemeinsam mit einem Altammeister176 oder einem Stettmeister177

angeschrieben. Diese vereinzelten Belege für Mehrfachadressierung müssen je-
doch als absolute Ausnahme angesehen werden. Der Großteil der Gesandt-
schaftsberichte an den Ammeister war ausschließlich an ihn allein gerichtet.

Dabei lässt sich nicht immer grundsätzlich sagen, weshalb diese Berichte
ausgerechnet dem Ammeister und nicht etwa dem Stadtrat geschickt wurden.
Unter anderem wurden Berichte an den Ammeister gesendet, die geheim ge-
halten werden sollten.178 Andere Berichte verdeutlichen sowohl die Zuständig-
keit des Ammeisters als auch verschiedener Gremien der Stadt. Es finden sich
Briefe, die neben dem Ammeister zusätzlich an ein Gremium adressiert waren,
wie etwa an die Neun, die Dreizehn oder die Fünf.

Vermutlich wurde bei Nachrichten, die nicht dem gesamten Stadtrat mit-
geteilt werden sollten, zunächst nur der Ammeister oder ein Gremium, in dem
dieser Mitglied war, informiert. Ein Bericht legt diese Vermutung sehr nahe: Die
Gesandten schrieben dem Ammeister, dass ihr Brief geheim sei und grund-
sätzlich nur von ihm selbst beziehungsweise den übrigen der Fünf gelesen
werden solle. Welche der übermittelten Inhalte er an die Räte persönlich wei-
terleiten wolle, solle er selbst entscheiden.179

Durch gezielte Weitergabe von Nachrichten hielt man den Rezipientenkreis
vorerst bewusst klein. Dem Ammeister wurde im geschilderten Fall somit so-
wohl die Möglichkeit der Zensur eingeräumt als auch die weitere Verteilung der
Informationen an einen größeren Kreis überlassen. Dabei war vermutlich auch
gar nicht zwangsläufig vorgesehen, dass weiten Teilen des Rates diese Infor-
mationen grundsätzlich vorenthalten werden sollten. Wahrscheinlich ist eher,
dass man in derartigen Fällen den Ammeister zuerst informierte, um ihm einen
Wissensvorsprung zu ermöglichen oder weil man sich mit einer entschei-
dungsbefugten Person absprechen wollte, ohne dass der Sachverhalt direkt im
gesamten Stadtrat besprochen wurde.

174 Briefe des Stadtschreibers Ulrich Meiger an den Ammeister: AVES, AA 169, 3, 5; 9, 10, 21
(innerhalbRotulus), 22 (innerhalbRotulus), 27, 28, 35, 44, 54; 58, 59, 64, 66, 72;AVES,AA1443, 64,
65 f., AVES, AA 1438, 4 f.

175 Vgl. hierzu exemplarisch folgende Berichte: AVES, AA 165, 11; AVES, AA 166, 13, 19; AVES, AA
168, 1, 5, 31, 37, 68, 69, 70; AVES, AA 169, 3, 5; 9, 21 (innerhalb Rotulus), 22 (innerhalb Rotulus),
27, 28, 35, 44, 58, 59, 64, 66, 72; AVES, AA 1438, 4 f.; AVES, 1441, 1 (Nennung eines Briefes an den
Ammeister); AVES, AA 1443, 4 f., 64, 68, 80; AVES, I, 16, 42.

176 AVES, AA 169, 74; AVES, AA 1451, 3 (hier kommt der Brief nicht von einemGesandten, sondern
vom Ammeister aus Basel).

177 AVES, AA 1443, 56f.; AVES, AA 1443, 61 f. (und an Hügelmann von Finstingen).
178 AVES,AA166, 12;AVES,AA168, 7, 9, 65;AVES,AA169, 10; 54;AVES,AA1443, 18; 37 f., 47, 48 f.,

65 f.
179 AVES, AA 168, 78: […] und wissend ir wol wasz in disem brief zu verschwigend ist dasz ander moegend

ir sagenwen ir woellend […] Lieber her der ammanmeister disen brief lesend ir und die funf undwasz den
Raeten zu gehoeret daz moegend ir in sagen.Auffällig ist, dass hier Hug Drizehenwieder einmal zu
den Absendern gehörte. Gemeinsam mit dem Stadtschreiber Ulrich Meiger hatte er den ge-
nannten Brief an den Ammeister Ulrich Gosse und die Fünf geschickt.
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Weitere Gesandtenberichte stützen die Annahme, dass nicht unbedingt eine
dauerhafte Geheimhaltung beabsichtigt war. Im Jahr 1417 legten Straßburger
Gesandte dem Ammeister Claus Arge nahe, den Erhalt der Nachricht und die
übermittelten Informationen geheim und den Brief so lange unter Verschluss zu
halten, bis man den Bericht quasi selbst freigebe. Es wurde also lediglich eine
temporäre Zurückhaltung der Informationen empfohlen. Im Folgenden berich-
tete dieselbe Gesandtschaft dann auch wieder ausschließlich an den Stadtrat.180

In einem weiteren Bericht wurde angemerkt, der Ammeister könne die Inhalte
des Briefes ruhig an den Dreizehner Ausschuss und weitere Personen seiner
Wahl weitergeben.181

Bei anderen Berichten lässt sich die Absicht einer dauerhaften Geheimhal-
tung zumindest nicht ausschließen. So gaben Gesandte zum Beispiel explizit an,
dass nur Ammeister und Neuner Ausschuss informiert sein sollten.182 Auch
berichtete der Straßburger Stadtschreiber Ulrich Meiger in verschiedenen Fällen
direkt an den Ammeister, so auch im Jahr 1418, als er dem Ammeister Ulrich
Gosse erfreuliche Nachrichten in Aussicht stellte, die er ihm mündlich über-
bringenwollte. Doch solle der Ammeister dies als Geheimnis für sich behalten.183

Im selben Jahr folgte noch ein weiterer Brief von Meiger an Gosse, auch hier
wurde der Ammeister auf die Vertraulichkeit der darin behandelten Angele-
genheiten hingewiesen.184

Allerdings kann keinesfalls gesagt werden, dass sämtliche Briefe an den Am-
meister zum Zwecke der temporären oder dauerhaften Geheimhaltung an die-
sen geschickt wurden oder zwangsläufig bestimmte Gremien oder Personen-
kreise dadurch ausgeschlossen werden sollten. Dies lässt sich etwa an mehreren
Briefen des Straßburger Stadtschreibers Ulrich Meiger zeigen. Denn Meiger
kommunizierte in einem Bericht an den Stadtrat, dass er zuvor dem Ammeister
bereits einen Brief geschrieben hatte und man darin die neuesten Sachverhalte
finden werde.185 Ein ähnlicher Hinweis findet sich in einem Brief von 1415.186

Ebensowurde in einemBericht an denAmmeister angemerkt, dass zuvor bereits

180 AVES, AA 1443, 18: […] und unsz gefellet wol dz ir disz in ziehent und in heimlichkeit haltent so ir best
koendent bisz wir uch andersz wissen laussent und embiettent […]. Zu den weiteren Briefen dieser
Gesandtschaft an den Stadtrat vgl. etwa AVES, AA 1443, 19–21.

181 AVES,AA166, 12: […] und diszmoegent Ir ouchwol den xiii undwemuch dan gut bedunket verkunden
[…].

182 AVES, AA 168, 7: […] und lont dis by uch und den nunen beliben.
183 AVES, AA 169, 10: […] undwan ich zu uch kome so will ich uch maere sagen die ir gern hoeren werdend

und haltend dasz vast heimlichen dasz ist not […].
184 AVES, AA 169, 54: und haltend disz so ir heimlichest moegend […]; AVES, 1443, 65: […] woellend

wissen in einer grossen geheimed […].
185 AVES, AA 169, 30: also hett ich minem herren dem ammanmeister ein brief geschr den ich ouch diesen

botten gegeben han [gestrichen: uch] in hin hab zebringend dar ynne ir wol senhen werdent wie alle
sachen yetz und stond […] ich hanminen heren dem ammanmeister alle sachen verschrieben, die ich susz
yetz weisz […].

186 AVES, AA 1443, 52 f., hier 52r: […] als ich das uch und minem herren dem ammanmeister und her
Johans Lumbart hette geschriben […].
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ein Brief an den Rat der Stadt verschickt wurde.187 Zum einen zeigen die Aus-
sagen über seinen vorherigen Briefwechsel mit dem Ammeister, wie unproble-
matisch und gängig es offenbar war, sowohl an den Rat der Stadt als auch
gesondert an den Ammeister zu berichten. Zum anderen ist anzunehmen, dass
Briefe, die an den Ammeister gerichtet waren, mit Sicherheit auch an den Rat
weitergereicht und dort vermutlich auch verlesen und besprochen wurden, so-
fern nicht von den Gesandten explizit zu deren temporärer oder dauerhafter
Geheimhaltung aufgefordert wurde. Als der Stadtschreiber Meiger beispiels-
weise an den Ammeister Ulrich Gosse schrieb, er werde aufgrund zu erledi-
gender persönlicher Angelegenheiten erst später als geplant wieder zurück nach
Straßburg kommen, bat er den Ammeister darum, ihm diese Verspätung nicht
übel zu nehmen. Zugleich ging er offenbar davon aus, dass der Stadtrat ebenfalls
von seinem Brief Kenntnis nehmen werde und bat diesen gleichermaßen um
Verständnis.188

Dreiweitere Fälle, in denender Stadtschreiber abwechselnd seine Berichte an
den Rat der Stadt und den Ammeister richtete, sind aus den Jahren 1415, 1416
und 1417 überliefert.189 Auch hier lassen sich keine besonderen Auffälligkeiten
feststellen, die die Art der Berichterstattung erklären würden. In jedem Fall
scheint es auch hier nicht Sinn und Zweck gewesen zu sein, bestimmte Gruppen
oder Akteure gezielt besser oder schlechter zu informieren. Das Beispiel des
Stadtschreibers ist bezüglich der hier behandelten Frage allerdings insofern ein
Sonderfall, als er selbst ursprünglich nicht aus Straßburg stammte und den so-
zialenGruppender Stadt nichtwirklich zugeordnetwerdenkann. Erwar, anders
als die anderen Gesandten, offiziell bei der Stadt gegen Entlohnung beschäftigt
und hatte somit keinen eigenen Sitz im Rat inne.190 Dementsprechend war er
sicherlich in innerstädtische Verwicklungen und Konkurrenzen der einzelnen
Gruppenweniger stark involviert. Eine parallel geführte Korrespondenzmusste
somit nicht zwingend problematisch sein, wie sie es im oben geschilderten Fall
des Gesandten und Altammeisters Hug Drizehen war.

Es lässt sich also oftmals kein klares Muster oder System bezüglich der Einbin-
dung und des Ausschlusses von Personenkreisen erkennen. Es wurde nach Be-
darf an verschiedene Akteure geschrieben, allerdings nur zum Teil mit be-
stimmten Absichten wie etwa Geheimhaltung. In anderen Fällen wurde die
wechselnde Adressierung in der Korrespondenz offen thematisiert. Der Am-
meister wurde neben dem Rat vielleicht auch deshalb häufig kontaktiert, weil er
als wichtigster Amtsträger in Straßburg im Grunde informiert werden musste

187 AVES, AA 169, 72: und laussz uch wissen alsz ich minen heren meister und Rat verschrieben han von
minesz herren von Cur wegen […].

188 AVES, AA 169, 59: […] darumb bit ich uch lieber herr das ir die will nit zurnend und ouch min genedig
lieben herren meister und Rat dasz sy es nit fur ubel uf nemend dann ich will dar nach in allen sachen
dester williger sin […].

189 1415: AVES, AA 169, 2, 3, 4, 5, 6, 26; 1416: AVES, AA 169, 8, 9; 1417: AVES, AA 169, 41, 44.
190 Vgl. grundlegend zu Ulrich Meigers Biografie KAISER, Meiger, hier zu seiner Tätigkeit in Straß-

burg S. 169–197.
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und man an der Person des Ammeisters eben nicht vorbeikam, wenn man die
politischen Spielregeln nicht verletzen wollte.

Der Versuch, den Kreis der Mitwissenden möglichst klein zu halten, lässt sich
nicht nur in Briefen an den Ammeister, sondern auch im Austausch zwischen
Stadtrat und Gesandten beobachten. Der Stadtrat sollte in einem Fall einen Brief
vorerst in den eigenen Reihen behalten und in keiner Form weiterleiten.191 In
einem anderen Fall baten die Gesandten darum, dass die Ratsmitglieder und der
Einundzwanziger Ausschuss explizit zur Verschwiegenheit aufgerufen werden
sollten.192 Damit wollte man sicherlich verhindern, dass interne Informationen
schnell in der Stadt verbreitet wurden. Eine derartige Interpretation lässt in
jedem Fall ein Gesandtenbericht an Meister und Rat der Stadt von 1418 zu. Die
Gesandten baten darin explizit um Geheimhaltung, schließlich, so die Argu-
mentation, sei es nicht gut, wenn über derartige Dinge gesprochen werde.193 Im
Zuge der Absetzung König Wenzels im Jahr 1400 arbeiteten Gesandte ver-
schiedener Städte, darunter auch Straßburger Vertreter, ein Schriftstück aus, in
dem Vorschläge für das weitere Verhalten gegenüber den Kurfürsten und für
eine gemeinsame Position in der Frage der Absetzung an die unterschiedlichen
Stadträte gemacht wurden. Dieses Schrifstück und seine Inhalte sollten ebenfalls
im Kreis der verschiedenen Stadträte verbleiben. Somit versuchte man also le-
diglich, die zwischenstädtischen Absprachen möglichst diskret durchzufüh-
ren.194

Ein Bericht, der ebenfalls innerhalb des Rates geheim gehaltenwerden sollte,
zeigt recht anschaulich weitere Vorgehensweisen und Sicherungsmaßnahmen
auf. Der Stadtschreiber Ulrich Meiger verwies nicht nur auf Geheimhaltung,
sondern schrieb seineAusführungen auf einen zusätzlichenZettel, den er seinem
offiziellen Bericht beilegte. Er begründete sein Vorgehen damit, dass der Rat den
offiziellen Brief sicherlich den Vertretern des Straßburger Domkapitels vorlegen
werde. Die zusätzlichen Informationen seien geheim zu halten, weshalb er sie
separat mitteile.195

Auch wurden Gremien von den Gesandten explizit in die Außenpolitik einge-
bunden. Zur Geheimhaltung einer Nachricht wurden die Straßburger Dreizehn

191 AVES, AA 168, 32: […] ouch dunket uns guot sin dz ir disen brief uf dz nehste by uich lant blyben […].
192 AVES, AA 168, 52: […] dan von uwer sachen wegen gegen dem ellecten da woellend wissen und ouch in

geheimed bliben laussen dz den Raetten und den ein und zweintzigen gebetten wird zu schwigend […].
193 AVES,AA1443, 63: doch lassend dis allez in heimlichkeit beliben dann ir wol verstand daz nit guotwaere

sollte dar uf [gestrichen: etwasz] gerett werde […].
194 RTA III, Nr. 167, S. 212: Auch ist der egnanten stete frunde meinunge als die itzund zu Mencze gewest

sint: obe iß iren reten wole gevellet, daz man alle und igliche vorgeschriben stucke in den reten verbiede
also daz die sachen verswiegen verbliben und nit ußschellig werden.Vgl. hierzu bereits JÖRG, Gesandte,
S. 49.

195 AVES,AA 169, 18:Ouchwissen genadigen lieben heren in einer geheimed […] genaedigen heren ich han
disz dar umb in ein zedel geschriben dasz es heimlichen blibe [sic!] ob ir och den brief susz liessend hoeren
min heren von dem Cappitel dasz dan disz heimelichen blibe dan ir wol verstand dz mir unwille darvon
ufferstunde […].
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in eineman sie adressiertenGesandtenbericht aufgefordert.196Der Stadtschreiber
Meiger informierte den Ammeister Johans Lumbart 1416 schriftlich über Trup-
pensammlungen am Neckar, damit Lumbart dies an den Rat der Stadt weiter-
leiten könne.197

Außerdemversuchten Gesandte die Zusammenkunft vonGremien selbst zu
initiieren, so ist es etwa in einen Brief an den Ammeister Claus Gerbotte aus dem
Jahr 1420 überliefert. Der Gesandte schlug vor, dass sowohl der Stadtrat, die
Einundzwanzig als auch die Neun in einer Angelegenheit zu Beratungen zu-
sammenkommen sollten.198 Im selben Jahr berichtete eine Gesandtschaft dem
Straßburger Stadtrat von Gesprächen mit König Sigismund in Breslau und er-
innerte in diesemBrief an vorherige Beratungen in Straßburg.Demnach hatte der
Gesandte Cunrat zum Rust mit den Einundzwanzig über Einzelheiten der be-
vorstehenden Beratungenmit demKönig gesprochen.DieGesandtschaft gab an,
vor dem König jene inhaltlichen Standpunkte vertreten zu haben, wie es der
Gesandte zuvor vor den Einundzwanzig getan hatte.199

Weitere Belege für eine mündliche Berichterstattung von Gesandten oder
städtischen Boten vor einem Gremium finden sich beispielsweise auf soge-
nannten Gedächtniszetteln. Darauf vermerkten Gesandte mit wenigen Stich-
worten oder kurzen Sätzen, über welche Inhaltemündlich in Straßburg berichtet
werden sollte.200Diese Zettel geben zumTeil auch Auskunft über die Empfänger
dieser mündlichen Nachrichten, darunter befindet sich das Neuner Gremium.201

Diese Schriftstücke wurden entweder von den Gesandten selbst nach Straßburg
mitgebracht oder bereits vorab mit einem Gesandtenbericht übersendet, wie ein
Beispiel aus dem Jahr 1422 zeigt. Zwei Gesandte verwiesen in ihrem Bericht an
den Ammeister auf einen Zettel, der dem Brief beigelegt worden war. Dieser
sollte von ihm und seinen frúnden – hiermit könntenMitglieder eines Gremiums

196 AVES, AA 152, 11: […] das lont in geheime by uch bliben […].Adressierung:Den ersamen wisen den
Drizehen zu Straszburg unsyn lieben heren.

197 AVES,AA169, 28: ouchwissent lieber herrminen lieben herenmeister undRat zu verkoendent dz ein gar
grosse samlung hie umb den Bodensee, and der Tenow, an dem Neker und durch minesz heren von
Wirtemberg land sich hebet und wirbet ouch min her von Wirtemberg selber vast und sol sich dasz volk
umb den Neker sameln uf aller heiligen tag und da nach bi zwein tagen da wissent uch nach zu rihtend.

198 AVES, I, 16, 42: […] dar umb beduht uch un uwer frunt guot sin, so mugent ir den rot un die ein und
zwentzick besenden so ez in sleht uf unser frouwen huz und die viiii so ze in sleht, sowill ich ouch do sin un
uch sagen wie ich gescheiden bin.

199 AVES,AA152, 8: also sint wir uff hutte sunendag fur sine gnode komen nach fruegem Imbisz und habent
Ime do erzalt von des diensteswegen als er uch geschrieben het in dermossen als ichCunrat zumRuste das
uch erzalte vor den einundzwenzigen do ich do heime was.

200 Vgl. hierzu und den folgenden Ausführungen bereits LIENING, Überlegungen, S. 136–138.
201 RTAVI,Nr. 126, S. 166f.: […] Von der von Spire wegen, wie man do úberkommen ist, dazman helfen sol,

vúr die nún […]Wie Cůnrad vonGutzbergmit úch geretd het von Balsheims vonDischingenwegen, den
uß vorchten zů loßende, vúr die nún […] Wie ir mit den von Spire geretd hant von Lútolcz und Georien
vonKolboczheimswegen, vúr die núne. […] Gedenkent an Eberhartz vonRamberg seligen brůder, vúr die
nin […] Wie von Dietherich zůmHirtzhorn wegen mit úch geretd ist, vúr die 9.Hierzu bereits LIENING,
Überlegungen, S. 136.
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gemeint sein – geheim gehalten werden.202 Nach ihrer Rückkehr wollten die
Gesandten hierzuweitere Erklärungen folgen lassen.203Wenige Tage zuvor hatte
dieselbe Gesandtschaft bereits einen Brief mit geheimen Nachrichten an den Rat
der Stadt geschickt. Auch hier zeigt sich alsowieder einmal eine parallel geführte
Korrespondenz. Darin heißt es, dass man bei Bedarf die Dreizehner informieren
könne.204

Die hier dargelegten Ausführungen zeigen, dass Gesandtschaften auf unter-
schiedliche Art und Weise die politischen Akteure in Straßburg an ihren Mis-
sionen und somit auch an der Außenpolitik teilhaben ließen. Dafür konnte zum
Teil recht eindeutig ausgemacht werden, dass bestimmte Nachrichten der Ge-
heimhaltung unterlagen und sich hieraus auchdie vorgenommeneAdressierung
an bestimmte Akteure ergab. In diesen Fällen wurde zumeist explizit auf Ge-
heimhaltung hingewiesen. Diese musste nicht von Dauer sein, sondern konnte
lediglich temporären Charakter haben. Zwar lässt sich über die Korrespondenz
an einigen Stellen zeigen, dass die Gruppe der Altammeister und Ammeister
versuchte, am Patriziat vorbei zu agieren, doch lassen sich hieraus keine gene-
rellen Aussagen über eine grundsätzlich vorhandene gezielte Benachteiligung
des Patriziats ableiten. Auch die parallel geführten Korrespondenzen können
nicht zwangsläufig mit Bevor- oder Benachteiligung bestimmter Akteure erklärt
werden. Sowohl den Ammeister als auch den Rat der Stadt im Verlauf einer
Mission zu informieren, war eine gängige Vorgehensweise und die Weitergabe
der Informationenwurde von den Gesandten auch erwartet. In der Regel wurde
der Stadtrat oder der Ammeister von den Gesandten angeschrieben. Darüber
hinaus scheint die Entscheidung der jeweiligen Gesandtschaften über die Ver-
teilung von Informationen sehr kontextabhängig gewesen zu sein.

1.2.2 Schreiben an Gesandte: Informationen, Beschlüsse und Instruktionen

Wechselt man die Perspektive und untersucht diejenigen Briefe, die an die Ge-
sandten geschickt wurden, so fällt zunächst die viel geringere Menge der über-
lieferten Schreiben auf. Dieser Umstand hängt sicherlich nur zum Teil damit
zusammen, dass die Gesandten vermutlich mehr Briefe verfassten als an sie

202 In einem anderen Kontext bezeichnete ein Ammeister das Neuner Gremium als min frunde die
nune, vgl. AVES, AA 1441, 1. Allerdings konnte die Bezeichnung frunde eine breite Anwendung
finden, etwa auch um städtische Gesandte zu benennen, vgl. hierzu beispielhaft RTAVI, Nr. 1,
S. 16: […] begeren wir mit ernste, das ir uwer erber frunde mit gantzer macht off denselben tag gein
Mentze schickent […]. Vgl. exemplarisch zu den unterschiedlichen Verwendungskontexten des
Begriffs die terminologischenÜberlegungen bei TEUSCHER, Bekannte, S. 75–84, der amBeispiel der
Stadt Bern um 1500 insbesondere auf die Verwendung des Begriffs zur Kenntlichmachung
verwandtschaftlicher Verbindungen verweist, jedoch auch auf weitere Anwendungszusam-
menhänge – wie etwa die gegenseitige Bezeichnung der Ratsmitglieder als ratsfründ – eingeht.

203 RTAVIII, Nr. 132, S. 143 f.: ouch schickent wir úch ein zedell hie inne geslossen, den lont in geheime bi
uwern frúnden bliben, und heissent úch den zedel gehalten; so wellent wir fúrbaß mit úch reden noch des
zedels besagung, so wir zů uch heim kumment. Hierzu bereits LIENING, Überlegungen, S. 136.

204 RTAVIII, Nr. 131, S. 143: und dunket úch guͦt, so bringet dis fúr die drizehen, daz es in geheime blibe.
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selbst geschrieben wurden. Berichte an Gesandtschaften wurden vornehmlich
dann verschickt, wenn eine Kurskorrektur der bisherigen Zielvorgaben not-
wendig war, zusätzliche Informationen, Beschlüsse oder Instruktionen über-
mittelt werdenmussten oder die Akteure selbst Neuigkeiten von denGesandten
einforderten. Oftmals wurden Informationen, Handlungsempfehlungen und
Anweisungen von den Gesandten eher in Eigeninitiative angefragt.205

Es lassen sich Strukturen nachweisen, die durchaus auf regelmäßige
Schreiben an die Gesandten hindeuten. Der Stadtschreiber Ulrich Meiger be-
klagte sich beispielsweise vehement über die mangelnde Kommunikation sei-
tens des Stadtrates, da dieser dem im Vorfeld verabredeten regelmäßigen
Nachrichtenverkehr nicht nachkam.206

Bei der Beurteilung der Überlieferung muss berücksichtigt werden, dass
höchstwahrscheinlich nur wenige der an die Gesandten verschickten Briefe
wieder zurück nach Straßburg gelangten, da sie von den Gesandten nicht mit
zurückgenommen, sondern eher vernichtet und somit auch nicht archiviert
wurden.

Die folgenden Ausführungen untersuchen diese an die Gesandtschaften ge-
richteten Briefe unter der grundlegenden Fragestellung nach Zuständigkeiten
und Organisation von Gesandtschaften und Außenpolitik. Weniger sollen jene
Schreiben in Bezug auf ihre tatsächliche Wirkung untersucht werden. Es spielt
also zunächst keine Rolle, ob die Inhalte der Briefe für die Gesandten hilfreich
waren und ob sie sich an Beschlüsse des Rates oder Anweisungen anderer Ak-
teure gehalten haben. Von Interesse ist in diesemKapitel vielmehr die Frage, von
welchen Akteuren sie kontaktiert wurden und zu welchem Zweck. Betrachtet
man diese Frage unter quantitativen Aspekten, so ist die Quellenlage hier
ebenfalls eindeutig, denn trotz einiger Ausnahmen stammten die meisten jener
Schreiben vom Rat der Stadt.

Absender, Gründe, Absichten und Umsetzung der schriftlichen Kommuni-
kation mit den Gesandten stehen im Fokus der Analyse. Dabei muss berück-
sichtigt werden, dass die wenigsten Briefe an die Gesandten nur aus einem

205 Vgl. hierzu exemplarisch die folgenden Quellenbelege: AVES, AA 169, 12: […] land uns ouch
wissen von stund […]; AVES, AA 169, 15: […] dar umb bedunket mich gut dz ir unsz on verziehen
wissend lausszendwasz uwermeinung dar umb sige […] und dar umbwasz uwermeinung inwerde dasz
woellend mich onverzogenlichen wisszen lausszen; AVES, AA 169, 25: […] land mich ouch wisszen wie
ich mich mit der herberge und susz halten soelle dan dz zil der herberge uf Samstag uszgat […]; AVES,
AA 1443, 5: […] da wissen wir nit uf welhe wege man reden wolt […] uf wasz wegeman joch reden woelt
so moehtend ir uns dasz wisszen lausszen […]; AVES, AA 1443, 59: […] dar um woellend mich uwer
antwurt furderlichen lausszen wissen wie ich mich dar ynne halten soelle […].

206 AVES, AA 169, 13: […] so han ich bisz uf diesen zenhenden tag nie kein botschaft von uch gehapt dasz
mich wunderlich nimet dan doch min her der ammanmeister meinet ich soelt alletag einen botten von uch
haben un waisz ich von nieman der zu der stett gehoert wie esz da heimen stett dz ich mich doch weste dar
nach zu rihtent so getar ich ouch nit von hinnen Ritten mir were dan vor etwasz botschaft von uch komen
ir sint in einer grossen sache die sich von tag zu tag schweret /ist dasz man nit andersz dar zu tut. So
besorge ich dz esz hertter werd weste ich aber etwasz uwers willen oder moeht zu uch heimen komen, die
sache soelt noch zumal gutwerden.Dar umb landuch so vil geltz nit beduren schikendmir einen botten dz
ich nu wissz wie ir uch da heimen haltent und wasz ir vorhanden habent, so will ich dar zu dz beste tun.
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Grund geschrieben wurden. Vielmehr waren darin, wie auch auch in den
meisten Gesandtenberichten, unterschiedliche Inhalte und Anliegen gebündelt
zusammengefasst. Es ist demzufolge auch wenig zielführend, alle diese Aspekte
im Einzelnen aufzuführen. Die Untersuchung beschränkt sich daher auf die
Darstellung eines Panoramas dominierender Themen anhand einzelner Bei-
spiele. Mithilfe dieser Vorgehensweise soll überprüft werden, welche Akteure
mit unterschiedlichen Anliegen versuchten, Einfluss auf Gesandtschaftsmissio-
nen zu nehmen.

Nimmt man zunächst die Briefe in den Blick, die im Namen des Stadtrates
verschickt wurden, so fällt auf, dass diese oftmals Anweisungen beinhalten, die
von ganz unterschiedlichem Charakter sind. Anhand einiger Beispiele ist es
möglich, dieses inhaltliche Spektrum zu veranschaulichen. Es reichte von der
Aufforderung an einen anderen Ort zu reisen beziehungsweise die Rückreise
anzutreten über die Bitte in bestimmten Angelegenheitenweitere Informationen
zu beschaffen bis hin zu inhaltlichen Absprachen und Kurskorrekturen bezüg-
lich laufender Verhandlungen.

Aus einem Antwortschreiben des Stadtschreibers Ulrich Meiger an den Rat
der Stadt lässt sich auf eine vorherige schriftliche Kontaktaufnahme des Rates
schließen. Andere Straßburger Gesandte benötigten die Unterstützung des
Stadtschreibers, weshalb ihm der Rat den Auftrag erteilt hatte, zum Aufent-
haltsort der Gesandtschaft zu reisen.207 Dem Rat kam hier also eine Schlüssel-
funktion bei der Koordination einer laufenden Gesandtschaftsmission zu. Er
stellte den notwendigen Kontakt zum Stadtschreiber her und sorgte dafür, dass
dieser die Gesandten bei der Erfüllung ihres Auftrages zur Seite stand.

Eine koordinierende Funktion des Stadtrates lässt sich ebenfalls in einem
Brief an eine Gesandtschaft aus dem Jahr 1414 feststellen. Darin forderte der Rat
die Gesandten auf, ihre Mission zu beenden und zurück nach Straßburg zu
kommen. Die Gesandtschaft befand sich in Oberkirch und sollte zu einer Ver-
sammlung nach Offenburg reisen. Da diese jedoch kurzfristig abgesagt wurde,
informierte der Rat die Gesandtschaft darüber. In der Zwischenzeit hatte der Rat
bereits ein Treffen mit dem Straßburger Bischof in Zabern verabredet, bei dem
die Gesandten nach erfolgter Rückkehr erscheinen sollten.208

Für den Abbruch von Gesandtschaftsmissionen konnten auch die hohen
Kosten veranwortlich sein. In einem Brief an eine Gesandtschaft aus dem Jahr

207 AVES,AA169, 67: […] als irmir verschriben hand dasz ich zu uwern erbern botten gen stollhofen komen
soellen usz soelicher geschrift zu redend so uch herAugustin geschriben hat, also woellendwissen dasz ich
daszmit guotemwillen gern tuonwill undwill also uf den naehstenSamstag nach dempfingstag zo tag zit
da sin und getruwuch ouchwol zuo ratend und ze helfend in den sachen die ir zu hof hand uf welhenwege
ir joch genaiget sind und bekenne mich dasz ich dasz billichen tuon dan mir guotlichen bi uch geschenhen
ist […].

208 AVES, AA 1438, 11: Wir Johans Mansz der Junge der Meister und der Rat zuo Straszburg enbieten
unsern erbern botten die yetze von unsernwegen genOberkirch gevertiget siendwazwir guts vermögent.
Als der tag uf morn dunrstag zuOffenburg sin solt mit dem edeln herenmargrafen Otten […] dar umb so
ist der tag disz mal wendig […] darumb so machent uch furderlichen hereim, daz man zuo dem tage […]
gen Zabern kome, da by er auch sin will alsz er uns daz verschriben und muntlich geseit hat.
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1418, die sich zu dieser Zeit bei Papst Martin V. aufhielt, wurde explizit die
finanzielle Belastung als Grund für die angeordnete Rückreise angegeben. Es
war dem Rat zu kostspielig, alle Gesandten vor Ort zu belassen, weshalb zwei
der vier Gesandten zurück nach Straßburg kommen sollten.209

Ein weiterer Grund zur Kontaktaufnahme mit Gesandten bestand für den
Rat der Stadt, wenn er über den Verlauf der Mission oder bestimmte Themen
informiert werden wollte. Entweder beklagte man einen grundsätzlichen Man-
gel bei der Informationsversorgung durch die Gesandten210 oder wünschte
spezielle Informationen, die von denGesandten gezielt beschafft werden sollten.
Das Interesse konnte sich dabei auf den Aufenthaltsort bestimmter Personen211

oder konkrete Ereignisse, wie die Flucht Johannes XXIII. aus Konstanz,212 be-
ziehen.

Ein elementarer Bestandteil von Briefen an Gesandtschaften waren inhaltliche
Empfehlungen und Anweisungen bezüglich der zu erledigenden respektive zu
verhandelnden Angelegenheiten. Manchmal wurden diese jedoch weniger auf
eigene Initiative der innerstädtischenAkteure, sondern vielmehr alsAntwort auf
zuvor erhaltene Schreiben der Gesandten verschickt. In einem Brief des Am-
meisters Rulin Barpfennig an zwei Gesandte wurde unter anderem die Frage
beantwortet, welche Reiserouten die Gesandten wählen sollten. Auf Nachfrage
der Gesandten empfahl dieser ihnen, mit dem Schiff über den Rhein zu reisen,
nachdem er dies zuvor im Neuner Gremium besprochen hatte.213 Daraus lässt
sich nun schwerlich ableiten, dass der Ammeister gemeinsam mit den Straß-
burger Neun explizit für die Organisation von Reiserouten zuständig war. Das
Beispiel macht vielmehr deutlich, was im vorherigen Kapitel bereits in ähnlicher
Weise festgestellt worden ist: Zuständigkeiten waren nicht zwangsläufig fest-
gelegt oder im Einzelfall immer relevant. Im skizzierten Fall waren offenbar
pragmatische Gründe dafür ausschlaggebend, sich an den Ammeister zu wen-
den. Denn die Gesandten hatten sich neben dieser Frage auch bezüglich anderer
Themen an den Ammeister gewandt. Es war daher sinnvoll, den Ammeister mit
allen Themen und offenen Fragen zu konfrontieren. Daher lässt dieses Beispiel
keine sicheren Rückschlüsse auf eine spezielle Zuständigkeit zu.

209 AVES,AA167, 2: […] das die sache domit gehindertwerde dazman so kostlich zu hofe lige dar umb, so ist
unsz meynunge und enpfelhen uch ouch mit ernste dz mit namen ir, her Johanns Rudolff von Endingen,
und ouch du, JacopMansz, furderlich her heim zuo uns ritenwollent und daz du, Bluomenstein, und ouch
ir, Meister Uolrich, zu hofe bliben sollent.

210 Vgl. hierzu bereits LIENING, Interessenvertretung, S. 196–202.
211 AVES, AA 167, 4: […] befelhen wir uch mit ernste, daz ir do obenan zu Costentz uwer erfaren habent an

den, die dan von unsern heren dem kunig kumment, ob sy utzit von dem obgenannten hern Heinrichen
wissend, ob er uf der stroß sie oder wo er sich uszher richte.

212 AVES, AA 167, 6:Wir haben wol gesehen in welher masz ir uns verschriben hant, sunderliche die swere
sache unsern heiligen vatter Bobst Johannes antreffende, als der entwichen ist. Enpfelhen wir uch, waz ir
da von oder andern sachen, die uns zu verschriben sind, furbasz enpfindent, daz ir uns das zu wissend
tugent. Zur Flucht Papst Johannes XXIII. aus Konstanz vgl. etwa KOLLER, Kaiser.

213 AVES, AA 1441, 1: […] und als ir mir geschr[iben] hant welhen weg ir varen sollend do duncket under
min frunde die nune und mir das ir den Ryn har abe varen sollend.
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1.2.3 Wer entsendet Gesandtschaften?

Für die Beurteilung von Zuständigkeit und Organisation im Gesandtschafts-
wesen ist ein weiterer Aspekt von Bedeutung. Gesandtschaften begaben sich
nicht selbstständig im Namen der Stadt auf ihre Missionen, sondern wurden
ausgewählt und mit einem Auftrag ausgestattet. In unterschiedlichen Quellen,
wie etwa Instruktionen, Beschlüssen, Protokollen und Briefen, finden sich Hin-
weise auf verschiedene Akteure und Prozesse. Die folgenden Ausführungen
sollen auf dieser Grundlage überprüfen, welche Akteure in welcher Form an
diesen Entsendungen beteiligt waren.

Gesandtschaften wurden entweder auf eigene Initiative städtischer Akteure
ernannt und entsendet oder von auswärtigen Akteuren aus unterschiedlichen
Gründen angefordert.War beispielsweise dieMithilfe StraßburgerGesandter bei
einer Streitschlichtung gewünscht, so richteten sich derartige Bitten auswärtiger
Akteure in der Regel an den Rat der Stadt.214 Nicht ausschließlich Schreiben im
Kontext jener Schiedsverfahren verdeutlichen die Rolle des Rates als offiziellen
Ansprechpartner, vielmehr ist diese Funktion des Gremiums breit überliefert,
diese soll im Folgenden anhand einiger Beispiele dargelegt werden: Als König
Ruprecht im Oktober 1405 darum bat, Gesandte mit Vollmachten zu einem
Hoftag nachMainz auszusenden, war das Schreiben anDen ersamen unsern lieben
getruwen meister und rat der stad zů Straßpurg adressiert.215 Ruprecht forderte eine
umgehende Antwort des Rates, ob man Gesandte zu ihm schicken werde. Die
Rückmeldung sollte über den königlichen Boten erfolgen, der zuvor den Brief
nach Straßburg gebracht hatte.216 Da die erwünschte Bestätigung ausblieb,
schickte derKönig etwazweiWochen später erneut ein Schreiben anden Stadtrat
und bekräftigte darin abermals die Notwendigkeit einer Aussendung von Ge-
sandten mit umfassenden Handlungsvollmachten.217 Ebenso forderte etwa
König Sigismund im Jahr 1416 von Straßburg, einen königlichen Tag zu besu-
chen und schrieb in dieser Angelegenheit an Den ersamen ammeister und rate der
stat zu Straßburg unsern und des richs lieben getruen.218

Somit folgten diese Schreiben der gängigen Konvention, Briefe an Straßburg
auch direkt an den Rat der Stadt zu adressieren. Wenn der Stadtrat formell

214 Vgl. hierzu beispielhaft AVES, AA 1427, 2: Den Erbern wisen und bescheiden dem Meister und dem
Rate zů Hagenau unsern fruntlichen dienst […] als ir uns einen tag […] verkundet habent […] und
wellent zů dem selben tage komen und wellent ir ouch uwer erbern botten dar zuo schicken […].

215 RTAVI,Nr. 1, S. 16: […] begerenwirmit ernste, das ir uwer erber frundemit gantzermacht off denselben
tag gein Mentze schickent […].

216 RTAVI, Nr. 1, S. 16: […] und begern herumbe uwer verschriben antwůrt mit dissem botten.
217 RTAVI,Nr. 2, S. 16 f.: […] doruff ir uns noch keyn antwort geben habent: begernwir abermit ernst, daz ir

uwer erbere frundemit ganztermacht off den obgenanten der heiligen drier kunige tag zůuns geinMencze
schicken wollent […] und begern heruff uwer verschrieben antwort mit diesem bodten […] Den ersamen
unsern lieben getrůwen meister und rate zů Straßpůrg.

218 RTA VII, Nr. 196, S. 309: […] dorumb begern wir von euch und gebieten euch ouch ernstlich und
vesticlich mit diesem brief, daz ir euch dortzu fertigen schicken und bereiten sollet, wenn und alsbald wir
euch anderwerf unser schrift und manung tun und eynen genanten tag verkunden werden, daz ir dann
unvertzogentlich zu Renß uf dem Rine bij uns sijn sollet.
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angeschrieben wurde, sagt dies weniger etwas über die tatsächlichen Abläufe
der Entsendung einer Gesandtschaft aus, sondern vorrangig über die Art und
Weise, mit der auswärtige Akteure in diesen Angelegenheiten an Straßburg
herantraten. Gerade weil ein solches Vorgehen den grundsätzlichen Konven-
tionen entsprach, sollte daraus nicht auf die tatsächlichen innerstädtischen Zu-
ständigkeiten geschlossen werden. Diese Beispiele bringen daher zunächst nur
offizielle Zuständigkeiten in der Wahrnehmung außerstädtischer Akteure zum
Vorschein. Somit weisen sie aber bereits auf das grundsätzliche Problem der
Unterscheidung zwischen offizieller und inoffizieller Ebene bei der Entsendung
von Gesandtschaften hin, welches im Folgenden eingehender erörtert wird.

Explizite Aussagen über die Entsendung von Gesandtschaften finden sich in
offiziellen Dokumenten, wie Schlichtungsvereinbarungen, die unter Beteiligung
Straßburger Gesandter zustande gekommen waren. Darin wurde betont, dass
die Gesandten im Auftrag des Rates der Stadt handelten. In einer Schlich-
tungsvereinbarung von 1407, die von zwei Straßburger Gesandten und dem
Straßburger Bischof für andere Parteien verhandelt wurde, vermerkte man ex-
plizit, dass die Gesandten durch Meister und Rat der Stadt ausgesandt worden
seien.219 1416 bedankte sich der Herzog Reinalt von Urslingen beim Rat dafür,
dass man den Altammeister Ulrich Gosse zur Schlichtung einer Angelegenheit
zu ihm geschickt hatte.220 Selbst bezeichneten sichmehrere Straßburger als botten
von des Rates wegen darzu geordent und gesetzet. Sie hatten gemeinsam mit den
Pflegern eines Klosters die Finanzen desselben geprüft.221 In einem Gesandten-
bericht an den Rat der Stadt aus dem Jahr 1406 bezog sich die Gesandtschaft
darauf, dass man vom Rat ausgesandt worden sei: als ir uns uzgevertiget hant
[…].222Aus einer mehrseitigenQuelle, die von Gesandten verfasst wurde, jedoch
nicht als klassischer Gesandtenbericht einzordnen ist, und in der diese über eine
Gesandtschaftsmission berichteten, geht gleiches hervor.223 Man sei vonMeister

219 AVES,AA1434, 11:WirWilhelm von gottes gnaden Erwelt und Bestetiget Bischof ze Strazburg fundent
mengelichen mit disem briefe das wir mit helffe der Erbern wissen unsern lieben getruwen Johans Bockes
und hernWilhelmMetzigers Altammanmeisters zu Strazburg meister und Rates der Stette zu Strazburg
erbern botten, die meister und Rat ze Strazburg von irer stette wegen harzu geschicket hat einen friden
vurbazz beretd habent zwischent […]. Ebenso sind ähnliche Formulierungen in den Konzepten
dieser Vereinbarung zu finden, vgl. AVES, AA 1434, 9 f.

220 AVES, AA 135, 4: […] und aber ir hern Uolrich Gossen alt ammeister als ein gemeinen dar geben hant
uns bed pten zu betragend nach dem den berett was. Des ich uch zu mol vaste dancken.

221 AVES, X, 381:Als wir Bertholt von Roszheim und JohansNellesheim von den erbern unsernmeister und
Rate zuo Straszburg zu pflegern des huses der wissen Brüder und wir Uolrich Gosse Ammanmeyster
Uolrich Bock und Peter Sunner Altammanmeyster zu botten von des Rates wegen darzu geordent und
gesetzet sind zuo besehende die zinsen, gulten, nutzen und gefellen des selben huses und zuo erfindende
den kosten des huses und eins gegen den andern zuo legen […].

222 RTAVI, Nr. 67, S. 97.
223 AVES, AA 1450, 71–73. Bei dieser Quelle handelt es sich um einen Bericht, der auf mehreren, zu

einem Heft gefalteten Bögen verfasst wurde, jedoch keinen Adressaten oder die für einen Ge-
sandtenbericht üblichen Anredeformeln enthält. Er ist aus der Perspektive einer Gesandtschaft
verfasst, vgl. AVES, AA 1450, 72r: […] alz antwurtent wir, die obgeschr Botten von Stroßburg, den
heren den Botten vom Capittel do vor genant […].
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und Rates der Stat Straspurg […] uff dise zit in Botten wise gon Spire geschickt
worden.224

Auch in Vollmachten stellte man die Position der Gesandten als stellvertre-
tende Verhandlungspartner des Stadtrates heraus. In einem solchen Dokument,
das für Sigismund von Luxemburg bestimmt war, teilte der Rat dem König die
Gesandten mit vollem Namen mit, die für die Stadt auf Wunsch des Reichs-
oberhauptes nach Breslau reisten.225

Gesandtenberichte bestätigen diese Beobachtungen: In einem Brief an den
Ammeister Johans Lumbart thematisierte der Stadtschreiber UlrichMeiger, dass
der Rat beabsichtige, weitere Gesandte nach Konstanz zu schicken, weshalb
Meiger für die Gesandten eine Unterkunft organisiert hatte.226

Selten finden sich hingegen die Neun respektive Dreizehn als entsendende
Instanz. Im Jahr 1416 wurde der Straßburger Berthold Zorn von den Dreizehn
damit beauftragt, inKonstanz Informationendarüber zu sammeln,was der Stadt
Schaden zufügen oder Nutzen bringen könnte.227 Diesem Gremium wurde von
der Forschung –wie bereits angedeutet – eine zentrale Rolle in der Außenpolitik
zugewiesen. Das muss vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse für den Unter-
suchungszeitraum dieser Studie stark bezweifelt werden.

Auch interne Dokumente aus Straßburg geben Einblicke in die Entsendung
von Gesandtschaften und sind hinsichtlich diesbezüglicher Entscheidungspro-
zesse aufschlussreich. Als der Straßburger Bischof Wilhelm von Diest zum
Zweck seiner Bestätigung durch PapstMartin V. vomRat der Stadt forderte, eine
Gesandtschaft zum Kirchenoberhaupt auszusenden, beratschlagten darüber
verschiedene Akteure, bevor eine Entscheidung gefällt wurde:228 Nachdem ein
Gesandter des Bischofs vor dem Stadtrat und den Einundzwanzig die Anliegen
des Bischofs vorgebracht hatte, entschieden sich die beiden Gremien, das
Schöffengremium der Stadt in die Beschlussfassung mit einzubinden. Diese
stimmten der Entsendung einer Gesandtschaft unter bestimmten Bedingungen

224 AVES, AA 1450, 71.
225 AVES, AA 152, 5: […] schicken wir zu uwern kuniglichen gnaden unsz erbern trefflichen frunde und

botten mit namen die fromen vesten hern Peter Zorn von Du[ntzen]heim Ritter, Cunraten zum Rust
wylent Stettmeister zu Straszburg und Hansen Armbrostern uwern kuniglichen gnaden dienstlich nach
uwer begerunge zu warten und engegen ze sin.

226 AVES, AA 169, 27: wie mijn genedige heren meister und rat […] verschreben hatten under anderm wie
dasz me Erbern botten her uf her komen soelten und also hann ich die herberg einen manet vorbasser
bestanden.

227 AVES, AA 169, 19: genaedigen lieben heren als dieser brief geschrieben wart do kam her Bertholt Zorn zu
mir und seitmir inwelhermasz er fur die xiii besentwerewordenmit namen daz er da gebettenwere hoeret
er utzit dasz der stat schad oder nutz were dz er dasz verkoendet […].

228 Es handelt sich um ein Heft mit fünf Seiten. Auf einer der beiden außenliegenden Seiten wurde
das Dokument in einem Satz zusammengefasst und scheint eine Art Überschrift für das
Schriftstück zu sein, evtl. diente dies auch der internen Archivierung. AVES, AA 1450, 2–5, hier
5v: Item die urteil die meister und rot scheffel und amman uber kome sint und der brief wie unserm
heiligen vatter dem bobest dar umb siner heilikeit ferschriben ist zuo hoerende.
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zu.229 Unter anderem wurde festgelegt, dass der Rat gegenüber den Gesandten
weisungsbefugt sei.

Die hier dokumentierten innerstädtischen Abläufe und Beratungen zeigen
von den ersten gemeinsamen Gesprächen des Stadtrates und den Einund-
zwanzig mit dem Abgesandten des Bischofs über die Einbindung der Straß-
burger Schöffen in die Entscheidungsfindung bis hin zur gemeinschaftlichen
Erklärung, dass die Zuständigkeiten und Organisationsschritte, die mit einer
Gesandtschaftsentsendung einhergehen konnten, durchaus vielschichtig waren.
Zwar war die Entsendung einer Gesandtschaft zum Papst eine nicht alltägliche
und deshalb auch besonders wichtige Entscheidung, an der möglichst viele
Akteure beteiligt wurden. Doch zeigt gerade dieser Spezialfall, dass das Ge-
sandtschaftswesen flexibler und weniger eindeutig organisiert war, als dies die
bisherige Forschung zur Kenntnis genommen hat. Denn der vermeintlich
hauptsächlich für die städtische Außenpolitik verantwortliche Neuner/Drei-
zehner Ausschuss hatte an den dargelegten Entscheidungsprozessen offenbar
keinenAnteil. Dass dieser bei einer derart bedeutendenAngelegenheit bezüglich
einer auszusendenden Gesandtschaft zum Papsthof nicht eingebunden war,
lässt stark an der tatsächlichen Zuständigkeit des Gremiums – zumindest in den
ersten beiden Jahrzehnten des 15. Jahrunderts – zweifeln, auch wenn eine solche
Zuständigkeit ursprünglich höchstwahrscheinlich intendiert war.230

Dieses Beispiel veranschaulicht ebenfalls das Problem der Unterscheidung
zwischen offiziellen und inoffiziellen Zuständigkeiten. Die Tatsache, dass die
Gesandten oftmals offiziell vom Rat ausgesandt wurden, sagt tatsächlich noch
nichts über die Beteiligung weiterer Akteure am Entstehungsprozess der Ent-
sendungen aus.

Verschiedenen Stadtverordnungen aus dem 15. Jahrhundert zeigen viel-
mehr, dass Gesandte zwar offiziell imNamen der Stadt ausgesandt wurden und
stellvertretend für denRatVerhandlungen führten, dochwar für die Entsendung
der Gesandtschaften im Untersuchungszeitraum offiziell eigentlich der Am-
meister zuständig. In der Straßburger Stadtordnung von 1405 findet sich ein
Eintrag, der verdeutlicht, dass die Entsendung von Gesandten durch den Am-
meister vorgenommen werden sollte.231 Eine Bestätigung hierfür findet sich in

229 AVES, AA 1450, 2–4: So hatt her Wilhelm der Bischoff sine erber Botschafft mit namen Wirichen von
Homburg alhar geschicket vur unser Rete und die Einundzwentzige und der hat von der egenant hern
Wilhelms des Bischofes wegen an uns gefordert und begeret, daz die Stat von Straspurg ire erbern Botten
zuo unsern heiligen vatter dem Bobste schicken wellent und daz die von sinen und der stette wegen
getruwelich werben soellent daz die Sache uszgetragen werde daz er confirmieret […] wurde […] Und alz
erkantent die Rete und die einundzwentzig, daz man die Schöffel besamenen sollte und ine die sache
furlegen in die wise alz vergeschriben stat und alz wurdent die schöffel besament uf fritag vor grosse
vastnaht und nach demeund su die sache verhoeret habent so hantmeister und rat schöffel und ammanmit
reht urteil erkant daz man furderlich eine erber Botschafft zu unerm heiligen vatter dem Babpste vertigen
und schicken sol […] daz soellent su furderlichmeister undRat underschribe und nutzit zü der sache tuon
untz daz ine meister und Rat Botschaft tut […].

230 Vgl. hierzu LIENING, Diplomatie, S. 135–137.
231 EHEBERG, Nr. 10,Art. 209, S. 59:Die herren hant ouch gerotslaget, das sü der stette gar erlich nützlich und

gut beduhte sin, wenne ein ammanmeister erber botschafft zu tagen schicket […].
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einer anderenVerordnung vomEnde des 15. Jahrhunderts, in der diese Regelung
verändert wurde. Fortan sollte nicht mehr der Ammeister die Gesandten aus-
wählen, sondern der Rat und die Einundzwanzig. Bezeichnenderweise steht
darin geschrieben, dass es vorher gewohnlich gewesen ist, das ein ammeister boten
gemaht hat, die man von der stette wegen usser der statt zů tagen zů ritende geschicket
hat, das sol kein ammeister me tůn.232 Demnach sollte also zumindest offiziell der
Ammeister bis zu diesem Zeitpunkt derjenige sein, der Gesandte auswählte,
welche man anschließend von der stette wegen aussandte.

Ein Gesandtenbericht an den Stadtrat aus dem Jahr 1416 macht dieses Vor-
gehen deutlich. Der Rat hatte den Gesandten Ulrich Bock offenbar schriftlich
gebeten, länger als geplant in Konstanz zu bleiben. Daraufhin verwies der Ge-
sandte auf Absprachen mit dem Ammeister. Daraus lässt sich folgern, von wem
er den Auftrag für seine Mission erhalten hatte. Er war nämlich vomAmmeister
nachKonstanz geschicktworden und hattemit jenemvereinbart, nicht länger als
14 Tage in Konstanz bleiben zu müssen. Trotz dieser Vereinbarung erklärte sich
Bock bereit, seine Gesandtentätigkeit länger als ursprünglich geplant fortzu-
führen.233 Ein weiterer Beleg hierfür findet sich im Kontext einer Gesandt-
schaftsreise aus dem Jahr 1417. Aus einem Brief der Gesandten geht hervor, dass
sie vom Ammeister Claus Arge ausgesandt wurden.234

Es lässt sich also festhalten, dass die Gesandten der Stadt vom Rat der Stadt
ausgesandt wurden. Der Rat besaß für auswärtige Akteure die Autorität, für die
Stadt zu sprechen. Diese Autorität konnte er durch Vollmachten auf die Ge-
sandten übertragen, sofern dies verlangt wurde oder notwendig war. Doch
waren in den Prozess der Entsendung mitunter mehrere Akteure involviert.
Offiziell war dafür der Ammeister zuständig. Er sollte geeignete Gesandte aus-
wählen und entsenden, was anhand der Quellenbestände jedoch nur sehr selten
in dieser Form nachweisbar ist. Am Beispiel der Gesandtschaft zum Papst wird
deutlich, dass auch größere Kreise in die Entscheidung mit eingebunden wur-
den. Zwar gab es offizielle Regelungen für die Entsendung der Gesandtschaften,
doch wurden diese in der Praxis durchaus unterschiedlich gehandhabt.

232 EHEBERG, Nr. 270, S. 517: Als gewohnlich gewesen ist, das ein ammeister boten gemaht hat, die man von
der stette wegen usser der statt zů tagen zů ritende geschicket hat, das sol kein ammeister me tůn; dann
wann man boten von der stette wegen yergenthin uszwendig oder innewendig der statt zu tage schicken
will, es sii zu fürsten, herren oder stetten, die sollent meister und rat und die XXI in der gemeinde
erkennen, ouch die boten mit einander machen, welhe die sin sollent, und die sie beduncket, die der statt
aller erlichst und die besten siient. Vgl. hierzu auch SCHMITT, Gesellschaft, S. 294.

233 AVES,AA168, 26: […] alsz irmir verschribent habent dz ich die oben zuCostentz bliben soelle bisz das ir
mir anderest uwer botschaft tuegent daweisz der ammanmeister wol do ermich heruf her ordent zu rittend
dz ich in do seit dz ich nit wol longer dan xiiii tagmoeht hie obenen bliben doch so will ich gern dieweil und
bisz mir anderest uwer botschaft und uwer meinung dar umb komet hie obenen bliben und dasz best tun
[…].

234 AVES, AA 168, 37: […] Ersamer fursichtiger und wiser lieber herre der ammanmeister […] als wir dan
von uch her uf gevertiget sigen […].
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1.2.4 Beratung und Entscheidungsfindung durch innerstädtische Akteure

Eine essentielle Frage für die Beurteilung vonZuständigkeiten undOrganisation
betrifft die Beratung und Entscheidungsfindung durch innerstädtische Akteure
bezüglich städtischer Gesandtschaften und Außenpolitik. Denn sowohl die
nachgezeichneten Kontakte mit den Gesandtschaften als auch die Nennung of-
fiziellerAuftraggeber sagen zunächst einmalmehr über dieKommunikation von
Entscheidungen aus und weniger über die eigentlichen Beratungs- und Ent-
scheidungsprozesse, wie bereits am Beispiel der Entsendung einer Gesandt-
schaft zumPapsthof imvorherigenTeilkapitel gezeigtwerdenkonnte.Auch lässt
der genannte Fall erahnen, dass stark standardisierte Entscheidungsfindungs-
prozesse vermutlich eher die Ausnahme waren oder nur zu einem gewissen
Grad existierten. Dieser Aspekt war für die innerstädtischen Akteure keine un-
wichtige Angelegenheit, wie bereits das angeführte Beispiel der aus Straßburg
ausgezogenen Ritterschaft und die in diesem Zusammenhang vorgebrachte
Beschwerde über die Benachteiligung des Patriziats bei Gesandtschaften gezeigt
hat.

Die nachfolgenden Ausführungen sollen daher Einblicke in die vorherr-
schenden Formen der Beratung und Entscheidungsfindung für außenpolitische
Angelegenheiten sowie der daran beteiligten Protagonisten ermöglichen.

Bei einigen Quellen stellt sich insbesondere die genauere Bestimmung der
beteiligtenAkteure als problematisch oder sogar als unmöglich dar.Denn gerade
Beratungsprotokolle, Beschlussfassungen und Instruktionen geben häufig keine
genauere Auskunft über die Entscheidungsträger. Oft sind daher allgemeine
Formulierungen zu finden, in denen lediglich darauf Bezug genommen wird,
dassman sich beraten hat:Dar uff ist gerotslaget.235Manchmal kann zumindest auf
eine Gruppe geschlossen werden, die sich beraten oder Beschlüsse gefasst hat.
Ob es sich dabei umden Stadtrat oder ein anderesGremiumhandelte, kann nicht
genau gesagt werden. So heißt es in diesen Quellen etwa recht allgemein: do hant
die heren gerotslaget, das […],236 oder Ein meynunge und begeren der heren.237 Diese
Art und Weise der Verschriftlichung lässt darauf schließen, dass diese Doku-
mente für den internen Gebrauch bestimmt waren und die entsprechenden
Personen sicherlich wussten, wer mit den heren gemeint war.

Trotz dieser oft vorherrschenden allgemeinen Formulierungen lassen sich
dennoch Aussagen über die an Beratung und Entscheidungsfindung beteiligten
Akteure treffen. Hierbei zeigt sich wieder einmal die in Straßburg vorhandene
Vielfalt der Protagonisten. Insbesondere Gremien und Amtsträger spielten eine
wichtige Rolle. Doch auch die Gesandten waren in die innerstädtischen Bera-
tungen undEntscheidungsfindungsprozesse aktiv eingebunden.Man legteWert
auf ihre Beurteilung der außenpolitischen Begebenheiten, geradewenndurch sie
bereits Vorverhandlungen außerhalb von Straßburg stattgefunden hatten. Doch
bevor dieses Zusammenspiel zwischen Gesandtschaften und innerstädtischen

235 AVES, AA 1450, 46.
236 AVES, AA 1450, 41. Für weitere Beispiele vgl. etwa AVES, AA 1450, 42, 44; 68 f.
237 AVES, AA 1450, 79.
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Akteuren genauer beleuchtet wird, seien zunächst einige Beispiele vorangestellt,
in denen die Beteiligung der verschiedenen innerstädtischen Akteure exempla-
risch sichbar wird.

Der Rat der Stadt taucht in zahlreichen Prozessen der Entscheidungsfindung auf
und wurde auch von den Gesandten als Entscheidungsinstanz angesehen. Oft-
mals erscheint in Gesandtenberichten an den Rat die Bitte, dem Gesandten oder
der Gesandtschaft die Meinung des Rates zu den darin angesprochenen Ange-
legenheiten zu übermitteln.238 Manchmal gab es sogar regelrechte Beschwerden
bezüglich mitunter auftauchender mangelnder Kommunikation: Der Stadt-
schreiber Ulrich Meiger beklagte sich 1416, dass er vom Rat keine Rückmel-
dungen zu wichtigen Verhandlungen erhalte, obwohl diese doch für sein wei-
teres Vorgehen in Konstanz von Bedeutung seien.239

Lassen sich derartige Beobachtungen noch eher als Meinungsaustausch re-
spektive Meinungsbildung beschreiben und weniger als Entscheidungsfin-
dungsprozesse, sind dagegen auch Abläufe in der Korrespondenz sichtbar, die
den Rat der Stadt als Entscheidungsfindungsgremium klar ausweisen.

Aus Konstanz schrieb der Gesandte Ulrich Bock an Meister und Rat und
forderte eine Entscheidung des Stadtrates bezüglich einiger Prozessangelegen-
heiten in Konstanz. Denn bereits zum Zeitpunkt seiner Abreise aus Straßburg
habe man ihm versichert, dass sich der Rat der Stadt in der Angelegenheit be-
ratenwerde. DemGesandten Bockwar aber trotzdessen keine Entscheidung des
Rates mitgeteilt worden, weshalb er diese, aufgrund der dadurch entstandenen
eingeschränkten Handlungsmöglichkeiten, nun selbst einforderte.240 Nachdem
Ulrich Bock nochmehrere Briefe nach Straßburg geschickt hatte, in denen er vom
RatweitereAnweisungen forderte, bekam er schließlich eineAntwort.241Meister
und Rat, so geht es aus einem weiteren Brief hervor, kamen schlussendlich doch
zu einer Beratung zusammen und teilten dem Gesandten die getroffene Ent-

238 Vgl. exemplarischAVES,AA168, 51: […] dan sendent uns botten bi denwir uch hinwider geschrieben
koennen und embietent uns ouch uwer meinung bi den selben in allen sachen […]; AVES, AA 168, 60:
[…] daz ir uwer meinunge schribent […].

239 AVES, AA 169, 13: […] weste ich aber etwasz uwers willen oder moeht zu uch heimen komen die sache
soelt noch zu mal gut werden dar umb land uch so vil geltz nit beduren, schikend mir einen botten, dz ich
nu wissz wie ir uch da heimen haltent und wasz ir vorhanden habent, so will ich dar zu dz beste tun.

240 AVES, AA 168, 22: […] und bin ich von uch noch nit underwisen, wie man die sachen furhande nehmen
soelle dar umb wir her gevertiget sigent und ward doch uf unsern frowen husz, do ich von uch schied, dar
usz gerette, dz ir meinent zu Ratschlagent wasz zu den sachen ze tuond were und mir dz nach zu
verschriben und ist mir doch noch bisz uf hut mitwochen kein botschaft von uch worden, so hand ir mir
ouch noch nuzt von denselben sachen geschrieben, darumb so wellent dar uber sitzen und mich und
Meister Uolrichen verschrieben wissen laussen, wasz wir fur hand nehmen soellen […].

241 Vgl. hierzu AVES, AA 168, 23–26. Eindrücklich ist die wiederholte Forderung in AVES, AA 168,
25: […] ouch wundert mych und Meister Uolrich, dasz ir uns nutz verschr[iben] habent und sigen doch
xii Tag usz gesin undwissen nit ob uch botten niderligent oder nit oderwaszwir tun suellen nach demund
wir anders dan also von uch ghescheiden sind und daz nu der fierd oder funfte brief ist, den ich uch han
ghesendet […].

II. Organisation und Zuständigkeiten: Gesandtschaften und Außenpolitik62



scheidung mit. Er bekam den Auftrag, den Prozess nach Möglichkeit weiter in
die Länge zu ziehen.242

EinGesandtenbericht aus dem Jahr 1417macht deutlich, dass der Rat sowohl
vor der Entsendung der Gesandtschaft als auch im Verlauf der Mission für die
inhaltliche Ausrichtung der Verhandlungen Verantwortung übernahm. Darin
erfragten die Gesandten explizit den aktuellen Standpunkt des Rates und
wünschten eine Mitteilung darüber, ob sich die Meinung des Rates seit ihrer
Abreise in Straßburg verändert habe, da man andernfalls wieder die Heimreise
antreten wollte.243 Ähnliche Beobachtungen können auch bezüglich der Fort-
setzung von Gesandtschaften gemacht werden. Mitunter erfragten die Ge-
sandten beim Rat der Stadt, ob sie die Gesandtschaft beenden, fortsetzten oder
Teile der Gesandtschaft heimkehren sollten.244

Neben diesen Belegen für eine Entscheidungskompetenz des städtischen
Rates sind weitere Quellen insofern aufschlussreich, als sie die Einbindung
weiterer Akteure zum Vorschein bringen, die entweder in bestimmten Fragen
beratend tätig waren oder gemeinsam mit weiteren Akteuren, etwa dem Stadt-
rat, über Angelegenheiten der Außenpolitik entschieden.

Auf eineArt ‚ad hocGremium‘, das sich bezüglich der StraßburgerAußenpolitik
zu Beratungen versammelte, deutet ein Beratungsprotokoll hin. Die Quelle wird
mit der Nennung der versammelten Akteure eingeleitet, die denAmmeister und
eine nichtweiter spezifizierteGruppe von heren als Beratungsgremiumausweist:
Item min her der ammanmeister und die andern heren, die er dar zü genomen hät, hand
gerätschlagat uber dis nach geschriben artikel insemlicher mäß als her nach geschriben
stät.245

Im genannten Protokoll werden unterschiedliche Themen angesprochen,
deren genaue Erörterung an dieser Stelle zu weit führen würde. Erwähnenswert
ist allerdings, dass dieses Gremium nicht nur Empfehlungen zur außenpoliti-
schenPositionierung aussprach, sondern auchVorschläge fürHandlungsabläufe
von Gesandtschaften machte. Ein Themenaspekt bezog sich auf die Bestätigung
städtischer Freiheiten durch König Sigismund. Darüber sollten sich Straßburger
Gesandte in Konstanz mit allen anderen anwesenden Gesandten anderer Städte
besprechen und in Erfahrung bringen, wie jene diesbezüglich vorzugehen ge-

242 AVES,AA 168, 26: […] Ersamen fursihtigen undwissen lieben heren, ich hanwol verstanden, wie ir mir
verschrieben habent, wie ir uber die artikel, so uch hin ab gesendet sint, habent tuon sitzen und Rat-
schlagen, wieman darzu antwurten soelle undmeinent dz ich dasz best darzu tuon solle, dz dz zil darzu ze
antwurtent, gelengent wird und ye laenger dz moege gesin, ye lieber […].

243 AVES, AA 1443, 26: […] doch so duont wir andersz nut vurbasz zu den sachen wenne also wir von uch
gescheiden sint und werdent ir utzent andersz zuo rotte dz laszent uns so tag so nacht furderlich wiszen,
wenne meindent ir do by zuo bliben, also wir von uch gescheiden sint, so ducket unsz beszer sin, dz wir
unsz schiere zuo uch fyegent […].

244 RTAVI, Nr. 141, S. 192: ouch, lieben herren, ist do uwer meinunge, das wir daruf zuo úch heim ritten
súllen oder unser ein deil oder ob wir út vúrbasser werben súllen, was harine uwers willen sige, das lont
uns fúrderlich wissen, das wir uns wissen darnoch zů rihtende.

245 AVES, AA 152, 22.
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dachten.246 Ein vergleichbarer Befund findet sich in einem Gesandtenbericht aus
dem Jahr 1417, in dem auf ein vorheriges Zusammentreffen zwischen dem
Stadtschreiber UlrichMeiger, demAmmeister sowie nicht näher benannten alten
heren verwiesen wird. Der Stadtschreiber hatte dem Ammeister und den alten
herenvonUnterredungenmit König Sigismund berichtet. DieGesandtenwollten
nun nach erfolgter Beratschlagung des Ammeisters mit den alten heren über
deren Einschätzung der Sachlage und Handlungsempfehlung in Kenntnis ge-
setzt werden.247 Dass es sich bei dieser Gruppe sehr wahrscheinlich um die Al-
tammeister der Stadt handelte, legt ein anderer Gesandtenbericht nahe. Der
Stadtschreiber UlrichMeiger berichtete darin über eine gemeinsameMissionmit
dem Altammeister Johans Lumbart, den er in der Quelle zunächst als Altam-
meister und imweiterenVerlauf derQuellemehrfach als alt herrebezeichnet.248 In
den genannten Fällen kamdemnach demAmmeister undweiteren ungenannten
Personen (höchstwahrscheinlich den Altammeistern) eine beratende und be-
schlussfassende Funktion zu.

Hingegen sind auch mehrere Quellen überliefert, die die Zusammenarbeit
des Stadtrates und der Einundzwanzig in außenpolitischen Belangen aufzeigen.
Dies erfahren wir unter anderem auch durch einen Hinweis in einem Gesand-
tenbericht. Darin heißt es, dass der Stadtschreiber, wie im vorherigen Beispiel,
über den Verlauf von Gesandtschaften persönlich in Straßburg berichtete.
Diesmal tat er dies jedoch vor dem Stadtrat und den Einundzwanzig und nicht
vor dem Ammeister und den alten heren.249

Ergebnis der Beratungen zwischen Rat und Einundzwanziger Gremium
konnten etwa Beschlüsse und Richtlinien für die Durchführung von Gesandt-
schaften sein. Dabei ging es zumBeispiel um inhaltliche Vorgaben und die Frage
der Beschlussfähigkeit durch die Gesandten.250 Dass sich der Rat der Stadt
häufiger in bestimmten Fragenmit den Einundzwanzig beratschlagte, zeigt eine
weitere Quelle über einen Vorfall aus dem Jahr 1410. Diese Aufzeichnungen
wurden im Zuge eines Streits mit dem Stadtschreiber Werner Spatzinger ange-

246 AVES, AA 152, 22: Item von der frigung wegen ist der heren meinung, das man mit aller stett botte, die
dann gen Costentz koment, sich under reden sol, wie die stett by ir frigung beliben […].

247 AVES, AA 168, 37: […] nun haben wir von meister Uolrich wol verstanden, dz er zu ziten mit unszerm
heren dem koenig in etlichen reden gewesen sige, die er uch, her der ammeister und den alten heren, die dan
bi uch uf die zit gewesen sint, ouch eins teiles geseit und erzelet habe, da moegend ir uber Ratschlagen und
ouch anderwege, die uwer wisheit wol bedenken mag und uns dan desz uwer meinung verschrieben, ob
wir von den sachen red hoeren oder selber dar usz reden soellen und uf welhen wege.

248 AVES,AA 169, 39: […] woellent wisszen alsz min here her Johans Lumbart alt ammanmeister heimen ist
uf die meinung asz er uch wol geseit hat, also han ich den selben sachen furbasz nachgefraget und han
etwasz me da von gehoeret, dz es waere sige, dan do der alt her hinnen fuor und ich han Rat gehept an den
ende do der alt herre und ich muot hetten einen imbisz zu essent ungeladet, alsz er wol wisz […] alsz der
von Linigen mit dem alten herren gerett hett alsz von einesz friden wegen

249 AVES, AA 169, 44: […] so uwer botten zu rat wurden, dz man tuon soelt, do sie hie oben woren und alsz
ich vor den Raeten und xxi erzalt […].

250 AVES, AA 1450, 50: […] aldar wir, meister und Rat, unser erbern Botten ouch ze schickenmeynent, und
dar uf so habenwir mit Rete der heren Einundzwentziger mit rehter urteil erteilet, sy daz [gestrichen: die
selben] unsern erbernBotten die stucke [gestrichen: von das] noch deme und die verschriben sint gefolgen
mogent, und als dar uff gerotslaget ist, das su danne macht haben soellent.
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fertigt, der sich um seinen Lohn betrogen sah und deshalb im Kontext vorbe-
reitender Maßnahmen für eine Gesandtschaft der Stadt seinen Dienst verwei-
gerte.251 Dieser Vorfall wurde von städtischer Seite ausführlich dokumentiert,
weshalb auch die geplanten Vorbereitungsmaßnahmen und vorgesehenen Be-
ratungen für die Gesandtschaft detailliert aufgezeichnet wurden. Anhand dieser
Ausführungen lassen sich viele Details über die Praxis der Beratschlagung und
Entscheidungsfindung bezüglich der städtischen Außenpolitik festmachen:
Ausgangspunkt für die im Folgenden geschilderten innerstädtischen Abläufe
war ein geplantes Treffen mit Markgraf Bernhard von Baden. Der Ammeister
wollte aus diesem Grund den Rat der Stadt und die Einundzwanzig zu Bera-
tungen versammeln, um die Entsendung einer Gesandtschaft nach Baden vor-
zubereiten. Es sollten die bereits im Vorfeld bekannten Verhandlungsgegen-
stände vorbereitet und darüber hinaus weitere Themen festgelegt werden, die
mit demMarkgrafen zu verhandeln waren. Hierfür beauftragten die genannten
Gremien den Stadtschreiber Werner Spatzinger, der zu diesem Zweck aus den
städtischen Kopialbüchern entsprechendes Material zusammenstellen und den
Gremien bei einer künftigen Besprechung vorlegen sollte.252 Auf dieser Grund-
lagewollteman eine schriftliche Zusammenfassung der relevantenAnliegen zur
Aushändigung an die Gesandtschaft erstellen, nach der diese ihre Mission dann
auszurichten hatte.253

Der Stadtschreiber Werner Spatzinger wollte die erforderlichen Unterlagen
zusammenstellen und gab dem Ammeister Bescheid, dass er nun die beiden
Gremien einberufen könne,wasdieser auch tat. DerAmmeister scheint demnach
für die Einberufung derartiger Versammlungen verantwortlich gewesen zu
sein.254 Da das Material nach Angaben des Stadtschreibers jedoch derartig um-
fangreich war, schlug dieser vor, mit zwei Vertretern des Rates oder auch selb-
ständig eine Vorauswahl der Unterlagen vorzunehmen, da eine Besprechung

251 Vgl. hierzuAVES, III, 24, 2, 5–9 (ediert zu finden bei EHEBERG, Nr. 15, S. 68–74). Vgl. hierzu bereits
BUCHHOLZER/RICHARD, Jurer, S. 83; SCHULER, Notare, S. 432.

252 AVES, III, 24, 2, 5r: So ist zu wissende also wir ein tag zu Baden leisten soltent mit demmarggraven von
Baden uff die mitwoche noch aller heiligen vorfir von der zuospruche wegen, die der egen marggrave
meinet an unsz stat zu habende, die selben zuospruche er ouch unser stat geschriben geben het und uff die
selben zuspruoche det uner here der ammenmeister die Rete und die xxi besamenen vor hin by guter zit zuo
rotslagende wie die botten, die man denne uff den selben tag schickende wurde, die selben zuspruche
verantwurtenwoltent und ouch zu frogende und zu suchende, obe unser stat von ir selbes oder irer burgere
wegen utzig an den vorgenmarggrafen zu sprechende hettent. Also wurden die rete und die xxximit in zu
Rote, das her Wernher Spatzinger uber die Copien buecher sollte sitzen und dar inne suchen ob er utzig
funde, das man ouch an denmarggraven zu sprechende hette oder obe er susz utzit funde redelicher sache,
das er die verzeichente und die uf ein tag den Reten und xxi zoegete sich wissen dar nach ze rihtende.

253 AVES, III, 24, 2, 5r: […] was denne die Rete erkantent das nutze und gute zu den sachen wer, dz sollte
man verzeichen und das den botten geben, die danne uf den tag Riten werden, dz su sich wusten dar nach
ze Rihtende […].

254 AVES, III, 24, 2, 5r-v: […] und rette mit unszme herren dem ammanmeister, wenne er wollte, so möhte er
die xxi besenden und die sache vor die hende nehmen, so wolte er die buecher vur den Rat und die xxi
tragen, das det unser here der ammanmeister und det den Rat und die xxi besenden.
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aller Schriftstücke mit den versammelten Gremien zu viel Zeit in Anspruch
nehmen würde.255

Auchwennhier nur der ursprüngliche Plan unddessenDurchführung bis zu
einem gewissen Punkt skizziert ist und in der Praxis – aufgrund der späteren
Verweigerungshaltung des Stadtschreibers Spatzinger – tatsächlich nicht um-
gesetzt wurde, so bietet der geschilderte Fall einen guten Einblick in die vorge-
sehenen Vorbereitungen für eine Gesandtschaftsmission durch innerstädtische
Akteure. Die Ausführlichkeit der Darstellung ist dabei eine Seltenheit und le-
diglich dem Umstand geschuldet, dass diese aufgrund der Auseinandersetzung
mit dem Stadtschreiber als notwendig erachtet wurde. Die Beratungen und
Entscheidungen bezüglich der zu verhandelnden Angelegenheiten wurden in
diesem Fall durch den Rat der Stadt und das Einundzwanziger Gremium
durchgeführt, auch dem Stadtschreiber kam eine wichtige Aufgabe in diesem
Prozess zu. Der Ammeister koordinierte das Vorgehen der einzelnen Akteure.
Dochhandelte es sich hierbei keinesfalls zwangsläufig umeinen standardisierten
Ablauf, sondern eher um eine von vielen Möglichkeiten, über außenpolitische
Aktivitäten im Vorfeld zu beraten und diese vorzubereiten.

Eine weitere Quelle bringt zudem das Schöffengremium mit außenpoliti-
schen Entscheidungen in Verbindung. Der Stadtschreiber Ulrich Meiger schrieb
an den Ammeister Ulrich Gosse im Jahr 1418, damit der Ammeister ihm eine
Entscheidung der Schöffen zukommen lasse. Zu diesem Zweck bot er sogar die
Dienste des berittenen Knechtes seiner Mutter an, der sich noch in Straßburg
aufhielt.256

Abschließend wird nun auf eine Beobachtung einzugehen sein, die für das
Verständnis des städtischen Gesandtschaftswesens wichtig ist. In einigen Fällen
waren nämlich nicht ausschließlich innerstädtische Akteure an Beratungs- und
Entscheidungsprozessen beteiligt, sondern darüber hinaus auch städtische Ge-
sandte.

Diesbezüglich konnten von der Forschung bereits wichtige Erkenntnisse für
die Beurteilung der Handlungsspielräume städtischer Gesandter gewonnen
werden. Am Beispiel von Gesandteninstruktionen wurde hierbei exemplarisch
nachgewiesen, dass Gesandte unterschiedlicher Städte auf der Grundlage ge-
meinsamer Vorverhandlungen diesbezügliche Entscheidungen ihrer Stadträte
massiv beeinflussten und ihre eigenen Instruktionen für zukünftige Missionen
sogar vorformulierten.257 Auch für Straßburg im Speziellen können derartige
und weitere Beobachtungen gemacht werden, die eine Einbindung der Ge-

255 AVES, III, 24, 2, 5v: […] also viel herWernher in die sache undmeinde, es wurde zu vil lang, die sache vor
demRate und den xxi zu verhörende, man sollte zwene erbere botten von demRate darzu schicken, die die
briefe in den büchern verhoerent undwas die beduhte, dzman anzeichen sollte, dz wollte er anzeichen oder
aber er wollte durch kurtzerunge willen, alleine uber die bücher sitzen und usz ieglichem buche zeichen
und verschriben was in beduchte, daz der stett nutze und gut were […].

256 AVES, AA 169, 64: […] ouch wissend lieber herre, dz ich miner Muoter kneht, der mir von ir ist komen
han zu Straszburg haissen warten zuo Rossz, uf dz, so die schoeffel an Samstag schaiden, woellend ir mir
dan utzit verschr[iben] oder embieten dz er mir dz bringe […].

257 Vgl. hierzu JÖRG, Gesandte, S. 47–52.
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sandten in Entscheidungsprozesse und Beratungen belegen und das Zusam-
menspiel zwischen städtischen Gremien und Amtsträgern mit den Gesandten
offenlegen.

Zwei Beschlüsse aus dem Jahr 1418 zeigen eine Aufgabenteilung zwischen
Gesandten und innerstädtischen Akteuren bei städtischen Verhandlungen. In
beiden Fällen bereitete die Gesandtschaft einen vorläufigen Vertragsentwurf mit
Auswärtigen vor. Über den ersten Vorschlag berieten sich in Straßburg der Rat
der Stadt, die Einundzwanzig sowie Schöffel und Amman. Anschließend be-
schlossen diese gemeinsam, den Vorlagen der Gesandten zuzustimmen.258 Zum
gleichen Ergebnis kamen im zweiten Beschluss der Stadtrat sowie Schöffel und
Amman, die in diesem Fall über einen weiteren ausgearbeiteten Vorschlag der
Gesandten berieten und sich in ihrer Entscheidung auch auf den vorherigen
Beschluss, der wohl von derselben Angelegenheit handelte, bezogen.259 Den
zweiten Vertrag sollten die Gesandten direkt vor Ort und stellvertretend für die
Stadt besiegeln.260 Es liegt demnach ein ähnliches Muster vor wie bei den er-
wähnten Instruktionen, die Gesandtschaften bereits für kommende Missionen
selbst ausarbeiteten und städtischen Gremien zur Zustimmung vorlegten. Die
eigentlichen inhaltlichen Entscheidungen wurden hier ebenfalls von den Ge-
sandten selbst ausgearbeitet und verhandelt. Die städtischen Gremien stimmten
auch in diesem Fall den Vorlagen uneingeschränkt zu.

In einem anderen Dokument wurde sogar explizit vermerkt, dass sich
städtische Gesandte mit weiteren Straßburger Politikern und demMünzmeister
zu Beratungen versammelten. Diese schlugen gemeinsam vor, dass der Rat der
Stadt zwei Leute benennen sollte, damit diese wiederum auf der Grundlage
vorherigerVerhandlungen derGesandten bezüglich der städtischenMünze tätig
werden konnten.261

258 AVES,AA1453, 6:Meister undRat, Schoeffel undAmman sindmit Rate der ein und zwentizger uber ein
komen und hant esz ouch erteilet, alsz wir unsere erbere Botschafft uff dem tage zu Offemburg gehaben
hant vor unserm gnedigen herren Hertzoge Ludewige, und aldo ein nottel begriffen worden ist, die uns
ouch unsere erbern Botten uffe die zit von dannan broht habent, dar uber meister und Rat, Schoeffel und
Amman gesessen sint und habent dar nochmit Rehter urteilet erteilet, daz die Stat der selben nottel gegen
dem Bischofe also ingon sol.

259 AVES, AA 1453, 6:Unserer herrenMeister und Rat, Schöffel und Amman sint uberein komen und hant
es ouch erteilet, alz vormals ein Urteil geben ist daz man der nottel so unsere erbern Botten von dem tage
der zu Offemburg gewesen ist braht habent, daz man der nach gon sol, noch demme und die selbe urteil
wiset, und alz die selben unsere erbern Botten do noch aber von unsern und der sachen wegen zuo Zabern
gewesen sint, aldo aber ein nottel begriffen ist, die uns die selben unsere erbern botten ouch broht habent,
do ist mit urteil erteilet, daz man der selben hindersten nottel ouch noch gon sol und die sache fur handen
nehmen noch der beder nottel besage […].

260 AVES, AA 1453, 6: […] und soellent ouch die selben unsere erbern botten die hinderste nottel besigeln
von unsern wegen, noch deme und daz uszgetrage ist […].

261 AVES, XII, 58, 7:Dis ist dz ander rotslagen dz der stette erbern botten mit hern Ulrich Bock, hern Claus
Merswin, Andres Rinoewe, Jacob Friburger, Peter Riffe und Ceinhensz dem Munszmeister gerotslaget
hant […] Zum ersten ist ir meynunge und sint ouch daz einhellicliche uberkomen, dz meister und rat
sullent zum ersten zwene erber man orden und setzenwo hin dennemeister und Rat getruwent do es aller
beste sie und die zwene sullent danne die geschrift und daz rotslagen, dz der stette erber botten zuMentze
miteinander gerotslaget hant, vur sich nehmen[…].
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Interessante Einblicke in den Ablauf von Beratungen liefert ein Protokoll aus
der Zeit des Konstanzer Konzils.Wie bereits imVerlauf dieses Kapitelsmehrfach
gezeigt wurde, handelte es sich auch in diesem Fall bei den Beratenden
höchstwahrscheinlich nicht umein festesGremium, sondern umeine namentlich
aufgezählte Gruppe von Männern.262Darunter befanden sich führende Politiker
der Stadt, der Stadtschreiber und auch ein gewisser Johannes Blumenstein, der
zwar nie ein politisches Amt innehatte, jedoch im Kontext des Konzils mehrfach
als Gesandter für Straßburg in Erscheinung trat.263

Unter den im Protokoll aufgeführten Namen finden sich neben dem Stadt-
schreiber Ulrich Meiger und dem Gesandten Johannes Blumenstein weitere
Personen, die in dieser Zeit als Gesandte tätig waren. Dies geht auch aus der
Quelle selbst hervor, da die Versammelten Berichte von Gesandten, die zuvor in
Konstanz gewesen waren, als Grundlage für ihre Gespräche nutzten.264 Einige
der bei den Beratungen anwesenden Personenwarenwiederum selbst Teil dieser
Gesandtschaften gewesen.265 Somit liegt hier ein weiteres Beispiel für eine in-
nerstädtische Versammlung ohne die Beteiligung der offiziellen Gremien vor, an
dem sich zudem die Teilnahme von Gesandten festmachen lässt.266

Die Gesandten nahmen teilweise schon im Vorfeld dieser innerstädtischen
Beratungen Einfluss auf die Art und Weise der Durchführung von Beratungs-
und Entscheidungsprozessen. Schon im Zuge einer Gesandtschaft schrieb der
Gesandte Cunrat zumRust an denAmmeister ClausGerbotte, ermöge doch den
Rat, die Einundzwanzig sowie die Neun auf dem frouwen huz – gemeint ist die
Straßburger Münsterbauhütte – versammeln, er selbst werde dann auch kom-
men und von seiner Gesandtschaft berichten. Dies zeigt nicht nur, dass Bera-
tungen zwischen den verschiedenen Gremien und den Gesandten stattfanden,

262 AVES, AA 1450, 54–56, hier 54r: Item als die heren gerotslaget hant, die ob der Stett sache gesessen sint,
mit namenherHeinrich vonLandespergRitter, herHugVoltsche, herUlrichBock her [gestrichen: Johans
Bock, her Hetztel Rebstock], her Johannes Heilman, [gestrichen: her Michel Melbruge], her Johannes
Lumbart, Johans Blumenstein und Meister Ulrich [Meiger, S. L.]. Weshalb in der Quelle einige
Namen gestrichen wurden, kann nicht eindeutig gesagt werden. Möglicherweise wurde mit
ihrerAnwesenheit bei den Beratungen gerechnet und da sie jedoch letztlich fehlten, wurden ihre
Namen aus dem Protokoll gestrichen.

263 Vgl. zu Johannes Blumenstein MODESTIN, Quellen, S. 230–243, sowie Kapitel II (2.2.3) in der hier
vorliegenden Studie.

264 AVES, AA 1450, 54r: Also hant sy dez ersten die Briefe gelesen und gezeichent, die zuo der sache tuond
die man yetzund vor handen het, die die botten die zuo Costenz gewesen sind und min her der Dechan,
Meister Uolrich und Meister Herman her geschribn hant […].

265 Dies geht deutlich aus den Schilderungern im Protokoll hervor. Dort decken sich einige Ge-
sandtennamen mit den Beratschlagenden. Demnach waren der Stadtschreiber Ulrich Meiger,
Johannes Blumenstein undderAltammeister JohansHeilmann inKonstanz gewesen, AVES,AA
1450, 54v: […] Aber do her Johans Bock und Blumenstein undMeister Hermann mit Hern Heilman zuo
Meister Ulrich hin uf [nach Konstanz, S. L.] kamen […].

266 Der Interpretation von Martin Alioth, dass es sich bei den genannten Personen um das Neuner
Gremiumgehandelt habe, kann nicht zugestimmtwerden. Bereits das Fehlen einigerMitglieder
dieses Gremiums und die Tatsache, dass mit Johannes Blumenstein eine Person anwesend war,
die überhaupt keine politischen Ämter in Straßburg innehatte, sprechen eindeutig gegen die
Auslegung von Alioth, vgl. ALIOTH, Gruppen, S. 140, Anm. 5.
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sondern auch, dass der Gesandte über die Notwendigkeit der Einberufung
verschiedener Akteure offenbar in diesem Fall Bescheid wusste. Womöglich
waren die Straßburger Neun bei der Versammlung deshalb anwesend,weil auch
mögliche zukünftige kriegerische Auseinandersetzungen thematisiert werden
sollten.267

Auch wenn es keine weitere explizite Begründung im Brief für die Beteili-
gung der verschiedenen Gremien gibt, macht das Beispiel dennoch gerade im
Kontrast zu den bisherigen Ergebnissen sehr anschaulich deutlich, dass Bera-
tungs- und Entscheidungsprozesse im Straßburger Gesandtschaftswesen kon-
textabhängig waren und unterschiedlich umgesetzt wurden. Der Impuls für
Beratungen konnte dabei von innerstädtischen Akteuren, aber auch von den
Gesandten selbst kommen.

1.2.5 Gremien als Gesandtschaften und Schiedsinstanzen: Die Neun

Die Straßburger Neun traten auch als Schiedsinstanz zwischen auswärtigen
Parteien in der städtischen Außenpolitik in Erscheinung. Diese Tätigkeit kann
sowohl in Straßburg selbst als auch außerhalb der Stadt nachgewiesen werden.
Im letztgenannten Fall handelte es sich dabei um größere Delegationen, die
entweder das gesamte Gremium umfassten oder ausschließlich beziehungs-
weise zum überwiegenden Teil aus dessen Mitgliedern bestanden. Nicht immer
lässt sich das Gremium durch die namentliche Nennung in den Quellen nach-
weisen, doch der Abgleich der entsprechenden Gesandten mit den Mitgliedern
des Ausschusses zeigt deutliche Überschneidungen. Bei diesen Delegationen
handelte es sich nicht um gewöhnliche Gesandtschaften, da die Anzahl von bis
zu zehn Teilnehmern die gängige Größe deutlich überschritt.268 Zudem waren
die amtierendenAmmeister an diesen auswärtigenVerhandlungen alsGesandte
beteiligt. Das war in Straßburg im Grunde nicht üblich, da durch längere Ge-
sandtschaftsreisen die Amtsausübung in Straßburg unmöglich war. 269 In den
folgenden Fällenwar die Beteiligung desAmmeisters deshalb umsetzbar, da sich
die Zielorte dieser Gesandtschaften im unmittelbaren Umfeld der Stadt befan-
den. Die Teilnahme des Ammeisters ist ein weiteres Indiz dafür, dass diese
Missionen von den Neun durchgeführt wurden, da er dem Gremium vorstand.

Erhalten ist das Konzept einer Schlichtungsvereinbarung aus dem Jahr 1407,
die in Straßburg getroffen wurde und an der sieben Straßburger Gesandte mit-
wirkten. Da für die Zeit zwischen 1401 und 1409 keine Mitgliederlisten des
Gremiums vorliegen und das Eintrittsjahr der Mitglieder ebenfalls nicht belegt
ist, kann nicht sicher gesagt werden, ob die an diesen Verhandlungen beteiligten
Gesandten Mitglieder im Ausschuss der Neun waren. In jedem Fall sind die

267 AVES, I, 16, 42: dowollt er allez sin bestez zuo duon,wenne ime zuomol leit sige, sülle die sache zuo kriege
komen, dar umb beduht uch un uwer frunt guot sin, so mugent ir den rot un die ein und zwentzick
besenden so ez in sleht uf unser frouwen huz und die viiii so ze in sleht, so will ich ouch do sin un uch sagen
wie ich gescheiden bin.

268 In der Regel waren etwa bis zu fünf Gesandte an einer Delegation beteiligt.
269 Zu dieser Beobachtung bereits LIENING, Überlegungen, S. 144 f.
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genanntenGesandten in der Schlichtungsvereinbarung entweder 1401 oder 1409
oder in beiden Jahren alsMitglied der Neun identifizierbar. Daher ist esmöglich,
dass 1407 alle aufgezählten Gesandten zu diesem Gremium gehörten. Mit Si-
cherheit war die Gesandtschaftsdelegation personell eng mit dem Neuner Gre-
mium verbunden.270 Eine ähnliche Mission ereignete sich im Jahre 1405, als acht
Gesandte zu Verhandlungen in das nahegelegene Kloster St. Arbogast aufbra-
chen, wo der Wechsel auf dem Straßburger Bischofsstuhl ausgehandelt werden
sollte.271 Auch hier sind aufgrund der Zusammensetzung der Gesandtschaft
personelle Überschneidungen mit dem Gremium der Neun nachweisbar. Ins-
gesamt waren mindestens fünf der acht Gesandten in diesem Ausschuss. Der
Gesandte Reinbolt Huffelin ist erst 1409 sicher als Neuner nachweisbar, was
seine Mitgliedschaft 1405, wie oben dargelegt, nicht zwangsläufig ausschließt.
Als Ammeister war Rulin Barpfennig Teil der Gesandtschaft.272 Ausdrücklich
wird das Neuner Gremium in einem Brief des Straßburger Bischofs an den Rat
der Stadt erwähnt. 1412 hatten Gespräche zwischen dem Ammeister Johans
Meiger und den Neun auf der einen Seite und dem Straßbruger BischofWilhelm
von Diest auf der anderen Seite stattgefunden.273

Die Neun sind auch explizit als Schiedsinstanz für auswärtige Akteure be-
legt. Über den Verlauf eines solchen Schlichtungsverfahrens geben Quellen aus
dem Jahr 1409 anschaulich Auskunft. Das Gremium wurde in einer Streitsache
zwischen der Stadt Basel und Markgraf Bernhard von Baden als Schiedsinstanz
bestimmt. Alles begann mit der Gefangennahme eines Knechtes aus einer
Pfandschaft Basels. Der Knecht war im Zuge der Auseinandersetzungen zwi-
schen dem Markgrafen und Herzog Friedrich von Österreich von den Truppen
desMarkgrafen aufgegriffen, beraubt und gefangengenommenworden.274 Basel
informierte Straßburg im Januar 1409 schriftlich über den Vorfall und bat zu-
gleich darum, sich für die Freilassung des Knechtes bei Markgraf Bernhard
einzusetzen.275 Dieser Bitte kam Straßburg nach und wandte sich schriftlich an

270 AVES, AA 1434, 35. Folgende Gesandte werden darin aufgeführt:Meister und Rates der Stette ze
Straßburg erbern bottenmit namen herHeinrich vonMülnheim in Brandgasse her Reinbolt Huffelins her
Heinriches von Mülnheim den man sprichet von Landesberg stettemeister ritter hern Johans Heilmans
[gestrichen: alt] ammeister, Johans Bockes, Adam Loselin unde her Wilhelm Metzigers altammeisters.
Vgl. zum Mitgliedsnachweis im Ausschuss der Neun auch im Folgenden die Übersicht bei
ALIOTH, Gruppen, S. 141, sowie LIENING, Überlegungen, S. 146 mit Anm. 84. Der in der Quelle als
Altammeister bezeichnete Johans Heilmann war zum Zeitpunkt der Vertragsverhandlungen
Ammeister.

271 Zu den Hintergründen ALIOTH, Gruppen, S. 27–32.
272 AVES, AA 1430, 31: […] unsere erbern bottenmit namen her Claus Zorn Schultheiss unser stettmeister,

her Heinrich von Mulnheim, her Reinbolt Huffel, drie ritter, her Rulin Barpfennig unß ammanmeister,
Peter Sunner, WilhelmMetziger, egen Ulrich Gosse, drie altammeister, und ClausMerswin in ein closter
by unz stat gelegen genant Sant Arbogast […].

273 AVES, AA 1437, 26: […] wie her JohansMeiger uwer ammeister und die nune die by uch uber den krieg
gesetzet sint by uns werent und mit uns Rettent […].

274 Zum Vorfall vgl. die Regesten bei FESTER, S. 262–269. Vgl. zu diesem Fall ebenso: AVES, AA 90,
insbesondere mit Nachweisen für die Tätigkeit der Neun vgl. Nr. 13, 15, 21, 28. Weiterhin auch
StABas, Politisches A2 Briefe (Einläufe), Schachtel 1406–1419, Heft 1409, Nr. 34.

275 FESTER, Nr. 2540, S. 262.
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den Markgrafen, wie aus einem Schreiben desselben an die Stadt Ende Januar
1409 hervorgeht. Darinwird bereits Straßburg als Vermittlungsinstanz zwischen
den beiden Parteien in Betracht gezogen. Bernhard von Baden willigte ein, sich
einem Schiedsspruch der Straßburger in dieser Angelegenheit zu beugen, falls
Basel von der Forderung einer Freilassung des Knechtes nicht zurücktreten
wolle.Markgraf Bernhard vonBaden selbst sah sich imRecht, da seinerMeinung
nach der gefangene Knecht ein Hintersasse Friedrichs von Österreichs sei und er
diesen daher nach geläufigem Kriegsrecht habe festsetzen dürfen.276

In diesem und einem weiteren Streitpunkt277 kam es im Februar 1409 zu
weiteren diplomatischen Aktivitäten Straßburgs, wie die Korrespondenz zwi-
schen den verschiedenen Beteiligten und die Entsendung von Straßburger Ge-
sandten an den Markgrafen zeigen.278 Diese dienten der Vorbereitung des
Schlichtungsverfahrens vor den Straßburger Neun,279 auf das sich die Konflikt-
parteien AnfangMärz einigten. Eine durch Straßburg ausgestellte Urkunde gibt
Einblicke in den geplanten Verlauf des Schlichtungsverfahrens. Darin wurde
zunächst der Gegenstand der Schlichtung benannt und die Neun im gegensei-
tigen Einverständnis als Entscheidungsinstanz festgelegt.280 Das weitere Ver-
fahren war folgendermaßen geplant: Basel sollte innerhalb einer bestimmten
Zeitspanne den Neun eine Anklageschrift nach Straßburg schicken. Nachdem
Straßburg diese dann an denMarkgrafen weitergeleitet hatte, sollte jener hierzu
eine schriftliche Stellungnahme nach Straßburg zurücksenden. Auf der Grund-
lage von Anklage und Antwort mussten die Straßburger Neun dann ein Urteil
über die Rechtmäßigkeit der Gefangennahme fällen.281

Es verging ein weiterer Monat, in dem Straßburg mit Hilfe von Gesandt-
schaften zwischen den Konfliktparteien vermittelte. Am 6. März erzielten
Straßburger Gesandte mit dem Markgrafen hinsichtlich der Freilassung des
Gefangenen und der Herausgabe der in diesemKontext beschlagnahmtenGüter
eine Einigung. Der Markgraf verpflichtete sich, den Gefangenen freizulassen

276 FESTER, Nr. 2545, S. 263; AVES, AA 90. Das Schreiben an den Markgrafen ist nicht überliefert.
277 Hierbei ging es um den Raub von 52 Tonnen Hering durch den Markgrafen bzw. seiner Ge-

folgsleute, vgl. hierzu AVES, AA 90, Nr. 26; FESTER, Nr. 2555.
278 AVES, AA 90, Nr. 20. FESTER, Nr. 2556, S. 264.
279 Dies geht aus der getroffenen Vereinbarung zur Schlichtung hervor. AVES, III, 166, 13, 1: So

habent wir der Meister und der Rat der Stadt zu Straszburg unser Statt insigel wan wir und ouch unsz
erbern botten von unszers das als vorgesz[schriben] stet beredt und beteidinget haben gehenckt an diesen
brieff […]. Vgl. ebenso ediert im UB Basel VI, Nr. 3, S. 2–4, als Regest bei FESTER, Nr. 2559, S. 264.

280 AVES, III, 166, 13, 1:Des sint die voergenannten unser herren derMarggrave und ouch die von Basel der
selben sache komen und bliben uff die nune des rates zů Strazburg mit nammen Heinrich vonMulnheim,
Reimbolt Huffelin, Hans Zorn rittere, Hans Bock, Adam Loeselin, Růllin Barpfenning ammanmeister,
Peter Sunner,WilhelmMecziger, Ulrich Gosz und Johans Heilman alt ammeister der stette zů Strazburg.

281 AVES, III, 166, 13, 1: herkennent die obgen nune oder der merteil under ine zum rechten nach der von
Basel anesprachen und unsers herren des marggraven antwurt, die su ouch den selben nunen in geschrift
under iren ingesigeln versigelt antwurten sollen in der zit, als hernachgeschrieben stat […] Und also
sollen die vorgen[annten] von Basel ire ansprache in geschrifft schicken gen Straszburg under ire stat
ingesigel uff den suntag oculi […] Und die selben ansproche sollent die von Straszburg unszin heren dem
marggraven von stunt morgens am mentag geen Baden schicken. Der sol sin antwurt daruff tun und die
den von Straszburg ouch in geschrifft und under sinem ingesigel versigelt schicken […].
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unddieGüter freizugebenundüber dieAngelegenheit bis zum21.April vonden
Straßburger Neun richten zu lassen.282 Im März folgten weitere Vermittlungen
durch eine Gesandtschaft an denMarkgrafen von Baden, der sich schlussendlich
dazu bereiterklärte, die Gefangenen und das Gut in die Hände der Straßburger
Neun zu geben.283

Am 1. April wurde die mithilfe der Neun erreichte Schlichtung schließlich
durch denBasler Rat offiziell urkundlich bestätigt und einRichtungsbrief für den
Markgrafen an Straßburg geschickt.284 Doch auch im Anschluss waren weitere
diplomatische Aktivitäten Straßburgs in der Angelegenheit notwendig, wie
Straßburger Gesandtschaftsmissionen, die schriftliche Korrespondenz zwischen
den drei beteiligten Parteien und die Verschiebung verschiedener in Straßburg
angesetzter Tage vor den Neun in dieser Angelegenheit zeigen.285

Interessant bezüglich der Zuständigkeiten für Außenpolitik ist dieser Fall
nicht nur,weil dieNeun als direktes Schiedsgremiumnachweisbar sind, sondern
auch, weil Gesandtschaften zusätzlich weiterhin eine entscheidende Bedeutung
im Schlichtungsverfahren spielten. Zur exemplarischen Betrachtung bietet sich
hierfür eine Gesandtschaft im März 1409 bestehend aus Reinbolt Huffelin und
WilhelmMetziger an.NachAussage desMarkgrafen Bernhard vonBaden haben
diese beiden Straßburger zwischen den beiden Parteien verhandelt.286 Auch ein
Brief der beiden Gesandten an den Stadtrat verdeutlicht ihre Funktion als di-
rekter Verhandlungspartner der gegenüberstehenden Parteien innerhalb des
Schlichtungsverfahrens.287 Darin teilten sie dem Straßburger Rat mit, dass
Bernhard von Baden sowohl Gefangene als auch die entwendeten Güter in die
Verantwortung der Neun stellen wolle. Auf den ersten Blick scheint es so, als ob
nun drei unterschiedliche Akteure, nämlich der Rat, die Neun und die Ge-
sandtschaft zu diesem Zeitpunkt in den Prozess mit eingebunden waren. Die
Tatsache, dass sowohl die Neun in ihrer Funktion als nominelle Schiedsinstanz
als auch die Gesandtschaft zwischen den Parteien schlichtete, erscheint also
widersprüchlich. Doch wenn man genau hinsieht, zeigt sich anhand dieses
Beispiels, dass Gesandtschaft und Neuner Gremium im vorliegenden Fall nicht
als unterschiedlicheAkteure begriffenwerden können. Denn es handelte sich bei
den beiden Gesandten um Mitglieder dieses Gremiums, weshalb anzunehmen
ist, dass diese stellvertretend für das ganze Gremiumbeziehungsweise in dessen
Auftrag Verhandlungen führten und somit die Aktivitäten der Gesandtschaft als
Teil des Schlichtungsverfahrens durch die Neun verstanden werden müssen.288

Der Rat wurde trotz Beilegung des Streits mit Hilfe der Neun über diese diplo-
matischenVermittlungen und Entwicklungen inKenntnis gesetzt. Auchwenn er

282 FESTER, Nr. 2560.
283 FESTER, Nr. 2563, 2566, 2567.
284 FESTER, Nr. 2572f.
285 Vgl. hierzu FESTER, Nr. 2574, 2577, 2578, 2579, 2581, 2591, 2595, 2596, 2597, 2602, 2603.
286 FESTER, Nr. 2563,
287 FESTER, Nr. 2566, 2567.
288 Vgl. hierzu die namentliche Aufzählung der Neun: AVES, III, 166, 13, 1 sowie ediert imUB Basel

VI, Nr. 3, S. 2–4.
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die Verhandlungen nicht führte, war er weiterhin informiert und fungierte in
dieser Angelegenheit auch als offizieller Ansprechpartner für die Konfliktpar-
teien, wie es zahlreiche Briefe Basels und des Markgrafen an den Straßburger
Stadtrat belegen.289 Der Rat wiederum leitete dann auch in dieser Funktion eine
Abschrift des Gesandtenberichts an Basel weiter.290

1.2.6 Zusammenfassung

Ziel dieses Kapitels war es, eine Analyse der innerstädtischen Zuständigkeiten
für städtische Außenpolitik und Gesandtschaftsmissionen in Straßburg zu Be-
ginn des 15. Jahrhunderts vorzulegen. Insgesamt bietet sich ein vielfältiges Bild
mit unterschiedlichen Akteuren, die für außenpolitische Angelegenheiten der
Stadt zuständig waren. Dabei treten der Rat der Stadt und die jeweiligen Am-
meister häufig in den Quellen als verantwortliche Akteure zum Vorschein.
Darüber hinaus waren sowohl verschiedene Gremien der Stadt als auch nicht
genau identifizierbare Personengruppen – die etwa vom Ammeister zu Bera-
tungen ausgewählt wurden – aktiv an der Organisation und Ausgestaltung von
Gesandtschaftsmissionen und städtischer Außenpolitik beteiligt. Zudem konnte
gezeigt werden, dass die Gesandten zum Teil selbst Einfluss darauf nahmen,
welche Akteure im Einzelfall mit Informationen versorgt und in entsprechende
Entscheidungsprozesse einbezogen wurden.

Trotz der aufgezeigten Strukturen in der Organisation und Entscheidungs-
findung des Straßburger Gesandtschaftswesens lassen sich innerstädtische Zu-
ständigkeiten für außenpolitische Angelegenheiten nicht eindeutig bestimmten
Akteuren zuschreiben. Auch wenn der Stadtrat und die Ammeister vorrangig
mit den Gesandten in Kontakt standen, Entscheidungen fällten und organisa-
torische Fragen klärten, waren auch immer wieder andere Akteure beteiligt.
Insbesondere aus diesem Grund kann auch dem bisherigen Forschungskonsens
in dieser Frage zumindest für den hier untersuchten Zeitraum nicht zugestimmt
werden. Denn der Neuner respektive der Dreizehner Ausschuss, dem diesbe-
züglich von der Forschung weitreichende Kompetenzen zugesprochen wurden,
war nur in wenigen Fällen aktiv an der Außenpolitik als Gremium beteiligt und
ist eher als Schiedsinstanz undweniger in der innerstädtischenOrganisation und
Entscheidungsfindung nachweisbar, auch wenn derartige Funktionen des Gre-
miums von den Zeitgenossen ursprünglich vermutlich vorgesehen waren. Hier
muss noch einmal auf die zu Beginn dieses Kapitels geschilderten Vorgänge des
Jahres 1419hingewiesenwerden. ImKonflikt zwischen Stadtrat und Straßburger
Patriziern kam dem Dreizehner Gremium in der Argumentation des Rates eine
zentrale Rolle zu und ihm wurden im Bereich der Außenpolitik damit zentrale
Kompetenzen bescheinigt. Der Fall zeigt unabhängig von der Bewertung des
dahinterstehenden Konfliktes, dass diesem Gremium eine gewisse Relevanz für
die städtische Diplomatie beigemessen wurde, die jedoch in der offiziellen
Korrespondenz und in weiteren Quellen nur recht selten zum Vorschein tritt.

289 Vgl. hierzu beispielhaft FESTER, S. 262–269.
290 FESTER, Nr. 2567.
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1.3 Rahmenbedingungen: Finanzen – Ausstattung – Pflichten

Die Stadt Straßburg nahm im Untersuchungszeitraum, genauer im Jahre 1405,
eine Neuordnung ihrer Stadtverfassung vor.291 Dieser Umstand liefert Einblicke
in die Rahmenbedingungen, welche die Stadt für die Durchführung von Ge-
sandtschaftsmissionen schaffen wollte. Somit kann zuerst einmal festgehalten
werden, dass zu Beginn des 15. Jahrhunderts in Straßburg Gründe vorlagen,
Regelungen für die städtische Diplomatie rechtlich festzulegen. Diese sind in-
nerhalb der Stadtverordnung nicht zusammengefasst und systematisch aufge-
führt. Es handelt sich vielmehr um einzelne Regelungen, die an verschiedenen
Stellen der Verordnung aufgeführt sind. Ein umfassender Regelkatalog bezüg-
lich des städtischen Gesandtschaftswesens liegt demnach nicht vor, was darauf
schließen lässt, dass es lediglich in einigen Fragen Unsicherheiten beziehungs-
weise Regelungsbedarf gab. Hier zeigt sich auch, dass zu Beginn des 15. Jahr-
hunderts kein rechtlich klar definiertes Gesandtschaftswesen in Straßburg
existiert hat. Vielmehr muss man von Organisationsstrukturen ausgehen, die
zum einen durch schriftlich fixierte Regeln festgelegt – wie eben in der Stadt-
verfassung von 1405 – und zum anderen möglicherweise auch ohne schriftliche
Fixierung vorhanden waren. Dabei ist auch die Überlieferung zu berücksichti-
gen. So können bestimmte Praktiken und die daraus ableitbaren Regeln, mit
denen sich Rahmenbedingungen des Straßburger Gesandtschaftswesens be-
schreiben ließen, nur ansatzweise erfasst werden. Dies gilt insbesondere für den
Bereich der städtischen Rechnungslegung, die für Straßburg gar nicht bezie-
hungsweise nur punktuell greifbar ist.292 Daher lassen sich die Rahmenbedin-
gungen für Straßburg nicht über serielle Rechnungsbücher umfassend analy-
sieren, wie dies für andere Städte möglich ist.293 Vielmehr muss sich eine solche
Betrachtung auf die normative Ratsschriftlichkeit und einen Abgleich mit an-
deren Quellentypen, wie den Gesandtenberichten, beschränken.

Neben der Verfassung von 1405 können weitere vereinzelt überlieferte Re-
gelungen aus dem Untersuchungszeitraum herangezogen und Einzelaspekte
aus der bisherigen Forschung und den eigenen Archivrecherchen hinzugefügt
werden. Die schriftlich festgehaltenen Regeln lassen sich insbesondere auf dem
Gebiet der Finanzen ausfindig machen. Dazu sind sowohl die Bezahlung der
Gesandten, Knechte, Boten und Stadtschreiber, die im Dienst der Stadt auf
auswärtige Missionen geschickt wurden, als auch Bestimmungen zur Ausstat-
tung der Gesandtschaften sowie einzelner Akteure der städtischen Diplomatie
zu zählen – etwa Regeln über Bereitstellung von Pferden und Kleidung. Be-
deutsam für die Durchführung von Gesandtschaftsmissionen war auch die
Unterbringung der Gesandten und ihrer Pferde. Hierzu sind zwar keine Ver-
ordnungen überliefert, doch können über zahlreiche Quellen ebenfalls wichtige
Erkenntnisse gewonnen werden.

291 Vgl. hierzu EHEBERG, Nr. 10, S. 11–59.
292 Die Rechnungsbücher sind im 19. Jahrhundert bereits im Kontext des deutsch-französischen

Krieges verbrannt. Vgl. zu diesem Problem der Quellenüberlieferung das Kapitel I (3.2).
293 Vgl. etwa für Nürnberg FUCHS/SCHARF, Gesandte.
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Ein weiterer Bereich, der ebenso in Teilen die eigenen Finanzen betrifft, sind
Regelungen bezüglich der Vergabe von Geschenken auf Kosten der Stadt. Auch
wurde reglementiert, inwiefern Geschenke und Einladungen zuMahlzeiten von
den Gesandten und weiteren städtischen Handlungsträgern von Dritten ange-
nommen werden durften. Auch Pflichten der städtischen Akteure, so zur Be-
richterstattung der Gesandten über ihre Missionen, fanden Niederschlag in
Verordnungen.

1.3.1 Finanzierung und Ausstattung

Straßburger Gesandtschaften sollten auf verschiedene Art und Weise finanziert
und ausgestattet werden.294 Es lassen sich Unterschiede zwischen bestimmten
Personenkreisen und ihren jeweiligen Aufgabenbereichen ausmachen. Gesand-
te, Stadtschreiber und Boten erhielten unterschiedliche Bezüge in Form von
Lohn, Tagegeld, Tuch für Kleidung und zusätzliche Absicherungen. Regelmä-
ßigen Lohn erhielten lediglich die von der Stadt fest angestellten Boten und
Stadtschreiber. Die Straßburger Boten wurden darüber hinaus mit sogenannten
Botenbüchsen ausgestattet. Diese Büchsen waren keine Behältnisse, mit denen
man Briefe transportierte, sondern kleine, häufig aus Silber hergestellte Abzei-
chen. Auf ihnen war das Wappen des Auftraggebers angebracht und kenn-
zeichnete somit den jeweiligen Boten.295 Es sind verschiedene Ordnungen
überliefert, die über die Ausstattung dieser im Dienste der städtischen Außen-
politik agierenden Personengruppen Auskunft geben.296

Städtische Gesandte übernahmen hingegen diplomatische Tätigkeiten ohne
dafür bezahlt zu werden.297 Sie verfügten während ihrer Gesandtschaftsreisen
pro Person lediglich über einen Tagessatz von zwo untze pfenninge298, der zur
Deckung von Unkosten vorgesehen war. Ferner bestanden Verbote bezüglich
des Einkaufs von Gebrauchsgegenständen mit städtischen Geldern. Die Ge-
sandten durften beispielsweise weder für sich noch für andere Personen Klei-
dungsstücke oder andere Gebrauchs- und Ausrüstungsgegenstände auf Kosten

294 Zum Vergleich lassen sich bezüglich der Kosten von städtischen Gesandtschaften folgende
Beiträge zu Nürnberg anführen: SEYBOTH, Gesandte, S. 304f.; FUCHS/SCHARF, Gesandte.

295 Vgl. hierzu HÜBNER, Im Dienste der Stadt, S. 143–145; GACHOT, Louffende Botten, S. 16–19; HEI-

MANN, Brievedregher. Vgl. ebenso die Stadtordnung von 1405, EHEBERG, Nr. 10, Art. 165, S. 51: Es
sol ouch kein louffender botte me bühssen haben dann eine; und waz bühssen sü me und vürbaz haben,
sollend sü unszem statschriber geben […].

296 Vgl. hierzu EHEBERG, Nr. 9, S. 10 f. Es handelt sich umeinVerzeichnis aus der Zeit vor 1405, in dem
im Dienst der Stadt stehende Personen aufgeführt sind, welche jährlich von der Stadt Tuch zur
Herstellung von Kleidung erhielten. Darunter der Stadtschreiber Werner Spatzinger, der 14
Ellen Tuch erhielt. Ebenso bekamen die beiden Unterschreiber Claus und Friderich jeweils 14
Ellen Tuch, den vier rotesbotten standen je 14 Ellen, den zwene louffenden botten je 8 Ellen zu. Auch
inderNeuordnungder Stadtverfassungvon 1405 gab esRegelungen bzgl. der Finanzierungund
Ausstattung der Boten, vgl. EHEBERG, Nr. 10, Art. 165, S. 50 f.

297 Anders bei TIMPENER, Reichsstadt, S. 137 sowie S. 145 f. Anm. 85.
298 EHEBERG, Nr. 10, Art. 28, S. 18. Zu diesemTagessatz für Gesandte lässt sich ein Vergleichswert des

Rheinischen Bundes aus dem Jahr 1385 anführen. Gesandte sollten dort vier Gulden pro Tag
bekommen, KREUTZ, Botenwesen, S. 96.
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der Stadt erwerben: Sättel, Hosen, Hüte, Gürtel, Messer, Taschen oder Hand-
schuhe mussten Gesandte demnach selbst bezahlen.299 Weiterhin wurde den
Gesandten und ihrenKnechten durch die Stadtordnung von 1405 der Besuch der
Badestube, das Scheren des Haares, das Flicken von Kleidung, das Einfetten von
Stiefeln und die Ausbesserung von Sätteln und Zaumzeug mit städtischen
Geldern untersagt. Diese Regelungen verweisen auf die Notwendigkeit der
ökonomischen Abkömmlichkeit der Gesandten. 300 Die Gesandtentätigkeit lie-
ferte in der Regel kein Auskommen, sondern war ein unentgeldlicher Dienst für
die Stadt. Die Regelungen könnten darauf hindeuten, dass die städtischen Ge-
sandten in der Vergangenheit zumindest versucht hatten, auf städtische Kosten
ihre Ausrüstung anzuschaffen oder auszubessern.

1.3.2 Verwaltung des Tagegeldes und Rechnungslegung

Für die Verwaltung des Geldes sollte ein einzelner Gesandter verantwortlich
sein, der in den Quellen als seckeler301 bezeichnet wird. Er war für die Rech-
nungsführung zuständig und dazu bestimmt, nach Beendigung der Gesandt-
schaftsreise über das ausgegebeneGeldRechenschaft abzulegen.302DieHöhe der
Ausgaben war entweder an die Dreier auf dem Pfennigturm (drigen, die über daz
ungelt gesetzet sint), die Brotherren (bretherren) oder diejenigen, die im Bedarfsfall
von Meister und Rat dafür bestimmt wurden, in mündlicher Form weiterzulei-
ten. Anschließend sollten die Ausgaben in das Kostbuch der Stadt eingetragen
werden, das bereits in einer Rechnung des Jahres 1400 anlässlich einer Ge-
sandtschaftsmission zum Zwecke der Privilegienverhandlung mit König Ru-
precht erwähnt wird. Daraus wird ersichtlich, dass auch Ausgaben, welche für
die Bestätigung von Privilegien getätigt wurden, gesondert im Kostbuch auf-
geführt werden sollten. Dies erfolgte jedoch nach der Privilegienbestätigung
durch Ruprecht offenbar nicht.303 Es war vorgesehen, den Gesandtschaften die
Tagegelder im Voraus auszubezahlen. Dies geht aus einer Bestimmung hervor,
die die Rückführung ungenutzter Tagegelder regelte. Demnach war der jewei-
lige Restbetrag nicht grundsätzlich dem sogenannten Rentmeister vorbehalten,
vielmehr hatte sich dieser eine Weisung bezüglich der weiteren Nutzung der
Gelder einzuholen.304

299 EHEBERG, Nr. 10, Art. 28f., S. 18.
300 WEBER, Wirtschaft.
301 EHEBERG, Nr. 10, Art. 28, S. 18.
302 EHEBERG, Nr. 10, Art. 28, S. 18. Zu ähnlichen Vorgehensweisen in Nürnberg vgl. SEYBOTH, Ge-

sandte, S. 304. FUCHS/SCHARF, Gesandte, S. 306 f., haben insbesondere auf die detaillierte Rech-
nungslegung Nürnberger Gesandter am Beispiel des Gesandten Niklas Muffel hingewiesen.

303 EHEBERG, Nr. 10, Art. 28, S. 18. Zur Rechnung von 1400 vgl. UB VI, Nr. 1593, S. 805f: uff die zit hat
kunig Růprecht der stat ir friheit bestetiget und stet im costbuch nit geschriben, das útzit umb die friheit
geben sy, doch meint man, es sy in die egmelt sume des costens gerechnet.Zu vergleichbaren Prozessen
der Rechnungslegung sowie Geschenken im Zusammenhangmit Gesandtschaftsmissionen zur
Privilegienbestätigung vgl. FUCHS/SCHARF, Gesandte, S. 309–313.

304 EHEBERG, Nr. 10, Art. 88, S. 30:Wenne man ouch reysen vert oder erber botten uf tage sendet von unser
stette wegen, wanne danne das herwider broht wurt, das aldo überbliben ist, das sol Heinrich Riffe nit ime
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1.3.3 Pferde und Begleitpersonal

Weiterhin sicherte sich die Stadt in verschiedenen Bereichen ab. Es wurde fest-
gelegt, was Gesandte auf ihren Reisen mitführen durften. Eine Einschränkung
gab es etwa bei der städtischen Haftung für die notwendigen Pferde, von denen
höchstens vier mitgenommen werden sollten. Diese konnten zuvor im städti-
schen Stall erworben werden. War der Verlust eines Tieres zu beklagen, so
konnte der Betrag prinzipiell erstattet werden, jedoch nur zum vorher gezahlten
Einkaufspreis.305 Missachtete ein Gesandter diese Regel, hätte er im Falle des
Verlustes eines Tieres den Schaden selbst tragen müssen. Zusätzlich durfte noch
ein Maultier (mülin) oder ein ledig pferdelinmitgeführt werden.306 Im Kontext der
Privilegienverhandlungen mit König Ruprecht ist eine Rechnung über die
Kosten derGesandtschaftsmissionen überliefert,welche bereits zudieserZeit die
in der Stadtordnung festgelegte Zahl von maximal vier Pferden für einen Ge-
sandten als gängig ausweist.307 Ein weiterer Fall zeigt ebenso, dass die Umset-
zung dieser Regelung in der diplomatischen Praxis noch einige Jahre nach der
Verordnung nachweisbar ist. Als auf Anordnung des Rates im Jahr 1418 von
einer vierköpfigen Gesandtschaft zwei Gesandte wieder zurück nach Straßburg
kommen sollten, gab man ebenfalls eine Anweisung bezüglich der bei den bei-
den anderen Gesandten zu verbleibenden Pferde. Den beiden sollten demnach
insgesamt maximal acht Pferde, also vier Pferde pro Person, überlassen werden,
was den gemachten Vorgaben aus der Stadtverordnung von 1405 entsprach.308

Als Papst Martin V. 1418 in Konstanz erwartet wurde und sich bereits in Bern
aufhielt, wollte Straßburg eine Gesandtschaft zu diesem nach Konstanz schi-
cken. Der Stadtschreiber Ulrich Meiger rechnete offenbar mit einem längeren
Aufenthalt des Papstes in Bern und empfahl daher aufgrund der hohen Kosten,
die Pferde und Gesandte verursachen würden, die Gesandtschaft erst nach
Konstanz zu schicken, nachdem ein Kundschafter in Bern den Aufbruch des

selber behaben noch nieman von sinen wegen, weder lützil noch vil, danne er sol das alles sament den
drien, die über das ungelt gesetzet sint, zoeugen und was in die drie domitte heissent tuon oder lossen, es
sie mit verkouffende oder in andere wege, das sol er tuon und den drien domitte gehorsam sin.

305 EHEBERG, Nr. 10, Nr. 38, S. 21: Wer ouch hengeste oder pferde uff der stette stall koufft, gont die in der
stette dienste abe, die sol man nit höher bezalen, danne als sü von dem stalle gekouffet sint […]. Vgl. zur
Schätzung von Pferden und Kompensationszahlungen im kriegerischen Kontext CLAUSS, Waffe,
S. 61 f.

306 EHEBERG, Nr. 10, Art. 28 und Art. 33, S. 18 f. Vgl. zur Mitnahme von Pferden die Vorgaben des
Rheinischen Bundes 1385 für seine Gesandten, die jeweils fünf Pferde mitführen sollten, KREUTZ,
Botenwesen, S. 96. FürNürnberg lässt sich für das Ende des 15. Jahrhunderts eineGesandtschaft
mit sechs Gesandten und 19 Reit- und Lastpferden nachweisen, vgl. hierzu SEYBOTH, Gesandte,
S. 305.

307 UB VI, Nr. 1593, S. 805: item her Johanns von Muelnheim 40 untze vier pferden; item her Thoman vn
Endingen tantundem; item Ulrich Bock dem jungen tantundem; item Ruelin Barpfennig; item her
Wernher Spatzinger tantundem.

308 AVES, AA 167, 2: […] daz du, Bluomenstein, und ouch Ir, Meister Uolrich, zu hofe blibn sollent und nit
uber aht pferde bi juch behebent und die andern alle herheim schickent […].
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Papstes mitgeteilt habe. Man könne dadurch vermeiden, dass die Gesandtschaft
unnötig und kostenintensiv in Konstanz auf den Papst warte.309

Allerdings standen den Gesandten nicht zwangsläufig über den gesamten
Zeitraum ihrerMissionen Pferde zurVerfügung.Aufgrund längererAufenthalte
an einem Ort wurden sie mitunter gar nicht längerfristig benötigt. Diese An-
nahme lässt sich anhand von Berichten belegen, in denen Gesandte darauf ver-
wiesen, Pferde noch im Verlauf ihrer Mission wieder zurück nach Straßburg
bringen zu lassen.310Ebenso zeigen nachfolgende Fälle, dass denGesandten auch
Pferde zu ihren Verhandlungsorten gebracht werden mussten, damit sie die
Rück- oder Weiterreise antreten konnten. Im Jahr 1400 schrieben vier Gesandte
an den Rat der Stadt und äußerten unter anderem denWunsch, dass man ihnen
am nächsten Donnerstag in Mainz Pferde zur Weiterreise bereitstelle.311 Der
Gesandte und Stadtschreiber UlrichMeiger bat den Rat 1416 darum, ihmmittels
der nachKonstanz kommendenGesandten zwei Pferde zu schicken, damit er die
Rückreise antreten könne.312 Ein Jahr später meldete er sich ebenfalls mit dem
Anliegen, ihm Pferde zu schicken, um damit gemeinsam mit den anderen
städtischen Gesandten zurück nach Straßburg zu reisen.313 Nach Heidelberg
sollten dem Stadtschreiber im Zuge einer anderen Mission ebenfalls Pferde ge-
bracht werden. Ulrich Meiger wollte König Sigismund auf seiner weiteren Reise
begleiten und brauchte diese dementsprechend für sich und seinen Knecht.314

Hatten die Gesandten einmal keine Pferde vor Ort, wurde mitunter auch das
Schiff als Reisemittel genutzt.315 Dass das Schiff bisweilen auch bevorzugt wur-
de, konnte bereits in einem vorherigen Teilkapitel am Beispiel einer Entschei-
dung des Ammeisters und der Neun gezeigt werden, die sich für die Rückreise
der Gesandten mit dem Schiff aussprachen, ohne dies jedoch weiter zu be-

309 AVES, AA 1443, 64: ir verstandent, dasz der bapst gen Bern kome, dasz ir dan einen kuppligen gesellen
hin nach sendent der uch sinen ufbruch von Bern sag und dasz man dan dar nach botschaft zu im tuege
alszo ersparet man gelt, dan solt man dort ligenmit vil pferden so verzarte man vil und schueffe doch nutz
[…].

310 AVES, I, 16, 41: […] der uberigen pferde schicke ich uch einteil heim […]; AVES, AA 1443, 18: uf dz
habenwir die gesellen umb desz kostenwillenmit uns hin uf gefueret und ouch dasz die pferit dester sich er
bi in wider heimen komen.

311 AVES, AA 116, 47 (sowie RTA IV, Nr. 167, S. 190–192): Ouch lieben herren bestellent, daz wir die
pferde uf disen kunftigen dunrestag zü Wormisze haben.

312 AVES, AA 169, 51: […] darumb bitte ich uch, dz ir mir zwei pfert mit uwern erbern botten heruf her
senden woellent, dz ich heim keme […].

313 AVES, AA 169, 18: […] genaedigen lieben heren, schikend mir pfert, dz ich mit uwern botten heimen
moege komen […].

314 AVES, AA 1438, 6: […] mich bedunckt guot, dz manmir und Erharten pfert genHeidelberg schikte, dan
mich bedunckt der konig welle in dem lande ritten, die schlosz besenhen und villiht ouch gen Stuggarten
[…].

315 Vgl. zu diesemAspekt exemplarisch: AVES, AA 169, 42: […] will ich kein pfert hon, so muosz ich uf
dem wasser hin ab […]; RTA IV, Nr. 166, S. 190: […] daruff hant wir uns bestalt daz wir morne so wir
fruegeste moegent die Moene uff varent gen Franckfurt […]; AVES, AA 116, 47 (sowie RTA IV,
Nr. 167):Geben uff demMoen by dem zoll zuo hoechste uff dem wasser an der mitwochen […]; AVES, I,
16, 27: un losse uch wissen dz ich mit minem herren von Mentze in sime schiffe gefaren bin von Wesel
untze gon Mentze […].
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gründen.316Derartige Entscheidungen im Verlauf von Gesandtschaften konnten
auch organisatorischeHerausforderungenmit sich bringen. Im Jahr 1421 fragten
drei Straßburger Gesandte, die im Kontext militärischer Konflikte offenbar an
ihrer Weiterreise aufgrund abgeschnittener Wege gehindert wurden, ebenfalls
beim Ammeister nach, ob sie mit einem Schiff reisen sollten. Dabei stellte sich
jedoch zugleich die Frage, was man in einem solchen Fall mit den Hengsten
machen solle, auf denenman zuvor gerittenwar. EineweitereMöglichkeit sei, so
die Gesandten, einen bewaffneten Trupp zu schicken, der die Gesandten aus
ihrer Lage befreie. Im letzteren Fall solleman zudem sicherstellen, dassmanüber
eine im Brief nicht weiter spezifizierte Brücke reisen könne.317

Die Frage des Reisemittels und die Koordination der Bereitstellung von
Pferden oder Schiffen musste also zwischen den innerstädtischen Akteuren und
den Gesandten oftmals genau abgesprochen werden.

Je nach Anzahl der mitgeführten Pferde und Größe der im Dienste der Stadt
ausreitenden Personengruppe (Knechte, Gesandte, Boten) gab es einen festge-
legten Tagessatz, der von der Stadt gezahlt wurde.318 In Straßburgwaren vor Ort
für die Versorgung der Pferde des städtischen Stalles Stallherren, ein Huf-
schmied und seine Knechte verantwortlich. Der Hufschmied sollte täglich je
nach Bedarf ein- oder zweimal im Stall die Pferde versorgen und die Stallherren
nach bestem Wissen und Gewissen beraten. Er bezog ein jährliches Gehalt
ebenso wie seine Knechte, bekam seine Materialkosten erstattet und hatte jähr-
lich einen Eid zu leisten.319

Im Verlauf von Gesandtschaftsmissionen waren hingegen die Knechte der
Gesandten für das Beschlagen der Pferde verantwortlich, wofür gesonderte
Beträge bereitgestellt wurden. Die Knechte kümmerten sich auf den Reisen
grundsätzlich um die Pferde.320 Diese Personengruppe taucht in der Quellen-
überlieferung recht selten auf, sodass man ihre Anwesenheit zwar voraussetzen,
jedoch ansonsten eher wenig über sie in Erfahrung bringen kann.321 Jedenfalls

316 Vgl. AVES, AA 1441, 1 sowie Kapitel II (1.2.2).
317 AVES, I, 16, 30: […] lont uch wissen dz ums eigenlichen fur kummen ist, dz die vigende ii gantze dage

gehalten hant an iii enden und kunnent in keinen andern weg sicher heim kummen ir schicket uns den ein
harst der uns entpfahe […] ist aber uwer meinunge dz wir in schiffe enweg soellent so bestellent, dz wir
wissenwowir su findent undwiewirmit den hengesten duon sollent, ist uwermeinunge ieman gegen uns
zuo schicken, der uns hole, so bestellet dz die brucke gemaht werde, dz wir furderlichen uber kumment.

318 EHEBERG, Nr. 10, Art. 39, S. 21.
319 EHEBERG, Nr. 10, Art. 141, S. 43:Man sol eime ieglichen hůpsmide, der unser stette hůpsmit ist, zum iar 8

lib. f geben und sinen knehten 10 ß f vür ir iartringgelt und nit me noch anders ungeverlich. Und sol er
darumbe alle tage uff den stal gon ein mol oder zwür, noch dem und es notdurftig ist, und das beste und
wegeste zů hengesten und pferden tůn, die uff dem stalle stont, und daz nützeste den stalherren roten by
dem eyde, den er iares darumb tůt. Und sol man ime sine roszysen, nagel, pulver und ander dinge bezalen,
die er danne bruchet zů solichen hengsten und pferden, aso man bitzhar geton het.

320 EHEBERG, Nr. 10, Art. 30, S. 19. Vgl. ähnliche Zuständigkeiten bei den Nürnberger Gesandt-
schaften zum Ende des 15. Jahrhunderts, SEYBOTH, Gesandte, S. 297 f.

321 DieKnechtewurden beispielsweise inGeleitbriefenmit aufgeführt, AVES,AA138, 49: […] als die
itzund by uns hie zu Costentz gewesen und off dem wege wyder heim sint mit yren knechten und pferden
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waren sie nicht nur für die Pferde verantwortlich, sondern konnten den Ge-
sandten bei Bedarf auch in anderenDingen behilflich sein.Als etwaderGesandte
Cunrat zum Rust während einer Gesandtschaftsmission schwer erkrankte,
musste er in Heidelberg Station machen. Sein Begleiter, der Altammeister Hug
Drizehen, fürchtete sogar um dessen Leben und ließ zur Unterstützung zwei
Knechte in Heidelberg zurück. Er selbst führte die Mission fort.322 Ein weiteres
Beispiel zeigt, wie wesentlich Pferde und Knechte für einzelne Gesandte sein
konnten. Der Straßburger Rat hatte 1415 den Gesandten und Altammeister Jo-
hansHeilman aufgefordert nach Straßburg zurückzukehren. Doch der Gesandte
war offenbar ohne Pferd und Knecht unterwegs und konnte beziehungsweise
wollte unter diesen Umständen nicht zurückkehren.323

Einen Einblick in die Ausrüstung städtischer Knechte liefert ein Gesand-
tenbericht von 1415. Der Verfasser wollte mit seiner Nachricht anschaulich ma-
chen, dass man kurz vor der Abreise vom Verhandlungsort gestanden hatte,
dann aber eine Botschaft König Sigismunds den Aufbruch verhinderte. Die
Knechte hätten bereits Panzer und Lederhosen angelegt und die Pferde seien
gesattelt gewesen, so der Gesandte.324

Ein Gesandter, der allein im Auftrag der Stadt auf eine Versammlung reiste,
durfteweder einenKochmitnehmennochGewürze oderKerzenmit sich führen,
da er in Wirtshäusern essen sollte.325 Bei Gesandtschaften mit mehreren Teil-
nehmern konnte hingegen der städtische Koch mitgenommen werden. Dies ist
beispielsweise für das Jahr 1400 belegt, als ein Koch die bereits oben erwähnte
Gesandtschaft zu König Ruprecht begleitete.326 Der städtische Koch verfügte
1405 über einen festgelegten Wochenlohn und bekam jährlich acht Ellen Tuch
gestellt. Davon hatte er sich einen speziellen Rock, nach Art und Weise wie ihn
sein Vorgänger (vorfar) getragen hatte, anzufertigen, den er auf Gesandt-
schaftsreisen zu Ehren der Stadt tragen sollte.327 Städtisches Eigentum, wie etwa

und andern yrer habe also wider heim gein Straspurg zu komen sicher, ungeleidiget, ungehindert und
unoffgehalten rijten faren und wandeln laszen […].

322 AVES, I, 16, 41: […] uch wisse dz her Cuonrat zuo demRuost un ich uf sundag zu obende gonHeidelberg
kommen sin und do kam her Cuonrat zuo dem Ruoast krangheit […] doch so hoffe ich dz er der krangheit
halp nut sturbet […] ouch wisset dz her Cuonrat zuom Ruost zuo Heidelberg bliben ist un habe bi im
zwene knehte gelossen, mit namen Claus sino kneht un Peter […].

323 AVES, AA 163, 9: […] lieben herren, aso ir mir fursriben hant undmir bestellent, daz ich furderliche zuo
uch kummen solt do losse ich uch wissen, dz ich weder kneht noch pfert by mir habe so ist mir och nit
gefueglich aso einig zu ritten in dissen loeffen, wenne ich aber min kneht und pfert by mir hette, wenne ir
mir den sribent und mich bettent zuo uch zue kummen, so wolt ich furderlich kummen […].

324 AVES, AA 168, 5: […] doch getruwen wir ouch balde heime komen soellen, dan unser kneht hetten
bantzer und lederhosen an geton und weren die pfert gesetelt dz wir von stuond geritten sin wollten, were
unsz desz koenigesz botschaft nit komen alsz da vor ist geschr[iben].

325 EHEBERG, Nr. 10, Art. 32, S. 19.
326 UB VI, Nr. 1593, S. 805.
327 EHEBERG, Nr. 10, Art. 149, S. 45:Man sol meister Nithart, dem koche, alle woche 5 ß f geben und alle jare 8

elen duochs zu eime rocke. Den sol er tragen, so er mit unser stette botten zu tage ritet; und ist das unser
stette ere, das er danne in sogetanen cleidern gat. Und sol denselben rock zweyerslaht tragen und mit
lappen, also sin vorfar tet. Vgl. zusätzlich die Verordnung zum Einkauf des Tuchs für städtische
Amtsträger bei EHEBERG, Nr. 10, Art. 161, S. 49.
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Gewürze und Kerzen, hatte er sorgsam zu behandeln und durfte dieses nicht
ohne Erlaubnis der städtischen Gesandten anderen überlassen oder selbst be-
halten. Nach seiner Rückkehr hatte er darüber Rechenschaft abzulegen. Weitere
Regelungen betreffen die Auswahl der Zutaten und seinen Wochenlohn, den er
weder durch Stettmeister oder Ammeister noch durch den Rat versuchen sollte
aufzubessern. Auch der Straßburger Koch musste einen Eid schwören.328

1.3.4 Unterkünfte

Gesandte benötigten auf ihrenReisenUnterkünfte, in denen sie übernachtenund
ihre Pferde unterstellen konnten. Hierzu sind zwar keine städtischen Verord-
nungen überliefert, doch können Erkenntnisse zur Frage der Unterbringung
über die Gesandtenberichte und weitere städtische Korrespondenz gewonnen
werden. In der Regel erfährt man relativ wenig über diesen Aspekt der Rah-
menbedingungen städtischer Gesandtschaftsmissionen. Er wurde zumeist nur
dann thematisiert, wenn diesbezüglich etwas organisiert werden musste oder
Probleme auftauchten. Gerade Konstanz kam zur Zeit des Konzils bezüglich der
Einquartierung der Konzilsteilnehmer an die Grenzen der örtlichen Möglich-
keiten.329 Dies zog auch für Straßburg und seine Gesandtschaften in einigen
Situationen Mehraufwand nach sich, da Herbergen beispielsweise im Voraus
reserviert werden mussten, um eine Unterbringung der Gesandten zu ermögli-
chen.

Bereits im Vorfeld des Konzils kümmerte sich der Straßburger Rat um eine
Unterkunft für seine Gesandten in Konstanz und konnte dabei auf die Hilfe der
Stadt Basel zurückgreifen, wie es aus einem Schreiben Straßburgs an Basel her-
vorgeht. Der Rat der Stadt Basel organisierte bereits im September 1414 eine
Unterkunft, die die Straßburger und Basler Gesandten gemeinsam beziehen
sollten. Aus der Quelle geht hervor, dass die Zuteilung der Herbergen an die
Konzilsteilnehmer vom Konstanzer Rat koordiniert wurde. Ein Mitglied des
Basler Rates war deshalb sogar persönlich nach Konstanz gereist und hatte dort
offiziell beim Rat der Stadt bezüglich der Bereitstellung einer Unterkunft für
Gesandte angefragt.330

328 EHEBERG, Nr. 10, Art. 149, S. 45 f. Weitere Belege für Köche im Gefolge von Gesandtschaften:
SEYBOTH, Gesandte, S. 297.

329 Grundsätzlich zum Problem der Unterbringung bei größeren städtischen Ereignissen SCHENK,
Zeremoniell, S. 263 f.

330 StABas, PolitischesA2Briefe (Einläufe), Schachtel 1413–1416, 144: […] darumb ir einen uwersRotes
gon kostentz geschicket habent den Burgermeister und Rete do selbesz zuo bittende uwern und unsern
erbern botten, die do hin komendewerdent ein herberge zu bestellend dz su geton und uns beiden teilen ein
herberge bestalt haben, mit me dan zuo zwölff bettestetten und kein stallunge, als dz uwer brief mit me
worten voellicher ynneheltet, den wir verstanden haben, uwer gute fruntschaft wolle wissen dz wir auch
nit anders gewisset habent, dan dasz ir undwirmit einer herbergen versehen gewesen sin soltent, wile aber
dz nit gescheen ist, so dancket wir uwer guoten fruntschaft ernstlich mit flisz dasz ir also an uns von der
unszn, so esz nit besser sin kann, ouch gedaht haben. Quelle und Zusammenarbeit zwischen
Straßburg und Basel bereits erwähnt bei GILOMEN-SCHENKEL, Henman Offenburg, S. 42.
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Die Notwendigkeit einer vorausschauenden Planung griff auch der Ge-
sandte Ulrich Bock in einem Bericht aus Konstanz auf. In diesem wies er den
Stadtrat darauf hin, dassman sich aufgrundder aktuell hohen Besucherzahlen in
Konstanz rechtzeitig umdie Unterkünfte fürweitere Gesandtschaften kümmern
müsse. Hintergrund war, dass sich Konstanz in Erwartung des Erscheinens
König Sigismunds mit zahlreichen Besuchern konfrontiert sah, weshalb auch
StraßburgerGesandte ihreHerberge kurzfristig zugunsten des Passauer Bischofs
Georg von Hohenlohe verlassen mussten. Dieser war, wie weitere weltliche und
geistliche Fürsten, aus diesem Anlass nach Konstanz gereist.331Dass es nicht nur
schwierig war, eine Herberge zu bekommen, wenn etwa der König in Konstanz
erwartet wurde, sondern auch kostspieliger als sonst, berichtete der Stadt-
schreiber UlrichMeiger. DieNachfrage fürUnterkünfte sei so groß, dass derWirt
seiner Herberge täglich Anfragen nach freien Übernachtungsplätzen erhalte.
Zudem stiegen auch die Preise, da man die Ankunft des Königs in Konstanz
erwarte.332

In einem anderen Kontext hatte der Rat dem Stadtschreiber Ulrich Meiger im
Oktober 1416 die Ankunft weiterer Gesandter in Konstanz angekündigt. Der
Stadtschreiber verlängerte daraufhin die Reservierung der Herberge für einen
Monat und bezahlte hierfür zwölf Gulden im Voraus. Dies lässt sich indirekt
über einen Brief des Stadtschreibers an den amtierenden Ammeister Johannes
Lumbart erschließen, dem er darüber hinaus weitere Details schilderte.333

Wie es aus einem weiteren Bericht an den Ammeister Johannes Lumbart
hervorgeht, organisierte Meiger darüber hinaus auch einen Vorrat an Heu und
Stroh für die Pferde. Die entstandenen Kosten für die Herberge führte er erneut
auf.334Doch die Gesandten kamen offenbar nicht in Konstanz an: So wandte sich
der Stadtschreiber zum wiederholten Mal an den Straßburger Rat und erbat
mehrfach eine Rückmeldung, ob er die Herberge weiterhin für die zu erwar-

331 AVES, AA 168, 27: […] ouch wissent dasz esz aber zu Costentz vast enge beginnet werden, dann man
sich vast uf den koenig da rihtet und dz fursten und heren, geistlich und weltlichen, die herbergen vast
ufdingent und muessen wir morn usz unser herberg, dan der bischoff von Passow dar in komet, versehent
ir uch da dz ir uwern erbern botten zu dem kung, so er herusz komet, her uf tunwerdent, geviel esz uch dan
somoehtent ir gedenken, dz uch ouch ein herbergewurde bestellet oder ir und uwer bottentwerdent vil liht
mit der herberge so die zit komet gesumet.

332 AVES,AA169, 18: […] so get die zit umbmin herberg usz, da laussendmich wisszenwie ichmich damit
halten soelle, danwa irmich nutzit wisszen land so wil ich die herberg nit furbasz bestellen, so hat der wirt
alle tag lute die dar umb bittend, dan so man hoert, dz der koenig in dasz lant komet, so schlahent die
herberg wider uf.

333 AVES, AA 169, 27: wie mijn genedige heren meister und rat […] verscreben hatten under anderm wie
dasz noch me Erbern botten her uf her komen soelten und also hann ich die herberg einen manet vorbasser
bestanden um xii gulden.

334 AVES, AA 169, 28: […] ouch wissent also ich verstuond, dasz der stett erbern botten heruf komen solten,
die doch noch nit sint komen do bestuond ich die herberg furbasz einen monad umb xii gulden, da hett mir
sie her Uolrich vor ein wochen umb dri guld bestanden dz wirt xv gulden, bisz uf Samstag nach martini
und hon ouch etwas hoewe und strow uf sie gekouffet. Der Gesandte Ulrich Bock hatte auf die
ursprüngliche Mietsumme von zwölf Gulden noch drei Gulden aufgeschlagen und somit die
Mietdauer der Herberge verlängert.
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tenden Gesandten freihalten sollte. Jene war nur noch wenige Tage für die
Straßburger reserviert.335

Über die Anmietung einer Herberge gibt ein weiterer Bericht des Stadt-
schreibers aus dem Sommer 1417 detailliert Auskunft. Demnach hatte er zwölf
Betten einer Herberge und einen im selbenHaus befindlichen Stall für die Pferde
der Gesandten angemietet und auch Feuerholz bestellt. Vom Rat erbat er be-
züglich der Unterkunft und den angegebenen Mietkonditionen eine Zu- oder
Absage.336

Die Herbergen waren nicht ausschließlich deshalb ein wichtiger Bestandteil
der Organisation von Gesandtschaftsmissionen, weil sie den Gesandten eine
Übernachtungsmöglichkeit boten und ihre Pferde dort untergebracht werden
konnten. Denn darüber hinaus dienten sie der Gesandtschaft als wichtige Aus-
gangsbasis für ihre Missionen. In den Herbergen wurden Nachrichten für sie
abgegeben und entgegengenommen. Auch konnten Verhandlungspartner sie
dort persönlich aufsuchen, sodass mitunter auch Verhandlungen in den
Räumlichkeiten dieser Häuser stattfanden.337

Im Kontext einer Gesandtschaft in den Ort Mollersheim verhandelten
Straßburger Gesandtemit demRat der Stadt, der zu Gesprächen in dieHerberge
der Gesandten kam.338 Aus Konstanz berichtete der Straßburger Stadtschreiber
UlrichMeiger 1418, dass König Sigismund einmal in derNacht vor derHerberge
erschienen war und ein Gespräch zwischen den beiden vor der Unterkunft
stattgefunden hatte.339 Auch in Hagenau erfolgte 1408 ein Gespräch zwischen
Gesandten und dem Landvogt Reinhart von Sickingen in der Herberge der
Straßburger.340 Derartige Treffen in den Unterkünften von Gesandtschaften las-
sen sich noch in mehreren Fällen nachweisen und waren gängige Praxis.341

335 AVES, AA 169, 25: […] und han uch da mit verschr[iben], wie ich mich mit der herberg halten solle, da
wirt mir kein antwurt dz ist schware und bringt mir sorge […] land mich ouch wisszen wie ich mich mit
der herberge und susz halten soelle dan dz zil der herberge uf Samstag uszgat […].

336 AVES, AA 169, 43: Ich han uwer herberg bestanden iii monad mit xii bettstetten und dem stal im husz
und sol unsz holtz geben umb xiiii guld und soellend mir dar umb bisz Samstag ne naht an oder ab sagen,
sagend ir mir an, so gat der monad darnach uber aht tag an. Sagend ir ab, so ist esz nutz.

337 Vgl. hierzu WALTER, Informationen, S. 249–251.
338 AVES, AA 1437, 23: […] das do der rat unde die gemeinde miteinander hute by uns in die herberge sint

gekomen […].
339 AVES, AA 1443, 64 (als Kopie, AVES, AA 169, 57): […] dan der kunig stunt naeht vor des bischoffes

von Rige und unszer herberg, also gedaht ich, ich woelt besehen, ob ich sinesz willen utzit gewar moeht
werden und trat zu im und sprach genaediger her […].

340 RTAVI, Nr. 187, S. 244: und lont úch wissen, das also húte, also die glocke núne wollte slahen, der veste
ritter her Swartz Reinhart von Sickingen der lantfoget zů uns an unsere herberge kam.

341 AVES, AA 168, 54: Ersamen fursichtigen und wissen lieben heren und frunde. Nach unsern fruntlichen
dienst woellendwisszen dz unserHerr vonZoller,Meister Heinrich Bellen uwer pturator und her Cunrat
Lupfe ruf mentag naht vergangen zu unsz in unszer herberg komen […]; AVES, AA 168, 70: […] do
willend wissen, daz der von Schwartzburg selig und der von Nellenburg zuo uns iren botten in unsz
herberge santen […]; AVES,AA163, 7: […] und lont uchwissen daswir uff disen Samestag zuo naht gen
Basel komen sint und habent demmeister und den ammeister gebeten dz su irre frunde ettwie manigen an
den sunnen dage fruege bynander haben welten, wir hetten etwas mit in zuo Reden, als uns empfolhen
were. Also koment su an dem Sunnendage fruege zuo uns in unszer herberge. Do rettent wir mit in von

1. Innerstädtische Voraussetzungen: Akteure und Rahmenbedingungen 83



Damit man die Straßburger Gesandten für diese Treffen und die Nachrich-
tenzustellung schneller ausfindig machen konnte, wurde etwa an einer Kon-
stanzer Herberge im Jahr 1414 an der Außenseite des Gebäudes das stette schilt
der Straßburger angebracht. Dies wurde, genau wie die Unterkunft selbst,
ebenfalls vomRat der Stadt Basel für Straßburg organisiert.342Dieswar sicherlich
kein Verfahren, das bei jeder Straßburger Gesandtschaftsmission angewendet
wurde, doch kam das Anbringen von Wappen an Quartieren durchaus öfter
vor.343 Insbesondere bei Besuchen von Königen und Kaisern in den Städten war
dies der Fall.344Doch durch die Länge des Aufenthaltes beim Konstanzer Konzil
und die zahlreichen anderen Besucher in städtischen Herbergen erleichterte
diese Maßnahme die tägliche Kommunikation für alle Beteiligten.

Dass die problemlose Auffindbarkeit der Gesandten auch negative Begleit-
erscheinungen haben konnte, davon berichtet ein Brief Ulrich Meigers. Der
Stadtschreiber musste seine eigentliche Herberge verlassen und sich in einer
anderen Unterkunft geheim einquartieren, da er von vier Offiziellen des Konzils
gesucht wurde. Diese hatten sich zuvor in seiner Herberge nach ihm erkundigt
und demWirt aufgetragen, keine Straßburger Gesandtenmehr aufzunehmen.345

Auch die Wirte der Herbergen konnten mitunter eine wichtige Funktion für
Gesandtschaften erfüllen, da sie durch die zahlreichen Besucher viele Neuig-
keiten erfuhren und somit für Gesandtschaften als Informanten dienen konn-

unszer heren wegen vonÖsterrich als wir von uch gescheiden sint.RTAVI, Nr. 187, S. 244: […] das also
húte, also die glocke núne wolte slahen, der veste ritter her Reinhart von Sickingen der lantfoget zů uns an
unsere herberge kam.

342 StABas, Politisches A 2 Briefe (Einläufe), Schachtel 1413–1416, 156:Unsern sundern guten frunden
und Eidgen, dem burgermeister und dem Rate zuo Basel. Enbn wir, Johans Mansz der Jung, der meister
und der Rat zu Straszburg unsern fruntlichen gewilligen dienst. Lieben frunde, wir hant wol gesehen, wie
ir uns geschriben und Rockwilrs husz zu Costentz den unsern fur ire herberge bestalt und unser stette
schilt daran geslagen geton habent.

343 SELZER, Überlegungen, S. 261: „So wie auch städtische Gesandte im Spätmittelalter ganz selbst-
verständlich ein Wappen an ihre Herberge anschlagen ließen und auf angemessene Kleidung
achteten, wofür Kölner und Nürnberger Rechnungslegungen von Reisen zu Reichstagen eine
höchst sprechende Quellengattung sind.“

344 Vgl. zurAnbringung vonWappen bei Königsbesuchen SCHENK, Zeremoniell, S. 255,mitAnm. 83.
Schenk verweist zudem auf einen Quellenbeleg von 1474 aus Frankfurt. Der Rat hatte in diesem
Fall beim Besuch des Kaisers für die Kennzeichnung der Herberge gesorgt, vgl hierzu JANSSEN,
S. 305, Nr. 461: Und hatte der rad dem keyser und sinem sone ire wapen fur die herbergen slahen und
daruff c cleiner adelar schilde, die man fur den bestalten herbergen uff slaen laißen und yeder namen, der
darinne ligen solte, daran schreiben laißen. So hatten die frunde davon einen zcedel und ging daz alles
ordenlich zu […].

345 AVES, AA 169, 49 f.: Als ich nu in uwersz wirtesz Hansen Zapfen husz kame do seit er mir, dz fier von
dem Concilio uf suntag naehst vergangen in sin husz komen weren und hetten nach der stett von
Stroszburg erbern botten gefraget. Do seit er in, dasz si hin wege weren, do antwurten si und sprachen, si
westen eszwol aber er soelte keinen vonStroszburgme halten.Undewere vonStroszburg keme, dasz soelte
er in verkunden. Und alsz er mir dz seit, do kam Jo[hannes] Magistri zu gan in den hof, also warnet mich
der wirt und meinet, soelte mir dehein schmacheit oder schade in sinen husz zu gefueget werden, dz were
im leit, dz ich furmich selber lueget. Also reit ichwider usz der stat bisz uf den naht imbisz, do gieng ich zu
fuosz in desz Latzembokes herberg und lies die pfert von der stat in einesz heimlichenwirtes husz ston […]
wer mich sucht der vindet mich zu dem blanken satel nach bi sant Paulus in desz Latzenbokes herberg.
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ten.346 Der Stadtschreiber Meiger verabredete beispielsweise mit dem Wirt der
Herberge der Straßburger in Konstanz, dass dieser ihn in seiner Abwesenheit bei
wichtigen Neuigkeiten kontaktieren sollte.347 In einer Herberge in Neuenburg
informierte eine Wirtin die Straßburger Gesandten über einen Vorfall vom
Vortag. Der Straßburger Bischof Wilhelm von Diest hatte nämlich dort über-
nachtet und während seines Aufenthaltes einen Brief der Straßburger erhalten,
über den er sich offenbar lautstark aufgeregt und unchristliche Schimpfwörter
von sich gegeben hatte.348

Die Unterbringung der Gesandten war ein wichtiger Bestandteil für die er-
folgreiche Durchführung von Gesandtschaftsmissionen, weshalb diesem orga-
nisatorischen Aspekt mitunter viel Aufmerksamkeit geschenkt werden musste.
Am Beispiel des Konstanzer Konzils konnte gezeigt werden, dass bereits im
Vorfeld der Gesandtschaftsreisen die Organisation einer Herberge notwendig
war. Dabei konnte Straßburg auf die Hilfe der Stadt Basel zurückgreifen, die
beim Rat der Stadt Konstanz eine Unterkunft organisierte, da letztgenannter die
Verteilung der Herbergen vor Beginn des Konzils offenbar koordinierte. Die
Kennzeichnung der Herberge, die auf den Aufenthaltsort der Straßburger hin-
weisen sollte, hebt zudem die Bedeutung der Herberge für Gesandtschaften
hervor. Auch während des Konstanzer Konzils mussten jedoch immer wieder
Maßnahmen ergriffen werden, um die Unterbringung der Gesandten zu ga-
rantieren. In den hier geschilderten Fällen wurde die Anmietung vonHerbergen
in Konstanz durch Gesandte an den Rat der Stadt oder den Ammeister kom-
muniziert. Im Bedarfsfall versuchte man sich abzusprechen, die wesentlichen
Faktoren waren dabei die Kosten und Kapazitäten. Diese wurden in den Briefen
immerwieder thematisiert und variierten in Konstanz abhängig von Ereignissen
oder anwesenden Persönlichkeiten.

1.3.5 Geschenke

Für Geschenke/Schenkungen sind unterschiedliche Verordnungen überliefert.349

Wollte ein Gesandter etwas verschenken, um jemandem etwa eine besondere
Ehre zu erweisen, so hatte er die Kosten dafür selbst zu tragen. Es war ihm unter

346 Zu derartigen Funktionen von Wirten und Wirtshäusern beziehungsweise Herbergen vgl.
WALTER, Informationen, S. 249–251.

347 AVES, AA 1443, 64 (als Kopie AVES, AA 169, 57): […] so han ich mit unsern wirt bestelt, wurde sich
die sachen hie andern dz er esz mir dan heimen gen Holtzgerungen verschribet […].

348 AVES,AA1430, 7v:Gestern zu naht legent wir zuNuwenburg undwas der vonDiest und der Lantvogt
die vörder naht ouch do gelegen und seite unser wirtin, daz gestern morgen, do dem von Diest der
tuomherren und unser brief wurde, do lese man die briefe in irer stuben und do der von Diest die briefe
gehorte, do wurder er der zornigste man und swuere die übelsten unkristenlichen swüre die ie kein man
gehorte […]. Zum Begriff „schwören“ im Sinne von „fluchen“ vgl. HOLENSTEIN, Huldigung, S. 49,
mit weiterer Literatur.

349 In diesem Abschnitt wird lediglich auf die von der Stadt durch Ordnungen intendierten Prak-
tiken eingegangen. Zur Bedeutung von Geschenken in der städtischen Diplomatie und zu
Fragen der symbolischen Kommunikation in diesem Zusammenhang vgl. die entsprechenden
Ausführungen in Kapitel IV (2.2).
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Eid verboten, in Ammeisterstuben anderer Städte oder an anderen Orten Ge-
schenke auf Kosten der Stadt zu machen.350 Wurden die Gesandten auf ihren
Missionen von anderen Straßburger Bürgern begleitet, durften sie diesen auf
Kosten der Stadt eineMahlzeit bezahlen. Hingegen sollten Futter, Heu und Stroh
für Pferde der Mitreisenden nicht übernommen werden.351 Indirekt erfährt man
aus einer Verordnung zum Schenkgeld, dass Auswärtige diese Abgabemitunter
in Straßburg zu zahlen hatten, Straßburger Gesandtschaften hingegen Schenk-
geld in den Städten Speyer, Worms und Mainz nicht zahlen mussten, demnach
kostenlos mit Wein bewirtet wurden.352 Grundsätzlich durfte städtisches Gut in
Straßburg nicht verliehen oder vergeben werden. Allerdings wurde eine Aus-
nahme gemacht: Der Neuner Ausschuss hatte die Erlaubnis, dies unter Vorsitz
des Ammeisters zu tun, um – bei entsprechendem Nutzen für die Stadt – für
städtische Angelegenheiten zu werben.353 Vereinzelt lassen sich Belege für von
der Stadt angeworbene Pfeiffer ausfindig machen, welche die Gesandtschaften
begleiteten. Diese hatten vorrangig einen repräsentativen Charakter und waren
wahrscheinlich bei Festlichkeiten anwesend.354

1.3.6 Richtlinien für die Berichterstattung

Die Berichterstattung der städtischen Gesandten, welche von einem Ammeister
ausgesandt werden sollten, hatte nach der Rückkehr vor dem Ammeister, dem
Stettmeister unddemRat zu erfolgen, so ebenfalls festgelegt in der Stadtordnung
von 1405.355 Dass diesbezüglich eine Regelung vorliegt, illustriert die der Be-
richtspflicht durch den Stadtrat beigemessene Bedeutung. Zudem lässt die Re-
gelung vermuten, dass es in der Vergangenheit Schwierigkeiten gegeben hatte,
weshalb sich der Rat bei der Neuordnung der Verfassung für einen derartigen
Passus entschied. Als problematisch stellten sich offenbar häufig vorkommende
Verzögerungen in der Berichterstattung der Gesandten heraus, durch die der
Stadt Kosten und Unannehmlichkeiten entstanden waren. Die neue Regelung
hielt die Gesandten folglich dazu an, spätestens vier Tage nach ihrer Rückkehr

350 EHEBERG, Nr. 10, Art. 29, S. 18 f.:Es sol ouch der seckeler noch der andern botten deheinre von unser stette
gelte yme selber noch nieman anders, wer der ist, deheinre hande dinge kouffen […] noch deheine letze uff
deheins ammanmeisters stube noch niergen anderswo lossen noch geben by iren eyden.Woltent aber unser
botten ützit kouffen, domitte sie die lüte erenwoltend, oder hinweg schenken oder soliche letzen lossen alhie
in der stat, das süllent sie von ireme eigenen gelte tůn und nit usz der stette gelte.

351 EHEBERG, Nr. 10, Art. 29 und Art. 31, S. 18 f.
352 EHEBERG, Nr. 10, Art. 116, S. 36.
353 EHEBERG, Nr. 10, Art. 25, S. 16: […] uszgenommen were es, daz die nüne, die über den krieg gesetzet sint,

beduhte, dz man iemanne ützit lihen oder geben sollte sachen zuo werbende, daz unser stette nutze und
guotwere, des soellent sie maht und gewalt haben und sol man das besondere im ammanmeister getruwen.

354 Zu ähnlichen Zwecken unterhielt Straßburg im Gefolge während des Italienzuges König Ru-
prechts ebenfalls Pfeiffer, vgl. hierzu RTAV,Nr. 204, S. 265, Z. 9–13 und LIENING, Honneur, S. 255.
Vgl. für Nürnberg zu Beginn des 16. Jahrhunderts SEYBOTH, Gesandte, S. 298. Allgemein zur
Bedeutung von Pfeiffern MERSIOWSKY, Wege, S. 20.

355 Vgl. hierzu und im Folgenden EHEBERG, Nr. 10, Art. 209, S. 59.
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Bericht zu erstatten.356 Denkt man an die Ausführungen im vorangegangenen
Kapitel zur Beteiligungder einzelnenGruppen,GremienundÄmter, so ist dieser
Abschnitt der Stadtverordnung aus folgenden Gründen interessant: Zum einen
sagt er aus, dass der Ammeister für die Entsendung von Gesandtschaften vor-
gesehen war, und zum anderen bestand die Absicht, die Gesandten zu einem
Bericht vor dem Stadtrat und den wichtigsten Straßburger Amtsträgern zu
verpflichten. Dass dies in der Praxis durchaus unterschiedlich gehandhabt
wurde, konnte bereits im vorherigen Kapitel gezeigt werden.

2. Akteure in der Außenpolitik: Straßburger Boten, Gesandte
und Stadtschreiber

2.1 Straßburger Boten und Nachrichtenübermittlung

Das städtische Botenwesen im späten Mittelalter ist bereits eingehend erforscht
worden.357 Die Relevanz der Boten für die städtische Außenpolitik wurde dabei
eindrücklich herausgestellt. Entweder erledigten festangestellte Boten der Städte
den Briefverkehr oder es handelte sich um Boten, die temporär und nur bei
Bedarf für einzelne Botengänge angeworben wurden. Städtische Boten waren
jedoch weitaus mehr, als nur Briefträger, die Nachrichten in schriftlicher und
mündlicher Form vom Absender zum Adressaten brachten. So wurden sie bei-
spielsweise auch als Späher oder für Finanztransaktionen der Städte einge-
setzt.358 Im oberdeutschen Raum existierten spätestens seit dem ausgehenden
14. Jahrhundert organisierte zwischenstädtische Nachrichtensysteme. Mit so-
genannten Botenstafetten – bei denen mehrere Boten dieselbe Nachricht jeweils
nur über eine Teilstrecke transportierten – und festgelegten Systemen für die
Verteilung vonNachrichten wurde deren Übermittlung effektiviert. Beispielhaft
kann dies anhand eines Straßburger Gesandtenberichts aus dem Jahr 1417 ge-
zeigt werden. Der Gesandte beschrieb in seinem Brief eine geplante Nachrich-
tenkette. Er gab genau an, wie sich unterschiedliche Städte nacheinander über
eine anstehendeVersammlung informieren sollten.359Die Entstehung dieser und
ähnlicher Maßnahmen ist höchstwahrscheinlich auch auf die Zeit der ober-

356 EHEBERG, Nr. 10, Art. 209, S. 59: […] wenne solich verzoge erber botschafft zuo verhörende, so sü von
tagen komen sind, zu wilen grohsen bresten kumber und kosten kommen ist, und man dicke dodurch
anderweile botten zuo tagen schicken muss, daz wol zuom ersten mal versehen were worden; dodurch der
stette gross kumber und kosten uferstet. Zur Bedeutung der Berichterstattung für den Straßburger
Rat vgl. auch LIENING, Interessenvertretung, S. 196–202.

357 Vgl. hierzu die Angaben im Kapitel I (2.).
358 Vgl. hierzu umfassend HÜBNER, Im Dienste der Stadt.
359 AVES,AA166, 14: und sigen uberkomen eines tages zu Constentz zu sint […] undwollent die vonUlme

iren frunden den schwaebischen Stetten den vonNuerenmberg und vonAugspurg verkunden, so soellend
ir den tag den von Basel verschriben und den von Spir und dasz die selben von Spier ir erbern botten ouch
dar senden und dasz sie den tag den von Wormsz, Mentz und Frankenfurt ouch verkunden […]. Mit
ähnlichen Beispielen bereits JÖRG, Kontakte, S. 83 f. sowie HÜBNER, Im Dienste der Stadt, S. 185–
189.
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deutschen Städtebünde des 13. und 14. Jahrhunderts zurückzuführen. Der er-
höhte Nachrichtenverkehr jener Zeit sorgte für Innovationen im Nachrichten-
wesen.360

Zum Botenwesen Straßburgs sind ebenfalls Forschungsarbeiten vorgelegt wor-
den. Die Stadt organisierte das Botenwesen spätestens seit 1332. Im Stadtrecht
desselben Jahres finden sich geschworene Boten, die für Straßburg tätig waren.
Für den vorliegendenUntersuchungszeitraum ist ebenfalls bereits bekannt, dass
Straßburg in der Stadtordnung von 1405 Veränderungen im Bereich des Boten-
wesens vornahm. Die Anzahl wurde von vormals zwei auf nun vier geschwo-
rene Boten erhöht. Zudem gab es ebenfalls die sogenannten zubotten in Straß-
burg, die lediglich für einzelne Botengänge entlohnt wurden.361 Das Boten- und
Nachrichtenwesen ist demnach bereits auch für Straßburg eingehend erforscht
worden. Darüber hinaus sind Informationen über diese Personengruppe in der
Überlieferung zu Beginn des 15. Jahrhunderts verhältnismäßig selten zu finden.
Zumeist werden die Boten der Stadt lediglich in den Gesandtenberichten er-
wähnt. ImFolgendenwird daher nur schlaglichtartig auf die Boten der Stadt und
auf ihre Tätigkeit als Nachrichtenübermittler anhand einiger Beispiele einge-
gangen werden können.

Der Empfang und die Versendung von Nachrichten wurden zum Teil unter der
Nennung des Namens des jeweiligen Boten kommuniziert. Im August 1416
bestätigte ein Straßburger Gesandter den Erhalt von Geld und Briefen. Der Bote
Irnin hatte beides zu ihm nach Lüttich gebracht.362 Im Jahr 1417 berichtete eine
Straßburger Gesandtschaftsdelegation vom Boten Genne, der einen Brief zuge-
stellt hatte.363 Der Gesandte Hug Drizehen bezog sich in einem Bericht von 1418
auf einen von ihm selbst verschickten Brief, den Straßburg schon einige Zeit
zuvor erhalten haben musste. Damit man in Straßburg in Erfahrung bringen
konnte, auf welchen Brief er sich dabei bezog, gab er zudem den Namen des

360 Vgl. zu derartigen Maßnahmen in der Nachrichtenübermittlung etwa JÖRG, Kontakte, hier 84 f.
Christian Jörg wies in diesem Beitrag bereits auf die Rolle Straßburgs als wichtiges Nachrich-
tenzentrum hin. Dass auch Straßburg bereits zu Beginn des 15. Jahrhunderts über sehr gute
Möglichkeiten der Nachrichtenübermittlung verfügte, habe ich beispielhaft anhand der Straß-
burger Beteiligung am Romzug König Ruprechts im Jahr 1401/02 analysiert, vgl. hierzu LIENING,
Interessenvertretung, S. 196–199. Weitere Ausführungen zur Nachrichtenübermittlung Straß-
burgs zu Beginn des 15. Jahrhunderts bei LIENING, Überlegungen, S. 132–138. Ausführlich zu
diesem Themenkomplex für die Städte Bern, Straßburg und Basel zur Zeit der Burgunderkriege
1468–1477 vgl. WALTER, Informationen, S. 213–243.

361 Vgl. hierzu bereits GACHOT, Louffende Botten; HEIMANN, Brievedregher, S. 263–265; HÜBNER, Im
Dienste der Stadt, S. 18–20; WALTER, Informationen, S. 215–217; LIENING, Überlegungen, S. 133f.
Zu den genannten Regelungen in der Neuordnung der Stadtverfassung von 1405 vgl. EHEBERG,
Nr. 6 und Nr. 9 sowie Nr. 10, Art. 165 und Art. 166.

362 AVES, AA 168, 31: […] wissent daz Irnin an Sant Johans dag gen Lüttich zuomir komen ist und het mir
daz gelt und der stat brief geantwurt […].

363 AVES, AA 168, 50: […] woellend wissen, dasz wir uf hut fritag uwern brief den ir uns bi Genne uwern
botten gesant habend vor dem morgen Imbisz enpfangen und verstanden haben.
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Boten an: Contzen Grempen hatte den Brief für den Gesandten zugestellt.364 Die
Nennung des Namens erleichterte somit den Kommunikationsvorgang, wenn
man sich auf erhaltene oder verschickte Briefe bezog.365 Zudem wurde häufig
auch das Datum und die Tageszeit des ankommenden oder abgehenden Boten
angegeben. Als eine Gesandtschaft im Kontext des Thronwechsels 1400 einen
Boten nach Straßburg schickte, gab man neben dem genauen Ort auch das
Datum der Entsendung des Boten an. Die zusätzliche Information wurde des-
halb vermerkt, da der Brief erst einige Zeit nach dem angegebenen Abfas-
sungsdatum abgeschickt wurde.366 Dies konnte unter anderem den Zweck er-
füllen, die Geschwindigkeit der Boten zu ermitteln und denNachrichtenverkehr
zu optimieren.367 Erkennbar ist auch, dass die Gesandten die Boten nach ihrer
Ankunft am Verhandlungsort nicht zwangsläufig sofort nach Straßburg zu-
rückschickten, sondern länger bei sich am Verhandlungsort warten ließen.
Mehrfach finden sich in ihren Briefen Schilderungen und Begründungen zu
dieser Vorgehensweise. Daraus lässt sich schlussfolgern, dass es sich hierbei
jedoch nicht um den Regelfall handelte. Boten reisten vermutlich nach der
Übergabe ihrerNachrichtenmeistwieder zurück nach Straßburg oder erledigten
weitere Aufträge. Einen solchen Ausnahmefall schilderte der Gesandte und
Altammeister Hug Drizehen, der den Boten Zwebelin eine Zeit lang von der
Weiterreise abhielt. Der Gesandte wartete nämlich auf die Ankunft des Stadt-
schreibers Ulrich Meiger. Von diesem erhoffte er sich Neuigkeiten, die er dem
Stadtrat ebenfalls durch jenen Boten überbringen lassen wollte.368Die Erklärung
des Gesandten war sicherlich auch im Sinne des Boten, da sich seine verspätete
Rückkehr mit dem Vorgehen des Gesandten begründen ließ.369

In einem weiteren Fall wurde eine ähnliche Maßnahme ergriffen. Im Jahr
1400 gab eine Gesandtschaft dem Boten Thoman den Auftrag, den Boten Lau-
welin ausfindig zu machen. Letzterer befand sich gerade auf einem Botengang
für die Stadt. Thoman sollte Lauwelin nach Oppenheim bringen, wo sich die

364 AVES, AA 168, 70: […] als ich uch das vor geschr habe mit Conzen Grempen uwern botten […].
365 Für derartige Kommunikationsvorgänge vgl. exemplarisch ebenso die folgenden Quellenbele-

ge:AVES,AA169, 6: […] nit meweisz ich uch yetz zu verschr[iben] dan ich uch bi Pilgrimuwerm loeffer
uf gester alle maer verschr[iben] han […]; AVES, AA 169, 15:woellent wissen, dasz Bertholt uwer botte
mir einen brief geantwurt hat, den ir her Jacob Manse und mir hand getun schr[iben], dar ynne under
anderm begriffen ist, daz […];AVES,AA169, 27: also kamuwer bot, derWild, myt enen brieff den er dem
selbenmynen hern herUolrichen geantwurtet haben sold, also brach ich den brieff uff; AVES,AA169, 30:
[…] und wissen lieben heren als Beinheim uwer botte kame uf fritag […].

366 RTA IV, Nr. 167, S. 192:Geben uff den Moen by dem zoll zu Hoechste uff dem wasser an der mitwochen
vor Symonis et Jude anno domini 1400. Doch wart der botte erst von uns gevertiget uf Symonis et Jude
fruege.

367 Vgl. zu diesem Aspekt mit weiteren Beispielen LIENING, Überlegungen, S. 138; LIENING, Interes-
senvertretung, S. 197.

368 AVES,AA168, 68:Ouch habe ichZwebelin denBotten tůnwarten obemeisterUlrich komenwere daz ich
uch moehte haben lossen wissen wj es in der sachen gestanden were, denne unser sache stat von gotz
gnoden zu male wol.

369 Vgl. zu dieser Vorgehensweise ebenso das folgende Beispiel, AVES, AA 168, 64: […] und laus uch
wissen, dasz wir Wilden bi uns behapt haben bisz uf diese zit […] und dar uf haben wir Beinheim bi uns
behapt bi dem selben ich uch aber dar nach mein zu verschr, wie sich die sachen machen werden […].
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Gesandtschaft aufhielt. Die Gesandten verfolgten damit das Ziel, Einsicht in
bestimmte Antwortbriefe von Dritten an den Straßburger Rat zu erhalten, wel-
che eben jener Lauwelin nach Straßburg bringen sollte. Der Bote Thoman fand
Lauwelin und die Gesandten erhielten Einblick in die gewünschten Briefe. An-
schließend schickte man Lauwelin zurück nach Straßburg, wo er die Schreiben
dem Rat übergab.370 Dieses Beispiel ist aus unterschiedlichen Gründen auf-
schlussreich. Zum einen zeigt sich daran, mit welchen Mitteln die Gesandten es
schafften, möglichst schnell an relevante Informationen zu gelangen. Dabei ist
besonders auffällig, dass die Gesandten über den Auftrag des Boten Lauwelin
sowie über dessen Aufenthaltsort oder seine Reiseroute informiert waren. Denn
ohne diese Informationen hätte der Bote Thoman diesen überhaupt nicht aus-
findig machen können. Es handelt sich in diesem Fall um einen ungeplanten
Nachrichtenverkehr, da der Bote Lauwelin spontan durch das Erscheinen des
anderen Boten seine Route änderte und nicht direkt nach Straßburg zurück-
kehrte. Entwederwaren dieNachrichten des Boten für die Gesandten sowichtig,
dass eine derartigeMaßnahme ergriffenwurde oder derAufwand, der in diesem
Fall betrieben wurde, war im Vergleich zu alternativen Möglichkeiten verhält-
nismäßig gering. Vermutlichwar es tatsächlich einfacher, den Boten abzufangen,
als sich die Informationen aus den Briefen imNachhinein durch den Straßburger
Rat zustellen zu lassen.

Dass die Gesandten ihr Vorgehen nach Straßburg kommunizierten, hängt
sicherlich zum einen damit zusammen, dass der Bote später als geplant in
Straßburg eintraf. Zudem wollte man den Rat darüber in Kenntnis setzen, dass
man nun bereits über jene Neuigkeiten in den Briefen informiert war. Darüber
hinaus hatte man die Siegel der Briefe aufgebrochen. Die geöffneten Briefe
wurden nun wiederum mit dem eigenen Brief nach Straßburg weitergeleitet.
Wahrscheinlich schilderte man den Vorgang in dieser Ausführlichkeit, damit
man in Straßburg keine Bedenken habenmusste, dass die Briefe von unbefugten
Dritten geöffnet und gelesen worden waren. Dass jene Briefverschlussiegel im
Nachrichtenverkehr eine Sicherungfunktion hatten, kann anweiteren Beispielen
gezeigt werden.

SchriftlicheNachrichten hatten gegenübermündlicher Berichterstattungden
Nachteil, dass sie von Dritten prinzipiell gelesen werden konnten.371 Um dem
Empfänger derNachricht zu garantieren, dass keinUnbefugter den Brief gelesen
hatte, versiegelteman die Briefe. Zusätzlich zur Versiegelungwurde häufig auch

370 RTA IV, Nr. 166, S. 190: […] wir dotent auch zů Utenheim Thoman den bottel louffen gegen Lauwelin
uwerme botten. Und wer es daz er by in keme, so sollte er ini heissen zů uns kommen, durch daz wir
empfúnden,was úch geantwurtetwúrde von den sachen darumbe er hinabegeschicket wart, daswir uns in
allen sachen deste baß wustent darnoch ze rihtende. also vant Thoman Lauwelin, und koment bede zů
Oppenheim zůuns, und brohte Lauwelin zwene briefe. die brochentwir uff und úberlosent sie und sendent
sie úch in diseme briefe verslossen. Darnoch rihtent wir uns ouch.

371 Vgl. zu dieser Problematik der Geheimhaltung und den diesbezüglichen Maßnahmen Nürn-
berger Gesandter SEYBOTH, Gesandte, S. 303 f. Demnach nutzten die Nürnberger Gesandten
Tarnbegriffe in ihren Schreiben oder schickten mehrere Exemplare der gleichen Nachricht mit
unterschiedlichen Boten nach Nürnberg, um ein möglichst hohes Maß an Geheimhaltung zu
garantieren.
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im Text selbst auf das Siegel hingewiesen, damit sich der Empfänger davon
überzeugen konnte, dass er das richtige Siegel aufgebrochen hatte und es nicht
etwa durch ein anderes ersetzt worden war.372 Die Versiegelungen konnten
letztendlich nur verhindern, dass ein Unbefugter die Nachricht unbemerkt lesen
konnte. Wurde ein Bote allerdings überfallen und seiner Briefe beraubt, so
konnte auch die beste Versiegelung den Inhalt der Nachrichten nicht mehr
schützen.373 Auf diese Art der Briefversiegelung durch Gesandte hat zuletzt
Michael Jucker hingewiesen.374 Auch der Gesandte Wilhelm Metziger nutzte in
einem Brief, den er von einer Mission im Kontext des Marbacher Bundes an den
Rat seiner Heimatstadt schickte, diese Sicherheitsmaßnahme. Dort heißt es: […]
besiegelt mit Schylis von der Matten uwers dieners ingesiegel gebresten halb des minen
[…].375 Hier vermerkte der Gesandte zusätzlich zu der Information, dass es sich
um das Siegel einer anderen Person – seines Dieners – handelte, dass dies auf-
grund momentan mangelnder Verfügbarkeit seines eigenen Siegels geschehe.376

Ein weiterer Grund für die Versiegelung der Briefe liegt möglicherweise zu-
sätzlich in der Absicht, die Authentizität von Verfasser und Nachricht festzu-
stellen.377 Hierfür hätte es sicherlich nicht einer derartig aufwendigen Versiege-
lungstechnik bedurft, da ein einfaches Zeichen oder eine spezielle Unterschrift,
welche dem Adressaten bekannt war, ausgereicht hätte. Dennoch konnte auch
die oben beschriebene Art der Versiegelung diesen Zweck erfüllen.

In einemweiteren Fall öffneten die Straßburger Gesandten Reinbolt Huffelin
und Wilhelm Metziger einen Brief, der eigentlich an den Stadtrat gerichtet war.
Dieser Brief wurde ihnen zur Weiterleitung während einer Mission übergeben.
Nachdem sie ihn selbst gelesen hatten, legten sie diesen dem eigenen Gesandt-
schaftsbericht bei und schickten alles zusammen nach Straßburg: und hette der
bott ein beschlossen brief, den wir úch in disem brieff sendend. und habend in darumme
uffgebrochen, ob wir út darin funden hettend, daz wir uns dester baß darnach gerichten
kondend.378

Ähnlich wie im oben genannten Fall brachen die Gesandten das Siegel des
Briefes auf, um die Nachricht lesen zu können. Davon erhofften sie sich wichtige

372 Vgl. allgemein zu dieser Form der Briefversiegelung MAUÉ, Briefe; MAUÉ, Siegel.
373 Dass dies durchaus vorkommen konnte, zeigt ein Brief des Mainzer Erzbischofs Johann II. an

Markgraf Bernhard von Baden im Januar 1406, in dem er von einer durch König Ruprecht
veranlasstenGefangennahme eines Boten berichtet: RTAVI, Nr. 21, S. 51: ouch, lieber oehem, laßen
wir uwer liebe wißen, daz unser herre der kunig Hans Judenhuet gefangen hat. Und hat den gefuert gen
Heydelberg uf boeseittúrne. Und versehen uns wol, daz er tot si oder nit lange lebe. Und hat im ouch alle
briefe, die er von Franckenrich oder sust gehabt hat, genomen und ufgebrochen.Ähnliche Beispiele zum
Preußischen Bund finden sich bei SELZER, Professionalisierung, S. 132.

374 JUCKER, Geheimnis, S. 85.
375 RTAVI, Nr. 4, S. 19.
376 Ähnliche Beispiele finden sich auch von anderen Straßburger Gesandten: RTAVI, Nr. 67, S. 98:

[…] besiegelt mit min Reimbolt Huffelins ritters ingesiegel von unser aller wegen […];RTAVI, Nr. 100,
S. 145: […] besiegelt mit her Reinbolt Huffelins ingesigel […];UB VI, Nr. 921, S. 548: […] besigelt mit
Hans Bockes ingesiegel […].

377 Vgl. hierzu GROEBNER, Schein, S. 113f.: Valentin Groebner weist etwa auf diese Funktion der
Beglaubigungszeichen bei Geleit- und Empfehlungsbriefen hin.

378 RTAVI, Nr. 142, S. 193.
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und für ihre weitere diplomatische Arbeit nützliche Informationen. An dem hier
geschilderten Verhalten der Gesandten wird auch deutlich, über welche Befug-
nisse sie imNachrichtenverkehr verfügten. Nachdemnämlich dieGesandten die
Nachricht gelesen hatten, schalteten sie sogar den ebenfalls vor Ort anwesenden
Markgrafen Bernhard von Baden ein. Sie ließen ihn vom Inhalt der Nachricht
wissen, um sich dann mit ihm darüber beraten zu können: und habend och den-
selben brief unsern heren den margkraufen lausend hoernd und sin raut gefragt.379

Dass die beiden Gesandten einen an die Stadt adressierten Brief vor der
Weiterleitung nach Straßburg ohne Rücksprache öffneten und darüber hinaus
eine weitere Person über den Inhalt informierten, zeugt sowohl von der sozialen
Stellung als auch den Handlungsbefugnissen dieser Gesandten. Über derartige
Freiheiten, welche ihnen ein solches Verhalten ermöglichte, waren sich die Ge-
sandten offensichtlich bewusst. Auchmussten sie in einem solchen Fall über eine
gewisse Entscheidungskompetenz verfügen, die es ihnen ermöglichte, den In-
formationsgehalt einer Nachricht zu prüfen und zugleich zu beurteilen, inwie-
fern diese Informationen zur Weitergabe an Dritte geeignet waren.

Ebenso zeugt ein Bericht des Gesandten Wilhelm Metziger Ende 1405 von
den Befugnissen der Gesandten im Nachrichtenverkehr. Metziger informierte
den Rat der Stadt Straßburg über einen vomKönig erhaltenen Brief. Diesen hatte
Metziger nach Straßburg über einen Boten weitergeleitet, sich jedoch zuvor eine
Abschrift des Schreibens angefertigt.380 Der Gesandte tat dies nach eigenen An-
gaben, um bei den anstehenden Beratungen mit den Marbacher Verbündeten
über den Inhalt des Schreibens sprechen zu können: […] wenne die erber botschaft
die herren und ouchwir anderwerbe zu ͦsammene kument, dazwir danne deste eigenlicher
von den sachen gereden kúnnen.381

Dieses Vorgehen ähnelt dem Verhalten im zuvor beschriebenen Fall sehr
stark. Der Gesandte fertigte eigenverantwortlich eine Kopie eines königlichen
Schreibens an, um sich auf dieser Grundlage mit den Verbündeten zu beraten.
Dass auch in diesem Fall aufgrund der Entscheidung eines städtischen Ge-
sandten weitere Personen von den Inhalten einer Nachricht an die Stadt Straß-
burg in Kenntnis gesetzt wurden, ist abermals ein Indiz für die Entscheidungs-
kompetenzen sowie Freiheiten der städtischen Gesandten.

Es bleibt allerdings fraglich, warum nur einige, aber längst nicht alle Briefe
mit dieser Technik versiegelt wurden. Möglicherweise war dies vom jeweiligen
Inhalt der Nachrichten abhängig. Demnach wäre es plausibel, dass nur dieje-
nigen Briefe versiegelt wurden, deren Inhalte von besondererWichtigkeit waren
und somit durch besondere Vorkehrungen gesichert werden mussten. Auf der
anderen Seite könnte die nur teilweise stattgefundene Versiegelung der Briefe
auch einen ganz einfachen Grund haben. Es ist durchaus möglich, dass einige
Gesandtenberichte gar nicht über Boten nach Straßburg geschickt, sondern von
den Gesandten selbst nach Straßburg gebracht wurden. Dies scheint in solchen

379 RTAVI, Nr. 142, S. 193.
380 RTAVI, Nr. 4, S. 19: ouch wißent, daz ich unsers herren des kúniges brief, den úch Swebelin bringet, ein

abgeschrift by mir behept habe […].
381 RTAVI, Nr. 4, S. 19.
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Momenten naheliegend, in denen ein Bericht abgefasst wurde, jedoch die Ab-
reise der Gesandten schon kurz bevorstand. Die Berichte wären in diesem Fall
persönlich mitgebracht und vor Ort ausgehändigt worden.

Ein weiterer Grund für die Versiegelung der Briefe könnten die jeweiligen
Nachrichtenübermittler selbst gewesen sein. Zwar verfügte Straßburg über die
bereits erwähnten eigenen Boten, doch kam es durchaus vor, dass die Gesandten
der Stadt die Boten anderer Städte oder Herrscher für die eigene Nachrichten-
übermittlung nutzten.382 Dies war vermutlich in solchen Situationen der Fall, in
denen die Gesandten besonders viele Nachrichten an verschiedene Orte zu
schicken hatten oder die Dringlichkeit der Nachricht im Vordergrund stand und
kein eigener Bote verfügbar war. Einige Beispiele zeigen, unter welchen Um-
ständen und zu welchen Bedingungen andere Boten im Verlauf von Gesandt-
schaftsmissionen für die Gesandten Nachrichten übermittelten.

Der Straßburger Stadtschreiber Ulrich Meiger konnte zum Beispiel einen
fremden Boten davon überzeugen, seine Route zu ändern und einen Brief nach
Straßburg zu bringen. Dafür hatte er ihm eine entsprechende Entlohnung ver-
sprochen, die er in Straßburg nach der Übergabe des Briefes erhalten sollte.383 In
einem anderen Gesandtenbrief findet sich eine Schilderung über einen fremden
Boten, der seine Weiterreise um einen Tag hinauszögerte, damit er noch eine
Nachricht mit nach Straßburg nehmen konnte. Dafür wurde ihm ebenfalls eine
gesonderte Bezahlung versprochen.384

Die städtischen Gesandten vertrauten jedoch – trotz der Möglichkeit, eine
Versiegelung zu nutzen – längst nicht alle Nachrichten fremden Boten an. Der
Stadtschreiber Ulrich Meiger beschwerte sich 1416 bei der Stadt darüber, dass
man ihm nicht genügend Boten schicke. Damit er Straßburg in wichtigen An-
gelegenheiten informieren könne, brauche er die eigenen Boten der Stadt, da er
Nachrichten mit einer gewissen Tragweite nicht den Boten anderer Leute über-
lassen wolle.385Diese Nachricht hatte er gezwungenermaßenmit einem fremden
Boten überbringen lassen. Straßburg sollte diesemnach derÜbergabe des Briefes
einen Lohn für seinen Dienst auszahlen, den Meiger mit dem Boten zuvor ver-
abredet hatte.386

382 Vgl. hierzu den bereits erwähnten Bericht desWilhelmMetziger vom 3. Dezember 1405, in dem
er sich auf eine frühere Nachricht an den Straßburger Rat bezieht. Diese wurde offenbar über
einen anderen Boten zugestellt. RTA VI, Nr. 4, S. 19: […] als wir úch mit juncher Ludewiges von
Liehtemberg louffer vor verschrieben hant […].

383 AVES, AA 1443, 11v-12: […] dieser botte wollte gen Solotern riten, so han ich im verhaissen, ir soellent
yme ein schenk tuon, daz er uch disen brief bringe.

384 AVES, AA 1443, 44: […] wie wol dieser bot susz hin ab woelt, so han ich im doch ein schenke verhaissen,
dz er min hat einen tag gewartet hat.

385 AVES, AA 169, 25: […] woellend wisszen, dz mich zu mol ubel belanget und wundert, war umb ir mir
keinen botten schiken, dan ich uch wol etwiedik etwas wisszen liessz, dasz mich bedunket, dz eines bottes
loneszwert were. So irmir dan nutz embietent so getar ich uch ouch nit vil botten gewunen, dan ich besorg
dz esz uch beture, so sint ouch die sachen also gelegen, dz ich uch kein ernstlich sache bi ander lut botten
enbieten oder sendenwil […]; vgl. ebensoAVES,AA 169, 10: […] dar umb schrib ich uch uf das kurzest
die wil ich nit aigener botten han […].

386 AVES, AA 169, 25: […] ich hen disem botten verheissen zwen gulden, die wellent im geben […].
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Einige Straßburger Boten tauchen häufiger in der Überlieferung auf. Der bereits
erwähnteContzenGrempen findet sich nicht nur in einemGesandtenbericht von
1418, sondern auch noch zwei Jahre später im Dienste der Stadt.387 Vermutlich
gehörte er zu den oben erwähnten geschworenen Boten Straßburgs. Zumindest
lässt sich eine gewisse personelle Kontinuität unter den städtischen Boten an
diesem Beispiel festmachen. Eine ähnliche Beständigkeit ist in mehreren Fällen
nachweisbar, so etwa bei zwei Boten, die in den Briefen der Gesandten Be-
ingwant und Wild genannt wurden. Beingwant überbrachte sowohl 1416 als
auch 1420 Nachrichten zwischen Stadt und Gesandten.388 Der Bote Wild ist in
insgesamt drei Gesandtenberichten von 1416 und 1418 in dieser Funktion er-
wähnt.389 Ebenfalls mehrfach nachweisbar ist ein Bote mit dem Namen Heintz-
eman Swebelin, der explizit als geschworener Bote in einer Quelle aus dem Jahr
1400 ausgewiesen wird.390 Ein Straßburger Schmied mit dem selben Namen ist
für das Jahr 1405 belegt, doch kann eine Personalunion hier nur vermutet, nicht
aber nachgewiesenwerden.391 In den Jahren 1405 und 1418war ebenfalls ein Bote
mit jeweils ähnlich lautenden Namen (Zwebelin, Schwäbelin) für Straßburg tätig.
Ob es sich hierbei immer um die gleiche Person handelte, kann nicht eindeutig
geklärt werden, zumal ein Zeitraum von 18 Jahren zwischen dem ersten und
dem letzten Quellenbeleg liegt.392 Möglicherweise bestand auch lediglich ein
verwandtschaftliches Verhältnis zwischen den Boten. Am Beispiel Berns konnte
Klara Hübner derartige familiäre Beziehungen unter den städtischen Boten
nachweisen.393 Es ist aber dennoch nicht auszuschließen, dass der Bote über
einen so langen Zeitraum für Straßburg arbeitete.

Straßburger Boten erledigten nicht nur für Straßburg Botendienste, sondern
unter Umständen sogar für den König. Anhand eines Beispiels aus dem Jahr
1420 lässt sich gut zeigen, wie derartige Botendienste von der Stadt unter Be-

387 AVES, AA 152, 9: […] und dar uff so wellent wir erbeiten was wir kunnent, das die briefen har usz
koment und sy uch furderlich senden mit Cuntzen Grempen uwern loeffenden botten.

388 AVES, AA 1443, 11v: und wan mir Beingwant komet so will ich uch aber wisszen laussen wie die sach
dan stounde […]; AVES, AA 152, 7: Als wir uch nehest geschr[iben] haben mit Benigewande uwern
loeffenden botten […].

389 AVES,AA168, 64; AVES,AA169, 27; AVES,AA 169, 58: […] weisz ich nit dan ich han uch alle maere
die ich do weste bi dem Wilden verschriben […].

390 Für das Jahr 1400 vgl. AVES, II, 118 b, 7: […] also wir die Heintzeman Swebelin unserme geswornen
louffenden botten an eime zedelin verschriben geben habent. Darumbe bitten wir alle die den Heintzeman
Swebelin unser louffende botte disen brief zoegete […].

391 EHEBERG, Nr. 10, Art. 138, S. 42: Zu glicher wise soellent Johans Beinheim, unser stette murer,
Heintzeman Swebelin unser stette smit und meister Claus unser stette estrichmeister und alle ire
nachkommen von irer ambahte wegen sweren zu halten, als danne ze iren ambahten gehoert ungeverli-
chen.

392 Fürdas Jahr 1405vgl. RTAVI,Nr. 4, S. 19: ouchwißent, daz ich unsers herren des kúniges brief, den úch
Swebelin bringet […]. Für das Jahr 1418 vgl. AVES, AA 168, 68: Ouch habe ich Zwebelin den Botten
tůn warten obe meister Ulrich komen were daz ich uch moehte haben lossen wissen wj es in der sachen
gestanden were, denne unser sache stat von gotz gnoden zu male wol; AVES, AA 1444, 1: […] und wir
haben daruf Schwäbelin bi unsz behaben […].

393 HÜBNER, Nüwe mer, S. 277.
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teiligung ihrer Gesandten organisiert wurden. Mehrere Gesandte befanden sich
am Königshof und übermittelten über Boten Schriftstücke an den Rat der Stadt.
Dieser sollte dieselben Schreiben weiteren Empfängern zustellen und zu diesem
Zweck die Straßburger Boten mit der Botenbüchse des Reiches ausstatten.394

Im Jahr 1417wollte Sigismund ebenfalls die Dienste eines Straßburger Boten
in Anspruch nehmen. Straßburger Gesandte baten die Stadt in einem ihrer Be-
richte vom Konstanzer Konzil, dem König diesen Wunsch nicht abzuschlagen,
da es dem Verhältnis von Stadt und König zuträglich sei.395

2.2 Straßburger Gesandtentypen und -persönlichkeiten

In vielen Arbeiten zur städtischen Außenpolitik sind immer wieder das Ge-
sandtschaftspersonal untersucht und auch einzelne Gesandtenpersönlichkeiten
detailliert erforscht worden. Unter anderem durch diese Forschungsansätze
konnten negative Einschätzungen der Kompetenzen undHandlungsspielräume
jener Personengruppe widerlegt werden.396Auch für die Straßburger Gesandten
zu Beginn des 15. Jahrhunderts wurden bereits ähnliche Überlegungen ange-
stellt. Dabei konnte gezeigt werden, dass die Gesandten zumeist führende Po-
litiker der Stadt waren.397

Im Folgenden sollen in einer Zusammenschau verschiedene Gesandten-
persönlichkeiten vorgestellt werden, die im Rahmen dieser Studie eine Rolle
spielen. Dabei geht es weniger darum, möglichst viele Gesandte im Detail zu
untersuchen. Es sollen vielmehr anhand von drei verschiedenen Gesandtenty-
pen grundlegende Fragen in Bezug auf das Straßburger Gesandtschaftspersonal
erörtert werden. Zuerst werden Straßburger Spitzenpolitiker in den Blick ge-
nommen.Danach folgt eine Betrachtung der Stadtschreiber. Abgeschlossenwird
dieses Kapitel mit der Vorstellung eines speziellen Gesandten, der sich den an-
deren beiden Gesandtengruppen nicht zuordnen lässt.

In den untersuchten drei Fallbeispielen können insgesamt 37 Gesandte
nachgewiesen werden, die je an mindestens einer Mission teilgenommen haben.

394 AVES,AA152, 6:Dieselben briefe wir uchmit disem botten sendent, die alle glich stont als die abgeschrift
die wir uch ouch senden. Dieselben briefe mugent ir hern Clause und den andern schicken, ob es uch gut
beduncket sin und so ir ein unkentlichen botten hatten, den es doch wol gerihten kunde, so es besser were
mit des Richs buhsse als uns beduncket; AVES,AA152, 7:Doch so het uns sinde gnode die briefe geben an
den herzogen von Lotheringenund Johan vonHassenil, die wir uch hie schickent, die mugent irmit uwern
botten senden dem herzogen und Johann von Hassenil mit des riches buhsse und in heissen ein antwurte
vordern von des kunges wegen an bedeteil, also ouch die Copien wisent, die wir uch har Inn verslossen
sendent, die antwurte mugent ir wol uffbrechen, das ir uch deste basz wissent dar nach ze rihtende. Vgl.
zur Botenbüchse die Ausführungen in Kapitel II (1.3.1).

395 AVES, AA 168, 36: […] und sin genade hat uch getun bitten dasz ir ym von stund einen geritten kneht
und botten lihen woellent und den den Rin ab schikent gen Spirgen, Womrsz, gen Mentz […] und wasz
derselbe uwer bott befindet, dasz er dasz von stund unsyn herren dem kung sage zu Kostentz dasz will
unper her der kung zu guoten dank von uch uf nehmen und bedunket uns gut sin daz ir sinen genaden daß
nit versagend.

396 Vgl. den Forschungsstand in Kapitel I (2.) in der vorliegenden Studie.
397 Vgl. hierzu LIENING, Überlegungen, S. 141–147.
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Davon waren 34 Straßburger Politiker und zwei die beiden Stadtschreiber
Werner Spatzinger und Ulrich Meiger. Hinzu kommt der als Sonderfall einzu-
ordnende Gesandte Johannes Blumenstein.

2.2.1 Straßburger Politiker

Die Anzahl von 34 Gesandten, die aus dem Kreis der städtischen Führungs-
gremien Straßburgs stammten, erscheint zunächst recht hoch. Doch muss bei
ihrer Beurteilung beachtet werden, dass nur wenige Gesandte kontinuierlich im
gesamten Untersuchungszeitraum als solche tätig waren. Lediglich drei von
ihnen waren in allen drei Fallbeispielen dieser Studie an diplomatischen Mis-
sionen beteiligt.398 Fünf Personenwaren sowohlwährend desMarbacher Bundes
als auch zur Zeit des Konstanzer Konzils als Gesandte tätig.399 Zwei Gesandte
nahmen für die Stadt an Missionen im Zuge des Thronwechsels und des Mar-
bacher Bundes teil.400 Es sind also lediglich zehn Politiker über einen längeren
Zeitraum als Gesandte nachweisbar. Die übrigen 24Gesandten lassen sich nur in
jeweils einem einzigen Fallbeispiel nachweisen. Ohne an dieser Stelle tiefer in
statistische Fragen einsteigen zu wollen, wird klar, dass eine Gruppe von we-
nigen Gesandten häufiger für die Stadt unterwegs war und eine personelle
Kontinuität im Gesandtschaftswesen zu Beginn des 15. Jahrhunderts in Straß-
burg bestand.

Die folgenden Ausführungenwerden sich darauf beschränken, ausgewählte
Gesandtenpersönlichkeiten eingehender vorzustellen. Für die Auswahl dieser
Personen ist vor allemdieKontinuität ihrer Tätigkeit imUntersuchungszeitraum
ein ausschlaggebendes Kriterium. Daneben spielt auch eine Rolle, wasman über
die jeweiligen Gesandten überhaupt in Erfahrung bringen kann. Da man über
einige nur sehr wenige Informationen erhalten kann, ist eine eingehende Be-
trachtung nicht in allen Fällen sinnvoll. Auchwenn somit nur ein sehr kleiner Teil
der Gesandten aus der Führungselite der Stadt genauer betrachtet werden kann,
handelt es sich dennoch um eine Auswahl, die Vertreter der beiden wichtigsten
sozialen und politischen Gruppen der Stadt beinhaltet. Somit erfahren in dieser
Zusammenschau sowohl Zunftmitglieder als auch Patrizier der Stadt eine nä-
here Betrachtung. Dieses Merkmal ist bedeutsam, da man in Straßburg zu Be-
ginn des 15. Jahrhunderts zumeist Vertreter aus dem Patriziat und aus den
Zünften der Stadt gemeinsam auf Gesandtschaftsreisen entsandte. Ich habe be-
reits an anderer Stelle auf die Überschneidungen zwischen der Gesandtentä-
tigkeit und der Wahrnehmung städtischer Ämter in Straßburg zu Beginn des
15. Jahrhunderts aufmerksam gemacht.401 Überschneidungen zwischen inner-
städtischen Zuständigkeiten in unterschiedlichen Gremien – wie etwa dem
Ausschuss der Neun oder dem Stadtrat – und außenpolitischen Aktivitäten
waren häufig vorhanden. Amtsführung und Gesandtentätigkeit wurden bei ei-

398 Rulin Barpfennig, Ulrich Bock und Wilhelm Metziger.
399 Claus Merswin, Reinbolt Huffelin, Johannes Heilmann, Claus Zorn, Johans Bock.
400 Thomas von Endingen, Heinrich von Mülnheim.
401 LIENING, Überlegungen.
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nigen Straßburgern sogar im jährlichen Wechsel vollzogen.402 Diese Personen
finden sich auch unter den im Folgenden kurz präsentierten Gesandten. Sie
gehörten zur städtischen Führungselite und waren eng mit der Politik der Stadt
vertraut.403

2.2.1.1 Ulrich Bock
Die politische Tätigkeit des Gesandten Ulrich Bock404 begann bereits im
14. Jahrhundert. Im Jahr 1396 ist er als Stettmeister in Straßburg belegt. Im Jahr
1406wurde er als Bistumsverwalter der Stadt eingesetzt. In dieser Positionwar er
gemeinsammit jeweils einemVertreter des Bischofs und desDomkapitels für die
Sanierung des finanziell stark angeschlagenen Straßburger Bistums verant-
wortlich.405 Einige Jahre zuvor, vermutlich im Jahr 1402, taucht er ebenso mit
einer Tätigkeit im Finanzsektor für Straßburg auf. Er war mit mehreren Straß-
burgern – unter anderem dem amtierenden Ammeister Ulrich Gosse und dem
Altammeister Peter Sunner – an der Prüfung der Finanzen eines Klosters betei-
ligt.406 Bock ist einer der am häufigsten auftretenden Gesandten zu Beginn des
15. Jahrhunderts und im Kontext aller drei Fallbeispiele dieser Studie in dieser
Funktion nachweisbar.407

2.2.1.2 Heinrich von Mülnheim
Der Patrizier, Ritter und Stettmeister Heinrich von Mülnheim war im ersten
Jahrzehnt des 15. Jahrhunderts mehrfach als Gesandter für Straßburg unterwegs
und sowohl an Gesandtschaften rund um den Thronwechsel 1400 als auch an
Gesandtschaften im Verlauf des Marbacher Bundes beteiligt.408 Schon im
14. Jahrhundert ist er als Gesandter nachweisbar. 1395 war er mit einer Ge-

402 LIENING, Überlegungen, S. 144 f.
403 Für detaillierte Informationen, insbesondere zur FragederÜberschneidungvonGesandten- und

Amtstätigkeit, vgl. LIENING, Überlegungen, S. 141–147.
404 Oft wird er in den Quellen auch als „der Junge“ bezeichnet. Zum Teil tauchen beide Bezeich-

nungen in einer Quelle auf, weshalb es sich hier höchstwahrscheinlich um dieselbe Person
handelt. Vgl. hierzu etwa AVES, X, 381.

405 Vgl. hierzu WUNDER, Landgebiet, S. 83–86; ALIOTH, Gruppen, S. 34; VON HEUSINGER, Zunft, S. 197;
LIENING, Überlegungen, S. 142 f. Eine Kopie des diesbezüglichen Vertrages findet sich in AVES,
AA 1432, 1–6: […] die vorgen drier mit namen her Hugelmans von Vinstingen, her Swartz Rudolfs von
Andelo und Ulrich Bock des Jungen, wenne die selben drie sullent tun do von die zinse, gulten und
schulden jergliche uszrihten […].

406 AVES, X, 381: […] als wir Bertholt von Roszheim und Johans Nellesheim von den erbern wissen meister
und rate zu Strasburg zu pflegern des huses der wissen Brüder und wir, Ulrich Gosse ammanmeyster,
Ulrich Bock und Peter Sunner Altammeyster zu botten von des rates wegen darzu geordent und gesetzet
sind, zu besehende die zinsen gulten nutzen und gefellen des selben huses und zu erfindende den kosten
des huses und eins gegen den andern zu legende […].

407 ImKontext des Thronwechsels vgl.AVES,AA116, 47 und49;AVES,AA123, 12 f. ImKontext des
Marbacher Bundes vgl. AVES, AA 89, 39, 41; RTA V, Nr. 485; RTA VI, Nr. 4, Nr. 16 f., Nr. 40,
Nr. 100,Nr. 116,Nr. 125. ImKontext desKonstanzerKonzils vgl.AVES,AA168, 22–27, 32, 37, 43,
45–47; AVES, AA 1443, 3, 14, 17–19, 21 f., 29, 39; AVES, AA 166, 12, 13, 14, 16, 17.

408 ImKontext des Thronwechsels vgl. AVES, AA 116, 36, 47; AVES, AA 123, 12–15. Im Kontext des
Marbacher Bundes vgl. AVES, AA 1430, 27; AVES, AA 1434, 13.
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sandtschaft zum Hof König Wenzels nach Prag gereist. Auf dem Rückweg von
dieser Gesandtschaftsreise geriet er gemeinsammit zwei weiteren Gesandten in
Gefangenschaft.409 Die Familie Mülnheim gehörte zu den mächtigsten der Stadt
und verfügte schon zu Beginn des 14. Jahrhunderts in der Straßburger Stadt-
gesellschaft über einen erheblichen Einfluss.410 Auch Heinrich von Mülnheim
war eine bedeutende Persönlichkeit Straßburgs. Dies zeigt sich unter anderem
daran, dass er das Straßburger Kontingent auf dem Romzug König Ruprechts in
den Jahren 1401/02 als Hauptmann anführte.411

2.2.1.3 Wilhelm Metziger
Der mehrfache Ammeister Wilhelm Metziger war einer von wenigen Ammeis-
tern zu Beginn des 15. Jahrhunderts, die dieses Amt mehrfach ausführten. Er
hatte es zwischen 1387 und 1406 fünfmal inne und war Mitglied in der Metz-
gerzunft.412 Als Gesandter war er für Straßburg sowohl im Kontext des Thron-
wechsels als auch während des Marbacher Bundes an unterschiedlichen Mis-
sionen beteiligt. Im Jahr 1406 war er in einen vermutlich heftigen Streit mit dem
Straßburger Politiker und Gesandten Rulin Barpfennig verwickelt, zu dessen
Schlichtung sich sogar Markgraf Bernhard von Baden anbot.413 In den Jahren
zwischen 1404 und 1406 lässt sich anhand dieses Gesandten eine bemerkens-
werte Beobachtung machen: Wilhelm Metziger war in dieser Zeit im jährlichen
Wechsel entweder als Ammeister oder als Gesandter für Straßburg tätig. Dies
zeigt deutlich, dass in Straßburg Kompetenzüberschneidungen vorhanden
waren und die bedeutendsten städtischen Politiker an Gesandtschaftsmissionen
teilnahmen. Zudem wird an diesem Beispiel die Unvereinbarkeit der gleichzei-
tigenAusübung beider Tätigkeiten offengelegt. DaMetziger in den Jahren seiner
Amtstätigkeiten in Straßburg vor Ort sein musste, konnte er sich nicht auf län-
gereGesandtschaftsreisen begeben. Deshalb lässt er sich in den jeweiligen Jahren
auch nicht als Gesandter in den Quellen ausfindig machen.414

2.2.1.4 Rulin Barpfennig
Der Gesandte Rulin Barpfennig war einer der mächtigsten Politiker Straßburgs
in der erstenHälfte des 15. Jahrhunderts.415Er hatte über einen Zeitraumvon fast
dreißig Jahren das Amt des Ammeisters sechsmal inne. Er war Mitglied in der
Zunft derKrämerund saß für diese erstmals 1398 imRat der Stadt. Zuvor hatte er

409 Vgl. hierzu BISCHOFF, Gefangennahme.
410 Vgl. hierzu METZ/PELZER/MÜLLENHEIM VON RECHBERG, Art. Müllenheim.
411 Vgl. zur Rolle Heinrich von Mülnheims auf dem Romzug König Ruprechts mit jeweils ver-

schiedenen thematischen Schwerpunktsetzungen LIENING, Honneur; LIENING, Interessenvertre-
tung.

412 VON HEUSINGER, Zunft, S. 156f.
413 VON HEUSINGER, Zunft, S. 370, Nr. 142; sowie FESTER, Nr. 2343, S. 241: „M. Bernhard an Strassburg.

Erbietet sich, selbst in die stadt zu kommen oder seine räthe zu schicken, um die zweiung
zwischen dem ammeister Wilhelm (Metziger) und dem altammeister Rulin Barpfennyng bei-
legen zu helfen.“

414 Vgl. hierzu bereits LIENING, Überlegungen, S. 144 f.
415 Vgl. zu seiner Person bereits ausführlich DOLLINGER, Ammeister.
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bereits verschiedene wichtige Aufgaben bezüglich der städtischen Finanzen
wahrgenommen. Auch wurde Rulin Barpfennig durch unschöne Ereignisse
auffällig. Im Jahre 1390 – noch einige Jahre vor dem Beginn seiner politischen
Karriere – wurde er für zwei Jahre aus der Stadt verbannt, weil er negativ im
Umgang mit Prostituierten aufgefallen war.416 Im Jahre 1415 war Barpfennig an
der Entführung des BischofsWilhelm vonDiest beteiligt.417 In seiner Tätigkeit als
Gesandter kann Barpfennig spätestens seit 1400 belegt werden. In diesem Jahr
war er unter anderem im Zuge der Neuwahl König Ruprechts an verschiedenen
Gesandtschaftsmissionen beteiligt.418 Hierbei war er zusammen mit den Ge-
sandten Thomas von Endingen, Heinrich von Mülnheim sowie Ulrich Bock für
die Unterhandlungen mit König Ruprecht und die Bestätigung der Straßburger
Privilegien verantwortlich.419 Auch während des Marbacher Bundes nahm er
gemeinsam mit dem Gesandten Hans Bock an einer Gesandtschaft teil.420 Seine
Beteiligung an diplomatischen Missionen zum Konstanzer Konzil ist in den
Jahren 1415 und 1416 nachweisbar.421

2.2.1.5 Johans Heilman
Johans Heilmanwar der Schwager von Rulin Barpfennig.422 Er wurde insgesamt
dreimal zumAmmeister gewählt und gehörte der Zunft der Tucher an.423 Johans
Heilman war ebenso wie sein Verwandter Andres Heilmann nicht nur Straß-
burger Ammeister, sondern auchGesandter der Stadt.424Andres Heilmann hatte
1395 an einer Gesandtschaftsmission zuKönigWenzel nach Prag teilgenommen,
bei der die drei Gesandten dieser Mission – zu der auch der oben erwähnte
Heinrich vonMülnheim zählte – auf der Burg Schwanberg gefangengenommen
wurden. Andres Heilman starb in der Gefangenschaft. Johans Heilman war

416 Vgl. hierzu VON HEUSINGER, Zunft, S. 153 und S. 157. Vgl. zur Verbannung Rulin Barpfennigs aus
der Stadt UB VI, Nr. 1606, S. 814, 1–4: Ruelinus Barpfennig het diese stat zwey jor versworen und sol
geben fúnfe und drissig pfunt wahses des wahses zwentzig an unser frowen werg, zehent pfunt an den
spittal und fúnf pfunt an die ellende herberge umbe daz er varenden doehtern gelt gab darumbe daz sú boht
in ire wúde sluegent.

417 ALIOTH, Gruppen, S. 38; VON HEUSINGER, Zunft, S. 197; AVES, AA 1451, 7, 26 f.
418 Vgl. hierzu: UB VI, Nr. 1576, S. 795; UB VI, Nr. 1577, S. 796; UB VI, Nr. 1578, S. 796f.; UB VI,

Nr. 1581, S. 799; UB VI, Nr. 1584, S. 800; UB VI, Nr. 1588, S. 804; UB VI, Nr. 1593, S. 805. Ebenso
bereits im Jahre 1400: RTA III, Nr. 155, S. 201f.

419 Vgl. hierzu UB VI, Nr. 1578, S. 796f.
420 RTAVI, Nr. 79.
421 AVES, AA 168, 1–5, 8–15, 32, 81.
422 Dies ist durch einen Brief Barpfennigs überliefert, der unter anderem anHeilman adressiert war,

AVES, AA 1441, 1: Den Erbern wissen hern Ulrich Bocke dem Jungen und hern Johans Heilman,
Altammeyster min Swager, mine besundern guten frunde.

423 VON HEUSINGER, Zunft, S. 157.
424 Vgl. hierzu die widersprüchlichen Angaben bei Martin Alioth. ALIOTH, Gruppen, S. 474: Dem-

nach sei Andres Heilman der Vater von Johans Heilman gewesen. ALIOTH, Gruppen, S. 473, dort
heißt es hingegen, Andres Heilman sei der Neffe von Johans Heilman gewesen. Vgl. hierzu
ebenso die Ausführungen von Sabine von Heusinger, die sich aufgrund dieser widersprüchli-
chen Aussagen darauf beschränkt, von einem verwandtschaftlichen Verhältnis der beiden
Ammeister auszugehen: VON HEUSINGER, Zunft, S. 150, Anm. 143.
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ebenfalls im Kontext von Marbacher Bund und Konzil als Gesandter für Straß-
burg tätig.425

2.2.2 Stadtschreiber

Die Straßburger Stadtschreiber waren ebenfalls an Gesandtschaften beteiligt
oder führten eigenständig Missionen durch. Diese direkte Einbindung der
Stadtschreiber in die Gesandtschaftsmissionen war keinesfalls nur in Straßburg
der Fall, sondern lässt sich vielmehr auch andernorts beobachten.426 Im Unter-
suchungszeitraum gab es zwei Personen in Straßburg, die nacheinander dieses
Amt ausführten. Werner Spatzinger war von 1384 bis 1410/11 Straßburgs
Stadtschreiber. Ihm folgte Ulrich Meiger, der bis 1419 für die Stadt arbeitete.427

2.2.2.1 Werner Spatzinger
Der Stadtschreiber Werner Spatzinger ist im Gegensatz zu seinem Nachfolger
Ulrich Meiger verhältnismäßig selten als Gesandter im Untersuchungszeitraum
nachweisbar. Dies hängt vermutlich mit den unterschiedlichen Herausforde-
rungen an die Außenpolitik in den beiden Amtszeiten zusammen. Das Konzil,
wie noch auszuführen sein wird, erforderte eher die Dienste eines Stadtschrei-
bers. Dennoch war Spatzinger im Kontext des Thronwechsels 1400 mit Straß-
burger Gesandten für die Stadt unterwegs. Zwarwurden die Gesandtenberichte
dieser Missionen nicht offiziell von ihm verfasst, sein Name taucht also nicht
unter den Namen der Gesandten als Absender auf. Doch erfahren wir über die
Berichte von seiner Anwesenheit auf mindestens einer Mission. Daraus geht
auch hervor, dass er die Gesandten in verschiedenen Angelegenheiten unter-
stützte. So konnte er etwa seine Kontakte zum königlichen Hofschreiber Mat-
thias von Sobernheim nutzen, um für die Gesandtschaft wichtige Informationen
zu beschaffen.428

425 Als Gesandter während des Marbacher Bundes vgl. RTAVI, 187. Zu seinen Gesandtschaften im
Kontext des Konzils vgl. AVES, AA 168, 16 f., 19, 20 f.

426 Vgl. hierzu exemplarisch BURGER, Stadtschreiber, S. 182–186.
427 KAISER, Meiger, S. 169 und S. 197.
428 RTA IV, Nr. 171, S. 196f.: […] do stundent her Thoman von Endingen undWernher Spatzinger by hern

Mathise nuwen kúniges oberster schriber und hofemeister, sprochetent mit demme und frogetent in wo
unser herre der kúnig noch hinnaht ligen wollte. Do seite in her Mathis, sin herre wollte noch hinnaht
ligen zů Heidelberg. Und zougte den ein brief und die undergeschrift daran; do stunt an dem briefe, das
marggrofe Wilhelm von Missen und burggrofe Johan von Nůremberg dem kúnige verschriben hettent,
und die woltent noch hinnaht zů Heidelberg ligen, zů den wollte der kúnig. Und zougte in ein brief, den
ließ her Mathis Wernher Spatzinger lesen. Und der laß den brief daz in her Thoman ouch horte. Der brief
stunt, das herre Friderich der burggrofe vonNurenberg demnuwen kúnige verschreip, daz der bischof von
Bobemberg dem alten kúnige widerseit hette und mit eim großen gezoge zů ime zúge, und herzoge
Ludewig von Peyern ouch mit eim grossen gezoge zů zúge, und er selber mit eim grossen gezoge vúr
Tumbach gezogen were, und das er nit anders wuste danne daz die von Eger dem nuwen kúnige hulden
woltent, und daz er kein widersatz me hette vor dem Behemischen walde, und das die vonNuremberg dem
nuwen kúnige groß nutz und fúrderunge detent gegen allen stetten, item das der kúnig von Ungern sin
botschaft ußgefertiget hette zů besehende obe der nuwe kúnig sich zů ime vereinigen wolte […]. Vgl. zur
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Umdas Jahr 1410 gab esmassiveMeinungsverschiedenheiten zwischen dem
Schreiber und der Stadt, da sich Spatzinger weigerte, bestimmte Aufgaben zur
Vorbereitung einer Gesandtschaftsmission für die Stadt zu erledigen.429 Spat-
zinger beklagte, dass ihm sein Lohn nicht ausbezahlt worden sei und forderte
diesen nun ein. Um in dieser Hinsicht Druck auf den Rat auszuüben, hatte er
tatsächlich mehrfach seinen Dienst verweigert. Er sollte bestimmte Schriftstücke
heraussuchen, die für eine Gesandtschaftsmission benötigt wurden.430 Im Zuge
eines diesbezüglichen innerstädtischen Verfahrens gegen Spatzinger wurde er
vermutlich auch 1410/11 aus dem Dienst der Stadt entlassen. Denn nach diesem
Verfahren findet sich sein Name nicht mehr in der städtischen Quellenüberlie-
ferung.431 Sein Nachfolger im Amt war der vormalige markgräfliche Rat Ulrich
Meiger.

2.2.2.2 Ulrich Meiger
Ulrich Meiger stammte ursprünglich aus Schwaben und hatte vermutlich ein
Studium der Rechtswissenschaften absolviert.432 Vor seinem Dienst für Straß-
burg arbeitete er seit 1408 als Rat für den Markgrafen Bernhard von Baden. In
dieser Zeit konnte er bereits zahlreiche Erfahrungen als Diplomat sammeln. 1408
war er Teil einer markgräflichen Delegation zu König Ruprecht und reiste nach
dessen Tod mit einer Gesandtschaft im Auftrag der Erzbischöfe von Mainz und
Köln zu Sigismund von Luxemburg, um mit ihm über die Thronfolge zu ver-
handeln. Auch bei den späteren Wahlverhandlungen in Frankfurt war er mit
dabei.433

Der genaue Beginn seiner Beschäftigung in Straßburg ist nicht überliefert. Es
lässt sich jedoch annehmen, dass er nach dem Ausscheiden seines Vorgängers
1410/1411 in den Dienst der Stadt trat. Seit dem Jahr 1413 ist er hingegen sicher
als Stadtschreiber belegt. In diesem Jahr war er gemeinsam mit weiteren Straß-
burger Gesandten für die Bestätigung der Privilegien durch König Sigismund

Verbindung Spatzingers mit dem Hofschreiber Sobernheim deren Briefwechsel im Dezember
1400 in RTA III, Nr. 230–232.

429 Vgl. hierzu bereits BUCHHOLZER/RICHARD, Jurer, S. 83; SCHULER, Notare, S. 432; BURGER, Stadt-
schreiber, S. 319 sowie die entsprechenden Quellen bei EHEBERG, Nr. 15, 68–74. Vgl. hierzu
ebenfalls die Ausführungen in Kapitel II (1.2.4).

430 EHEBERG, Nr. 15, S. 73: Also nů uff mentag sant Symon und Judas obende wart, do det unser herre der
ammeister die XXI zů den reten besenden und woltent den botten empfehlhen, die uff den tag gen Baden
ritenwurdent,wie undwas sü uf dem tage tůnund reden soltent.Und alsmandie sache anehůb, do frogete
unser herre, der ammanmeister, her Wernher aber tugentliche und sprach, ob er nützit gesůchet und
uszgezeichent hette, noch demme ime empfolhenwer, das die bottenmit in uff den tag fůrtent, umbe das die
sache nit gesumet wurde. Her Wernher antwurte unserm herren dem ammanmeister, er hette nützit
gesůchet noch uszgezeichent, wenne er kunde noch enmoehte es nit getůn, man gebe im denne, das ime
Heinrich Riffe innebehaben hette. do sproch unser herre der ammanmeister zů her Wernher: […] ir sint
mir und den reten ungehorsam gesin […] ir sint aber ungerhorsam gesin und sint also erlosz und
meineidig an der stette worden […]. Vgl. hierzu bereits Kapitel II (1.2.4).

431 KAISER, Meiger, S. 169.
432 Grundsätzlich zuUlrichMeiger vgl. KAISER,Meiger, hier S. 162–164.Kurze biografischeAngaben

finden sich darüber hinaus bei BURGER, Stadtschreiber, S. 320.
433 KAISER, Meiger, S. 165–168.
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beauftragt und begleitete diesbezüglich den König auf seiner Reise durch ver-
schiedene Städte des Reiches.434

Herausgestellt werden muss vor allen Dingen seine Gesandtentätigkeit für
Straßburg im Verlauf des Konstanzer Konzils, von der zahlreiche seiner Ge-
sandtenberichte Zeugnis ablegen. Meiger war für mehrere Jahre immer wieder
auch für längere Zeit für die Stadt unterwegs. Dabei führten ihn seine Reisen vor
allem nach Konstanz. Im Kontext von Gesandtschaften zum König und zum
Papst reiste er sogar bis nach Avignon, Paris und Mantua.435

Straßburg benötigte ihn wohl insbesondere aufgrund seiner juristischen
Fähigkeiten und seiner Lateinkenntnisse. Diese Fähigkeiten waren im Zuge des
Prozesses gegen die Stadt vor dem Konzilsgericht in Konstanz unverzichtbar.
Häufig wird deutlich, dass er spezifische Tätigkeiten ausführte, die jene
Kenntnisse erforderten – wie Übersetzungsarbeiten oder die Prüfung von Ge-
richtsdokumenten. Offenbar fungierte er auch als Dolmetscher im direkten Ge-
spräch, so beispielsweise im Zuge einer Audienz bei Papst Martin V., von der
mehrere Gesandte im Jahr 1418 aus Mantua berichteten.436 Darüber hinaus sind
seine Kontakte zu König Sigismund besonders auffällig. Diesen versuchte er
immer wieder für Straßburg als Unterstützer in der Auseinandersetzung mit
Bischof Wilhelm von Diest zu gewinnen.437

Doch trotz seiner zahlreichen Missionen und Tätigkeiten für Straßburg
wurde Ulrich Meiger im Jahr 1419 aus dem städtischen Dienst entlassen. Zwar
finden sich hierzu keine Quellen mit den genaueren Umständen, doch kann
angenommenwerden, dass sichMeiger aufgrund einiger Verfehlungen imZuge
seinerGesandtentätigkeit jederweiterenChance auf eineWeiterbeschäftigung in
Straßburg beraubt hatte. Zum einen hatteMeiger –wahrscheinlich versehentlich
– einen geheimen Plan der Stadt verraten. In Konstanz sollten die Konzilsrichter
bestochen werden, um einen günstigen Ausgang des Prozesses herbeizuführen.
Der Merseburger Bischof Nikolaus Lubich war mit der Bestechungsaktion be-
auftragt worden. Dieser erfuhr jedoch von Meigers Unvorsichtigkeit und ver-
fasste einen Brief an den Straßburger Rulin Barpfennig, in dem er seine Verär-
gerung äußerte und sich über den Stadtschreiber beschwerte.438

434 KAISER, Meiger, S. 169–173.
435 Allein der Bestand AVES, AA 169 im Straßburger Stadtarchiv umfasst 70 Berichte aus jener Zeit.

Vgl. zu diesen Jahren und der Gesandtentätigkeit Meigers im Folgenden KAISER, Meiger, S. 173–
192.

436 AVES, AA 1453, 7: […] do fraeget der baepst […] wir antwurten durch maister augustinus und ouch
maister uolrich […]. Zu Dolmetschern in deutschen Städten des Mittelalters ist wenig bekannt,
vgl. hierzu das kleine Kapitel bei SCHNEIDER, Dolmetschen, S. 108–111, der insbesondere auf die
Bedeutung von Dolmetschern im Hanseraum verweist. Zudem wird hier auch der Straßburger
Hans Erhard Tüsch erwähnt, der für dieTruppen der Stadt aufgrund seiner Kenntnis des
Französischen in den Burgunderkriegen als Dolmetscher tätig war, vgl. zu Tüsch ebenfalls
WARKEN, Geschichtsschreibung, S. 381–383.

437 Vgl. zu diesen Tätigkeiten im Folgenden das Kapitel III (3.).
438 KAISER, Meiger, S. 188 f.; AVES, AA 1443, 41: […] als wir uns uwer und der stad sache kegin uwern

irwelten Bischoffemit uwern gelimpfe und frume zu zutragen an genomen hatten, also daswir hofften, das
die were ztu eyme lobeliche ende bracht, hette man heymelich gehalden, das biliche heymelich blebm solde,
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Zudem stand Meiger im Verdacht, städtische Gelder veruntreut zu haben.
Eine Gesandtschaft wurde im Zuge einerMission im Jahr 1419 damit beauftragt,
weitere Nachforschungen in dieser Angelegenheit durchzuführen.439 Im An-
schluss an seine Tätigkeit als Straßburger Stadtschreiber war Meiger wieder
beim Markgrafen Bernhard von Baden und in den 1420er Jahren zeitweise auch
am Hof König Sigismunds beschäftigt.440

2.2.3 Ein Sonderfall: Johannes Blumenstein

Während des Konstanzer Konzils ist eine Person als Gesandter für Straßburg
tätig gewesen, die sich den bisher behandelten Personengruppen nicht eindeutig
zuordnen lässt. Der Gesandte Johannes Blumenstein hatte zuvor weder ein
einflussreiches Amt in Straßburg inne, noch gehörte er zur Gruppe der Stadt-
schreiber.Der Straßburger Bürger fällt zudemaufgrund seiner Biografie aus dem
Rahmen.441Am Ende des 14. Jahrhunderts verkehrte er im Kreise derWaldenser
von Straßburg, einer Ketzergruppe, der im Jahr 1400 in Straßburg der Prozess
gemacht wurde. Auchwenn er nicht offiziell angeklagt wurde, war Blumenstein
dennoch in das Gerichtsverfahren involviert. Er galt gewissermaßen als Be-
schützer der Ketzergruppe, hatte sich dabei sogar einemDominikanerinquisitor
erfolgreich entgegengestellt, der in der Folge sogar sein Amt niedergelegt hatte.
Trotz seiner engen Beziehungen zumKreis derWaldenser, die über seineMutter
zustande kamen, ging Blumenstein aus den Waldenserprozessen im Jahr 1400
offenbar unbeschadet hervor. Er wurde offiziell nicht bestraft und vermutlich im
Verlauf des Verfahrens lediglich vorgeladen und angehört. Seine Mutter wurde
hingegen aus der Stadt verbannt.442 Bereits ein Jahr später lässt er sich als Vogt
der Stadt nachweisen, auch ist es möglich, dass er zweimal im Rat der Stadt
gesessen hat.443

Vor dem Hintergrund der bisherigen Erkenntnisse zu den Straßburger Ge-
sandten muss die Gesandtentätigkeit des Johannes Blumenstein als Sonderfall

sy des quam Ulrich Meyer zu dem erenwerdigisten m gote veter dem Cardinal von Veron, der yn fragete,
worumb wir uns der von Strasborg sachen also ernstlich und heffticlichen annemen. Daruff antwurte
Ulrich, das der Cardinal das selbir wol wissen solden, das uns gelt gelobit were, das wir solden etlichen
Richtern geben, wenn die sache uzgericht wurde, alß man des mit uns abirkomen were […] und von des
wegen Ulrich Meyer dem Cardinal uwer heymelichkeit usgesaget hatte, das ye heymelichen solde bliebin
und sin, kondewir nicht darzu komen als uns offte und vil zugesagit waer, von deswegen kondenwir uwer
dache nicht zu solichem guten ende brengen, als wir getrost werden von allen den, mit den wir davon in
rede waren, als wir den uwern gesagit habin. Vgl. ebenso AVES, AA 1443, 36 und 38.

439 KAISER, Meiger, S. 196 f.; AVES, AA 1450, 64: Item si soellend er faren ob meister Ulr[ich] […] guld von
im gegeben hab oder im selber etwaß da von behalten habe.Vgl. zu diesemVorwurf ebenso AVES, AA
169, 66, 69–71, 73.

440 KAISER, Meiger, S. 197f. und S. 202–204.
441 Vgl. hierzu die biographische Skizze bei MODESTIN, Quellen, S. 230–242. Zu den historischen

Kontexten des Waldenserprozesses vgl. MODESTIN, Ketzer.
442 MODESTIN, Quellen, S. 231–235.
443 MODESTIN, Quellen, S. 235 f. Demnach saß Blumenstein möglicherweise 1411 und 1424 für die

Salzmütter im Rat der Stadt.
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angesehen werden.444 Fraglich ist nur, wie sich dessen Teilnahme an zahlreichen
Gesandtschaften zur Zeit des Konstanzer Konzils erklären lässt.445 Hierzu wur-
den bereits Interpretationen von Forschern im 18. und 19. Jahrhundert vorgelegt:
Demnach sei Blumenstein zum einen ein Gelehrter gewesen, der Straßburg im
Streitmit demBischofWilhelmvonDiest beraten habe. Zumanderen habe er das
Amt des Straßburger Stadtschreibers ausgeführt. Diese Interpretationen sind
bereits zurückgewiesenworden, insbesondere dasAmtdes Stadtschreibers hatte
Blumenstein nie inne.446

Georg Modestin arbeitete heraus, dass es Blumenstein aufgrund seiner
Vermögensverhältnisse durchaus möglich war, der Gesandtentätigkeit für län-
gere Zeit auch unbezahlt nachzugehen.447 Diese ökonomische Abkömmlichkeit
erklärt seine prinzipielle Verfügbarkeit und möglicherweise auch seine Bereit-
schaft, gemeinsammit anderenGesandten für die Stadt diplomatischeAufgaben
wahrzunehmen. Dennoch ist damit noch nicht die Frage geklärt, warum Straß-
burg Johannes Blumenstein als Gesandten auswählte. Nach Georg Modestin sei
es „nicht auszuschließen, dass die geleisteten Dienste den Preis für die gesell-
schaftliche Reintegration Blumensteins nach dem Prozess von 1400 darstell-
ten.“448

Tatsächlich finden sich bereits im 14. Jahrhundert Hinweise darauf, dass
durch die Gesandtentätigkeit eine Art Reintegration in die städtische Gesell-
schaft ermöglicht werden konnte. Darüber berichtet eine Straßburger Chronik.
Im Zuge innerstädtischer Auseinandersetzungen in Straßburg rund um das Jahr
1349 kam es zur Absetzung der drei wichtigsten städtischen Amtsträger. Einer
wurde aus der Stadt verbannt, die anderen beiden durften für zehn Jahre nicht
mehr im Rat der Stadt mitwirken. Doch fand sich für sie eine andere Aufgabe:
doch nam man sü zuo heimelichen guoten sachen, und schihte sü zu dage und zu
stunden, und hette sü lieb und wert alse andere erbere burgere, in irre moße.449

Die Gesandtentätigkeit wird hier demnach als eine Möglichkeit dargestellt,
sich innerhalb der städtischen Gemeinschaft zu rehabilitieren. Die vormals ab-
gesetzten Amtsträger wurden trotz ihrer Verurteilung als Gesandte eingesetzt.
Der Dienst für die Stadt konnte möglicherweise demzufolge sogar das Ansehen
vormals verurteilter politischer Führungspersönlichkeiten wiederherstellen und
sie in den Kreis ehrenhafter Bürger reintegrieren.

444 Dieser Umstand ist bereits Georg Modestin aufgefallen, MODESTIN, Quellen, S. 236: „Der Straß-
burger Bürger (civis Argentinensis) Blumstein ist wie auch später das einzige Gesandtschafts-
mitglied, dessen Anwesenheit sich nicht durch ein (früheres) Amt erklären lässt.“

445 Vgl. zu diesenMisssionen: AVES, AA 168, 16, 17, 21, 30, 35, 39, 54 f., 56 f., 58; AVES, AA 1450, 54–
56; AVES, AA 166, 20 f.; AVES, AA 1445, 39, AVES, AA 1443, 33; AVES, II, 51, 3.

446 Zur Darstellung dieser Positionen vgl. MODESTIN, Quellen, S. 234, mit weiteren Literaturangaben.
Modestin hat sich von diesen Positionen distanziert, da für sie keine ausreichende Quellenbasis
vorhanden sei.

447 Zu Blumensteins Vermögensverhältnissen vgl. MODESTIN, Quellen, S. 238 f. und ebensoMODESTIN,
Ketzer, S. 109f.

448 MODESTIN, Quellen, S. 239.
449 HEGEL, S. 130. Vgl. hierzu bereits VON HEUSINGER, Old Boys, S. 166.

II. Organisation und Zuständigkeiten: Gesandtschaften und Außenpolitik104



Doch muss auch in Anbetracht dieser Möglichkeit die große Zeitspanne
berücksichtigt werden, die zwischen den Waldenserprozessen und dem Kon-
stanzer Konzil liegt. Ein Reintegrationsprozess, der erst etwa 15 Jahre später
einsetzte, erscheint durchaus fragwürdig. Zumal Blumenstein die Ereignisse des
Jahres 1400 offensichtlich gar keinen schwerwiegenden gesellschaftlichen
Schaden zugefügt hatten.450 Für eine derartige Reintegrationsmöglichkeit hätten
sich auch zuvor schon Gelegenheiten ergeben. Darüber hinaus ist auch infrage
zu stellen, ob man einen solchen Gesandten für besonders wichtige Gesandt-
schaften zum Konzil und sogar zu Papst Martin V. ausgewählt hätte. Weniger
verantwortungsvolle Gesandtschaften wären dafür sicherlich auch geeignet
gewesen. Tatsächlich war Blumenstein über Jahre für Straßburg in außeror-
dentlich bedeutsamen und schwierigen Angelegenheiten unterwegs. Den Hö-
hepunkt stellten Gesandtschaften zum Papst Martin V. dar, mit dem über den
Verbleib des Straßburger Bischofs im Anschluss an den Prozess in Konstanz
verhandelt wurde. Die Gesandtschaften führten ihn in diesem Kontext nach
Mantua und Florenz.451 Interessant ist, dass gerade Blumenstein als einziger
Straßburger Gesandter bei beiden Missionen dabei war. Im Verlauf der ersten
Mission wurden zwei Gesandte vom Rat aufgefordert, die Rückreise nach
Straßburg anzutreten. Der Stadtschreiber Meiger und Blumenstein sollten hin-
gegen ausdrücklich vorOrt bleiben.452Die Teilnahme an diesen Gesandtschaften
mussmit bestimmten Fähigkeiten oder Eigenschaften von Johannes Blumenstein
zusammenhängen. Möglicherweise war er gerade beimKonzil und am Papsthof
gut einsetzbar, da er vielleicht der lateinischen Sprache mächtig war oder sich in
kirchenrechtlichen Fragen gut auskannte. Wie bereits aufgezeigt wurde, war der
Stadtschreiber UlrichMeiger aufgrund derartiger Kenntnisse gerade imKontext
des Konzils als Gesandter auffällig häufig für Straßburg unterwegs. Ähnliche
Fähigkeiten waren vielleicht auch bei Blumenstein vorhanden. In jedem Fall war
er nicht über die sonst üblichen Wege – als vormaliger Amtsinhaber oder
Stadtschreiber – in den Dienst der Stadt gelangt.453

Auch die vorhandenen Belege zu seiner Person in der Korrespondenz jener
Jahre lassen so gut wie keine Rückschlüsse auf die Hintergründe für seine Tä-
tigkeit als Gesandter erkennen. Ebenso können nur wenige Aussagen zu seinen
Aufgaben innerhalb der Delegationen gemacht werden. Auffällig ist, dass Blu-
menstein zum Teil erst später zu den Gesandtschaften hinzustieß oder früher
wieder abreiste. Dies war deshalb der Fall, weil er Nachrichten zwischen Stadt

450 Diesen Umstand arbeitete Modestin selbst heraus, MODESTIN, Quellen, S. 233: „Was die Aus-
wirkungen des Waldenserprozesses betrifft, so lässt Blumensteins Lebenslauf überraschender-
weise keinen Knick erkennen […]“.

451 Vgl. hierzu bereits MODESTIN, Quellen, S. 236–238. Zur Gesandtschaftsreise nachMantua im Jahr
1418: AVES, AA 167, 2; AVES, AA 1444, 1–4, 35, AVES, AA 1453, 7. Zur zweiten Gesandt-
schaftsreise nach Florenz im Jahr 1419: AVES, AA 1444, 13; AVES, AA 1453, 11, 16.

452 AVES, AA 167, 2: […] und enpfelhen uch ouch mit ernste daz mit namen ir her Johanns Rudolff von
Endingen und ouch du Jacop Mansz furderlich her heim zu uns Riten wollent und daz du Blumenstein
und ouch ir Meister Ulrich zu hofe blibn sollent […].

453 Vgl. hierzu bereits MODESTIN, Quellen, S. 236.
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und Gesandten übermittelte. Somit erfüllte er eine Art Botenfunktion.454 Dies
machte ihn allerdings noch nicht zu einem städtischen Boten. In der Forschung
wurde diese Vorgehensweise als „Pendelverfahren“ bezeichnet.455 Möglicher-
weise fielen also eher organisatorische Aufgaben –wie eben auch der Austausch
von Nachrichten – in das Tätigkeitsfeld Blumensteins. In einem Gesandtenbe-
richt des Jahres 1417 wird explizit erwähnt, dass er für eine Besprechung der
Gesandtschaft Schriftstücke aus den mitgenommenen Dokumenten heraussu-
chen sollte. Ein Dokument war jedoch nicht auffindbar. Man schrieb nach
Straßburg und bat um Nachsendung.456 Als Johannes Blumenstein 1419 ge-
meinsam mit einem Vertreter des Straßburger Bischofs und einem städtischen
Schreiber zu Papst Martin V. entsandt wurde, war er für die Aufbewahrung des
mitgeführten Geldes und die anschließende Kostenabrechnung in Straßburg
zuständig. Er übernahm somit die bereits geschilderte Funktion des seckeler.457

Dennoch war Blumenstein auch in Beratungen involviert. Dies zeigt ein inner-
städtisches Protokoll. Darin wird er als einer von mehreren Gesandten genannt,
die an einer innerstädtischen Besprechung bezüglich vergangener Missionen
nach Konstanz beteiligt waren.458

Vieles ist bezüglich der Person und der Hintergründe für die Gesandtentä-
tigkeit des Johannes Blumenstein im Unklaren. Aufgrund der wenigen und
zumeist unspezifischenAussagen über seine diplomatischenAktivitäten bleiben
die dargelegten Ausführungen daher lediglich Erklärungsversuche. Dennoch
zeigt das Beispiel dieses eher außergewöhnlichenGesandten, dass die Stadt auch
Personen außerhalb der städtischen Führungskreise als Gesandte einsetzte. Dies
geschah bei Blumenstein vor allem kontextabhängig, da sich seine Tätigkeit auf
das Konstanzer Konzil und zwei darauffolgende Gesandtschaften zum Papst
beschränkte.

454 Vgl. hierzu exemplarisch zwei aufeinanderfolgende Briefe einer Gesandtschaft (August 1416):
AVES, AA 168, 17: […] woellend wisszen dasz wir nach dem und Blumenstein von uns geritten ist […]
und uf die zedel so wir uch bi Bluomenstein heim gesendet haben […]. Einige Tage später ist Blu-
menstein schon wieder aus Straßburg zur Gesandtschaft mit neuen Informationen zurückge-
kehrt, AVES, AA 168, 21: […] undwir woellen uf uwer meinung und den sin als ir uns bi Bluomenstein
enbotten hand halten und sůchen, so wir best moegen […].Weitere Beispiele: AVES, AA 168, 39 und
54.

455 KREUTZ, Botenwesen, S. 99.
456 AVES, AA 168, 35: […] lant wir uch wissen alsz wir uf hut zistag uber uwer sache wollten sitzen un

Bluomenstein die brieffe her fur suocht, die zů uwern sachen hortten, do funden wir der einunge nut, dar
unbe lieben herren, so redet mit her Klauwez dem schriber, daz er su sůche un furderlich har uf schickent
[…].

457 AVES, AA 1453, 16: […] und ouch mit den xxviii ducat die Blumenstein her wider mit im braht und den
drien an dem ungelt geantwurtet het […].Vgl. hierzu auch das Kapitel II (1.3.2) in der vorliegenden
Studie.

458 AVES, AA 1450, 54–56, hier 54r-v: Item als die heren gerotslaget hant, die ob der Stett sache gesessen
sint, mit namen her Heinrich von Landesperg Ritter, her Hug Voltsche, her Ulrich Bock […] her Johannes
Heilman, […], her Johannes Lumbart, Johans Blumenstein und Meister Ulrich […] Aber do her Johans
Bock und Blumenstein und Meister Hermann mit Hern Heilman zuo Meister Ulrich hin uf kamen.
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III. Kontextbezogene Herausforderungen für
Straßburger Gesandtschaften

Dieses Kapitel widmet sich den spezifischen Herausforderungen der Gesandt-
schaftsmissionen in den drei ausgewählten Fallbeispielen der vorliegenden
Studie. Vorrangiges Ziel ist es dabei, die kontextbezogenen Aktivitäten der Ge-
sandtschaften darzulegen und spezielle Anforderungen zu benennen. Der
Schwerpunkt wird an dieser Stelle somit auf einem Überblick über das breite
Tätigkeitsfeld von Straßburger Gesandtschaften zu Beginn des 15. Jahrhunderts
liegen. Auch wenn innerhalb der einzelnen thematischen Teilkapitel aus prag-
matischen Gründen zumeist eine chronologische Darstellung erfolgt, werden
nicht immer alle Gesandtschaftsmissionen der Fallbeispiele berücksichtigt wer-
den können. Insbesondere die zahlreichen Aktivitäten von Straßburger Ge-
sandtschaften zur Zeit des Konstanzer Konzils, aber auch im Kontext des Mar-
bacher Bundes können nicht Mission für Mission behandelt werden. Es geht im
Folgenden daher nicht vorrangig darum, eine Ereignisgeschichte der gewählten
Fallbeispiele nachzuzeichnen, sondern Anforderungen an und Herausforde-
rungen für Straßburger Gesandtschaften festzustellen.

1. Thronwechsel

Im Jahr 1400 stellte sich im deutschen Reich eine ungewöhnliche Situation ein,
nachdem die vier rheinischen Kurfürsten im August des Jahres König Wenzel
abgesetzt und den Pfälzer Ruprecht zum neuen König gewählt hatten. Die Ab-
setzung eines Königs war unüblich und von den Kurfürsten zuvor noch nicht
durchgeführt worden. Ihr Handeln rechtfertigten sie damit, dass Wenzel dem
Reich in vielerlei Hinsicht geschadet habe. Aufgrund ihrer Verantwortung für
das Reich sei schlussendlich die Absetzung Wenzels vorangetrieben und Ru-
precht zum neuen König gewählt worden. Die Vorwürfe gegenüber Wenzel
bezogen sich vorrangig auf dessen Untätigkeit in Reichsangelegenheiten und
seine mangelnde Initiative in der Beseitigung des Schismas. Insbesondere un-
tersuchte und diskutierte die Forschung den Vorgang von den Ursprüngen bis
zur Absetzung Wenzels und die damit verbundenen Absichten der Kurfürsten,
die Frage der Rechtmäßigkeit dieses Vorgehens und die verschiedenen Einflüsse
auf den Absetzungsvorgang und die Absetzungsurkunde. Innerhalb der Dis-
kussion haben sich bezüglich derDeutung derMotivation der Kurfürsten bei der
Absetzung Wenzels zwei dominierende und gegensätzliche Positionen heraus-
gebildet. Stellvertretend stehen hierfür insbesondere die Arbeiten von Alois
Gerlich459 und Ernst Schubert460. Alois Gerlich interpretierte die Absetzung als

459 Vgl. hierzu GERLICH, Habsburg.
460 Vgl. hierzu SCHUBERT, Königsabsetzung.



Ausdruck eines kurfürstlichen Machtstrebens,461 wohingegen Schubert dieser
Auslegung der von ihm als „Machthistoriker“ bezeichneten Fachkollegen
gänzlich widersprach. Schubert plädierte dafür, den Grund für das Ende der
Königsherrschaft Wenzels im Verantwortungsbewusstsein der rheinischen
Kurfürsten für das Reich zu suchen. Diese hätten den Herrscher nicht zum
Zwecke des eigenen Machtausbaus, sondern zu Gunsten des Reiches abge-
setzt.462 Martin Kaufhold betonte die inaktive Haltung Wenzels zur vermehrt
formulierten Kritik an seiner Königsherrschaft und sah darin einen Hauptgrund
für seineAbsetzung.Die ursprüngliche Kritik amHerrscher allein sei daher nicht
die Hauptursache gewesen, sondern vielmehr das Ignorieren dieser Kritik.463

Auch die Städte des Reichs wurden, wenn auch nur marginal, in derartige
Überlegungen der Forschung mit einbezogen, da sowohl die Parteigänger
Wenzels als auch die rheinischen Kurfürsten versuchten, sie für die eigene Po-
sition zu gewinnen. Dementsprechend beschränkten sich die meisten Darstel-
lungen auf die Rolle der Städte als Adressat der verschiedenen Interessengrup-
pen und gingen städtischen Aktivitäten im Zusammenhang mit der Königsab-
setzung nur vereinzelt und dabei oftmals nicht aus der Perspektive einzelner
Städte nach.464 Zwar wurden die Städte des Reiches durch die Kurfürsten nur
marginal in den Absetzungsprozess eingebunden, doch lassen sich dennoch
einige Aktivitäten von städtischer Seite gut nachvollziehen. Die Kurfürsten
suchten zwar den Kontakt zu den Städten und wollten sich ihrer Unterstützung
im Falle einer Absetzung Wenzels sicher sein, so der bisherige Konsens in der
Forschung. Doch die Kurfürsten waren nicht bereit, die Städte mit genaueren
Informationen bezüglich der eigenen Pläne zu versorgen. Die Städte nahmen
daraufhin in der Auseinandersetzung zwischen Kurfürsten und König eine eher
vorsichtige und beobachtendeHaltung ein.WährendEberhardHoltz das daraus
resultierende Verhalten der Städte, die die Pläne einer Königsabsetzung zu-
mindest nicht offiziell unterstützten, als abwartende Haltung charakterisierte,465

entgegnete Ernst Schubert, den städtischen Obrigkeiten sei vielmehr an einer
„innerstädtischen Machtbalance“ gelegen gewesen. Er konstatierte demnach
eine gewisse Vorsicht bei den städtischen Entscheidungsträgern, da dem „kö-
nigstreuen gemeinen Mann“ eine Herrscherabsetzung nicht zuzumuten gewe-
sen wäre. Weiterhin verwies Schubert darauf, dass das Festhalten an Wenzel
auch auf die Eidesleistungen der Städte gegenüber dem Luxemburger zurück-
zuführen sei. Eine Unterstützung der Kurfürsten in der Absetzungsfrage wäre
einem Eidbruch gleichgekommen. Dabei sei dem „Treuebekenntnis zu Wenzel“
ein Aushandlungsprozess unter den Städten vorausgegangen.466 Bezüglich des

461 Hierzu bereits JÖRG, Gesandte.
462 SCHUBERT, Königsabsetzung, S. 364–376. Vgl. hierzu auch KAUFHOLD, Rhythmen, S. 300.
463 KAUFHOLD, Rhythmen, S. 300 f.
464 Mit stärkerem städtischen Fokus HOLTZ, Reichsstädte, der jedoch auch die Rolle der Städte als

Adressaten der unterschiedlichen Parteien in den Vordergrund stellt und die abwartende Hal-
tung dieser betont, hier S. 185. Zudem zuletzt insbesondere bzgl. städtischer Gesandtschaften
JÖRG, Gesandte.

465 HOLTZ, Reichsstädte, S. 186.
466 SCHUBERT, Königsabsetzung, S. 393 f., Zitat auf S. 394.
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Eides und der damit verbundenen Privilegien und Freiheiten der Städte betonte
zuletzt Christian Jörg die Bedeutung der Unsicherheit innerhalb der städtischen
Führungsgremien. Die bei einer Absetzung zu befürchtende Unklarheit in der
Frage der Gültigkeit von königlichen Privilegien, die durch Wenzel ausgestellt
worden waren, habe die Städte vorerst am amtierenden König festhalten las-
sen.467 Unter Bezugnahme auf weitere von der Forschung eher unbeachtete
Quellen machte Christian Jörg auch auf die in diesem Kontext zahlreichen
zwischenstädtischen Verhandlungen aufmerksam.468

Die folgenden Analysen von Gesandtschaftsmissionen sollen die vielfältigen
und kontextbezogenen Herausforderungen an die städtischen Gesandtschaften
veranschaulichen und die Geschehnisse rund um den Thronwechsel aus einer
städtischen respektive Straßburger Perspektive beurteilen. Die Darstellung
gliedert sich im Folgenden in zwei Phasen. Zuerst werden Straßburger Ge-
sandtschaften im Kontext der Absetzung Wenzels im Fokus der Betrachtung
stehen und danach im Hinblick auf die Anerkennung Ruprechts. Oftmals wird
dabei – insbesondere im ersten Teilkapitel – die Perspektive der gesamten
Städtegruppe eingenommen.

1.1 Die Absetzung König Wenzels

Die Überlieferung Straßburger Gesandtenberichte und weiterer Straßburger
Quellen zur Absetzung Wenzels fällt verhältnismäßig gering aus. Doch gerade
aufgrund dieser Situation lohnt sich eine Betrachtung. Denn die Quellen werfen
die Frage auf, was Städte wie Straßburg unternahmen, wenn sie selbst den
Prozess der Absetzung nicht wesentlich beeinflussen konnten und zwangsläufig
durch die Abschottung der Fürsten zunächst in einer Beobachterrolle verharren
beziehungsweise sich auf zwischenstädtische Zusammenarbeit beschränken
mussten.

Im Folgenden stehen die Geschehnisse von Frühjahr bis Sommer des Jahres
1400 im Fokus der Betrachtung.469 Anfangs- und Endpunkt bilden dabei die
beiden Tage der Fürsten, die im Mai und August in Frankfurt und in Ober-
lahnstein stattfanden, da hier Aktivitäten Straßburgs insbesondere im Verbund
mit anderen Städten gut nachzuvollziehen sind.470Nachdemdie Städte zunächst

467 Zu diesen Befürchtungen in Bezug auf RTA III, Nr. 167 vgl. JÖRG, Gesandte, S. 48 f.
468 JÖRG, Gesandte.
469 DieAktivitäten verschiedener StädteundStädtegesandten imKontext desAbsetzungsprozesses

im Jahr 1400 sind in einem breiteren Rahmen bereits eingehend untersucht bei JÖRG, Gesandte,
S. 43–52. Christian Jörg konzentrierte sich dabei insbesondere auf zwischenstädtische Zusam-
menarbeit und erörterte am Beispiel der Absetzung Wenzels die Handlungsspielräume städti-
scher Gesandtschaften.

470 Zwar waren Straßburger Gesandte schon Ende 1399 in Frankfurt in dieser Angelegenheit auf
einem Tag der Fürsten anwesend, doch ist dies lediglich über einen anderen Bericht überliefert
und bietet daher keine ausreichende Grundlage für eine eingehende Untersuchung, vgl. hierzu
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die Aktivitäten der Fürsten auf dem Tag in Frankfurt im Mai 1400 eher beob-
achteten, versuchten sie anschließend auf zwei Versammlungen das gemeinsa-
me Vorgehen zu koordinieren. Die Treffen fanden Anfang Juli in Mainz und
Anfang August in Koblenz statt und dienten insbesondere der Ausarbeitung
einer gemeinsamen Position zur Absetzung Wenzels. Zudem war Ende August
ein Tag in Oberlahnstein zur Absetzung des Königs von den Kurfürsten geplant.
Die Städte des Reiches wurden aufgefordert, Vertreter mit Vollmachten zu ent-
senden und die Absetzungspläne zu unterstützen.471 In Oberlahnstein traten die
Städte schließlich mit einer diesbezüglichen Antwort vor die Fürsten.472

Ein erster Straßburger Gesandtenbericht stammt vom genannten Tag in Frank-
furt im Mai 1400. Die Gesandten Ulrich Bock und Rulin Barpfennig lieferten
darin anschauliche Einblicke in die allgemeine Situation vor Ort und die Tätig-
keiten ihrer Mission. Der Gesandtenbericht fällt insbesondere durch die Er-
wähnung der anwesenden Fürsten, ihrer jeweiligen Räte und weiterer anwe-
sender Personen auf. Detaillierte Angaben wurden auch zu Verhandlungszeiten
gemacht. Man vermerkte sogar, dass der Bischof von Trier geisteskrank ge-
worden sei, weshalb einer seiner Räte dessen Vertretung übernommen habe. Es
zeigt sich also zuerst einmal, dass die Gesandten bemüht waren, Informationen
zur aktuellen Situation zu bekommen und die Geschehnisse möglichst genau zu
beobachten und festzuhalten. Es wurde detailliert protokolliert, wer an be-
stimmten Verhandlungen teilnahm und wie lange diese andauerten.473 Zudem
beabsichtigten die Gesandten eine ausführliche Aufzählung der anwesenden
grafen, herren und stette von ihrer Reisemitzubringen.474 Eine entsprechende Liste
ist überliefert.475 Die Gesandten mussten sich ihre Informationen offenkundig
mühsam zusammensuchen, welche dadurch oftmals zunächst unvollständig
blieben. Barpfennig und Bock schrieben von verschiedenen Gesprächen, die
unterschiedliche Akteure mit den Kurfürsten abgehalten hatten. Zum einen
waren Vertreter europäischer Mächte zu Gast, die sich mit den Kurfürsten in der
Frage des Schismas besprachen. Zum anderen reiste auch ein königlicher Rat

RTA III, Nr. 93, S. 138. Vgl. zu diesem Tag in Frankfurt, auf dem die Städte noch nicht richtig in
die Absetzungsfragen eingebunden wurden, JÖRG, Gesandte, S. 44 f..

471 JÖRG, Gesandte, S. 46–48.
472 JÖRG, Gesandte, S. 51.
473 AVES, AA 116, 49; RTA III, Nr. 155, S. 202: Lieben herren. wir enbietent úch unser undertenigen

willigen dienst. Und lont úch wissen, daz wir koment an den nondage vor mittentage gen Franckefurd,
und fundend daminen heren vonColle und hertzogClemund den hertzogen von Sahsen und dez byschofs
rat vonTriere, wenn er selber aber fast krang ist an den sinnen alsmanuns geseit het.Und an demnondage
ze naht kammin herre vonMentze. und sint die vier fursten und des byschofs rat von Triere fruge an dem
fritag vor ymbis by einander gewesenwol vier stunde oder fúnfe, nach ymbes aber vier stunde oder fúnfe uf
den samest-tag [sic!], och also uff den sunnentag nach mittentage aber wol fúmf stunden by enander
gewesin. Und het jeder fúrst sine rete zwene geistlich und weltlich by in, und nit me, als uns geseit ist.

474 AVES, AA 116, 49; RTA III, Nr. 155, S. 202: und ist hier der hertzog von Brunswig und der hertzog von
Lúnnenburg sin brůder, und sussent vil graven und herren und stette die wir úch alle verschriben bringen
wellent mit uns.

475 Eine solche Auflistung, die sehr wahrscheinlich von den Straßburger Gesandten angefertigt
wurde, findet sich in RTA III, Nr. 138, S. 184–186.
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nach Frankfurt, der ebenfalls mit den Fürsten zu Gesprächen zusammenkam.
Auch hier blieb man jedoch über genauere Gesprächsinhalte zunächst im Dun-
keln,mussteman schließlich konstatieren, dassman nichtsweiter in dieser Sache
in Erfahrung habe bringen können.476

Ebenso sprach der königliche Rat Wenzels mit den verschiedenen Städtever-
tretern, darunter auch mit den Straßburgern. Er beklagte sich im Allgemeinen
über die ohne den Willen des Königs einberufene Versammlung. Zugleich warb
er bei den Städten für den König und appellierte an ihre Treue gegenüber
Wenzel. Die Städte hätten dem Rat recht allgemein versichert, sich nach den
Wünschen des Königs verhalten zuwollen.477 Ebensowollten die Kurfürstenmit
den rheinischen Städten sprechen, weiteres wisse man aber nicht darüber zu
berichten, so die Gesandten in ihrem Brief.478

Schließlich konnten die Gesandten doch noch mehr Informationen mit nach
Straßburg zurückbringen, als dieser Gesandtenbericht vermuten lässt. Denn es
sind noch weitere Schriftstücke und Aufzeichnungen der Gesandten überliefert,
die ebenfalls die Absicht der möglichst umfassenden Informationssammlung
erkennen lassen. Unter diesen befand sich eine Kopie einer Nachricht König
Wenzels an die Fürsten sowie eine eigene Verschriftlichung der Rede des Ritters
Johan von Dalburg, der den Städten in Frankfurt die Pläne der Kurfürsten er-
läutert hatte und dieselben aufforderte, derAbsetzungWenzels zuzustimmen.479

Diese detaillierte Informationsbeschaffung lässt sich in vielen Berichten der
Straßburger Gesandten zu Beginn des 15. Jahrhunderts nachweisen.480 Durch
dieses Vogehen war Straßburg zudem in der Lage, die Stadt Basel, welche keine
Gesandten nach Frankfurt geschickt hatte, im Nachhinein mit Informationen
über den Frankfurter Tag zu versorgen.481

Die angesprochene Aufforderung der Fürsten, der Absetzung Wenzels zu-
zustimmen, führte nun zur verstärkten Zusammenarbeit der Städte. Noch in

476 AVES, AA 116, 49; RTA III, Nr. 155, S. 202: […] mit den fúrsten zů redende umb ein einhellig hůpt der
cristenheit. Wie sú yn aber darúber geantwurtet habent, daz kúnnen wir noch nit dervaren […] und het
mit den fúrsten gerett. Waz daz ist, daz wissen wir nit.

477 AVES, AA 116, 49; RTA III, Nr. 155, S. 202: und het mit den gerett: unser herre der kúnig habe in
enbotten als gůt; und habe yn unbillich, daz die fúrsten sollich tage machen on yn da er nút umbe wisse,
und herren und graven und stette besendent da er doch daz oberst hůpt sy. Und het furbaß geret, daz die
stette blibent dahin als doher by unserm herren dem kúnige. Da han ymme die stette geentwurtet
einhelliclich: waz sú wústent daz unserm herren dem kúnige liep genode und diest were, daz woltent sú
allwegent gerne tůn. StraßburgsTeilnahme andiesemTreffenmit demköniglichenRat ist aus dem
Gesandtenbericht nicht direkt ersichtlich. Doch waren die Gesandten neben den Vertretern der
Städte Köln,Mainz, Speyer,Wormsund Frankfurt ebenfalls amTreffen beteiligt, wie ein anderer
Bericht über die Unterredung auch aufgrund der identisch wiedergegeben Gesprächsinhalte in
beiden Berichten zeigt, vgl. RTA III, Nr. 140.

478 AVES, AA 116, 49; RTA III, Nr. 155, S. 202: und die fúrsten hant sú besandt. Waz sú mit yn reden
woellent, daz wissent sie nit, oder warumbe.

479 RTA III, Nr. 139 und Nr. 142.
480 MENZEL, Gesandtschaftswesen, S. 70 f.; MANDEL, Studien, S. 156; LIENING, Interessenvertretung,

S. 196–202; LIENING, Überlegungen, S. 138f.
481 RTA III, Nr. 159 und Nr. 160.
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Frankfurt plante man dazu eine eigene Versammlung, die am 1. Juli in Mainz
stattfinden sollte, verschriftlichte den Beschluss sogleich und fügte ihn am Ende
der zusammengefassten Rede des Ritters Dalburg an.482 Das Ende des Frank-
furter Tages war somit der Beginn für eine verstärkte zwischenstädtische Zu-
sammenarbeit.

Auch Straßburg entsandte Anfang Juli Vertreter nachMainz. Die Gesandten
brachten von dieser Versammlung ein von allen Städtevertretern gemeinsam
ausgearbeitetes Schriftstück mit. Darin gingen die Gesandten der Städte Mainz,
Worms, Speyer, Frankfurt, Friedberg und Straßburg ausführlich darauf ein, wie
man den Kurfürsten auf der bevorstehenden Versammlung in Oberlahnstein
bezüglich der eigenen Position zur geplanten Absetzung Wenzels antworten
sollte.483 Zum einen wurde den Räten der Städte ein Vorschlag gemacht, was die
Gesandten, die man nach Oberlahnstein zu schicken beabsichtige, den Kur-
fürsten vortragen sollten.484 Zum anderen wurde empfohlen, dass man sich in
Zukunft wegen der geplanten Königsabsetzung mithilfe schriftlichen Nach-
richtenaustausches weiterhin abstimmen sollte.485

Bezüglich der Stellungnahme der Gesandtschaften in Oberlahnstein schlu-
gen die Gesandten ein zurückhaltendes Vorgehen vor. Sie sollten, entgegen der
Forderung der Kurfürsten, nicht mit voller Handlungsgewalt ausgestattet wer-
den. Bezüglich der inhaltlichen Fragen wurde ein Vorschlag für eine Ansprache
formuliert. Es sollte mit Nachdruck auf die problematische Situation der Städte
im Falle einer Absetzung Wenzels hingewiesen werden: Die eidliche Verpflich-
tung gegenüberWenzel und die hiermit verbundene Unsicherheit bezüglich der
von Wenzel bestätigten Privilegien waren wesentliche Punkte, die hervorgeho-
ben wurden. Die Gesandten sollten daher um weitere Informationen bitten,
insbesondere bezüglich eines möglichen Nachfolgers auf dem Königsthron.
Aufgrund dieser Bedenken, so der Vorschlag für die Argumentation gegenüber
den Kurfürsten, könne einer AbsetzungWenzels nicht ausdrücklich zugestimmt
werden. Gleichzeitig solle den Kurfürsten dennoch die eigene Verhandlungs-
und Gesprächsbereitschaft signalisiert werden. Man verfolgte also die Taktik,
sich keiner der gegenüberstehenden Parteien explizit anzuschließen und eine
abwartende Haltung einzunehmen.

482 RTA III, Nr. 142, S. 190: Item sollent die stede ire frunde uf den achten tag nach sant Johans tag Baptisten
zu mittem somer zu Mencze haben, ob iz iren reten wol gefellit, von der und andern sachen zu ratslagen.
Und sal igliche stad den rad zu Mencze ire meinunge dovon, umb ire frunde also zusamenzuschicken, so
sie kurzlichsten morgen, lassen wissen. Vgl. hierzu ebenso RTA III, Nr. 160, Straßburg leitete diese
Information auch an Basel weiter.

483 RTA III, Nr. 167. Die Quelle ist bereits ausführlich bei JÖRG, Gesandte, S. 47–50, interpretiert
worden. Die folgende Darstellung wird sich daher auf diese Ergebnisse stützen, zumal die
historischen Ereignisse eher das Vorgehen verschiedener Städte betreffen und die Quellen keine
dezidierte Straßburger Vorgehensweise erkennen lassen.

484 RTA III, Nr. 167, S. 211: daz dan der egnanten stete frunde, die zu deme dage gein Lanstein kommen
werden, den fursten eine einmudige antworte geben uf den sin und meinunge als hernach geschriben stet
[…]. Vgl. JÖRG, Gesandte, S. 48.

485 RTA III, Nr. 167, S. 212. Vgl. hierzu und den folgenden Ausführungen JÖRG, Gesandte, S. 49 f.
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Nachdem die Gesandten der einzelnen Städte diese Vorschläge der Mainzer
Versammlung den eigenen Stadträten überbracht und diese den Vorschlägen
offenbar zugestimmt hatten, fand ein erneutes Treffen am 8. August in Koblenz
statt.486 Auch in Koblenz veränderte sich die Position der Städte nicht mehr und
man blieb bei derselben Antwort an die Fürsten, die bereits zuvor in Mainz
vorformuliert worden war.487 Dieser Aushandlungsprozess zwischen den Städ-
ten, der spätestens seit Anfang Juli 1400 mit dem Tag in Mainz konkrete Posi-
tionen der Städte hervorrief, fand mit einem mündlichen Vortrag der Städtege-
sandten vor den Kurfürsten in Oberlahnstein seinen Abschluss.488 Dort wurde
Wenzel schließlich am 20. August 1400 abgesetzt. Auch über diesen Vorgang
informierten sich die Straßburger Gesandten wiederum sehr umfangreich: Sie
verschriftlichten die gegen Wenzel vorgebrachten neun Artikel, mit denen die
Kurfürsten die Absetzung rechtfertigten. Zugleich vermerkten sie die Wahl
Ruprechts am darauffolgenden Tag und die dabei anwesenden Personen.489

Die Aktivitäten Straßburger Gesandtschaften im Zuge der Absetzung König
Wenzels bringen zwei Tätigkeitsfelder zumVorschein, die eine vorrangige Rolle
spielten. Erstens erforderte die spezifische Situation zunächst die Beschaffung
von Informationen durch die Gesandten. Da man an den Aktivitäten der Kur-
fürsten nicht direkt beteiligt war, gleichsam aber von den drohenden Folgen
betroffen seinwürde, schickte Straßburg Gesandtschaften zunächst zumTag der
Kurfürsten nach Frankfurt. Zwar blieb den Gesandten vor Ort tatsächlich auch
nicht viel mehr übrig, als sich auf die Beobachterrolle zu beschränken, doch fällt
hier die akribische Informationsbeschaffung auf. Die Gesandten versuchten der
spezifischen Herausforderung der Situation gerecht zu werden, indem sie
möglichst detailliert anwesende Personen anhand einer ausführlichen Liste er-
fassten und in den Berichten genaue Angaben zu den einzelnen Handlungsab-
läufen machten. Die Situation änderte sich schließlich mit der Aufforderung der
Kurfürsten, zu den Absetzungsplänen selbst Stellung zu beziehen. Die Straß-
burger Gesandtenwaren an den folgenden zwischenstädtischen Verhandlungen
beteiligt, welche das zweite wesentliche Tätigkeitsfeld im Kontext der Abset-
zung bildeten: Hier mussten sich die Straßburger mit den anderen Städtege-
sandten über die gemeinsamePosition einigwerden,weitere Treffen undSchritte
organisieren und die gemachten Vorschläge sowohl in Straßburg vorlegen als

486 JÖRG, Gesandte, S. 51: „In allen zentralen Punkten waren die städtischen Führungsgremien den
Vorschlägen ihrer Gesandten gefolgt, die ja unter anderem auch selbst die Vorgaben der Ge-
sandtschaftsinstruktion für die Verhandlungenmit den Fürsten in Oberlahnstein schon bei ihrer
Besprechung in Mainz formuliert hatten.“

487 JÖRG, Gesandte, S. 51.
488 JÖRG, Gesandte, S. 51, hob denmündlichen Vortrag der städtischen Gesandten insbesondere vor

dem Hintergrund älterer Forschungsansichten zu den vermeintlich nicht vorhandenen Hand-
lungsspielräumendieser Personengruppe hervor und konnte anhanddieses Beispiels aufzeigen,
dass die Gesandten den gesamten Prozess, von der Ausarbeitung der Antwort bis zum ab-
schließenden mündlichen Vortrag vor den Kurfürsten, im Grunde selbst durchführten und
eigenständig gestalteten.

489 RTA III, Nr. 215.
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auch später vor den Kurfürsten gemeinsam mit anderen Städtegesandten ver-
treten.

1.2 Die Anerkennung König Ruprechts

Die Städte des Reiches stellte dieser Thronwechsel vor einige Probleme. Konkret
ging es dabei um die Frage, wer nun als rechtmäßiger König anzusehen sei. Dies
war für die Städte deshalb nicht einfach, da sie dem abgesetzten aber noch
lebenden Wenzel in der Vergangenheit als König gehuldigt und von ihm dem-
entsprechende Privilegien und Freiheiten bestätigt bekommen hatten. Dieses
Problem war bereits von den Städten im Zuge der Absetzung Wenzels vorge-
bracht worden. Zwar verlangten die Kurfürsten verbunden mit der Mitteilung
der Wahl Ruprechts, diesen als rechtmäßigen König anzuerkennen und ihm zu
huldigen, doch dies taten die Städte nicht ohne Weiteres.

Eine aufschlussreiche Quelle, die einem Städtetag in Mainz zuzuordnen ist,
entstand vermutlich am 8. September 1400.490 Die Forschungsdiskussion über
diese Quelle ist dabei symptomatisch für die oben skizzierte Beurteilung der
Rolle der Städte beim Thronwechsel. Es handelt sich hierbei um ein von der
bisherigen Forschung als Gutachten klassifiziertes Schriftstück, welches städti-
schen Abgesandten von ungenannten wisen gelerte große phaffen in dem rechten491

ausgestellt worden sei.492 Auch wenn weitere Angaben zu dieser Personen-
gruppe fehlen, wurde die Urheberschaft der Quelle von der Mehrheit der For-
scher dem im Dienste Ruprechts stehenden Rechtsgelehrten Job Vener zuge-
schrieben. Zuerst behauptete diesHermannHeimpel, der aus einer anfänglichen
Vermutung eine Tatsache kreierte.493 Auch Karl Schnith hatte in Berufung auf
Heimpel das Gutachten der kurpfälzischen Partei zugeordnet.494 Helmut G.
Walther nahm 1998 diesen Faden wieder auf und ging in seinen Ausführungen

490 RTA IV, Nr. 120.
491 RTA IV, Nr. 120, S. 132.
492 Vgl. hierzu die im Folgenden angegebene Forschungsliteratur.
493 HEIMPEL, Stadtadel, S. 424: „Als imSeptember 1400 die Städte Straßburg,Mainz, Kölnund andere

vom Rhein über die Form der Anerkennung des eben sein Königslager haltenden Königs Ru-
precht berieten, wurden sie von ‚etlichen weisen Gelehrten, großen Pfaffen in dem Rechte‘
gutachtlich beraten. Einer von diesen war Meister Reinbolt von Gemunde – wir werden aber
zeigen, daß an demGutachten auch Job beteiligtwar, wenn nicht überhaupt die ‚etlichen Pfaffen
in dem Rechte‘ mit Vater und Sohn Vener identisch sind.“ Diese Behauptung griff Heimpel in
seinembis heutemaßgebendenWerküber dieVener vonGmündwieder auf. Vgl.HEIMPEL, Vener
von Gmünd, S. 128: Heimpel wollte zunächst „nicht bestreiten, daß Urheber des Gutachtens
‚kurmainzische Juristen‘ gewesen sein können, ‚die natürlich den Standpunkt der Partei von
Oberlahnstein verteidigten‘. Aber der auffallende Aufenthalt Reinbold Veners in Mainz deutet
doch darauf hin, daß er an demGutachten beteiligt war oder es gar verfasst hat […]“, schließlich
heißt es dann auf S. 176: „Und gemäß unserer im dritten Kapitel vorgetragenen Kombination
war sein erster Dienst für den neuen König ein großer und ein gelehrter Dienst: neben seinem
Vater gutachtet Job gegenüber rheinischen Städten imSinne derAnerkennungdes neuenKönigs
– mit Argumenten aus der Goldenen Bulle: ein glänzender Anfang.“

494 SCHNITH, Gedanken, S. 318 und S. 323.
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noch über die Interpretation seiner Vorgänger hinaus: Demnach sei Job Vener
sogar von Ruprecht als königlicher Bote zu den rheinischen Städten entsandt
worden, um jene für dessen Seite zu gewinnen. Deshalb habe er auch das von
ihm und seinem Vater Reinbolt Vener entworfene Gutachten den städtischen
Abgesandten persönlich erläutert.495NachWalther ergriffen also nicht die Städte
die Initiative, holten sich also nicht selbständig ein Gutachten in der strittigen
Thronfrage ein, sondern der neue König selbst sei es gewesen, der den Städten
unaufgefordert einGutachten unterbreitet habe. DerDarstellungWalthers folgte
wiederum im Jahr 2003 Martin Kaufhold und sah ebenfalls die Initiative für das
Gutachten auf Seiten des neu gewählten Königs.496

Belege gibt es hierfür allerdings keine und auch vor dem Hintergrund der
bisher geschilderten städtischen Bemühungen in der Frage des Thronwechsels
und den noch aufzuzeigenden weiteren Aktivitäten muss eine derartige Inter-
pretation in Zweifel gezogen werden. Auch wenn diese Interpretation auf den
ersten Blick nicht völlig abwegig erscheint, so muss bei ihrer Beurteilung doch
daran erinnert werden, dass die Personen, von denen sich die Gesandten ver-
schiedener Städte beraten ließen, in der Quelle als wisen gelerte große phaffen in
dem rechten bezeichnet wurden und diese nicht eindeutig zu identifizieren
sind.497 Vor diesem Hintergrund muten die dargestellten Interpretationen doch
recht merkwürdig an, zumal weitere Indizien gegen diese Annahme sprechen:
So wird in keiner der hier genannten Studien in Betracht gezogen, dass sich die
Städte eigenständig um ein solches Gutachten in der politisch komplexen Si-
tuation des Jahres 1400 bemüht haben könnten. Somit liegt eine Blickverengung
vor, durch die die städtischen Aktivitäten im Kontext des Thronwechsels zu
Unrecht unterschätzt wurden. DerMainzer Städtetag war nämlich ausdrücklich
einberufen worden, um sich in der Sache des Thronwechsels zu beraten.498 Be-
reits die erstenZeilen derQuelle und ihr gesamterAufbau zeigen, dass darin eine
Beratung geschildert wird, welche von den versammelten Städten selbst stark
beeinflusst wurde. Es kommen bei genauerer Betrachtung zugleich starke
Zweifel auf, ob es sich tatsächlich um ein schriftliches Gutachten oder vielmehr
um eine Mitschrift der städtischen Gesandten handelt, die die Beratung zu-
sammenfassten. Die Einordnung der Quelle ist deshalb von Bedeutung, da die
Forschung dem vermeintlichen Gutachten einen erheblichen Einfluss auf die
Position undHandlungen der Städte zugesprochen hat und sich daraus das oben

495 WALTHER, Problem, S. 24.
496 KAUFHOLD, Entscheidungsstrukturen, S. 137; sowie KAUFHOLD, Rhythmen, S. 302: „Nach der Ab-

setzung Wenzels im August 1400 bemühten sich die Kurfürsten weiterhin um eine Unterstüt-
zung ihres Urteils bei Fürsten, Grafen, Herren und Städten. So etwa im September 1400, als der
Protonotar Ruprechts von der Pfalz, Job Vener, auf einem Mainzer Städtetag die Anwesenden
von der Rechtmäßigkeit eines neuen Königs überzeugen wollte. Der neue König Ruprecht
schickte sein gelehrtes Personal um diesen Versuch der Überzeugung und Mobilisierung zu
unternehmen […]“.

497 DÜRSCHNER, Thron, S. 146, weist zwar differenzierter als Walther und Kaufhold auf die Proble-
matik der Quelle hin, legt sich aber dennoch fest: „Da es jedoch keinenweiteren Beleg gibt, muss
diese Spezifizierung Spekulation bleiben; allein dass es Anhänger Ruprechts waren, ist klar.“

498 Vgl. etwa RTA IV, Nr. 115, Nr. 118 und Nr. 119.
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skizzierte Bild einer von der königlichen Partei beeinflussten Städtegruppe
entwickelt hat. Erstaunlich ist dabei, dass andere Quellen, wie etwa die Straß-
burger Gesandtenberichte, die für die weiteren städtischen Aktivitäten sehr
aufschlussreich sind, in dieseÜberlegungenweitestgehend nichtmit einbezogen
wurden. Dabei ist eine genauere Betrachtung dieser in den Reichstagsakten
edierten Quellen für die Beurteilung der städtischen Positionen und Aktivitäten
unverzichtbar.

Um die Herausforderungen für die Straßburger Gesandtschaften und ihre
Tätigkeitsfelder im Kontext der Anerkennung des neuen Königs durch Straß-
burg sinnvoll beurteilen zu können, muss noch einmal auf die Quelle einge-
gangen werden, welche von der bisherigen Forschung als Gutachten der kur-
pfälzischen Partei eingeordnet wurde. Denn nicht nur die Zuschreibung zu
einem bestimmten Gutachter, sondern auch die Einordnung der Quelle als
Gutachten erscheint fragwürdig. Betrachtet man nämlich den genauenWortlaut,
den Aufbau und die Beschaffenheit im Original, so lässt sich die Annahme, dass
es sich hierbei um ein Gutachten handelt, das den Städten einfach vorgelegt und
erläutert wurde, nicht aufrechterhalten.

Die im Straßburger Stadtarchiv überlieferte Quelle ist tatsächlich, wie im
Grunde auch die edierte Fassung in den Reichstagsakten, einer Mitschrift von
Beratungsgesprächen, die von den Straßburger Gesandten angefertigt wurde.
Bereits aus den ersten Sätzen der Quelle geht hervor, dass die Städtevertreter die
Gruppe der geistlichen Gelehrten initiativ mit ganz konkreten Anliegen be-
züglich des Thronwechsels konfrontierten.499Eswurden drei konkrete Fragen an
die Gelehrten gerichtet, welche diese imAnschluss beantworten sollten.500Dabei
ging es vorwiegend um die Handlungsmöglichkeiten der Städte in dieser Si-
tuation, die sich aufgrund der geleisteten Eide gegenüber Wenzel als schwierig
darstellte. Die Städtegesandten waren sich dieser Problematik bewusst –wie im
Übrigen ja schon vor derAbsetzungWenzels –undmussten nicht eigens, wie die
bisherige Forschung zu dieser Quelle suggeriert, von der kurpfälzischen Partei
durch die Unterbreitung eines Gutachtens darauf aufmerksam gemachtwerden,
um zugleich von der königlichen Partei die Lösung direkt präsentiert zu be-
kommen. Vielmehr waren es die Städte und die städtischen Gesandten vor Ort,
die in ganz konkreten Fragen einen Rat von rechtlich gebildeten Personen ein-
holten. Dies zeigt, dass die Aktivitäten und Handlungsmöglichkeiten der Städte
von der Forschung weitestgehend unterschätzt wurden.

Die in den folgenden Monaten von Straßburger Gesandtschaften vorgenom-
menen Reisen und Verhandlungen zeigen recht deutlich, dass sich diese recht-
lichen Beratungen inMainzmit den erhaltenen Ratschlägen auf dasHandeln der
Straßburger Gesandten auswirkten. Vorrangiges Ziel der Gesandtschaftsreisen

499 AVES, AA 116, 10 (zugleich RTA IV, Nr. 120): Zuo wissen si, als etzlicher stete fruende zuo disser zit
zuoMencze bi ein gewest sint, sich von der viranderunge wegen als an dem heilgen riche gescheen ist und
umb disse nachgeschriben stuecke zuo undirsprechen und zu ratslagen, wie sich dieselben stete darinne
gehalden und bewaren mogen.

500 AVES, AA 116, 10.
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war die Verhandlung der städtischen Privilegien und die damit verbundene
Anerkennung und Huldigung durch die Stadt. Dabei kommen zwei grund-
sätzliche Verhandlungsfelder der Gesandten sowie zwei Interessenschwer-
punkte in der Informationsbeschaffung und Berichterstattung zum Vorschein.

Zum einen waren die Gesandten für die inhaltlichen Aspekte der Privilegi-
enverhandlungen verantwortlich. Zum anderen spielten bezüglich des Ablaufs
dieser Verhandlungen und bei der Anerkennung des Königs auch Fragen der
symbolischenKommunikation implizit und explizit eine gewichtige Rolle, die in
einem gesonderten Kapitel dieser Arbeit noch einmal im Detail betrachtet wer-
den.501

Darüber hinaus fallen die Briefe der Gesandten wieder durch ihre sehr hohe
Informationsdichte auf. Berichtet wurde vorrangig über die Frage, wie sich an-
dere politische Akteure gegenüber Wenzel und Ruprecht verhielten. Insbeson-
dere holten die Gesandten über die Aktivitäten anderer Städte Informationen
ein, die über die geplanten oder bereits vollzogenen Privilegienverhandlungen
sowie zu zeremoniellenAkten – etwa der Einzug desHerrschers undHuldigung
der jeweiligen Stadt – Auskunft gaben. Ein weiterer größerer Interessenbereich
bezog sich auf die Situation Wenzels, dessen militärisches Vorgehen gegen Ru-
precht zeitweilig noch immer im Raum stand. Hierzu versuchten die Gesandten
ebenfalls ein Stimmungsbild einzufangen und nach Straßburg weiterzugeben.

Die beschriebenen Tätigkeitsfelder und Interessenschwerpunkte der Be-
richterstattung waren wechselseitig miteinander verbunden und durch die
spezielle Situation dieses Thronwechsels bedingt. Eigenes Handeln und das
Wissen um das Handeln anderer Akteure versuchte man miteinander in Ein-
klang zu bringen. Somit waren für die Straßburger Gesandtschaften spezielle
Herausforderungen gegeben. Wie sich die Gesandten diesen Anforderungen
stellten, sollen die folgenden Ausführungen genauer klären.

Nachdem Anfang September 1400 die erwähnte Versammlung der Städte in
Mainz mit den Beratungen in rechtlichen Fragen stattgefunden hatte, folgten ab
Ende Oktober intensive Verhandlungen Straßburgs mit dem König. Diese
wurden von einer Gesandtschaft zwischen Ende Oktober und etwa Mitte No-
vember geführt. Dabei reiste die Gesandtschaft dem König von Stadt zu Stadt
hinterher. Ruprecht verhandelte zeitgleichmitweiteren Städten oder empfing zu
dieser Zeit bereits die Huldigung einzelner Städte, nachdem er in diese einge-
zogen war.

Die Straßburger Gesandtschaft reiste dabei zunächst über Mainz nach
Frankfurt zum neuen König. Anschließend begleitete man ihn wieder zurück
nach Mainz und dann nach Worms, Heidelberg und Speyer. Diese Mission
wurde von ein und derselben Gesandtschaftsdelegation durchgeführt,502 gebil-
det durch die führenden Politiker der Stadt – Heinrich von Mülnheim, Thomas
von Endingen, Ulrich Bock und Rulin Barpfennig. Die einzelnen Berichte, die in

501 Vgl. hierzu Kapitel IV (4.).
502 ZumVerlauf derGesandtschaftsmission vgl. die einzelnen StraßburgerGesandtenberichte, RTA

IV, Nr. 166, Nr. 167, Nr. 169, Nr. 171–173.
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einem relativ kurzen Zeitraum entstanden sind, zeichnen sich zum größten Teil
durch ihren hohen Informationsgrad aus, die Gründe hierfür wurden bereits
benannt.

Der erste überlieferte Gesandtenbericht ist auf den 25. Oktober 1401 datiert
und schildert insbesondere die Geschehnisse des Aufenthaltes in Mainz.503 Weil
sich der König in Frankfurt befand, kam es zu diesem Zeitpunkt noch nicht zu
Verhandlungen. Da die Gesandten allerdings beim Mainzer Bürgermeister
zahlreiche Informationen eingeholt hatten, berichteten sie an den Straßburger
Rat. Die Informationen bezogen sich auf das Verhalten verschiedener Städte und
die Pläne König Ruprechts bezüglich des Einzugs in Frankfurt und weiteren
Städten: Demnach waren sowohl Mainzer Gesandte als auch Gesandte anderer
Städte bereits in Frankfurt beim König, um mit diesem zu verhandeln. Der
Mainzer Bürgermeister gab zudem Auskunft über die Einzugspläne des Königs
in Mainz. Die Stadt hatte bereits beschlossen, ihn einziehen zu lassen. Auch in
Frankfurt waren die Vorbereitungen des Königs bezüglich des Einzuges in die
Stadt amMainweit vorangeschritten, sodass bereits Einzelheiten der Zeremonie
bekannt waren. Detaillierte Angaben konnten zudem zu den geplanten Ge-
schenken der Stadt Frankfurt gemacht werden.504

Die Straßburger Gesandtschaft reiste daraufhin weiter nach Frankfurt. Der
nächste Brief wurde fünf Tage später abgefasst und berichtet sehr ausführlich
über den dortigen Aufenthalt.505 Es wurde zunächst der erfolgte Einzug des
Königs in Frankfurt gemeldet, den man jedoch knapp verpasst hatte. In Frank-
furt suchten die Straßburger Gesandten dann zuerst den Kontakt zur Mainzer
Gesandtschaft. Ausführlich berichtete der Mainzer Gesandte, ehemalige Bür-
germeister undRatsherrHeinrich zum Jungen über die bereits vorangegangenen
gemeinsamen Verhandlungen der Gesandten der Städte Köln, Worms, Speyer
und Mainz mit dem König, die in Mainz auch unter Beteiligung der Kurfürsten
stattgefunden hatten. Die sehr detaillierten Ausführungen hierzu im Bericht der
Gesandten verdeutlichen die hohe Relevanz dieser Informationen, die den
Straßburger Gesandten und auch dem Stadtrat zur Orientierung bei den eigenen
Verhandlungen dienen konnten. Die einzelnen Verhandlungsschritte und Posi-
tionen der Verhandlungsparteien wurden genau registriert und dem Rat in
Straßburg mitgeteilt. Nach mehrmaligen Anläufen kamen die genannten Städte
und die königliche Partei schließlich zu einer Einigung bezüglich der städtischen
Privilegien.506 Weiterhin unterrichtete Heinrich zum Jungen die Straßburger
Gesandten über die Verhandlungen mit dem König bezüglich des Einzuges in
Mainz.

Weitere Informationen betrafen den zweiten großen Interessenschwerpunkt
in der Berichterstattung der Straßburger: Die Situation und Pläne des abge-
setzten Wenzel. Heinrich zum Jungen gab recht detailliert Auskunft über
Nachrichten, die er selbst aus Nürnberg erhalten hatte. Sie handelten vom ab-

503 Zum Folgenden vgl. RTA IV, Nr. 166.
504 Vgl. hierzu mit genaueren Ausführungen Kapitel IV (2.2).
505 Zum Folgenden vgl. RTA IV, Nr. 167.
506 RTA IV, Nr. 167, S. 190f.
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gesetzten Wenzel und dessen Verhandlungen im Oktober 1400 mit seinem
Bruder König Sigismund von Ungarn und weiteren Herren. Diese wollten ihm
gegen Bezahlung bei einem Kriegszug ins Reich und gegen Ruprecht helfen.507

Diese Absichten scheiterten jedoch aus verschiedenen Gründen, insbesondere
die Bedingungen Sigismunds machten eine Zusammenarbeit für Wenzel wohl
unmöglich.508 Für die hier vorliegende Fragestellung sind diese Schilderungen
der Pläne Wenzels von besonderer Relevanz, da eine Konfrontation zwischen
Wenzel und Ruprecht die Lage der Städte und ihre Privilegienverhandlungen
durchaus hätte beeinflussen können, sollte Wenzel sein Königtum doch noch
erfolgreich verteidigen. Aus diesem Grund waren die Nachrichten von mögli-
chen respektive gescheiterten Plänen militärischer Unternehmungen Wenzels
gegen Ruprecht für die Städte und somit auch für Straßburg wichtig. Deshalb
wurden sie auch genau registriert und nach Straßburg gemeldet. Die Gesandten
hatten in dieser spezifischen Situation also die Verantwortung, derartige, für die
Verhandlungen der städtischen Privilegien und die Frage der Anerkennung des
Königs relevanten Informationen zu sammeln, da diese eng mit ihrer Haupt-
aufgabe – der Verhandlungsführungmit demKönig – verbunden und somit von
besonderer Wichtigkeit waren.509

Ebenso fanden in Frankfurt bereits erste Unterredungen mit Räten des Kö-
nigs statt, die jedoch aufgrund der Weiterreise Ruprechts nach Mainz unter-
brochen werden mussten.510 Auffällig ist hierbei, dass verschiedene Zusam-
menkünfte im Vorfeld der offiziellen Beratungen mit königlichen Bevollmäch-
tigten stattfanden. Die Straßburger Gesandten scheinen bestens vernetzt gewe-
sen zu sein und führten schon vorab und auf eigene InitiativeVerhandlungenmit
dem königlichen Rat Graf Friedrich von Leiningen, der sich später auch an den
offiziellen Gesprächen der königlichen Delegation mit den Straßburger Ge-
sandten beteiligte.511

507 RTA IV, Nr. 167, S. 191 f.: […] das der kúng von Ungern were mit grossem volke komen gen Kutten uf
den berg, so were ein marggrave genant Sygemunt kommen gen Swidenicz in ein closter darby, so werent
alle landezherren zuo Behem och daby kommen, so were der Behemische kúnig ouch darby uf ein húselin
kommen, und hette der kúnig von Ungern gesprochen zuo dem Behemschen kúnige: er und die andern
weren alle da und woltent im helfen sin ere und lant ze beschirmende, also daz er den búttel ufdete; wolter
er das tuon, so wolltent sie im helffen; wollte er das nit tuon, so kundent sie im nit gehelffen. Do wart inen
von dem Behemschen kúnig geantwúrtet, das er das nit meynde zu tuonde. Do wurdent der kúnige von
Ungern und die landesherren zornig, und meint man, der kúnige von Ungern margrafe Sygemunt und
die landesherrenwoltentmit irem volke ziehen úbermarggrafe Procobe und demnherczogen vonTroppow,
undwoltent danne úber den Behemschen kúnige, undwolte der kúnig vonUngern den Behemschen kúnig
gefangen legen und im gnug geben bicz an sinen tod.

508 Vgl. hierzu HOENSCH, Sigismund, S. 101 f.
509 Vgl. hierzu auchdie von anderer Seite übermittelten Informationen in dieserAngelegenheit RTA

IV, Nr. 171.
510 Dabeiwurden offenbar bereits bestehendeAnliegen desKönigs, die demRat in Straßburg zuvor

durch königliche Räte überbracht worden waren, nochmals an die Gesandten herangetragen,
RTA IV, Nr. 167, S. 192: die batent uns glich alse grafe Emiche und der von Hentschuochesheim úch
daheim batent […].

511 RTA IV, Nr. 167, S. 192. Friedrich von Leiningen gehörte zu den weltlichen Räten König Ru-
prechts, vgl. zudiesemMORAW, Beamtentum, hier S. 94; BRINKMEIER, Leiningen, S. 136–141.Weitere
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Die Straßburger Gesandtschaft folgte Ruprecht nachMainz, verfasste dort einen
weiteren Bericht, den sie jedoch nicht über einen herkömmlichen Boten ver-
schickte. Der Gesandte Ulrich Bock überbrachte das Schreiben eigenhändig nach
Straßburg. Dieses Vorgehen diente dazu, die Inhalte des Berichtes direkt im Rat
der Stadt zu erläutern undweitereMaßnahmen zu besprechen.512Dies zeigt sich
unter anderem an einem späterenGesandtenbericht, in demdarauf eingegangen
wird, dassman auf derGrundlage der Besprechungen zwischenUlrich Bock und
dem Rat der Stadt die Verhandlungen mit den königlichen Räten weiter vor-
angebracht und zu einem Abschluss geführt habe.513

Das Hauptanliegen dieses Berichtes waren die Verhandlungen mit den kö-
niglichen Räten inMainz, die eine detaillierte Schilderung erfuhren. Inmehreren
Gesprächen, welche durch Absprachen zwischen Ruprecht und seinen Räten
unterbrochen wurden, verhandelten die Straßburger Gesandten über genaue
Inhalte der zu bestätigenden Freiheitsbriefe der Stadt.514NachdemRuprecht also
in Mainz eingezogen war und Straßburg die Verhandlungen mit seinen Räten
vor Ort fortgesetzt hatte, zog der König weiter nachWorms, wo ihm der Rat der
Stadt huldigte. Aus Worms ist ein weiterer Gesandtenbericht vorhanden.515 Zu
dieser Zeit war der Gesandte Ulrich Bock noch nicht von seiner Reise nach
Straßburg zurückgekehrt. Vermutlich deshalb erfolgten auch keine weiteren
Verhandlungen mit der königlichen Seite, schließlich klärte Bock die Einzelhei-
ten der Privilegienbestätigung zunächst in Straßburg mit dem Rat der Stadt ab.
Der Bericht aus Worms beinhaltete daher ausschließlich verschiedene relevante
Informationen und weniger Schilderungen eigener Aktivitäten, wie auch der
Schlusssatz des Berichts eindrücklich den Sinn und Zweck des Schreibens of-
fenlegt: dis verschriben wir úch darumbe daz ir wissen was wir gehort und vernommen
hant.516 Die weitergeleiteten Informationen betrafen die Lage Wenzels und die
weiteren Reisepläne Ruprechts in Richtung Heidelberg und wurden über un-
terschiedliche Quellen zusammengetragen. Wenzel war erneut mit Sigismund
zusammengekommen, doch konnte abermals zwischen ihnen keine Einigung

Gespräche wurden mit Eberhard von Ramberg, Gerhard Harakart und Arnold von Sircke ge-
führt. Über den Inhalt der Gespräche machten die Gesandten keine Angaben und verwiesen
stattdessen auf mündliche Berichterstattung.

512 Dies geht sowohl aus der Beschaffenheit des Schreibens hervor als auch aus der weiteren Kor-
respondenz zwischen Gesandtschaft und Stadtrat. Der Bericht verfügt weder über eine Adres-
sierung noch über eine Anschrift. Am Ende des Berichts befinden sich darüber hinaus kurze
Notizen, die als weitere Handlungsempfehlungen und Anweisungen für die Gesandtschaft zu
interpretieren sind, vgl. hierzu RTA IV, Nr. 169 f. inkl. der vorhandenen Anmerkungen ebd.,
sowie AVES, AA 123, 12r-13r.

513 Aus einem späteren Gesandtenbericht ist zudem ersichtlich, dass sich der Gesandte Ulrich Bock
zwischenzeitlich in Straßburg aufgehalten und mit dem Stadtrat besprochen hatte, RTA IV,
Nr. 172; AVES, AA 123, 15: Lieben herren. wir embieten úch unsern gewilligen dienst. also ir hern
Uolrich Bock wider zuo uns gevertiget hant, der het uns wol geseit wie er von úch gescheiden ist. und hont
dovon also gestern unde hútemit unsers herren des kúniges reten geretd und getedinget so vil, daz es blibet
noch uwer und unserme willen und daz uns das besigelt und bestetiget wurt.

514 RTA IV, Nr. 169; AVES, AA 123, 12r-13r.
515 RTA IV, Nr. 171; AVES, AA 116, 36.
516 RTA IV, Nr. 171, S. 197.
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bezüglich eines Kriegszuges ins Reich erzielt werden.Nachdem Sigismund seine
diesbezüglichen Forderungen formuliert hatte, war Wenzel offenbar einfach
davongeritten und in ein Bad gegangen. Sigismund habe er zornig zurückge-
lassen.517 Sigismund selbst suchte nun den Kontakt zu Ruprecht und wollte sich
dem neuen König wohl annähern, so der Bericht der Straßburger Gesandt-
schaft.518 Weitere Nachrichten betrafen die Abkehr zahlreicher politischer Ak-
teure von Wenzel.

Die Nachrichten waren deshalb von Bedeutung, da nun alles darauf hin-
deutete, dass sich Ruprecht als König im Reich durchsetzen würde. Wenzels
Rückhalt schwand oder war bereits gar nicht mehr vorhanden. Die anfänglichen
Unsicherheiten in Bezug auf die Anerkennung des neuen Königs dürften spä-
testens jetzt obsolet geworden sein. Vor dem Hintergrund dieser Ereignisse er-
klärt sich auch die ausführliche Berichterstattung, da sie für die Frage der An-
erkennung Relevanz besaß.

Die Gesandten folgten dem König weiter auf seiner Reise und spätestens in
Heidelberg stieß auch wieder Ulrich Bock zur Gruppe hinzu. Von dort schrieben
die Gesandten einen erneuten Brief und schilderten darin den Abschluss der
Verhandlungen mit Ruprecht.519 Nach letztmaligen Vorbesprechungen mit den
Räten des Königs traten die Gesandten vor Ruprecht und trugen die Verhand-
lungsergebnisse vor. Nachdem dieser seine Zustimmung gegeben und veran-
lasst hatte, alles schriftlich festzuhalten und zu besiegeln, beglückwünschte man
Ruprecht zu seiner Wahl.

Im Anschluss daran reiste ein Teil der Gesandtschaft sehr wahrscheinlich
wieder zurück nach Straßburg, denn der nächste Gesandtenbericht wurde in
Speyer von denGesandten Ulrich Bock undRulin Barpfennig verfasst. Demnach
waren die Gesandten Heinrich von Mülnheim und Thomas von Endingen nicht
mehr mit dabei. In Speyer verfolgten die Gesandten den Einzug des Königs und
konnten zudemnoch über den bevorstehenden Einzug in Straßburg verhandeln.
Bock und Barpfennig konnten dabei aushandeln, dass der König keine geäch-
teten Straftäter mit nach Straßburg einziehen ließ, so wie es eigentlich üblich
war.520

517 RTA IV,Nr. 171, S. 196: do kerte sich kúnigWentzelaus umbe und hieß ime ein pfert bringen und saß zuo
stunt daruff one alle antwurte und reit in die badestube. Der kúnig vonUngernwuste nit wor sin bruoder
kúnigWentzelau gerittenwas, und stunt undwartete einre antwurte.Und do er lange gebeitete, do frogete
er war sein bruoder geritten were und wo er were. Do seite man ime, der kúnig wer in daz bat geritten. Do
wart der kúnig von Ungern zornig und saß zuo stunt mit den sinen uff und reit hinweg.

518 RTA IV, Nr. 171, S. 197: item das der kúnig von Ungern sin botschaft ußgefertiget hette zuo dem nuwen
kúnige zu besehende obe der nuwe kúnig sich zuo ime vereinigen wollte; wollte der nuwe kúnig daz duon
undwolte ime helffen des besten zuo dem lande von Behem sowolte er ime ouch hinwider helffenwider den
herren von Meyelon.

519 RTA IV, Nr. 172; AVES, AA 123, 15.
520 RTA IV, Nr. 173.
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2. Marbacher Bund

Die Gründung des sogenannten Marbacher Bundes, der sich am 14. September
1405 in Marbach am Neckar zusammenschloss, geht auf unterschiedliche Ur-
sachen zurück.521 Hierbei sind vielfältige Motivationen der einzelnen Grün-
dungsmitglieder zu berücksichtigen, die insbesondere aus diversen Konflikten
mit König Ruprecht entsprungenwaren. Zu den Gründungsmitgliedern zählten
Erzbischof Johann von Mainz, Markgraf Bernhard von Baden, Graf Eberhard
von Württemberg, 17 schwäbische Städte sowie die Stadt Straßburg.522 Später
kamenGraf Philipp vonNassau, Herzog Ludwig von Bayern, die StädteWorms,
Speyer sowie Rothenburg und weitere Bündnispartner hinzu.523 Die Mitglieder
verpflichteten sich zu gegenseitiger Hilfestellung im Kriegsfall. Dabei wurde
auch ein eventuelles Vorgehen gegen König Ruprecht nicht ausgeschlossen,
sollte sich dieser mit militärischen Mitteln gegen eines oder mehrere der Mit-
glieder des Bundes wenden oder diese in ihren Freiheiten oder Rechten schä-
digen.524

Wesentliche Gründe für die Entstehung waren insbesondere territorialpoli-
tische sowie fiskalische Konflikte mit Ruprecht.525NachdemderMainzer Bischof
Ruprecht bei seiner Wahl zum König noch unterstützend zur Seite gestanden
hatte, war er nun in verschiedene territoriale Streitigkeiten mit dem Pfälzer
verwickelt.526 Markgraf Bernhard von Baden und Graf Eberhard von Württem-
berg hatten ähnliche Motive, einem starken Bündnis beizutreten. Der Markgraf
war mit Ruprecht in den Jahren zuvor schon mehrfach in Konflikt geraten, ins-
besondere militärische Auseinandersetzungen auf der lokalen Ebene waren seit
Jahren immer wieder vorgekommen. Zudem waren ihm, wie auch dem Grafen
von Württemberg, zahlreiche Privilegien nach der Absetzung Wenzels von
Ruprecht nicht erneut bestätigt worden.527 Ein wichtiger Grund für die Beteili-
gung der schwäbischen Städte am Bündnis waren die mehrmaligen Geldfor-
derungen Ruprechts, die er aufgrund seiner schlechten finanziellen Lage nach
demmissglückten Romzug an die Reichsstädte stellte. Die schwäbischen Städte
lehnten diese Zahlungen jedoch ab und der Konflikt zwischen den beiden Par-
teien verschärfte sich folglich.528

521 Insgesamt sind die Arbeiten zumMarbacher Bund sehr überschaubar. Vgl. etwa die folgenden
Beiträge: FRIEDLÄNDER, Geschichte; DÜRSCHNER, Thron, S. 191–203; LINDNER, Deutsche Geschichte,
S. 212–226; GERLICH, König, hier besonders S. 35–47; ANGERMEIER, Königtum, S. 331–340.

522 Vgl. zu den genauen Vereinbarungen des Bundes RTAV, Nr. 489, 750–761. Die 17 Reichstädte
warenUlm, Reutlingen,Überlingen,Memmingen, Ravensburg, Biberach, Gmünd,Dinkelsbühl,
Kaufbeuren, Pfullendorf, Isny, Leutkirch, Giengen, Aalen, Bopfingen, Buchhorn und Kempten.

523 ANGERMEIER, Königtum, S. 336.
524 RTAV, Nr. 489. S. 751f., Art. 2.
525 Vgl. zum Folgenden ANGERMEIER, Königtum, S. 332–335.
526 FRIEDLÄNDER, Geschichte, S. 5–23.
527 FRIEDLÄNDER, Geschichte, S. 34–36.
528 FRIEDLÄNDER, Geschichte, S. 31–34; ANGERMEIER, Königtum, S. 327 sowie S. 333. Ruprecht forderte

im Jahre 1404 von den Städten 40.000 Gulden und zwei Jahre später 150.000 Gulden.
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Straßburgs Verhältnis zum König war durch Ruprechts gute Beziehungen
zum Hause Österreich sowie zum Straßburger Bischof Wilhelm von Diest be-
lastet.529 Aus diesen Verhältnissen ergaben sich Konflikte territorialpolitischer
Natur zwischen Straßburg und König Ruprecht: Durch die geplante Hochzeit
zwischen Ruprechts Tochter Elisabeth und Friedrich von Österreich war für die
Mitgift der Pfälzerin die Verpfändung von Teilen des Elsasses geplant. Dies hätte
den Einfluss der Habsburger im Elsass enorm erhöht und war somit natürlich
nicht im Sinne Straßburgs. Ähnliche Verpfändungspläne betrafen auch die
schwäbischen Städte und die Städte am Bodensee.530

Der zweite große Konfliktpunkt war die enge Beziehung zwischen Ruprecht
unddemStraßburger Bischof. Letztererwarmit der Stadt schon seit Längerem in
Auseinandersetzungen verwickelt. Als BischofWilhelm von Diest schließlich im
Frühjahr 1405 einen Teil des Bistums an König Ruprecht übergab, brach der
Konflikt offen aus. Der König forderte schließlich die Herausgabe der ihm zu-
gesprochenen Gebiete und drohte Straßburg sogar mit Krieg. Daraufhin ver-
bündete sich das Domkapitel mit der Stadt Straßburg gegen den Bischof, für den
wiederum Ruprecht folgerichtig Partei einnahm.531

Aus den hier kurz skizzierten verschiedenen Konfliktlinien resultierte ein
Bedrohungspotenzial, welches das Bedürfnis nach einem starken Bündnis be-
förderte. Ein Bund mit verschiedenen einflussreichen Herren und weiteren
Städten stellte für Straßburg ein sinnvolles Gegengewicht zum König dar.

König Ruprecht versuchte mehrmals, die Aufhebung des Bundes zu erwir-
ken und suchte dafür seinerseits Verbündete. Der Marbacher Bund bestand
hingegen stets darauf, für das Bündnis nicht rechtlich belangt werden zu können
und ließ sich nur zu gütlichen Tagen mit dem König auf Verhandlungen ein.532

Daraufhin bemühte sich Ruprecht, mit einzelnen Mitgliedern des Marbacher
Bundes Einzelbündnisse zu schließen, um den Bund dadurch wirkungslos zu
machen. Zuerst gelang es ihm im Jahre 1407, sich mit Erzbischof Johann von
Mainz über ein Bündnis zu verständigen. Im Jahre 1408 folgten Abkommen mit
Graf Eberhard von Württemberg und Speyer sowie schließlich auch mit Straß-
burg.533Nach 1408 bestand der Marbacher Bund zwar noch formell weiter, hatte
jedoch durch die verschiedenen Einzelbündnisse anWirkungskraft verloren. Als
der Bund schließlich am 2. Februar 1411 vertragsgemäß auslief, wurde er nicht
wieder verlängert.534

529 ANGERMEIER, Königtum, S. 332. Vgl. hierzu auch die geschlossenen Verträge zwischen Ruprecht
und dem Bischof, RTAV, Nr. 498 f.

530 FRIEDLÄNDER, Geschichte, S. 23–29.
531 ALIOTH, Gruppen, S. 32 f.; FRIEDLÄNDER, Geschichte, S. 29–31. Vgl. hierzu auch RTAV, S. 711–723,

S. 768, Anm. 1.
532 Vgl. hierzu auch RÖDEL, König, S. 64, mit Anm. 96.
533 Vgl. hierzu die Ausführungen bei ANGERMEIER, Königtum, S. 338. Zu den einzelnen Abkommen:

Mit demErzbischof vonMainzvgl. RTAVI,Nr. 86, S. 120–122;mit demGrafenvonWürttemberg
vgl. RTAVI,Nr. 190, S. 257–258;mit Speyer vgl. RTAVI,Nr. 183, 237–239;mit Straßburgvgl. RTA
VI, Nr. 188, S. 245–255.

534 FRIEDLÄNDER, Geschichte, S. 51.
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Die folgende Analyse bezieht sich daher auf die Zeit von 1405 bis 1408, in der
Straßburg im Bündnis Mitglied war. Dabei schließt die Untersuchung der
Straßburger Gesandtschaftsmissionen auch die Vorverhandlungen zum Bünd-
nis mit ein. Die Betrachtung teilt sich in drei Phasen ein, die sich inhaltlich gut
voneinander abgrenzen lassen. Zuerstwerdendie genanntenVorverhandlungen
und die abschließenden Aushandlungen des Bündnisses und dessen Abschluss
aus der Perspektive der Straßburger Gesandtschaften analysiert. Den zweiten
Schwerpunkt bilden Gesandtschaften innerhalb der aktiven Beteiligung Straß-
burgs am Bündnis. Zuletzt gilt die Aufmerksamkeit dem Ausscheiden Straß-
burgs aus demMarbacher Bund und den damit einhergehenden diplomatischen
Aktivitäten der Stadt.

2.1 Vorverhandlungen und Abschluss des Bundesvertrages

Die Vorverhandlungen, die zum Abschluss des Bündnisses am 14. September
1405 in Marbach führten, sind durch verschiedene Quellen belegt. Mehrere
Vertragsentwürfe und Hinweise auf einige Treffen unterschiedlicher Akteure
dokumentieren die Genese des Bundes seit dem Juli 1405. Ebenso sind zwei
Straßburger Gesandtenberichte überliefert, welche auf der Reise nach Marbach
entstanden waren.535

Zwar erhält man anhand dieser Quellen nur verhältnismäßig spärliche In-
formationen über die Tätigkeiten der Gesandtschaften im Detail, doch können
auf dieser Grundlage einigewesentlicheAussagen getroffenwerden. Sowohl bei
einzelnen Treffen zur Ausarbeitung der Bundesurkunde als auch bei den ab-
schließenden Verhandlungen in Marbach waren für Straßburg Gesandte als
Vertreter der Stadt involviert.

Anfang August 1405 finden sich erste explizite Hinweise auf Aktivitäten
Straßburger Gesandter imKontext der Vorbereitungen des Bündnisses. Ein Brief
von Ulmer Bürgern – Peter Leo und Hans Stroelin – an die beiden Straßburger
Ulrich Bock und Wilhelm Metziger gibt darüber Auskunft.536 Die beiden ange-
schriebenen Straßburger waren später auch als Gesandte beim Abschluss des
Bündnisses inMarbach dabei und hatten diesbezüglich seit Juli/August Kontakt
zu den beiden Ulmern. Diese berichteten im genannten Brief von den bereits
bestehenden Beziehungen. Die beiden Straßburger hatten einen ersten Entwurf
für ein Bündnis an die beiden geschickt. Dieses Schriftstück wurde dann wei-
teren Ratsherren oder Mitgliedern eines anderen Gremiums in Ulm vorgelegt
und sehr positiv von diesen aufgenommen.537 Weiterhin erkundigten sich die
Ulmer bei den Straßburgern, ob sie ebenfalls der kürzlich ausgesprochenen

535 RTAV, Nr. 481–490.
536 RTAV, Nr. 482. Vgl. zu dieser Quelle und den folgenden Ausführungen bereits LIENING, Über-

legungen, S. 139 f.
537 RTAV,Nr. 482, S. 734: als ir uns verschriben hand, dieselben iwer frwntlich geschrift habenwir bracht an

symlich unser herren da das hingehoert, und die och darinne niht anders denne luter trúwe und gancz
frwntschaft erkennent.
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Einladung des Grafen Eberhard von Württemberg folgen und am 11. August
zumangesetzten Tag nach Stuttgart kommenwürden.Dortwolleman sich gerne
weiter beratschlagen.538 Interessant ist die Form der Kontaktaufnahme zwischen
den Vertretern der Stadt Ulm und den Straßburgern. Der Brief richtete sich
ausdrücklich an Ulrich Bock und Wilhelm Metziger. Man wählte in dieser An-
gelegenheit nicht den sonst üblichen schriftlichenWeg über den Rat der Stadt, da
auch die Straßburger ihrerseits vermutlich nicht so vorgegangen waren.539 Die
Ulmer kontaktierten stattdessen direkt die Personen, die sich auch bis zum
Abschluss des Bundes um die Angelegenheit kümmerten. Die Gesandten waren
– so macht es zumindest den Anschein – für die Bündnisverhandlungen von
Anfang an verantwortlich.

Dass sich die Straßburger Gesandten zum erwähnten Tag in Stuttgart ein-
fanden, kann nicht zweifelsfrei bestätigt werden. Zumindest gab es zwischen
ihnen und den schwäbischen Städtevertretern vor den abschließenden Ver-
handlungen in Marbach noch ein weiteres Treffen. In einem Brief vom 5. Sep-
tember 1405 kündigten die Straßburger den schwäbischen Städtegesandten an,
dass sich ihre Ankunft in Marbach nach hinten verschieben werde. Dabei nah-
men sie auf ein vorheriges Treffen Bezug, welches sich in einem kleinen Ort bei
Stuttgart ereignet hatte. Im heutigen Asperg hatte man die Zusammenkunft in
Marbach verabredet. Möglicherweise handelte es sich dabei um ein Aufeinan-
dertreffen, das im Zusammenhang mit dem genannten Tag in Stuttgart statt-
fand.540

Dieser Brief an die schwäbischen Gesandten entstand auf der Anreise nach
Marbach und wurde in Baden verfasst, wo sich die Straßburger Gesandten zu
Vorbesprechungen mit Markgraf Bernhard von Baden und seinen Räten einge-
funden hatten.Man tauschte sich über einen der zuvor ausgearbeiteten Entwürfe
der Bündnisurkunde aus. Die Gespräche verliefen offenbar sehr gut und har-
monisch, der Gesandtenbericht schildert hierzu keine besonderen Details.541

Doch stehen amRand der Vertragsentwürfe kleine Notizen von den Straßburger

538 RTAV, Nr. 482, S. 735: daz uff dis zit, als iwer bott bi uns gewesen ist, unser herre von Wirtemberg von
der obgeschriben sach wegen tag verkúnt hat, unser erber botschafft und frwnd bi im ze haben uff den
nehsten zinstag ze nacht vor unser frowen tag assumpcionis zenehst ze Stuggarten und furbaz mit im zu
riten an die stete ab sich das aischenwird […] und umb das, lieben herren, versehenwir uns genczlich, daz
iwer frwnd zuo den tagen och gefordert sien und komen werden, mainent unser herren iren botten ze
empfehlen mit iwern frwnden aigenlich von den sachen zu reden. Denn wie oder mit welhen sachen unser
herren sich zuo iwern und unsern gueten herren und frwnden von Straspurg geneehern mugen, dez sol
man allwege an in gancz getrúwen und goten willen finden.

539 LIENING, Überlegungen, S. 140.
540 RTAV, Nr. 485, S. 740 mit Anm. 2: Lieben herren unde frunde, wir embieten úch unsern frúntlichen

gewilligen dienst, unde lont úch wissen: also ir und wir uns zuo Aschberg mitteinander underrettent, daz
wir uf morne sunnentages zuo naht zuo Marpach sin woltent, uns do zuo underredende und uns der
verbuntisse ze vereinigende unde eintrehtig ze werdende […].

541 RTAV, Nr. 484: und land úch wissen, das wir hút fruege by unserm herren dem marggrafen und sinen
reten uf der vestin Baden gewesen sind, und hant uns von der vereynunge wegen mit einander underretd
lange und vil. und nachdemme er uns sine artickele, die in bedunckent guot sin, ertzalt het und geton
lesen, und wir ime die unsern hinwider ertzalt hant und ouch uwer geschriften eins teils habent lazzen
hoeren: so ziehent wir nit von einander, und gefellet ime unser rotslagen vaste wol, als uns beduncket.
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Gesandten, die höchstwahrscheinlich im Kontext dieser Gespräche erstellt
wurden und insbesondere Anmerkungen desMarkgrafen zu einzelnen Artikeln
des Entwurfes beinhalten.542 Die Gesandten waren demzufolge intensiv in die
Ausarbeitung der Bündnisurkunde für den Marbacher Bund involviert. Sowohl
die einzelnen Entwürfe des Vertrages,543 die Übermittlung eines Entwurfes
durch die Gesandten nach Ulm, die verschiedenen vorab geführten Gespräche,
die schriftlichen Notizen in den Entwürfen als auch die Teilnahme der Straß-
burger Gesandten an den abschließenden Verhandlungen in Marbach belegen
diese intensive Einbindung.544

Es ist für die vorliegende Studie nun wenig zielführend, die Genese der
Bündnisurkunde detailliert nachzuzeichnen, zumal aus dem vorhandenen
Quellenmaterial ohnehin nicht genau rekonstruiert werden kann, inwiefern die
Straßburger Gesandten im Speziellen auf die Verhandlungen Einfluss nahmen.
Dennoch werden nun noch einige Aspekte aus der Gründungsurkunde des
Marbacher Bundes thematisiert. Dabei handelt es sich um zwei Regelungen, die
den Einsatz von Straßburger Gesandtschaften und Gesandten vorsahen.

Bezüglich der Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund wurde ein be-
stimmtes Verfahren festgelegt. Wenn jemand dem Bündnis beitreten wollte,
mussten die Verbündeten Vertreter zu einem gemeinsamen Tag schicken, um
darüber zu beraten und zu entscheiden. Hierfür sollten alle Abgesandten mit
voller Handlungsmacht anreisen. Die Herren des Bundes hatten jeweils zwei
Vertreter und die Städte jeweils drei Vertreter zu entsenden. Diese unter-
schiedliche Anzahl ergab sich vermutlich daraus, dass ansonsten ein Ungleich-
gewicht der Vertreter zwischenHerren und Städten imBund entstandenwäre.545

Diese Regelung wurde im Verlauf des Marbacher Bundes mehrfach missachtet
und führte zu diplomatischen Spannungen, worauf weiter unten noch näher
eingegangen wird.

Eine weitere Regelung betraf innerbündische Schiedsverfahren. Sollte es
etwaProbleme zwischen denHerren des Bundes und Straßburg geben, sowurde
den Herren das Recht eingeräumt, einen Ratsherrn aus Straßburg zu ernennen,
der sich dieser Angelegenheit anzunehmen hatte.546

542 RTAV, Nr. 486 und Nr. 487.
543 RTAV, Nr. 481 bzw. AVES, AA 131, 34–36; RTAV, Nr. 483, Nr. 488, Nr. 489.
544 Vgl. hierzu bereits allgemein FRIEDLÄNDER, Geschichte, S. 37: „Dem Abschluss des Bündnisses

waren lange Verhandlungen vorhergegangen und mehrere Entwürfe wurden aufgestellt, die
hier nicht nochmals einer Erörterung unterzogen werden sollen. Jedenfalls hatte Strassburg an
allem einen hervorragenden Antheil.“

545 RTAV,Nr. 489, S. 754 f., mit Anm. 1 auf S. 754:Wer ouch ob yeman begerte zu uns in diese vereynunge
ze komen […] so sollen danne wir egenanten teil alle fúnfe, mit namen unser yeglicher herre zwene sinre
rete, wir die stat Strazburg drie unsers rates, und wir die andern stette in Swoben ouch drie unsers rates
mit vollem gewalte darumbe und dohin zesamen schicken und senden, die sach eigentlich inzenemmende
und zu verhorende und ouch daruf mit einander úbereinzekomen ob die oder wie die inzenemmende sien
oder nit.

546 RTAV, Nr. 489, S. 756: […] út zu der gemeinen stat Strazburg ze vordernde oder ze sprechende hetten
oder gewunnen, darumb sollenwir und die unsern, als vor geschriben stat, einen gemeinenman nemen uz
dem rate ze Strazburg, welhen wir dann wellen, und mit demselben sollen sy danne schaffen das sich der
des anneme und das tuege […].
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Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Straßburger Gesandte intensiv in die
Vorverhandlungen des Marbacher Bundes eingebunden waren. Sie führten die
notwendigen Verhandlungen mit unterschiedlichen zukünftigen Bundesmit-
gliedern, waren an der Ausarbeitung der Bündnisurkunde stark beteiligt und
koordinierten und organisierten mit weiteren Akteuren die gemeinsamen Be-
strebungen, die schlussendlich zur Gründung des Marbacher Bundes am
14. September 1405 führten. Bemerkenswert ist daran insbesondere die sehr
eigenständige Handlungsweise der Gesandten. Von ihren überlieferten Briefen
richtete sich nur einer an den Stadtrat und in diesem wurde lediglich kurz der
Verlauf der Verhandlungen mit Markgraf Bernhard von Baden geschildert.
Weitere Rücksprachenwaren offenkundig bei diesen Verhandlungen nichtmehr
notwendig. Da auch von der Versammlung in Marbach und dem Abschluss des
Bündnisses keine Gesandtenberichte existieren, kann hier von einem ähnlichen
Vorgehen ausgegangen werden. Zwar ist auch ein Überlieferungsverlust nicht
ausgeschlossen, doch erscheint es durchaus möglich, dass der Ablauf der Ver-
handlungen keine weitere Rücksprache mit Straßburger Gremien oder Amts-
trägern verlangte. Diese Eigenständigkeit zeigte sich auch imAustauschmit den
beiden Ulmer Bürgern, mit denen sie bezüglich des zu schließenden Bündnisses
frühzeitig Kontakt aufgenommen hatten.

2.2 Gesandtschaften zur Zeit des Bündnisses

2.2.1 Konsensfindung und Positionierung nach außen

Erste größere Aktivitäten der Verbündeten und somit auch Aussendungen von
Straßburger Gesandtschaften lassen sich nach der Gründung des Bundeswieder
ab Ende November 1405 beobachten.547Nachdem Ruprecht die Verbündeten zu
einem Tag nach Mainz für Anfang Januar 1406 geladen hatte, damit sie sich dort
für ihr Bündnis verantworten und ihre Beschwerden dem König vorlegen soll-
ten,548 trafen sich die Mitglieder des Marbacher Bundes zu Besprechungen in
Neckarsulm. Dort sollte geklärt werden, wie man auf den angesetzten Tag zu
Mainz reagieren wollte. In Neckarsulm erarbeitete man eine gemeinsame Posi-

547 RTA VI, Nr. 3–6. Bereits im Oktober hatte es einen Hoftag zu Mainz gegeben, zu dem auch
Straßburger Gesandte und weitere Mitglieder desMarbacher Bundes erschienen waren. Hierzu
liegen lediglich Hinweise auf diesbezügliche Vorbesprechungen und eine vom Tag in Mainz
überlieferte Vereinbarung desMarbacher Bundes vor. Diese beinhaltete bereits die Absicht, sich
in Neckarsulm zu den Vorbesprechungen für den Mainzer Tag des Januars 1406 zu treffen, von
denen im Folgenden die Rede sein wird. Vgl. zu den Geschehnissen imOktober RTAV, Nr. 492–
494 und Nr. 496. Letztere Quelle ist eine Aufzeichnung, die vermutlich die Straßburger Ge-
sandten vom Tag nach Straßburg gebracht haben und die die genannte Vereinbarung bezüglich
des weiteren Vorgehens enthält.

548 RTAVI, Nr. 1 f., sowie hierzu und im Folgenden auch die Einleitung des Bandes.
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tion und entsandte Vertreter der einzelnen Bündnismitglieder nach Heidel-
berg.549

Straßburg wurde in Neckarsulm wieder durch die Gesandten Wilhelm
Metziger undUlrich Bock vertreten, die –wie bereits aufgezeigt wurde – seit den
Planungen des Bündnisses als Gesandte der Stadt involviert waren. Während
Ulrich Bock nach den abgeschlossenen Besprechungen in Neckarsulm für
Straßburg als Vertreter innerhalb der Bundesgesandtschaft nach Heidelberg
reiste, begleitete Wilhelm Metziger zeitgleich den Markgrafen Bernhard von
Baden in den nahe gelegenen Ort Besigheim.550

Die Vorgänge zeigen zwei wesentliche Anforderungen an die Straßburger
Gesandtschaften im Zuge von Gesandtschaftsmissionen im Kontext des Mar-
bacher Bundes: Zum einen mussten sie sich innerhalb des Bündnisses verstän-
digen, in diesem Fall auf eine gemeinsame Position gegenüber König Ruprecht,
und zum anderen mussten sie diese Position noch darüber hinaus mit einer
Bundesgesandtschaft vor Ruprecht vertreten. Konsensfindung und Bundesge-
sandtschaften beziehungsweise die Vertretung gemeinsamer Interessen werden
im Folgenden immer wieder von Bedeutung sein. Diese Aufgabe hatten natür-
lich auch die anderen Mitglieder im Bündnis zu bewältigen und darüber hinaus
ist diese Beobachtung auch keine spezielle in Bezug auf den Marbacher Bund.
Etwa in den Städtebünden des 13. und 14. Jahrhunderts waren derartige Formen
der Konsensfindung und Interessenvertretung immer wieder Teil der Anforde-
rungen an die einzelnen Mitglieder.551

In Neckarsulm war im Wesentlichen vereinbart worden, dem König in
Heidelberg zu vermitteln, dass das Bündnis weder gegen Ruprecht selbst noch
gegen das Reich gerichtet sei und damit keine Notwendigkeit für einen Tag zu
Mainz bestehe. Sollten einzelne Verbündete Beschwerden gegen den König
vorzubringen haben, so seien sie in der Lage, dies eigenständig zu tun.552 Tat-
sächlich konnte die Gesandtschaft beim König zumindest einen Kompromiss
erzielen und Bedingungen für den Besuch des Tages in Mainz Anfang 1406
aushandeln. Unter der Maßgabe, dass die Marbacher Verbündeten durch den
König keine rechtlichen Konsequenzen zu befürchten hätten und der Tag der
Form nach ein gütlicher Tag sein sollte, wollten die Mitglieder des Bundes in
Mainz erscheinen.553 Diese Bedingungen wurden offenbar mit dem König aus-

549 RTA VI, Nr. 3, beinhaltet eine Zusammenfassung in einer Art Positionspapier, das die Straß-
burger Gesandten offenbar aus Neckarsulm nach Straßburg geschickt hatten.

550 RTAVI, Nr. 4.
551 KREUTZ, Städtebünde, S. 377–456.
552 RTAVI, Nr. 3, S. 17: […] und nit wider in noch das riche gemaht haben und angangen sint […] daz er

darumbe des tages zuo Mencze warten wolte und sich do loßen schuldigen in welher moße er erhte und
betrengliche sie gewesen […] das unsere herren und der stette egenant meinunge sie, das soliches tages
darumbe nit note sie, wande, were in útzit not an sine gnode, so meinten ieglicher herre oder stat vúr sich
besunder oder sú samentliche das an sine gnode mit in selber oder mit iren frúnden oder botten also
gutliche zů bringen […].

553 RTAVI, Nr. 5, S. 20: daz der vorgenant unser herre der konig dieselben herren und stette von derselben
einung noch ander sachenwegen uf dem egenanten tag nit beteidingen sol dannmit der gutlichkeit als din
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gehandelt, ohne dass die Gesandten mit ihren Herren oder den jeweiligen
StadtgremienRücksprache hielten. Zwar erfährtman insgesamt aus denQuellen
zu den bisher geschilderten Ereignissen wenig über die Entscheidungsfindung
zwischen den Vertretern der einzelnen Bundesmitglieder in Neckarsulm und in
Heidelberg, doch scheinen die Gesandten der Stadt Straßburg weitestgehend
ohne Absprache mit dem Rat der Stadt oder anderen Akteuren gehandelt zu
haben. Möglicherweise spielte hier auch die spezielle Situation und Konstella-
tion der Beteiligten eine wesentliche Rolle, da weitere Absprachen mit dem
Straßburger Stadtrat auch einen zu großen Zeitverlust und Aufwand bedeutet
hätten. An dieser Stelle sei, wie schon zuvor in der Einleitung, nochmal auf die
Diskussion bezüglich der Handlungsspielräume städtischer Gesandter verwie-
sen. Der hier dargelegte Fall zeigt deutlich, dass in gewissen Situationen und
Konstellationen schnelle Entscheidungen herbeigeführt werden mussten und
Absprachen daher – wenn überhaupt nötig – nicht immer möglich waren. Die
Straßburger Gesandten mussten sich mit den einzelnen Bündnispartnern be-
sprechen undgemeinsamPosition beziehen.UmständlicheRücksprachenwären
hier nicht wirklich umsetzbar gewesen.

Dass die Verhandlungen der Bündnisgesandtschaft und die Vereinbarung
mit König Ruprecht auf Zustimmung in Straßburg stießen, belegt eine Ge-
sandteninstruktion für den besagten Mainzer Tag im Januar 1406. Darin wurde
explizit darauf hingewiesen, an den in Heidelberg getroffenen Abmachungen
mit Ruprecht festzuhalten.554 Die Gesandtenberichte des Tages zeigen, wie die
Marbacher Verbündeten bei den dortigen Versammlungen mit den Räten des
Königs gemeinsam auf die Verabredung mit dem König bestanden. Nachdem
man mit großem Gefolge demonstrativ in die Stadt geritten war, fanden am
darauffolgenden Tag erste Gespräche beider Parteien statt.555 Aus den Berichten
der Straßburger lässt sich zum einen der Verlauf dieser Unterredungen recht gut
nachverfolgen und zum anderen sind sie bezüglich der gemeinsamen Positio-
nierung der Bundesmitglieder aufschlussreich. Das Treffen mit den Räten des
Königs zeichnete sich dadurch aus, dass die Redeanteile der gegenüberstehen-
den Parteien von internen Beratungen unterbrochen wurden, in denen sich
entweder die Verbündeten miteinander oder die Räte mit König Ruprecht be-
sprachen. Die erste Begegnung lief etwawie folgt ab: Der Hofmeister des Königs
sprach zuerst und konfrontierte die Marbacher mit dem umlaufenden Gerücht,
dass Ruprecht seine Untertanen schlecht behandele. Wenn man diesen Vor-
würfen zustimme, so solle man doch die Beschwerden dem König selbst vor-
bringen. Die Straßburger kommentierten diese Ansprache in ihrem Bericht mit
dem Vermerk, dass der Hofmeister im Grunde dasselbe erzählt habe wie schon
zuletzt inHeidelberg.556Nun erfolgte die erste Unterbrechung der Gespräche, da

dann duchte daz im des noit were, doch daz sie im uf dieselbe zit darumb zu dem rechten nit stehen
bedorfen.

554 RTAVI, Nr. 7, S. 22:Man sol bi dem lesten zedel, der von Heidelberg komen ist, bliben.
555 RTAVI, Nr. 16, S. 36 f.
556 RTAVI, Nr. 16, S. 37: und hůp der von Swartzburg des kúniges hofemeyster an: sime herren dem kúnige

were vúrbraht von etlichen des riches und sinre herschefte mannen und dienern, das in den landen
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sich sowohl die Räte der Herren im Bund als auch die Städtegesandten zu Be-
ratungen zurückziehen wollten.557 Zwar erfahren wir keine Details über die
Diskussionen, doch kann von einer relativ schnellen Einigung über die Antwort
an die königlichen Räte ausgegangen werden. Denn auch die Marbacher hielten
einfach an ihrem Standpunkt fest, den sie bereits bei den Beratungen in Hei-
delberg eingenommen hatten und verwiesen auch auf dieselben. So merkten
auch diesbezüglich die Straßburger Gesandten in ihrem Bericht an: […] und was
die antwurte uf den synn als man ime nehest zuHeidelberg darúber geantwurtet hette.558

Somit verwiesmanwieder darauf, dass ein gütlicher Tag vereinbart wordenwar
undman sich deshalb nicht vor demKönig zu verantworten habe. Zudem baten
sie darum, dass der König ihr Bündnis beschützen möge, da dies weder gegen
ihn noch gegen das Reich gerichtet sei.559

Auch im weiteren Verlauf des Hoftages lässt sich ein Festhalten an den je-
weiligen Positionen beobachten. Nachdem sich die Räte des Königs nach der
Antwort der Marbacher Verbündeten wieder zu Beratungen zurückgezogen
hatten, forderten sie im Namen des Königs die Auflösung des Bundes, da er
gegen König und Reich gerichtet sei.560 Wieder wurden die Verhandlungen un-
terbrochen. Der Erzbischof von Köln, der als Vermittler eingesetzt worden war,
hob die Versammlung auf, da sich die Mitglieder des Bundes abermals beraten
wollten.561 Schlussendlich wurden sich sowohl die Räte der Herren des Bundes
als auch die Städtegesandten einig, auch hier liegen keine weiteren Informatio-
nen über die internen Beratungen vor. Dem Kölner Erzbischof, der sich weiter

erschollen were, das er des heilgen riches fúrsten graven heren und stetten understande von iren her-
licheiten friheiten und rehten ze trengende; daranman ime unreht dete, wand er das ungern tůnwolte; wer
es aber von sinen amptlúten oder den sinen gescheen, des er nit enwuste, daz man daz ließ luten, er wollte
als glimpflich darzů antwurten […].

557 RTAVI, Nr. 16, S. 37: der herren rete und ouch wir noment sich darumbe ze bedenckende und trotent zu
und wurdent ze rate: sit ire herren alhie gegenwertig werent, so woltent sy die rede an ire herren bringen.
Und wart des ein ander stunde beretd wider vúr unsern herren von Coelne ze kommende uf eins noch
mittage. Uff die zit komend bedersite rete und ouch wir stette wieder vúr unsern herren von Coelne und
gobend der vorder rede ein antwurte also […].

558 RTAVI, Nr. 16, S. 37.
559 RTAVI,Nr. 16, S. 37: es wer ein guetlicher tag genMentz gemaht; darumbe sy nit duhte, obe einche parte

under inen an unsern herren den kúnig út ze vordernde hette, das sie das ließ luten; wann sie meindent,
hette dhein teil under inen an unsern herren den kúnig út ze vordernde, sy woltent selber oder der iren zů
sinen gnaden schicken und das als gnediglich an in bringen das sy wol hoftent er ließ sie by glichem bliben.
Und botent domitte, als sy der eynunge mit einander ingangen weren, das sine gnade sy doby hanthaben
schúren und schirmen wolte, wand sy das durch irer lande lúte kouflúte und bilgerin willen etc. geton
hetten, und nit wider sine gnade noch das rich, und umbe das sye sinen gnaden dester bazz gedienen
moehtent […].

560 RTAVI, Nr. 16, S. 37: unsers herren des kúniges rete drotent zu sinen gnaden und weren lange uzz und
komend harwider und rettent aber und blibent uf demme synne als sie emals geretd hettent. Und seitent
domitte, das unser herre der kúnig vaste und vil rates darúber gehept hette und kunde an rate anders nit
vinden danne das die búntnússe dem riche und ime wider were, und verderte domitte den buntd aber
abezutůnde […].

561 RTAVI, Nr. 16, S 37: daruf nommend sich der herren und stette botten vúrbaz ze bedenckende das an ire
herren ze bringende.
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bezüglich der Beilegung des Konfliktes engagieren wollte, gab man im Gehei-
men Bescheid, dass man das Bündnis weiterhin aufrechterhalten werde.562

Unabhängig von der hier kommunizierten Einigkeit unter den Verbündeten
und den Inhalten dieser Verhandlungen zeigt sich am Beispiel dieses Mainzer
Tages eine spezielle und demBündnischarakter geschuldete Anforderung an die
Straßburger Gesandtschaften. Die hier dokumentierten verschiedentlichen Ab-
sprachen zwischen den Vertretern der Bündnispartner im Verlauf einer Ver-
handlung mit königlichen Räten verdeutlicht, dass es im Bündnis immer wieder
darauf ankam, einen gemeinsamenKonsens zu finden unddiesen nach außen zu
vertreten. Deshalb wurde jeder Schritt von Neuem beraten, wie der Bericht der
Straßburger anschaulich zeigt. Hierfür war bei allen Beteiligten und somit auch
bei der Straßburger Gesandtschaft internes Wissen über die bisherigen Ver-
handlungen mit dem König und die vorherigen Absprachen innerhalb des
Marbacher Bundes notwendig. Dies verdeutlichen gerade die direkten Verweise
der Gesandten auf die Geschehnisse der Verhandlungen in Heidelberg. Bereits
im vorherigen Teilkapitel wurden die personelle Kontinuität der Gesandt-
schaften im Zuge der Gründung des Bundes und die hierfür verantwortlichen
inhaltlichen Gründe betont. Dieser personellen Kontinuität bei der Besetzung
von Gesandtschaften blieb man auch beim Tag inMainz treu, indemman Ulrich
BockmitweiterenGesandten ausgeschickt hatte.Ulrich Bockwar nicht nur in die
Vorbereitungen des Bündnisses involviert, sondern auch derjenige Gesandte,
der im Kontext der Vorverhandlungen zumMainzer Tag mit der Gesandtschaft
des Bundes nach Heidelberg zum König gereist war. Somit beaufragte man
sicherlich bewusst zumindest einen Gesandten, der mit der Materie besser ver-
traut war als jeder andere Straßburger Gesandte, um den genannten Anforde-
rungen bestmöglich gerecht zu werden. Er spielte auch zukünftig noch eine
wichtige Rolle bei Gesandtschaften.563

In den folgenden Monaten war noch mehrfach die Einheit des Bundes ge-
fragt. Auf verschiedenen Versammlungen mussten ebenfalls Straßburger Ge-
sandte an diesbezüglichen Gesprächen und der Ausarbeitung einer schriftlichen
Stellungnahme zumMarbacher Bund mitwirken. Diese wurde an verschiedene
Fürsten, Herren und Städte verschickt und stellte eine Art Gegenentwurf zu
einem ähnlichen Schreiben des Königs dar. Ruprecht hatte jenes zuvor an ver-
schiedene Städte gesandt.564Auchmusste sich der Bund erneut auf einem Tag im

562 RTAVI,Nr. 16, S. 38:undwurdent die herren undwir stette einhelliglich ze rate […] und empfulhent den
domitte unserme herren von Coelne in einer geheime ze sagende: als er sich meinde frúntlicher wege zů
underwindende, das er voran wissen sollte, das die herren und stette den buntd mit nammen nit ablazzen
wollten. Diese Haltung wurde auch weiterhin im Kontext der Verhandlungen in Mainz und
darüber hinaus aufrechterhalten, vgl. hierzu einen weiteren Gesandtenbericht, RTAVI, Nr. 17,
sowie ein Protokoll vom selbigenHoftag, RTAVI, Nr. 14 und eine Straßburger Beschlussfassung
vomMai 1406, RTAVI, Nr. 41.

563 Vgl. hierzu die Ausführungen im vorherigen Teilkapitel sowie abermals RTA VI, Nr. 16. Zu
Ulrich Bock und seiner Gesandtentätigkeit zur Zeit des Marbacher Bundes vgl. bereits in An-
sätzen LIENING, Überlegungen, S. 142 f.

564 Vgl. hierzu die Schrift Ruprechts, RTAVI, Nr. 19. Die Schrift des Marbacher Bundes wurde auf
einer Versammlung des Bundes inNeckarsulm imMärz 1406 verfasst, RTAVI, Nr. 26. Dass auch
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Mai 1406 in Speyer gegenüber den Auflösungsforderungen des Königs hartnä-
ckig beweisen, wie ein Straßburger Gesandtenbericht zeigt.565 Zusätzlich ist zu
dieser Versammlung ein Straßburger Beschluss überliefert, den der Gesandte
Ulrich Bock der Junge noch im Verlauf des Speyrer Tages in schriftlicher Form
persönlich in Straßburg abholte. Darin wurde unmissverständlich klargestellt,
dass dieGesandten für das Fortbestehen des Bundes eintreten sollten.Außerdem
wurde ausdrücklich keine Vollmacht erteilt, die Entscheidung über die Weiter-
führung des Bundes einer Schiedsinstanz zu überlassen, was sich auf die Ver-
mittlungsbemühungen des Kölner Erzbischofs bezog.566

Die hier am Beispiel der Verhandlungen zwischen König Ruprecht und dem
Marbacher Bund exemplarisch dargelegten Anforderungen an die Straßburger
Gesandtschaften zeigen sich in weiteren Kontexten. Insbesondere waren wäh-
rend der Mitgliedschaft Straßburgs im Bund immer wieder auch interne Ange-
legenheiten, wie militärische Unterstützung, die Aufnahme weiterer Mitglieder,
Auseinandersetzungen innerhalb des Bundes und die Frage der Verlängerung
des Bündnisses, zu klären. Diese inneren Angelegenheiten waren folglich auch
eine Herausforderung für Straßburger Gesandtschaften und werden daher im
folgenden Teilkapitel näher erörtert.

2.2.2 Interne Angelegenheiten des Bundes

2.2.2.1 Aufnahme neuer Mitglieder
Die Bündnisurkunde des Marbacher Bundes sah bereits sowohl die Aufnahme
neuer Mitglieder als auch ein bestimmtes Aufnahmeverfahren vor, in dem den
Räten der Herren im Bund und den Städtegesandten eine zentrale Funktion
zukam. Die Regelungen sahen vor, dass das potenzielle Mitglied jedem der
bestehenden Bündnismitglieder den Wunsch zur Aufnahme mitteilen konnte.
Erfolgte ein solches Aufnahmegesuch, sollte das jeweilige informierte Mitglied
wiederum alle Bundesmitglieder darüber in Kenntnis setzen und einen Ver-
sammlungstag einberufen.567 Während Markgraf Bernhard von Baden, Graf
Eberhard vonWürttemberg und Erzbischof Johann vonMainz jeweils zwei ihrer
Vertreter entsenden sollten, hatten Straßburg und die schwäbischen Städte in

Straßburger Gesandte daran beteiligt waren, ist aufgrund einer Instruktion für eine Gesandt-
schaft sehr wahrscheinlich, RTAVI, Nr. 25.

565 RTAVI,Nr. 40, S. 79:und ist unsers herren dez konigs vorderungund begerunng aber gewest die eynung
abzutunde, daruff unsere herren rete undwir geantwurt haben und ouch also vonHeidelbergmit einander
wider zu unsern herren gen Spire geritten sint, daz unsere herren unser noch der stette frunde meynung
anders sij dann vestentlichen bij der eynung zu bliben.

566 RTA VI, Nr. 41, S. 81: das do unser erbern botten dheinen gewalt dovon haben soellen den buntth in
yemans hand zu setzende in dheinen weg, sunder by dem bunde ze blibende die zit uß nach der buntbriefe
besage und in dheine wise dovon ze trettende.

567 RTAV, Nr. 489, S. 754:Wer och ob yeman begerte zu uns in diese vereynunge ze komen, es weren herren
ritter knehte oder stette, die moegent das bringen an welhen teil under uns vorgenanten fúnf teiln sy
wellen. und derselb teil under uns sol das danne den andern teiln verkúnden, und in darumb einen
gerumten tag an ein stat, die uns obgenanten fúnf teilen allergelegenste ist, bescheiden.
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diesem Fall jeweils drei Gesandte auszusenden.568 Diese mussten mit umfäng-
licher Handlungsvollmacht für das jeweilige Mitglied des Bundes über die
Aufnahme mitentscheiden dürfen. Die Annahme oder Ablehnung eines neuen
Mitgliedes musste mehrheitlich beschlossen werden.569 Mehrere solcher Auf-
nahmeverfahren sind im Verlauf des Bundes durchgeführt worden. Anhand
einiger Beispiele soll diese Anforderung an Straßburger Gesandtschaften im
Folgenden etwas genauer betrachtet werden.

Im Mai 1406 schickten vier Straßburger Gesandte einen Bericht von einer
Versammlung in Speyer. Daraus geht hervor, dass die StädteMainz,Worms und
Speyer sowie Graf Philipp I. von Nassau in das Bündnis aufgenommen werden
wollten. Der Mainzer Erzbischof hatte diese Beitrittswünsche dem Grafen von
Württemberg und dem Markgrafen von Baden in Gesprächen mitgeteilt.570 Der
Markgraf sprach wiederummit den Straßburger Gesandten darüber und wollte
ihre Einwilligung zur Aufnahme der genannten Städte und des Grafen von
Nassau einholen. Die StraßburgerGesandten verwiesen darauf, sichmit demRat
der Stadt zunächst absprechen zu müssen und erbaten dementsprechend in
ihrem Brief an die Stadt auch eine Rückmeldung bezüglich der Aufnahmege-
suche.571 Während Graf Philipp I. von Nassau relativ schnell in den Bund auf-
genommen wurde und es bei Mainz nicht zu einem Beitritt kam, gestaltete sich
die Aufnahme der Städte Worms und Speyer kompliziert und langwierig.572Die
Aufnahme des Grafen von Nassau, die wohl noch vor Ort in Speyer geschah,
zeigt deutlich, dass die in der Bündnisurkunde getroffenen Regelungen für die
AufnahmeneuerMitglieder nicht immer streng befolgtwurden.Die Straßburger
Gesandten waren auf die Anfrage zur Aufnahme neuer Mitglieder offenkundig
nicht vorbereitet und im Vorfeld des Tages war dies auch noch nicht kommu-
niziert worden. Das angestrebte Verfahren, einen gesonderten Versammlung-
stag für die Neuaufnahme von Mitgliedern einzuberufen, wurde hier nicht
umgesetzt. Nach erfolgter Rücksprachemit demStadtrat konnten dieGesandten

568 RTAV, Nr. 489, S. 754 f.: so sollen danne wir egenanten teil alle fúnfe, mit namen unser yeglicher herre
zwene sinre rete, wir die stat Strazburg dire unsers rates, und wir die andern stette in Swoben ouch drie
unsers rates […].

569 RTAV, Nr. 489, S. 755: […] mit vollem gewalte darumbe und dohin zesamen schicken und senden, die
sach eigentlich inzenemmende und zu verhorende und ouch daruf mit einander úbereinzekomen ob die
oder wie die inzenemende sein oder nit. Undwie sich danne do unser rete gemeinlich oder mit demmerren
teil vereynent was darynne ze lazzen oder ze tuend sy, doby sol es danne bliben.

570 RTAVI, Nr. 49, S. 80: ouch, lieben herren, so wissent, daz unser herre der marggrave uns zu im an sine
herberge verbotschaft uff disen abent, und sagt uns, wie daz unser herre von Meintz mit im und unserm
herren von Wirtenberg geredt hette, wie daz sin vetter graff Philips von Nassouw und die von Meintz
Wurmß und von Spire in die eynung ouch begerten zu komen.

571 RTAVI, Nr. 49, S. 80: nu hat unser herre der marggrave daz ouch an uns bracht und begert, daz wir ouch
unsernwillen darzu tunwoltend.Daruff wir im geantwurt hant, dazwir dez uf diß nit mehtig sient, dann
wir wollen es uch verschriben und furderlichen zu wissen tun. und waz uwer meynung darinn sij, daz
lassent uns verschriben furderlich wissen, uff daz wir des unserm vorgenanten herren dem margraven
furbaßer darumb geantwurten mogent.

572 Vgl. hierzu die Einleitung zu den entsprechenden Quellennummern, RTAVI, S. 70 f. Zur Auf-
nahme der neuenMitglieder vgl. die jeweiligen Aufnahmeurkunden: Graf von Nassau: RTAVI,
Nr. 43; Worms: RTAVI, Nr. 45; Speyer RTAVI, Nr. 47 f.
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offenkundig dennoch derNeuaufnahme zustimmen.Dass die Regelungen in der
Bündnisurkunde bei den weiteren Neuaufnahmen noch viel weniger beachtet
wurden, kann anhand der Aufnahmeprozesse der Städte Worms und Speyer
gezeigt werden.

Die Aufnahme vonWorms erfolgte zwar schon Ende Mai 1406, doch wurde
der Stadt dieUrkunde erst imAugust desselben Jahres ausgestellt. Grundhierfür
war möglicherweise die Beschwerde der schwäbischen Städte, deren Zustim-
mung zur Aufnahme im Mai nicht abgewartet worden war. Die schwäbischen
Städte hatten zu jener Zeit ein angespanntes Verhältnis zu Mainz, Worms und
Speyer. Dennoch besiegelten sie die Bündnisurkunde. Man wolle nicht, so die
Begründung, für Zwietracht innerhalb des Bundes sorgen und füge sich daher
der Entscheidung. Dennoch merkte man an, dass das Aufnahmeverfahren nicht
nach Vorschrift der Bündnisurkunde abgelaufen war.573 Ähnlich scheint es auch
im Falle von Speyer verlaufen zu sein, hier wurde die Aufnahmeurkunde im
Oktober 1406 ausgestellt. Die Stadt Ulm hatte offenbar erst später davon erfah-
ren, und schrieb nach einigen Wochen an Straßburg, dass man vom Aufnah-
mewunsch der Stadt gehört habe.574 Zu diesem Zeitpunkt war die Aufnahme
aberwohl bereits beschlossene Sache. Vieles deutet dabei auf ein eigenmächtiges
Vorgehen des Mainzer Erzbischofs hin. Aus einem späteren Straßburger Ge-
sandtenbericht geht zumindest hervor, dass das irreguläre Vorgehen des Bi-
schofs in weiteren Gesprächen thematisiert wurde. Die Straßburger Gesandten
berichteten von einer Mitteilung des Markgrafen von Baden, der unter anderem
zuvor mit den Räten des Mainzer Erzbischofs gesprochen hatte. Die Räte hatten
den Anwesenden nach Angaben des Markgrafen Bernhard versichert, dass der
Erzbischof zukünftig keine weiteren Alleingänge unternehmen werde.575

Die genauerenUmstände können an dieser Stelle nicht rekonstruiert und der
Anteil Straßburger Gesandter an den beschriebenen Vorgängen aufgrund der
Quellenlage nicht ermittelt werden. Doch zeigt der Bericht der Gesandtschaft
zumindest, dass die durchgeführten Aufnahmeverfahren wiederholt Ge-
sprächsthema waren. Die Uneinigkeit in der Vorgehensweise wurde nach
Straßburg kommuniziert. Das Interesse Straßburgs an dieserAngelegenheit hing

573 Vgl. hierzu den Brief des schwäbischen Städtebundes an Straßburg, der lediglich in einer Zu-
sammenfassung vorliegt, RTA VI, Nr. 62, S. 94: „[…] als Kurmainz Baden Würtemberg und
Straßburg die Stadt Worms in den Marbacher Bund aufgenommen haben ohne Beiziehung der
Schwäbischen Städte, während das die Vereinung nicht ausweiset und sagt, und die Schwäbi-
schen Städte bekanntermaßen mit den drei Städten Mainz Worms Speier in solchen offenen
Widersätzen sind […] so haben sie doch um des besten willen und, damit nicht das Gerede von
Zwietracht innerhalb des Bundes entstehe, ihre Einwilligung gegeben und denselben Brief
versigelt […]“.

574 RTAVI, Nr. 75, S. 111: so hat uns der vorgenant unser herre von Wirtemberg denne damit verkúnt wie
daz die von Spir och begern in die veraynung ze komen.

575 Vgl. hierzu die Einschätzung in der Einleitung zu den jeweiligen Quellen, RTAVI, S. 71. Auf das
eigenmächtige Vorgehen des Erzbischofs weist ein Gesandtenbericht vom Januar 1407 hin, RTA
VI, Nr. 79, S. 114: […] des bischofes rette, und habent die geseit, daz min herre vonMentze fúrbasser zů
der búntnisse nút me tůn welle denne mit wissende und willen der herren und der stette oder des merren
teiles. Vgl. hierzu auch die dortige Anm. 3.
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sicherlich auch mit den vorherigen Beschwerden der schwäbischen Städte zu-
sammen, die an Straßburg gerichtet waren. Darüber hinaus bleibt unklar, in-
wiefern auch Straßburg vor vollendete Tatsachen bezüglich der verschiedenen
Aufnahmen gestellt wurde.

Weitere Aufnahmeverfahren sind für die Betrachtung der Aktivitäten
Straßburger Gesandtschaften relevant. Seit Anfang 1407 wurde über mögliche
Mitgliedschaften der Stadt Rothenburg sowie des Herzogs Ludwig von Bayern
verhandelt. Diese Aufnahmen verliefen innerhalb des Bundes nicht ohne Dis-
kussionen über dieModalitäten, dabeiwaren vorrangig die schwäbischen Städte
sowie Straßburg an Einschränkungen der Rechte dieser potenziellen Mitglieder
im Bündnis interessiert.576 Schlussendlich wurden der Herzog von Bayern im
April und Rothenburg imMai 1407 in das Bündnis aufgenommen. Somit zogen
sich die Verhandlungen über mehrere Monate hin. Die Vertragsentwürfe lagen
jedoch schon seit Ende Januar vor und waren Grundlage der Verhandlungen.577

Straßburger Gesandtschaften berichteten über derartige Aufnahmepläne
bezüglich des Herzogs erstmals im Januar 1407. Es hatten zu diesem Zeitpunkt
bereits Besprechungen zwischenMarkgraf BernhardvonBaden unddemGrafen
von Württemberg stattgefunden. Erstaunlich erscheint dabei, dass die Zusage
der Stadt Straßburg zur Aufnahme des Herzogs jenem offenbar sehr konkret
durch denMarkgrafen von Baden undnicht etwadurch StraßburgerGesandte in
Aussicht gestellt wurde. Gleiches tat auch derWürttemberger stellvertretend für
die schwäbischen Städte. Doch kämendieseVersprechen durch denMarkgrafen,
so die Gesandten in ihrem Bericht, keinesfalls einer Zusage gleich. Die Angele-
genheit sei noch nicht entschieden.578 Weitere Gespräche zwischen Straßburger
Gesandten und dem Markgrafen bezüglich der Besiegelung der Entwürfe folg-
ten imFebruar. Leider sind nur kurzeNotizen in einerGesandteninstruktionund
in einer protokollarischen Aufzeichnung vorhanden, sodass lediglich auf eine
Unterredung geschlossen werden kann, aber keine Details zum Vorschein tre-
ten.579

Eine andere Gesandteninstruktion vom März 1407 zu einem Tag in Pforz-
heim ist hingegen aufschlussreicher. Darin wird ausführlich auf die von den
Straßburger Gesandten einzunehmende Haltung gegenüber einem Vorschlag
der schwäbischen Städte und des Grafen vonWürttemberg eingegangen, der in
Bezug auf die Aufnahmebedingungen des Herzogs von Bayern und der Stadt
Rothenburg gemeinsam ausgearbeitet wurde. Demnach forderten die Straß-

576 Vgl. hierzu RTAVI, S. 106 f.
577 Vgl. hierzu für den Herzog RTAVI, Nr. 121; für Rothenburg RTAVI, Nr. 124. Die Entwürfe zu

diesen Bündnissen entstanden bereits Ende Januar 1407, RTAVI, Nr. 104 und Nr. 105.
578 RTAVI, Nr. 79, S. 114: ouch het uns der marggrofe geseit, daz do rede gewesen sy zů Stůgkarten, daz

hertzog Ludewigk von Peigern ouch in den bunt werbe, und sy in daz allenwol zů sinnen gewesen.Daruff
habe er fúr die stat von Stroßburg versprochen, das es ouch ir wille soelle sin. Also het ouch der Wúr-
tenbergk fúr die Schwebschen stette versprochen, aso er uns ouch geseit het. Doch ist kein verendet ding
beschehen untz uf den tagk, der zuo Spire sin sol.

579 Die Gesandtenanweisung findet sich in RTAVI, Nr. 109, S. 153:Zum ersten an herzog Ludwigs und
der von Rotenburg brief, die zů versigeln.Die protokollarischenAufzeichnungen finden sich in RTA
VI, Nr. 110, S. 154: Item den brief zů besigelnde von herzoge Ludewiges von Peyern wegen.
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burger zwei Änderungen bezüglich militärischer Fragen. Die neuen Mitglieder
sollten nicht in bereits bestehenden Konflikten durch das Bündnis militärisch
unterstützt werden. Ebenso machte man einen Vorschlag hinsichtlich neu ent-
stehender militärischer Auseinandersetzungen und der zu leistenden Hilfe
durch den Marbacher Bund. Demzufolge wurde bei einem Hilfegesuch der
Rothenburger oder des Herzogs ein gesonderter Entscheidungsprozess inner-
halb des Bundes erforderlich.580

Diese Informationen hatte man zuvor von einer Gesandtschaft des schwä-
bischen Städtebundes erhalten, die nach Straßburg gekommen war. Die Straß-
burger Gesandten sollten diesem Vorschlag auf der kommenden Versammlung
der Verbündeten in Pforzheim zustimmen, so die Instruktion der Stadt. Doch
bemerkenswerter erscheint vielmehr die Begründung dafür, welche lautete, dass
dies aufgrund vorheriger Absprachen zwischen den Straßburger und den
schwäbischen Städtevertretern so geschehen solle. Denn bei einem vorherigen
Treffen hätten die Straßburger Gesandten bereits bekräftigt, bei künftigen Ent-
scheidungen dieser Art mit derselben Meinung auftreten zu wollen. Die Aus-
führungen in der Gesandtschaftsinstruktion erwecken den Eindruck, dass es
weniger um inhaltliche Fragen, sondern mehr um den grundsätzlichen Zu-
sammenhalt zwischen den schwäbischen Städten und Straßburg ging.581 Dies
zeigt sich ebenfalls in dieser Quelle bezüglich einer einzunehmenden Haltung
gegenüber einem Anliegen der Stadt Worms. Die Stadt wollte eine neue Auf-
nahmeurkunde durch erneute Besiegelung bestätigt bekommen. Auch in dieser
Angelegenheit sollten sich die Straßburger Gesandten nach dem Willen der
schwäbischen Gesandten richten.582

Der genannte Tag in Pforzheim führte nicht zu einem Ende der diesbezüg-
lichen Verhandlungen, auch wenn die Angelegenheit dort eingehend Berück-
sichtigung gefunden hatte. Nach weiteren – auch rein schriftlichen – Kontakten
wurde schließlich der Herzog von Bayern auf einem Verhandlungstag in Heil-
bronn in den Bund aufgenommen.583

580 RTAVI,Nr. 114, S. 156:unde das der vonWurtemberg und die stette eins sint dasman herzogenLudewig
noch die von Rotemburg nit anders innemmen sol wande daz ire alten kriege ußgesetzet werdent, unde,
woltent sie deheine nuwe sachen oder krieg anefohen, das sie danne ir iegliches, weliches danne die sache
were, das bringen sollte vúr die fúrsten herren und stette des bundes, unde moehte herzoge Ludewig oder
die von Rotemburg, weders die sache were, zwene darzů setzen, unde soltent die fúnf teile des bundes
iegelich teil einen darzů setzen, also wirdent ir sibene, vor den sibenen moehtent Ludewig oder die von
Rotemburg ire sache erzalen, unde erkantent die sibene oder der merrenteil under in, das herzoge Ludewig
oder die von Rotemburg, weders die sache ist, danne darumbe erkennen moegen und das man inen darzů
helfen sol, das sol man danne důn.

581 RTAVI,Nr. 114, S. 157: das wir daz unsern erbern botten, die wir uffe den tag gen Pfortzheim schickende
werdent, empfehlen wellent, das sie also mit in des gehellin soellent, wenne unsere erbern botten, die zů
Wilen uffe tagen bi in sint gewesen, zů der Swebischen stette botten gesprochen hant, daz wir uns nit von
in wellent scheiden […].

582 RTAVI, Nr. 114, S. 157: Item von der von Wurmesse briefes wegen, also die meinent daz man in ein
andern brief besigeln sollte wande der in von der verbuntnisse wegen vor versigelt ist: was domitte der
Swebischen stette botten wille ist, daz sollent unsere botten ouch gehellen.

583 Vgl. hierzu RTA, VI, Nr. 116–121.
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Rothenburg wurde einen Monat später auf einem Tag in Pforzheim Mit-
glied.584 Von diesem Tag ist eine Aufzeichnung Straßburger Gesandter überlie-
fert, aus der hervorgeht, dass nicht nur die inhaltlichen Fragen der Aufnahme
durch diese verhandelt wurden, sondern auch die Organisation und Koordi-
nation der Besiegelung der Aufnahmeurkunde bei diesem Treffen geregelt
wurden. Die Gesandten machten sich hinsichtlich des weiteren Verfahrens No-
tizen und brachten diese mit zurück nach Straßburg.585

2.2.2.2 Ausstieg von Mitgliedern
Ebenso wie die Aufnahme neuerMitglieder stellte auch der potenzielle Ausstieg
von Mitgliedern aus dem Marbacher Bund eine Herausforderung für das
Bündnis dar und erforderte interne Maßnahmen. An einem Fall aus dem Januar
1407 soll dies nun anhandder StraßburgerAktivitäten exemplarisch verdeutlicht
werden. Im Fokus steht dabei der geheime Ausstieg des Erzbischofs Johann von
Mainz, der sich mit dem König verbündete. Bereits im Dezember 1406 hatte es
zwischen dem Erzbischof von Mainz und König Ruprecht konkrete Verhand-
lungen bezüglich eines gemeinsamen Bündnisses gegeben.586

Die Straßburger Gesandten erfuhren hiervon auf einem Hoftag in Speyer
und berichteten ebenso wie über die diesbezüglichen Reaktionen der anderen
anwesenden Bundesmitglieder. Die Informationen über die Abkehr des Main-
zers vomBündnis sei denGesandten geheim zugestellt worden.587 Im Folgenden
berieten sich die Städte des Bundes darüber, was nun zu tun sei. Man entschloss
sich dazu, die Angelegenheit zunächst mit Markgraf Bernhard von Baden und
Graf Eberhard von Württemberg zu besprechen.588 Bei dieser zweiten Berat-
schlagung entschloss man sich dazu, den Erzbischof von Mainz direkt mit der
Angelegenheit zu konfrontieren, damit dieser sich dazu äußern konnte.589

Hierfür wurde vermutlich eine Ansprache vorbereitet, die die Gesandten in
ihren Bericht einfügten.590 Der Bischof scheint auf die ihm vorgehaltenen Vor-

584 RTAVI, Nr. 124.
585 RTAVI, Nr. 126: Von der von Rotemburg wegen, wie die ingenommen sint: Dieselben von Rotemburg

súllent ouch ire gegenbriefe von sunnentoges úber 14 tage gen Ulme schicken; und wenne sú gen Ulme
gekomen, so súllent die von Ulme vúrbas antwurten iedem teil sinen brief.

586 Vgl. hierzu RTAVI, Nr. 80 sowie die Einleitung der Herausgeber, S. 101–108.
587 RTAVI, Nr. 100, S. 144: so ist uns fúr wor geseit in einer geheime, das sich versprochen het min herre von

Mentze gegen unserm herren dem kúnige, einer verbúntnúß ingangen ist noch unserr einunge sage und
het die einunge usgenommen diese jorzil uß. Bereits vorher waren Gerüchte über eine Einigung
zwischen dem Mainzer Erzbischof und dem König im Umlauf, vgl. hierzu exemplarisch eine
Gesandtenanweisung Straßburgs vonAnfang Januar 1407, RTAVI,Nr. 78, S 113: Item von der rede
wegen als unser botten mit dem marggrafen geretd hant von der rahtunge wegen, als der bischof von
Mentze und er mit unserm herren dem kúnige gerihtet solle sin.

588 RTAVI, Nr. 100, S 144: do wir stette das erfůren, do trotten wir zůsamen und wurdent zůsamen und
wurdent zů rotte einhellekliche, daswir das tragen soelten fúr unseren herren denmarggroffen und unsers
herren rette von Wurttenberg.

589 RTAVI,Nr. 100, S. 144: aso riet unser herre dermarggroffe und unsers herren rette vonWurttenberg und
die stette und wir einhellekliche, das wir dretten soultent fúr mins herren genod von Mentz.

590 RTAVI, Nr. 100, S. 144: […] und soultent jehen: „genediger herre, do louffent rede, das unser herre der
kúnig und uwer gnode uwer rette bynander gewesen sint und ingangen sint einer frúntzschaft in disen
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würfe sehr emotional reagiert zu haben und beteuerte wütend seine Unschuld.
Zudem wollte er erfahren, wer diese Behauptungen in die Welt gesetzt hatte.591

Man gab ihm jedoch lediglich zu verstehen, dass es sich um Gerüchte handele
und man den Urheber nicht kenne, was sicherlich unzutreffend war, wenn man
die vorangegangenen Passagen des Berichtes der Gesandten heranzieht.592 Der
Fall verdeutlicht, dass die Straßburger Gesandten, sowie die anderen Mitglieder
des Bündnisses, auf derartige neue Entwicklungen bezüglich der Bundeszu-
sammensetzung reagieren mussten. Hierfür setzte man zunächst auf interne
Gespräche und Aushandlungsversuche.

2.2.2.3 Militärische und diplomatische Hilfestellung für Bündnispartner im
Konflikt

Bereits in der Bündnisurkunde des Marbacher Bundes wurden Regelungen be-
züglich der militärischen Hilfeleistung sowie für die gegenseitige Beratschla-
gung und Friedensvermittlung der Verbündeten festgelegt, die den einzelnen
Mitgliedern als Unterstützung in kriegerischen Konflikten mit Dritten zur Ver-
fügung gestellt werden sollten. So wurden etwa Truppenstärken und organisa-
torische Abläufe von der Anforderung bis zur Durchführung militärischer Hilfe
schriftlich fixiert.593 Trotz dieser ausführlichen Regelungen gab es auch Unklar-
heiten, die im Verlauf des gemeinsamen Bündnisses aufkamen.

Aus zwei Straßburger Gesandtenanweisungen geht ein diesbezüglicher
Handlungsbedarf hervor und verweist auf Aktivitäten vonGesandtschaften zur
Klärung offener Fragen. In der ersten Quelle werden die Gesandten zu Ge-
sprächen mit dem Markgrafen von Baden angehalten. Dabei ging es um die
ungeklärte Frage, was zu tun sei, wenn einMitglied des Bundes einmilitärisches
Vorgehen aufgrund von Vorkommnissen aus der Zeit vor dem gemeinsamen
Bündnis plane.594 Tatsächlich sollte laut Bundesurkunde die Unterstützung bei
kriegerischen Konflikten nur für Konflikte innerhalb der Gültigkeitsdauer des
gemeinsamen Zusammenschlusses in Anspruch genommen werden können.
Hatte eine kriegerische Auseinandersetzung innerhalb dieser Zeit ihren Anfang

dingen und einunge, und sol das anheben wen dise einunge ußget, das wir doch uwern gnoden nút
glouben noch getruwent und das gentzlich nút dofúr habent, und wellent uwer gnod bitten und ouch
unsern herren denmarggroffen (der zůgegende was), das ir daran sehent, aso uwer gnode und unser herre
der marggroffe und von Wurttenberg die einunge ingingent, das uwer gnode allewegent rette und der
marggroffe und der von Wurttenberg und ouch die stette, das getruwen soult besser sin den die brieffe

591 RTA VI, Nr. 100, S. 145: und wart unser herre von Mentze zumol zornig, und meine, er wer des
unschuldig, und wolt darumb gern wissen wer der anseger wer, und lag daruf vast.

592 RTAVI, Nr. 100, S. 145: „genediger herre, es ist ein fliegende rede, und glouben und getruwen uwern
genoden wol das ir das ungern detten, und hant es genczlich dofúr und hant ein gůt getruwen zů uwern
gnoden und andern unsern herren“ […].

593 Eine ausführliche Darstellung der einzelnen Regelungen würde hier zu weit führen. Wo ange-
bracht, wird im weiteren Verlauf des Kapitels aber punktuell wieder auf die Vereinbarungen in
der Bündnisurkunde zurückgegriffen. Die Regelungen finden sich in RTAV, Nr. 489, Art. 2–10.

594 RTAVI,Nr. 7, S. 22:wer es, dazman dheinen teil bekriegenwollte von sachen, die sich erhaben hetten vor
dato des buntbriefes, wie do ein teil den andern halten welle […].
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genommen, so waren die Verbündeten weiterhin als helfende Partner vorgese-
hen.595

In Straßburg sprach man sich dafür aus, dass Bundesmitglieder, die alte
Konflikte mit in das Bündnis trugen, nicht vom Bund in diesen Auseinander-
setzungen unterstützt werden sollten. Darüber sollten sich die Gesandten mit
demMarkgrafen von Baden und den schwäbischen Städten verständigen.596Die
hier angesprochene Problematik wird im weiteren Verlauf dieses Kapitels noch
einmal eine Rolle spielen.

Die zweite relevante Quelle ist ebenfalls eine Anweisung für Straßburger
Gesandte, die im Kontext einer Versammlung des Bundes einen militärischen
Aspekt zur Beratung einbringen sollten. Dabei ging es umGefangennahmenund
Beutegüter, die im Kontext von militärischen Hilfeleistungen innerhalb des
Bundes gemacht wurden. Im Bund gab es keine Regelung darüber, wem Ge-
fangene und Beutegut in einem solchen Fall zustanden. Sollten sie demjenigen
Verbündeten überlassen werden, dessen militärischen Kontingente jemanden
gefangen genommen hatten oder Beutegut erlangt hatten? Oder sollte der
Bündnispartner, der zur Hilfestellung durch den Bund aufgerufen hatte, alles
erhalten?597 Diese Fragen sollten von den Gesandten angesprochen werden.

Weiteres erfährt man über diese beiden Sachverhalte leider nicht. Die Bei-
spiele zeigen jedoch, dass trotz der festgelegten Regelungen in der Bündnisur-
kunde Unklarheiten in innerbündischen Angelegenheiten bestanden. Diesbe-
züglicher Klärungsbedarf kommt durch die Gesandtenanweisungen zum Vor-
schein und macht klar, dass Straßburger Gesandte diese Schwierigkeiten durch
Gespräche und Verhandlungen ausräumen sollten.

Anhand eines konkreten Beispiels soll nun erläutert werden, in welcher Art
und Weise Straßburger Gesandtschaften an diplomatischen Hilfestellungen im
Kontext militärischer Auseinandersetzungen von Verbündeten beteiligt waren.
Im Verlauf des Bündnisses wurden weitere Mitglieder in den Marbacher Bund
aufgenommen, so auch die fränkische Stadt Rothenburg. Diese stand mit dem

595 RTAV,Nr. 489,Art. 10 sowieArt. 10a, S. 754:Undwas sache sich in diser vereynungemit kriegen oder
mit vigentschaft gegen ieman anders anefohent oder verlouffent, darumbe sol sich dhein teil under uns one
die andern teile weder friden uzsuenen noch vúrworten in dheinen weg one der andern teile willen und
gunst one alle geverde; danne das wir vorgenanten teilen alle fúnfe umbe ieglich solich vigentschaft und
kriege, die sich in dieser vereynungen angefangen und verlouffen hetten, noch uzgange dieser vereynunge
einander dannoch getruwelich sollen beraten und beholffen sin, bitz soliche vigentschaft oder kriege
gentzlich verrihtet und versuenet werden, one alle geverde. Vgl. zu diesen und weiteren Regelungen
in Rahmen von Städtebünden generell KREUTZ, Städtebünde, S. 398–402.

596 RTAVI, Nr. 7, S. 22: do ist unser meinunge, das der marggrafe dieselbe rede reden sol; das stande baz,
danne daz wir daz deten, und ist, das er daz tůd, so soellend es ime unser botten gehellen, daz ein teil den
andern nit lasse.Undwie unser botten daz an demmarggrafen vindenmoegen, das er es tůge, das ist unser
meinunge, das sollend unser botten mit der Sweebishen stette botten reden, als des marggrafen meinunge
ist.

597 RTA VI, Nr. 175, S. 231: so sollend unser botten den fúrsten herren unde stetten vúrlegen, das man
darúber ze rate werde, so ieman in der vereinunge manet, wurde danne ein slozz oder vestin gewunnen,
wurdent gefangen gefangen oder gůt genomen, wie man sich do-inne [sic!] halten wolte; wenne Swartz
Herman von Sahssenheim sprach, er were sinre herren helfer und nit der von Spir helfer, finge er einen er
wollte in gen Swoben antwurten und nit den von Spir, den er doch ze helfe geschicket was.
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Nürnberger Burggrafen Friedrich VI. in einem Konflikt und suchte 1407 dies-
bezüglich Hilfe durch das Bündnis. Militärischen Beistand leistete der Bund
nicht, doch schickte man diplomatische Unterstützung zur Beilegung des Kon-
flikts. Ein Friedensvertrag zwischen Rothenburg und dem Burggrafen wurde
letztlich im darauffolgenden Jahr 1408 geschlossen. Dass in diesem Fall lediglich
diplomatische Hilfe geleistet wurde, hängt mit einem Passus in der Beitrittsur-
kunde für die Stadt Rothenburg zusammen.598 Man hatte darin nämlich bereits
zu Beginn des Jahres im Zuge der Aufnahme der Stadt festgelegt, dass Ro-
thenburg in bereits bestehenden Konflikten militärisch nicht unterstützt werden
sollte.599 Interessant ist, dass also eine gesonderte Regelung für dieMitgliedschaft
der Stadt bezüglich der militärischen Unterstützung eingeführt wurde, deren
Thematik bereits ein Jahr zuvor als grundsätzliches Problem im Kontext des
Hoftages zuMainz von den Straßburger Gesandten mit Markgraf Bernhard von
Baden und den schwäbischen Städten diskutiert worden war.

Somit kam es also nur zu diplomatischen Maßnahmen des Bundes, die so-
wohl in der Vorbereitung als auch in der Durchführung durch Straßburger Ge-
sandtenberichte überliefert sind.600 Im Kontext eines Tages zu Pforzheim ent-
stand ein erster Bericht, der über das Hilfegesuch der Rothenburger und die
darüber geführten Beratschlagungen der Verbündeten Auskunft gibt. Trotz der
genannten Vereinbarung zwischen Bündnis und Rothenburg forderte die frän-
kische Stadt zurmilitärischen Unterstützung auf. Ein Geistlicher hatte schriftlich
und mündlich Nachrichten der Stadt Rothenburg überbracht.601 Das Anliegen
der Rothenburger wurde offenbar ausgiebig und kontrovers unter den Städte-
gesandten und den Herren des Bundes diskutiert und man konnte zunächst
keine Einigung bezüglich des Hilfegesuchs der Rothenburger erzielen, doch
bleiben Einzelheiten der Meinungsverschiedenheiten leider verborgen, da die
Straßburger Gesandten weitere Details der Gespräche lediglich mündlich nach
ihrer Rückkehr in Straßburg erläutern wollten.602 Wahrscheinlich ist, dass sich
die Gespräche um die oben skizzierte grundsätzliche Vereinbarung mit den
Rothenburgern drehten. Schließlich verabredete man, gemeinsam einige Tage

598 Vgl. hierzu die Ausführungen der Bearbeiter der Reichstagsakten RTAVI, S. 173–175.
599 Vgl. hierzu die Ausführungen der Bearbeiter der Reichstagsakten RTAVI, S. 106–108, sowie die

Aufnahme Rothenburgs durch den Bund, RTA VI, Nr. 103, und die Beitrittsurkunde Rothen-
burgs RTAVI, Nr. 104, 148: doch in sulcher mosse, das sie uns umb dhein anders sach schuldig noch
verpuenden sei sullen zu helffen noch wir sie zu manen haben, dann umb sach die wir nů furbaz noch
datum ditz briefs von newem zu schaffen gewunen und die vor datum ditz briefes niht angefangen gesetzt
oder bestelt sint, als auch sie daz in selb in dem anfang der vorgeschriben irr vereynung durch bessers
frides und fruntschaft willen gegen einander auch uffgesetzt und usgedinget haben […].

600 Vgl. die Briefe RTAVI, Nr. 141–143.
601 RTAVI, Nr. 141, S 191: der von Rottenburg botzschaft einen pfaffen den sú do hetten, der brohte brieffe

von den vonRottenburg und ouchmuntliche rette. Und seitten ir brieffe und ouch der botte umb helfe und
ouch umb mannunge, und die herren und stette vaste anerůffen umb helfe.

602 RTAVI, Nr. 141, S. 191: und do das als aso verhoert wart, do rotschlageten die herren und ouch die stette
lange daruf was zů den sachen zů duonde wer. Und verlief sich do fil rede, das men nút wol einhellig
werden kunde, aso wir úch wol sagen súllent.
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später von Besigheim aus in Richtung Rothenburg aufzubrechen, umvorOrt auf
dem diplomatischen Weg zur Lösung des Konfliktes beizutragen.603

Ein folgender Gesandtenbericht gewährt Einblicke in die Vorbereitungen
dieser diplomatischen Hilfestellung und deren Koordination unter den einzel-
nen Mitgliedern des Bundes. Gerade die Regelung der Anreisemodalitäten ge-
staltete sich durchaus aufwendig. Zum einen musste man die gemeinsame
Reiseroute bestimmen, Geleitbriefe und Geleitschutz einholen. Zum anderen
stellte sich im Zuge dieser Vorbereitungen heraus, dass Graf Eberhard von
Württemberg nicht persönlich zu den Friedensverhandlungen nach Rothenburg
reisen konnte, weshalb er Vertreter schicken wollte. Wie wichtig den Verbün-
deten die persönliche Teilnahme des Württembergers war, macht eine zusätzli-
che Gesandtschaft in diesem Zusammenhang deutlich. Ein Rat des Markgrafen
vonBaden undder StraßburgerGesandteHans Bockwurdenvomgemeinsamen
Treffpunkt in Besigheim nach Stuttgart zum Württemberger ausgesandt, um
diesen von der Wichtigkeit seiner persönlichen Mitwirkung an den Verhand-
lungen zu überzeugen. Der Graf war jedoch offenbar gesundheitlich nicht in der
Verfassung, sodass er der Bitte nicht nachkommenkonnte.604Weitere Beratungen
folgten und schließlich konnte man sich darauf verständigen, auch ohne den
Württemberger nach Rothenburg zu reisen. Es wurden eine Reiseroute und Si-
cherheitsmaßnahmen festgelegt.605 Der Bericht gibt einen guten Einblick in
Maßnahmen, die im Zuge einer Gesandtschaftsmission im Kontext des Marba-
cher Bundes getroffen werden mussten, wenn eine gemeinsame diplomatische
Mission des Bundes bevorstand. Auffällig sind die mehrfachen Absprachen und
Beratungen unter den Verbündeten, die sicherlich ein typisches und logisches
CharakteristikumvonBündnissen allgemein darstellten. Schließlichmussten die
unterschiedlichen Bundesmitglieder ihr Vorgehen nicht nur in Bezug auf die
inhaltliche Ausrichtung ihres Bündnisses oder in einzelnen Angelegenheiten –

603 RTA VI, Nr. 141, S. 191: und vereinbertten uns do mittenander einhellekliche, das unser herren des
bischofes von Mentze rette, der marggroffe und der von Wurtenberg mit ir selbes libe, der Swebeschen
stette und der stette uf demRine und ouch uwer botten an dunstage binander sin súllen zů Besekeim, und
súllent do mittenander von stat ritten in das her zuo den herren und ouch gon Rottenburg und do sůchen
was sú do gůttes finden kúnen.

604 RTAVI, Nr. 142, S. 192:Und schreyb im unser her vonWirtenberg in ainem brief, daz im nit gar saunft
wer, und moecht nit zů dem tag komen gen Rotenburg, und wolt sin sun und sin raet mit im mit dem
margkgraufen schigken […] domit unsern heren demmargkgraufen und sin raet und och unß nit beducht
dazman versorgtwaer.Undwurden daruff ze raut, daz unser her dermargkrauf ain sin raet undwirHans
Bogk am fritag ze mitternacht gen Stůkgarten zů dem von Wirtenberg schigkten […] daz unser her von
Wirtenbergmit unserm heren demmargkgraufen undmit den staeten ritenwolt, wannwir wol bekantend
daz niemand núczer noch besser darzůwer dann er. Darzů antwúrt er tugendlich, daz er es gern taet, und
ouch selber wol bekannt daz er guot darzuo waer, so moecht er es von libs nout nit getůn zů der zit.

605 RTAVI, Nr. 142, S. 192: und ward da unser her vonWirtenberg mit dem botten und och der Schwaebsch
stet botten zů raut, und schigktend drij sin raet und der Schwaebschen stet botten zů unserm heren dem
margkgraufen, dabij wir och warend. und rettend allsamend sovil mit im, daz er beraechts het zů den von
Rotenburg und den heren zů riten. Und lit daruff an frijtag ze nacht der von Wirtenberg der jung ze
Grueningen, und brichet am samstag da uff. Und stoust der margkgrauf wir und dij andern stet uff dem
feld zů im an samstag. Und súlend ligen an samstag ze nacht zů Oeringen. Und do súlend sij ain von
Hochenloch finden, nach dez raut maind sij fúrbasser zů tůnd, daz sij sicher zů dem her geriten múgen.
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wie der militärischen Unterstützung – abstimmen, sondern auch vermeintlich
weniger komplexe Aufgaben –wie die Planung einer Reise – bewerkstelligen.606

Von den eigentlichen Verhandlungen erfährt man aus den Gesandtenbe-
richten relativ wenig, auch hier verwiesen die Gesandten darauf, die Einzel-
heiten mündlich nach ihrer Rückkehr zu erläutern. Die Bundesvertreter teilten
sich in zwei Gruppen auf. Die Straßburger Gesandten und die schwäbischen
Städtegesandten verhandelten mit der Stadt Rothenburg. Parallel führte Mark-
graf Bernhard vonBaden gemeinsammit seinenRäten sowie denVertreternGraf
Eberhards von Württemberg Gespräche mit dem Nürnberger Burggrafen
Friedrich VI. Diese Schlichtungsversuche dauerten vier Tage. Im Ergebnis ver-
einbarte man einen Friedensschluss für das kommende Jahr, bis dahin sollten
weitere Verhandlungstage in dieser Angelegenheit stattfinden.607

Die hier geschilderten Maßnahmen betrafen in der Regel alle Mitglieder des
Marbacher Bundes und die Straßburger Gesandten waren in dieser Gruppe in
verschiedene diplomatischeAngelegenheiten involviert. Somit stand gerade hier
im Vordergrund, gemeinsame Beratungen untereinander und diplomatische
Verhandlungen für ein Mitglied des Bundes durchzuführen. Dies stellte alle
Beteiligten und demnach auch die Straßburger vor die Aufgabe, diese Maß-
nahmen zu koordinieren und immer wieder einen gemeinsamen Konsens zu
finden. Auch wenn die Gesandten nicht immer ausführlich über diese Ent-
scheidungsfindungsprozesse berichteten, so lassen sich dennoch die Abläufe in
groben Zügen rekonstruieren.

Die Mitgliedschaft im Marbacher Bund war somit nicht nur von diplomati-
schen Aktivitäten des Bundes geprägt, sondern bedeutete zugleich, die Stabilität
und den Fortbestand des Bündnisses sowohl durch die Klärung interner An-
liegen als auch durch die gegenseitige Unterstützung gewährleisten zu müssen.
Neben der Einbindung in diese internen Angelegenheiten des Bundes, waren
Straßburger Gesandtschaften natürlich auch damit befasst, die Interessen der
Stadt angemessen zu vertreten.

2.2.3 Vertretung der Straßburger Interessen im und durch das Bündnis

Die Gründe für die Beteiligung Straßburgs amMarbacher Bund wurden bereits
dargelegt und ein wesentliches Motiv hierfür in der Verbindung zwischen dem
Straßburger Bischof und Ruprecht ausgemacht. Durch die Verpfändung von
Teilen des Bistums an König Ruprecht im Frühjahr 1405 kam es dazu, dass

606 Vgl. zu diesen undweiterenAspekten der zwischenstädtischen Zusammenarbeit in Bündnissen
ausführlich KREUTZ, Städtebünde, S. 377–456.

607 RTAVI, Nr. 143, S. 193 (Regest), zitiert daher nach AVES, AA 132, 47: und lan uch wissen das wir
untz an den vierden dag gededinget hant uf dem dem [sic] felde und ouch in der stat zů rottenburg
zwischent dem burggrofen von Nuerenberg und der stat Rottenburg und het unser here der marggr[offe]
und der herren rette mit dem burgg[roffe] geret und sind die botten von Swoben und wir vaste by den von
Rottenburg und by irren retten gewesen und hant sich do fiel wort verloffen do zwuschen zů beden siten
das uch zů lang wurde zů schriben aso wir úch wol sagen sullen […] das ein fride wurt […] und werdent
hie zwúschent dage gemaht ob men die sache zů einer ganzen rihtunge bringen mag […].
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Straßburger Bürger durch das Eingreifen königlicher Vögte in verschiedenen
Ortschaften um Einnahmen gebracht wurden, die ihnen zustanden.608 Ein
Bündnis zwischen König Ruprecht und dem Straßburger Bischof, das Ende 1405
geschlossen worden war, verschärfte diese Situation zusätzlich für Straßburg.609

Die Stadt versuchte zur Wahrung der eigenen Interessen und der ihrer Bürger,
das Bündnis verschiedentlich zu mobilisieren. Gesandte nahmen dabei eine
tragende Rolle ein, da sie mit den Bündnispartnern Gespräche führten und die
Position der Stadt vor dem König darlegten. Die Vertretung der Interessen der
Stadt Straßburg war ein weiterer wesentlicher Aufgabenbereich von Gesandten
zur Zeit des Marbacher Bundes und steht daher im Fokus der folgenden Aus-
führungen.

Die ersten Aktivitäten in dieser Hinsicht erfolgten auf dem Mainzer Hoftag
im Januar 1406. Wie bereits ausgeführt wurde, forderte der König dort nicht nur
die Beendigung des Bündnisses. Darüber hinaus wollte er etwaige Beschwer-
depunkte durch die Verbündeten vorgelegt bekommen. Die Bündnispartner
lehnten dies jedochmit demVerweis auf die Eigenständigkeit derMitglieder ab,
schließlich könne jedes einzelne bei Bedarf dem König Beschwerden selbst-
ständig darlegen. Der einberufene Tag stelle hierfür nicht den richtigen Rahmen
dar, so die Haltung des Marbacher Bundes.

Doch gaben die Bündnispartner diesen Standpunkt letztlich doch auf und
legten dem König einige Beschwerden vor. So ist es unter anderem in einem
Protokoll des Tages und einem Straßburger Gesandtenbericht belegt, dass auch
die Straßburger Gesandten für ihre Stadt einigeMissstände vorbrachten.610 Jener
Bericht von Thomas von Endingen, Reinbolt Huffelin, Ulrich Bock und Ulrich
Gosse gibt wesentliche Einblicke in den Ablauf der Entscheidungsprozesse und
Begründungen, die zu dieser Kursänderung führten. Folgt man den dortigen
Angaben, so erscheint es, als ob sich die Mitglieder des Bundes vomHofmeister
des Königs hatten provozieren lassen. Jener hatte die Bundesmitglieder offenbar
erfolgreich aus der Reserve gelockt, indem er seine Freude darüber zum Aus-
druck brachte, dass keines der Bündnismitglieder in irgendeiner Angelegenheit
dem König eine Beschwerde vorgelegt hatte.611 Anschließend berieten sich die
Herren des Bundes mit den schwäbischen Städten und entschlossen sich – ent-
gegen des ursprünglich gefassten Planes – nun doch dem König einige Miss-
stände darzulegen.612 Auch die Straßburger Gesandten entschieden sich zu

608 Vgl. hierzu die Zusammenfassung in Kapitel III (2.) sowie RTAVI, S. 768, Anm. 1.
609 Vgl. zum Bündnis des Bischofs mit dem König, RTAV, Nr. 498 f.
610 RTAVI, Nr. 14: so tet der von Wirtemberg und auch die von Straspurg, doch nit in clagewise, erzelen

etzliche artikel der in not wer und dinstlich zů biden, das unser herre der kunig die abetůn wulde.Vgl. im
Folgenden ebenso RTAVI, Nr. 16.

611 RTAVI,Nr. 16, S. 38:und als unsers herren des kúniges hofemeyster rette under andernworten, daz er fro
were, daz nieman des bundes unsern herren den kúnig umbe dheinrley sache anesprechen oder schuldigen
wolte […].

612 RTAVI, Nr. 16, S. 38: daruf wurdent die herren und die Swebischen stette ze rate: wiewol diser tag ein
frúntlicher tag were und sich uf dheine solich clage oder vorderunge nu zu ziten gerihtet hettent, darumbe
umbe irz glimpfeswillenwolten die heren und die Swebischen stette etliche irer vorderungen lazzen luten,
und wollten sich doch ander irer anesprachen, der sy nit bedaht werent, nit vertzihen.
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diesem Vorgehen und brachten die bereits erwähnten entgangenen Einnahmen
zur Sprache. In ihremBericht lieferten sie für ihrHandeln eine Begründung:Man
habe sich demnach der Entscheidung der anderen Bündnismitglieder ange-
schlossen, damit man nicht hinter ihnen zurückstehe. Zudem habe man diese
Beschwerde nicht als offizielle Klage vorgebracht.613 Die Rechtfertigung des ei-
genen Handelns ist deshalb von Bedeutung, da die Gesandten damit ebenfalls
die vereinbarte gemeinsame Position verließen. In einem zusätzlichen Bericht
vom Tag in Mainz schilderten die Straßburger Gesandten, in welcher Form die
einzelnen Mitglieder des Bundes ihre Anliegen dem König darlegten. Es wurde
genau aufgeführt, wer seine Beschwerden schriftlich oder mündlich erläutert
hatte.614 Letztendlich wurden die Angelegenheiten nicht in Mainz geklärt und
ein weiterer Tag verabredet.615

Des Weiteren versuchten sich die Gesandten noch der zukünftigen Hilfe des
Bundes zu versichern. Ein aktuell bestehender Friedensvertrag mit dem Straß-
burger Bischof hatte noch wenige Monate bis Anfang Mai Gültigkeit. Straßburg
befürchtete für den Fall einer bis dahin nicht erreichten Aussöhnung mit dem
Bischof, dass König Ruprecht diesen gegen die Stadt unterstützen werde. Da
Ruprecht und der Bischof Ende 1405 ein gemeinsames Bündnis geschlossen
hatten, war dies durchaus wahrscheinlich. Tatsächlich war durch den König
Beistand gegen die Stadt zugesagt worden.616 Die Gesandten erkundigten sich
direkt bei den Bündnispartnern, ob Straßburg in diesem Falle mit der Hilfe des
Bundes rechnen könne. DieseUnterstützungwurde ihnen dann auch inAussicht
gestellt.617 Jedoch einigte sich die Stadt noch im März des Jahres 1406 mit dem

613 RTAVI, Nr. 16, S. 38: und do wir der herren und stette meynunge vernoment, in welher massen sy irer
anesprachen eins teils luten wollten lazzen, do wurden wir ze rate, umbe das wir nit gantz do hindenan
bliben, so wollten wir lassen luten nit in clagendes wise, als ouch die vorgenanten herren und stette, das ir
und die uwern ouch geirret wurden an etlichen uwern zinsen gúlten und schulden, daren úch und den
uwern unguetlich beschee.

614 RTA VI, Nr. 17, S. 39: das uf den vergangen Samstag die herren und stette des bundes etlicher irer
vorderungen unsern herren den kúnig antreffende vor unserm herren von Coelne wollten lassen luten: als
hat uf den obgenanten Samstag der bischof von Mentze etwievil sinre vorderungen in geschrift lazzen
luten, der hofemeister der von Kagenecke von dem munde erzalt von des marggrafen wegen, margrafe
Hesse vonHochperg von des vonWurtenbergwegen, die vonUlme in geschrift von irer und etlicher ander
Swebischen stette wegen, und wir in der wise als wir úch das nehest geschriben habent.

615 RTAVI, Nr. 17, S. 40: des tages haben bede teile gehollen. Und mag under den herren und uns stetten
ieglich herre und stat hiezwuschent úber sine oder ire sachen sitzen, uf diesem nehestkomkenden tage
vúrbazz vúrwenden und erzalen lazzen was bresten ieglich herre oder stat gen unserm herren dem kúnige
habe, desglichen unserm herren dem kúnige harwider.

616 So sagte RuprechtWilhelm für die Zeit nach dem Friedenmit Straßburg seine Unterstützung in
potenziellen militärischen Konflikten mit der Stadt zu, RTAV, Nr. 499, S. 770: wer es aber, so die
stallunge ußgangen ist, das der vorgenant Wilhelm bischof zu Straßpurg die von Straßpurg […] mit in
kriegenworde umbe den gewalt und hoffard die sie ime und den sinen dunt, daran sollenwir in nit hindern
und sin gnediger herre sin.Und ob er imand der unsern und in unserm lande geseßen erwerben kunde ime
zu demselben sime kriege beholfen zu sin und zu dienen, dorwieder sollenwir nit sin noch denselbenweren
ime zu den vorgenanten sime kriege also zu helfen und zu dienen.

617 RTAVI,Nr. 17, S. 40: do rettenwir vúrbazz in die sache, als die stallunge zwuschent dem bischofe und der
stat von Strazburg ietz uf sant Waltpurg tag uzgienge, und ob geschee das die sache hiezwúschent nit
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Bischof, weshalb es erst gar nicht zur befürchteten Konfrontation kam. Das
Vorgehen der Gesandten verdeutlicht aber, dass man außenpolitische Angele-
genheiten durchaus vorausschauend plante und nicht nur auf akute Vor-
kommnisse reagierte.

ImMärz 1406 fand in Neckarsulm ein Tag des Marbacher Bundes statt. Hier
thematisierten die Straßburger Gesandten abermals den noch immer vorherr-
schenden Konflikt mit dem königlichen Vogt in Ortenberg, der unter anderem
die Straßburger Bürger um ihre Zinseinnamen gebracht hatte und auch in an-
deren Belangen sehr restriktiv vorgegangen war. Zu diesem Tag ist eine Ge-
sandteninstruktion überliefert, die in verschiedenen Punkten auf die Angele-
genheit eingeht.618 Burkhart Humbel, der königliche Vogt aus jener Ortschaft
östlich des Rheins, habe demnach Straßburger Bürgern vor Ort geschadet. Bei-
spielsweise stünden dem Straßburger Bürger und vormaligen Stettmeister Jo-
hansDütschemann Einnahmen vondortigen Einwohnern zu, derenAuszahlung
der genannte Burkhart Humbel jedoch verhindert habe. Darüber hinaus habe er
allen Untertanen verboten, Zinsen nach Straßburg zu bezahlen, habe Viehbe-
stände gestohlen und alle Bewohner angewiesen, von nun an nur noch dem
König zu dienen. Wer dem nicht Folge leisten würde, müsse den Ort innerhalb
von zwei Wochen verlassen. Bei Zuwiderhandlung sei darüber hinaus die Be-
schlagnahmung sämtlicher Besitztümer durch den Vogt angedroht worden.619

Diese hier konkret formulierten Vorwürfe gegen den König respektive seinen
Vogt sollten also durch die Straßburger Gesandten in die Gespräche in Ne-
ckarsulm eingebracht werden. Im Verlauf des Jahres 1406 wurde das diploma-
tische Vorgehen gegen die Maßnahmen des königlichen Vogtes weiter forciert.

Aus dem Kontext einer Versammlung im Mai 1406, die in Speyer stattfand,
ist eine Quelle überliefert, die weitere Aktivitäten erkennen lässt. Nachdem der
Gesandte Ulrich Bock der Junge zwischenzeitlich aus Mainz nach Straßburg
zurückgekehrt war, um Rücksprache in einigen Angelegenheiten zu halten,
fällten der Straßburger Rat sowie schoeffele und amman in Straßburg ein Urteil.
Dieses Urteil sah unter anderem weitere Maßnahmen vor, die man in Speyer
bezüglich der Auseinandersetzung mit Ruprecht umsetzen sollte. Man erteilte

gerihtet wurde und unser herre der kúnig villiht understúnde des bischofs helfer wider die stat Strazburg
ze werdende, wie man dann die stat halten wollte, ob man der nit beroten und beholfen sin wolte. do
vernommen wir des gůten willen von den herren und den Swebischen stetten.

618 RTAVI, Nr. 25.
619 RTA VI, Nr. 25, S. 57: Gedenkent ouch zů redende vor den herren uf dem tage, also her Johans Dút-

scheman dermeister die erbern lúte in der pflege ginesite Rines gemant het von des geltes wegen, das in die
zehentusent pfunde gehoeret, die man in zehen jaren bezalen solt, do het her Burckart Humbel vougt zů
Ortemberg den erbern lúten verbotten das sú nit leisten súllent. […] Gedenkent ouch, daz der vougt von
Ortemberg unsern burgern ginesite Rines ir vihe nam von bette wegen, der sú noch ire vordern nie
gegeben. […] Gedenkent ouch, daz der vougt von Ortemberg allen unsern burgern gebod sinem herren
dem kúnige zů dienende hohe und nohe als andere sine lúte, oder aber das sú in 14 tagen die stette rúmeten
do sú geseßen weren, und, welhen er darnoch in sins herren gebiete fúnde, dem wolte er alles sin guet
nemmen. […] Gedenkent ouch, daz der vougt von Ortemberg allen sinen undertonen verbotd daz uns
nieman dehein gúlte noch zinse geben solte. […] Gedenkent ouch, daz der vougt sinen undertonen
empfilhet, daz sú von unser burger gueter rihten súllent, und súllent sich núczit an unsere friheit keren.
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den Gesandten umfassende Vollmachten, auch offizielle (rechtliche) Schritte in
dieser Sache einzuleiten. Dies sollte aber nur unter der Voraussetzung gesche-
hen, dass Straßburgs Rechte und Freiheitenweiterhin Bestand hätten.Wennman
die Angelegenheiten jedoch auf einem versöhnlichen Weg mit Hilfe der Fürsten
und Herren regeln können würde, so sollte man diesen Weg wählen.620

Vom August 1406 ist eine ausformulierte Beschwerde an König Ruprecht
bezüglich der Vorgänge in Ortenberg und weiteren Gemeinden erhalten. Diese
wurde wahrscheinlich auf einem Tag in Stocksberg von den Straßburger Ge-
sandten vorgelegt und beinhaltete imWesentlichen die bereits oben dargelegten
Vorwürfe.621

Den Straßburger Gesandten wurde allerdings in Stocksberg nicht die Gele-
genheit gegeben, diese Beschwerdeschrift zu übergeben oder zu erläutern und
sie wurden mit ihrem Anliegen abgewiesen. Daraufhin entschloss sich Straß-
burg, einen neuenAnlauf zu unternehmen undwolltemit derUnterstützungdes
Marbacher Bundes auf einem geplanten Hoftag in Mainz den König mit den
Beschwerden konfrontieren. Zuvor war jedoch ein Treffen mit den Bündnis-
partnern im September 1406 in Speyer geplant, um ein gemeinsames Vorgehen
abzusprechen.622 Zu diesem Treffen schickte Straßburg die Gesandten Reinbolt
Huffelin, Johans Bock und Peter Sunner, die am 8. September 1406 ausführlich
berichteten.623 Jedoch bezogen sich ihre Ausführungen weniger auf den inhalt-
lichen Teil der Gespräche, sondern vielmehr auf deren Ablauf. Zudem kom-
munizierte man, dass bei den ausgesandten Räten und Gesandten der Bünd-
nispartner nur zum Teil die Bereitschaft vorhanden war, mit ihnen nach Mainz

620 RTAVI, Nr. 41, S. 81:Unser herren meister und rat schoeffel und amman sind úbereinkommen und hant
es mit urteil erteilet […] aber umbe die andern sachen und zůspruchen, die wir an unsern herren den
kúnig hant, darumbe die meynunge ist das man darzů setzen sol etc.: moegent unser erbern botten gewalt
han, oebe sie die sache zů eim anlazz setzent oder lazzent setzen, das wir uns danne unser ansprachen
gegen unserme herren dem kúnige vertzihent, also, wer es das unser herre der kúnig útzit an unsmeyne ze
sprechende haben, das daz ouch abesie, doch alles mit vúrworten das wir by unsern friheiten briefen gúlten
zinsen und schulden blibent. Und so man das frúntlicher an die fúrsten und herren gebringen kann oder
mag, so uns daz lieber ist.

621 RTAVI, Nr. 61.
622 Vgl. hierzu die verschiedenen Antwortschreiben auf die Einladung Straßburgs zur genannten

Versammlung in Speyer, RTA VI, Nr. 64–66. Aus verschiedenen Briefen des Markgrafen von
Baden geht hervor, dass die Straßburger Gesandten in Stocksberg erfolglos blieben und Straß-
burg nun mit den Bündnispartnern in Speyer die Angelegenheit beratschlagen wollte: RTAVI,
Nr. 63, S. 95 f.: ez sint der von Straßburg erbern botten uf hut bi uns gewest und hant uns gesagte, als
derselben stette von Straßburg erbern botten von dem tage zu Stocksberg schiedent, als sie daselbs bi
uwern unsers oheims von Wirtenberg und ouch unsern frunden werent, daz sie uf demselben tage umb
soliche clage und zusprůche, so sie zu unserm gnedigen herren dem Romschen konig etlichen sinen
amptluten und den sinen hettent, nit verhoret mohtent werden, als das unsere vorgenanten herren
frunden wol indenkig si. […] und hant uns gar vlißlich gebetten […] umb ire sachen und zuspruche zu
iren frunden biz von suntags nehstkomet uber acht dage zu nacht gen Spire komenwollent […] undunsere
oder unsere rete rate darin zu haben, wie sie die sachen furnemen oder handeln sollent […] und daruf zu
ratslagen und zu gedenken, wie die nach glichen und billichen dingen mogent abgetragen werden […];
RTAVI,Nr. 66, S. 97: […] und zu denwir selbern komen sinwolten von brueche und clage wegen die uch
gegen unsern herren dem konig anligent darumb zu ratslagen […].

623 RTAVI, Nr. 67.
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zum Hoftag zu reisen, um sie bei ihren Verhandlungen mit dem König zu un-
terstützen. Zu Beginn des Berichtes führten die Gesandten aus, dass die
schwäbischen Städte nur einen Gesandten geschickt hatten, der zudem nicht
bereit war, die Straßburger auch in Mainz zu unterstützen. Er stand nur für
Beratungen in Speyer zur Verfügung.624 Die Räte des Erzbischofs, des Mark-
grafen von Baden und des Grafen von Württemberg beabsichtigten hingegen,
den Gesandten auch in Mainz zur Seite zu stehen.625 In Speyer legte man den
Vertretern der Bündnispartner verschiedene Schriftstücke vor, diemanmit ihnen
besprechen wollte. Weitere Informationen bezüglich dieser Besprechungen oder
der konkreten Ratschläge sind im Bericht nicht enthalten.626 Auch zum Verlauf
derweiterenVerhandlungen inMainz können aufgrund fehlenderQuellen keine
weiteren Angaben gemacht werden.

Der Konflikt um die Einnahmen in den Ortschaften auf der östlichen
Rheinseite dauerte an, noch im August 1407 findet sich ein diesbezüglicher
Hinweis in einem Gesandtenbericht aus Pforzheim. Dort hatten Gesandte
abermals mit den Vertretern der Bündnispartner in dieser Sache gesprochen. Die
Bündnispartner wollten sich diesbezüglich auch gern erneut mit den Forde-
rungen der Stadt an Ruprecht wenden. Da jedoch zu diesem Zeitpunkt der
Konflikt zwischen der Stadt Rothenburg und dem Burggrafen Friedrich von
Nürnberg verhandelt wurde, baten die Bündnispartner um einen Aufschub bis
zur Lösung dieser Aufgabe.627

624 RTAVI, Nr. 67, S. 97 f.: der antwurtete uns und sprach: in hettent gemeine stette in Swoben, mit den wir
vereint werent, zů uns gesant gen Spire uns zů rotende und bystendig ze sinde; daz wollte er ouch gerne
tůn, und under andernworten do rettent wir ouchmit ime:wer es daswir es an der fúrsten und herren rete
fúndent das wir mit in volles gen Mentze uff den tag fuerent, obe er denne ouch mit uns wolte varen,
nochdemme ir unsern frúnden den Swebischen stetten verschriben hettent. Do antwurtete uns der
vorgenant Johans Stroelin und sprach: sine herren und frúnde gemeine stette die hettent in har gen Spire
zů uns gesant uns zů rotende noch dem besten und wegesten; und wer es das wir vúrbas uff den tag gen
Mentzewoltent, so sollte er nitmit uns varen,wenne ime nit empfolhenweremit uns ze varende denne gen
Spire, und das wir das in keime argen von in unfemment […].

625 RTAVI,Nr. 67, S. 98: ire herren hettent in ernstlich und hefteclich empfolhen uns getruweliche zů rotende
nochdem wir an sú begerende werent, und hettent in ouch domitte empfolhen uns bystendig broten und
beholffen zů sinde uffe dem tage zůMentze so wir unser notdurft vor unserme herren dem kúnige oder obe
er selbs nit gegenwertig were vor sin reten erzalen woltent.

626 Vgl. bzgl. der Gesprächemit demGesandten der schwäbischen Städte, RTAVI, Nr. 67, S. 97: […]
dem dotent wir die abgeschrift verlesen […] und rettent do mit ime, nochdem ir uns empfohlhen hant […];
vgl. zu den Besprechungen mit den Räten der Fürsten und Herren, RTAVI, Nr. 67, S. 98: und
huebent wir do uff und seitent in, in welher moßen wir ußgesant werent; und erzaltent in domitte die
stucke eigenlich, die ir uns verschriben geben hant, und ouch anders; und botent sú do, das sú uns iren
getruwen rat darzů gebent, was uns darinne ze tůnde und ze lossende were.

627 RTAVI,Nr. 141, S. 192f.: ouch, lieben herren, so wissen, das wir zů gůtter mossen von den stúcken geret
hant aso ir uns enpfullen, und mit namen von der zinsse wegen ginsite Rines: das uns die nút gefueglich
sint vúrbasser losen zů stonde, undmoegen unser burger nút ufgehalten, wir muessen sú lossen angriffen
noch irre brieffe sage; aso haben uns die herren und die stette frúntlich daruf geantwurttet, dar wir unser
botzschaft heim důnt, dasmen nút derzů dů in fierzehen dagen oder in drinwuchen, untz dasmen siht wie
die herren und die stette von der von Rottenburg wegen scheiden, so wellen sú zů stund ieder herre mit
siner botschaft und die stette domitte mit ir botschaft zů unserm herren dem kúnge důn und das erfordern
von unsern wegen; und was sú důn súllent vúrbasser derzů, das wellen sú gern důn.Vgl. zumKonflikt
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2.3 Das Bündnis mit Ruprecht und das Ende der Straßburger Aktivitäten
im Marbacher Bund

Möglicherweise bereits gegen Ende des Jahres 1407, spätestens aber seit Februar
1408, näherten sich König Ruprecht und Straßburg wieder an und planten ein
gemeinsames Bündnis. Dieses kam am 5. April 1408 zustande. Nur wenige
Quellen gebenAuskunft darüber,wie sich dieseAnnäherung vollzog.Neben der
Urkunde, die das Bündnis formal bestätigte, sind verschiedene Quellen über-
liefert, etwa aus der Straßburger Korrespondenz, die Einblicke in die Gescheh-
nisse gewähren. Aktivitäten Straßburger Gesandtschaften lassen sich belegen,
jedoch bleiben auch diesbezüglich viele Fragen offen und man ist auf die Aus-
wertung weniger Spuren in der Überlieferung angewiesen.

Im Dezember 1407 schickte Worms einen Brief an den Straßburger Rat, in
welchem Auskunft über ein geplantes Bündnis mit dem König gegeben wurde.
Straßburger Gesandte hatten offenkundig von derartigen Plänen erfahren und
eine Wormser Gesandtschaft bei einer Versammlung darauf angesprochen.
Diese wollten oder konnten diesbezüglich jedoch keine direkte Antwort geben.
Der Stadtrat reichte sie somit schriftlich an den Straßburger Rat nach und er-
fragte zugleich die Meinung der Straßburger in dieser Angelegenheit.628 Dieses
Interesse der Straßburger Gesandten an einem derartigten Bündnis zeigt mög-
licherweise, dass auch bei Straßburg der Wunsch nach einer stärkeren Verbin-
dung zum König bestand. Da mit dem Erzbischof von Mainz sich bereits Ende
1406 ein Mitglied des Bundes mit dem König auf ein Bündnis verständigt hatte
und eine diesbezügliche Einigung 1407 erfolgt war und nun weitere Städte eine
Einigung mit Ruprecht anstrebten, erscheint dies nicht unwahrscheinlich.629

Vor dem Hintergrund der Ereignisse, die im Winter 1407 und im Frühjahr
1408 folgten, erklären sich die Versuche der Straßburger Gesandten, sich über
potenzielle Bündnisse anderer Städte mit dem König zu informieren. Wahr-
scheinlich ist auch hier, ähnlich wie es beim Thronwechsel von 1400 schon
festgestellt wurde, dass man sich für die eigenen Verhandlungen mit Ruprecht
gut vorbereiten wollte. Seit dem Austausch mit Worms Ende Dezember 1407
waren in jedem Fall eigene Verhandlungen Straßburgs mit dem König erfolgt.
Diese waren im Februar 1408 bereits derartig weit vorangeschritten, dass Ru-
precht die Reichsstädte im Elsass über dieses geplante Bündnis informierte.630

Verschiedene Vertragsentwürfe waren mit hoher Wahrscheinlichkeit Ende Fe-

der StadtRothenburgundderHilfe durchdenMarbacherBunddie vorherigenAusführungen in
Kapitel III (2.2.2).

628 RTAVI, Nr. 180, S 234: alsß iestzuent fuersten heren uewere und auch ander stette erbern botten der
fruntlichen eynunge und auch unser fruende uff dem tage zůHeylpruen gewest sin, do hant uewer erbern
ratßbotten mit den unsern under andern sachen geredt, wie daz yne furkommen und gesagt sij worden,
daz unser gueten fruende und eytgenoßen die vonMentze und auchwir uns zue unsermheren dem konige
verbuenden und vereyniget hetten; und begerten uewer erbern ratßbotten von unsern fruenden zue
wißende, obe daz also und in welcher maßen daz were, daz sie yne daz zuo verstenende geben.

629 Zur Annäherung und Einigung zwischen dem Mainzer Erzbischof und Ruprecht vgl. RTAVI,
Nr. 80–88.

630 RTAVI, Nr. 182.
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bruar ebenfalls schon vorhanden.631 Zwar liegen uns von den Verhandlungen
keine Gesandtenberichte oder ähnliches vor, doch können derartige Aktivitäten
angenommen werden.

Von Anfang April ist schließlich ein Bericht erhalten, der die Beteiligung
einer Straßburger Gesandtschaft an der Aushandlung des Bündnisses belegt.
Dabei handelte es sich umdiejenigenGesandten, die am 5. April schließlich auch
am Abschluss des Bündnisses beteiligt waren. Straßburg wurde durch Claus
Zorn, Johans Bock und Johans Heilman vertreten. Sie berichteten aus Hagenau
über Verhandlungen mit den elsässischen Reichsstädten, die ebenfalls in das
Bündnis einbezogenwerden sollten.Der Bericht zeigt, dasswenige Tage vor dem
Abschluss des Bündnisses noch über Details der Bündnisurkunde verhandelt
wurde.632 Die Reichsstädte wollten für den Fall, dass König Ruprecht vor dem
Auslaufen des Bündnisses sterben sollte, eine Sonderregelung in die Bündnis-
urkunde aufnehmen, die später dann auch tatsächlich in der Urkunde berück-
sichtigt wurde. Diese besagte zusammengefasst, dass man beim Tode Ruprechts
und erfolgter Anerkennung des neuen Königs die Fortdauer des gemeinsamen
Bündnisses vomWillen des neuenHerrschers abhängigmachenwolle. Sollte der
auf Ruprecht folgende König dem Verbleib der Reichsstädte im Bündnis nicht
zustimmen, wollten diese das Recht haben, jenes zu verlassen.633

Die Straßburger Gesandten verhandelten nicht selbst mit den Reichsstädten
in dieser Angelegenheit, sondern erhielten vom königlichen Landvogt Reinhart
von Sickingen, der die Verhandlungen führte, Informationen über deren Verlauf
und besprachen sich zudem mit ihm über die Gesprächsinhalte und tauschten
dazu gegenseitig Meinungen aus. Weder den Gesandten, noch dem königlichen
Landvogt gefiel die von denReichsstädten geplante Sonderregelung.Manwollte
beim vorhandenen Vertragsentwurf bleiben.634

Es kann hier nicht das Ziel sein, die genauen Hintergründe und einzelnen
Motive der Beteiligten näher zu erörtern.Dennochwird deutlich, dass gerade die
Beschäftigung der Gesandten mit jenen Detailfragen des gemeinsamen Ab-
kommens auf eine intensive Tätigkeit vonGesandtschaften schließen lässt. Auch
die Existenz der verschiedenen Vertragsentwürfe macht eine tiefgreifende Ein-
beziehung von Gesandten schon in den Monaten vor dem Abschluss des
Bündnisses sehr wahrscheinlich, selbst wenn ansonsten nur wenige Quellen
derartige Tätigkeiten belegen.

631 Vgl. hierzu RTAVI, Nr. 188, S. 245, Anm. 2.
632 Der Gesandtenbericht findet sich in RTA VI, Nr. 187, der Bündnisvertrag in RTA VI, Nr. 188.
633 Vgl. hierzu auch RTAVI, Nr. 188, S. 254 f., sowie RTAVI, Nr. 189.
634 RTAVI,Nr. 187, S. 244: dozů rettentwirwas uns beduhte notdúrftig sin, unde das daz nit unser sinwere;

wir woltent gerne dobi bliben, also wir gescheiden weren. Und merketent an dem lantfogte daz es ime von
den richesstetten vaste wider was, unde kúnnent ouch an ime nit anders versten wane truwe und gůtes.
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3. Konstanzer Konzil: Stadt und Domkapitel im Konflikt mit
dem Bischof

Das Konstanzer Konzil war von 1414 bis 1418 die größte kirchen- und reichs-
politische Bühne der Zeit. Hier wurden Lösungen für die akuten Probleme der
abendländischen Christenheit gesucht. Das vorherrschende Schisma belastete
die Einheit der Kirche, da mittlerweile drei Päpste von unterschiedlichen Obö-
dienzen unterstützt wurden. Eine weitere wichtige Aufgabe war die Kirchen-
reform. Die Kirchenversammlung in Konstanz bot gleichzeitig die Möglichkeit,
zahlreiche Angelegenheiten der Reichspolitik zu verhandeln. Dementsprechend
fanden in diesen Jahren vor Ort verschiedene Hoftage statt.635

Für die Untersuchung der Straßburger Gesandtschaften ist die Betrachtung des
Konzils lohnenswert, da die Stadt aufgrund ihrer Auseinandersetzungen mit
dem Straßburger Bischof Wilhelm von Diest zahlreiche Gesandtschaften in
diesen Jahren zum Konzil schickte. Die langjährigen Streitigkeiten im Straß-
burger Bistum erreichten im Jahr 1415 einen Höhepunkt.636 Aufgrund zahlrei-
cher Verpfändungen und der ausschweifenden Lebensweise des Bischofs war
das Bistum immer stärker in finanzielle Nöte geraten. In dieser Situation suchten
das Straßburger Domkapitel und die Stadt die direkte Konfrontation mit dem
Bischof.637 Am 3. Dezember 1415 nahmen Kapitel und Stadt den Bischof in
Molsheim gefangen. Mit Ulrich Gosse, Rulin Barpfennig und Michel Melbruege
waren auch Straßburger Bürger an dieser Entführung beteiligt.638 Es handelt sich
hierbei um eineGruppe führender Politiker der Stadt, die auch als Gesandte tätig
waren.

Die Gefangennahme hatte eine besondere Brisanz, weil Wilhelm zugleich
weltlicher und geistlicher Fürst – und in seinem Selbstverständnis auch noch
immer Stadtherr von Straßburg – war. Seine Festsetzung stellte daher sowohl
einen Angriff auf die Kirche als auch auf das Reichsoberhaupt dar.639Das Konzil
forderte EndeMärz 1416 schließlich in einemMahnschreiben die Freilassung des
Bischofs oder das Erscheinen der Hauptverantwortlichen vor dem Konzil in
Konstanz.640 Straßburg drohte bei einer Zuwiderhandlung das Interdikt und den
an der Gefangennahme beteiligten Personen der Bann. Obwohl der Straßburger

635 Die Forschungsliteratur zum Konstanzer Konzil ist gerade in den letzten Jahren anlässlich des
600-jährigen Jubiläums der Kirchenversammlung enorm angewachsen. An dieser Stelle wird
lediglich auf einige grundlegende Werke und neuere Überblicksdarstellungen und Sammel-
bände hingewiesen, die einen Einblick in die Thematik und ausführliche Literaturhinweise
bieten: BRANDMÜLLER, Konzil; BOOCKMANN/DORMEIER, Konzilien; BOOCKMANN, Reichstag; BOOCKMANN,
Geschichte; FRENKEN, Konzil; SIGNORI/STUDT (Hrsg.), Konstanzer Konzil; BRAUN (Hrsg.), Konzil;
BUCK/KRAUME, Konzil.

636 Vgl. zum Folgenden ausführlich FINKE, König, S. 90–130; FINKE, Elektenprozess.
637 FINKE, Elektenprozess, S. 106–108.
638 FINKE, König, S. 94 f.; FINKE, Elektenprozess, S. 108.
639 FINKE, König, S. 99 f.
640 FINKE, König, S. 105 f.; FINKE, Elektenprozess, S. 290.
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Bischof schließlich freigelassen und nach Konstanz gebracht wurde, denn auch
er sollte sich vor dem Konzilsgericht bezüglich seiner Verfehlungen in der Ver-
gangenheit rechtfertigen, verhängte das Konzil Anfang Juni 1416 schließlich
Interdikt und Bann. Am Ende desselben Monats begann der Prozess gegen den
Bischof vor dem Konzil. Straßburg versuchte in dieser Auseinandersetzung vor
allem König Sigismund als mächtigen Fürsprecher zu gewinnen. Dieser hatte
insbesondere monetäre Interessen, forderte entsprechende finanzielle Leistun-
gen und probierte hierfür den Konflikt der beiden Parteien auszunutzen. Wäh-
rend der laufenden Auseinandersetzungen verhandelte er mit beiden Konflikt-
parteien und hatte dabei immer wieder seinen eigenen finanziellen Vorteil im
Blick.

Grundsätzlich war Straßburg in jener Zeit vor allen Dingen darum bemüht,
den Prozess möglichst unbeschadet und schnell zu einem Ende zu führen. Zu-
gleich sollte die Absetzung des Bischofs erreicht werden. Im Verlauf des jahre-
langen Gerichtsverfahrens entfernten sich Stadt und Domkapitel immer weiter
voneinander. Es herrschten immer wieder Konflikte bezüglich der Vorgehens-
weise im Prozess. Schlussendlich kam es sogar zur Beendigung der ursprünglich
gemeinsam verfolgten politischen Linie. In der Frage der Besetzung des Straß-
burger Bischofstuhls waren sich die ehemaligen Verbündeten nicht mehr einig.
Denn nachdem der Prozess in Konstanz beendet war, ging die Stadt ein Bündnis
mit Wilhelm von Diest ein und warb mit einer Gesandtschaft beim neu ge-
wählten Papst Martin V. für seine Bestätigung im Amt. Spätestens zu diesem
Zeitpunkt verfolgten Stadt und Kapitel nicht mehr dieselben Ziele, da das
Domkapitel sich weiterhin für eine Absetzung des Bischofs aussprach. Schließ-
lich stimmte auch der Papst für den Verbleib des Bischofs im Bistum. Der Kon-
flikt war somit für Straßburg vorerst im Jahr 1419 beendet.

Die folgenden Untersuchungen konzentrieren sich auf diese Auseinanderset-
zungen der Stadt Straßburg mit dem Bischof und die diesbezüglichen Aktivi-
täten von Gesandtschaften. Der Konflikt ist bereits maßgeblich und sehr aus-
führlich durch Heinrich Finke und Hans Kaiser seit dem Ende des 19. Jahrhun-
derts bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts erforscht worden und hat seitdem
keine weitere wissenschaftliche Betrachtung erfahren.641 Die folgenden Aus-
führungen können sich daher auf diese vorherigenArbeiten zumThema stützen.
Auch die Gesandtschaften haben zwangsläufig Eingang in jene Studien gefun-
den, da die bisherigen Arbeiten sich ebenso zu einem großen Teil auf die Ge-
sandtenberichte gestützt haben. Doch galt das Interesse der Autoren eher den
allgemeinen ereignisgeschichtlichen Zusammenhängen und weniger den Ge-
sandtschaften imSpeziellen.DieGeschehnissewerdendaher imFolgenden nicht
in allen Details und Abläufen wiedergegeben werden können, da dies zu weit
vom eigentlichen Thema wegführen würde. Zudem gestaltet sich auch die
Darstellung der genauen Prozessverläufe und -details bereits aufgrund der

641 FINKE, König, S. 90–130; FINKE, Elektenprozess; FINKE, Bilder; KAISER, Meiger, S. 175–202; KAISER,
Konstanzer Anklageschriften.
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Quellenlage äußerst problematisch.642 Somit wird sich das folgende Kapitel auf
die speziellen Herausforderungen an die Gesandtschaften beschränken, ohne
dabei den Prozessverlauf und alle Gesandtschaftsmissionen immer im Detail
nachzuzeichnen. Die Ereignisse werden anhand von sieben verschiedenen
Phasen des Konfliktes analysiert.

3.1 Die Vorbereitung der Gefangennahme

Eine Quelle aus dem Jahr 1415 ermöglicht einen Einblick in die Vorbereitungen
undPlanungenderGefangennahmedes Bischofs imDezember desselben Jahres.
Es handelt sich umeinmehrseitigesHeft, in dem in kurzenZusammenfassungen
verschiedene Maßnahmen festgehalten wurden.643 Diese lassen auf eine sehr
genaue Planung des Überfalls schließen. Unter anderem wurden verschiedene
diplomatischeAktivitäten zur Rechtfertigung der Tat in Betracht gezogen, die im
Anschluss an die Festsetzung des Bischofs durchgeführt werden sollten.644 Ent-
sendungen von Gesandtschaften sowie die Verschickung schriftlicher Nach-
richten an verschiedene einflussreiche politische Akteure des Reichs waren zu
diesem Zweck vorgesehen.

DieQuelle entstand höchstwahrscheinlich imUmkreis des Domkapitels, das
bei der Planung offenbar federführend agierte. Mit der Stadt sollten Absprachen
bezüglich einer Beteiligung Straßburger Gesandter erfolgen. Jene wollte man
schon im Vorfeld der Gefangennahme nach Konstanz entsenden, um nach der
erfolgten Festsetzung das Konzil durch geeignete Vertreter informieren zu
können.645 Ebenfalls war eine gemeinsame Gesandtschaft zum Bischof von
Mainz vorgesehen, damit dieser die Stadt und das Kapitel unterstütze.646 Auch
zu König Sigismund sollte eine Delegation geschickt werden. Insbesondere von
ihm versprach man sich Hilfe sowohl bei der Absetzung des Bischofs als auch in
den zu erwartenden Konflikten mit dessen Unterstützern.647 Die Gesandten
waren unter anderem auch für die Übergabe schriftlicher Nachrichten einge-
plant. Entsprechende Briefe wollte man bereits vor der Gefangennahme fertig-

642 Vgl. hierzu FINKE, Elektenprozess, S. 404.
643 AVES, AA 1450, 12–17.
644 Bereits Heinrich Finke betonte die gründliche Vorbereitung der Gefangennahme durch das

Domkapitel, die aus dieserQuelle ersichtlichwird, vgl. FINKE, König, S. 94; FINKE, Elektenprozess,
S. 110.Dass es sich hierbei nicht umeineQuelle aus städtischer Provenienz handelt, lässt sich aus
bestimmten Formulierungen schließen, etwaAVES,AA1450, 13v: och solt manmit der stett ze Rate
werden […].

645 AVES, AA 1450, 13v: och solt man mit der stett ze Rate werden vor hin, obe sy ir botten, einen oder me,
woeltent hin uff genCostentz ordenenmit deßCapitelß botten ee die sache understandenwurt; AVES,AA
1450, 15r: so sol daz Capitel und die Stat ir greffentlichen Botschafft machen zuo dem Concilio alle ding
nach dem besten fur ze bringende.

646 AVES,AA1450, 14v: Item daz Capitel und die stat soeltentmine heren vonMentze die sache verschriben
und verkunden und in bitten umb sinde botschaft gen Costentz zuo dem Concilio ze schickend und es
helfent verentwurten, dar umb sol man och erber botten zuo im schicken.

647 AVES, AA 1450, 15r.: och sol man unszin heren dem kunig die sache verkunden und so er ze lande kumet
treffentlich botschafft zuo jm machent.
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stellen, um sie über die Gesandtschaften direkt versenden zu können. Die Zu-
sammensetzungen der Delegationen sollten ebenfalls vorab festlegt werden, um
nicht unnötig viel Zeit zu verlieren. Die genannten Briefe planteman ebenfalls an
Markgraf Bernhard von Baden, Graf Eberhard von Württemberg sowie weitere
Herren und verschiedenen Reichsstädte zu verschicken.648 Über die Zusam-
menarbeit von Domkapitel und Stadt in dieser Angelegenheit gibt darüber
hinaus ein Bündnis vom Januar 1416Aufschluss. In den diesbezüglichenQuellen
wird über die Hilfe der Stadt bei der Überwältigung des Bischofs berichtet.649

Bereits wenige Tage nach der erfolgten Gefangennahme fanden erste Konzils-
sitzungen zur Beratung in der Sache statt. Es wurde eine Kommission zur
Überprüfung der gesamten Angelegenheit gebildet. Sie beschloss, dass der Bi-
schof freigelassen und nach Konstanz gebracht werden sollte. Im Januar wurde
im Zuge einer Sitzung jener Kommission außerdem der Beschluss gefasst,
Konzilsgesandte nach Straßburg zu schicken, umdie Freilassung des Bischofs zu
erwirken. Dies blieb jedoch vorerst ohne das gewünschte Ergebnis und der Bi-
schof wurde weiterhin gefangen gehalten.650

Inwiefern die geplanten Straßburger Gesandtschaften tatsächlich kurz nach der
Gefangennahme durchgeführt wurden, lässt sich nicht mehr feststellen. Ge-
sandtenberichte in dieser Angelegenheit sind erst wieder aus dem Januar 1416
überliefert. Doch belegen die beschriebenen vorbereitenden Maßnahmen, dass
städtischen Gesandtschaften eine Schlüsselfunktion innerhalb des gesamten
Plans zukommen sollte. Die entsprechenden diplomatischen Schritte zur
Rechtfertigungder Entführung undder Suche nachUnterstützernwurdendaher
vorab gründlich organisiert.

3.2 Die Missionen des Stadtschreibers Ulrich Meiger

Domkapitel und Stadt legten den Fokus ihrer weiteren diplomatischen Bestre-
bungen darauf, König Sigismund von der erfolgten Gefangennahme zu unter-
richten und ihn als Fürsprecher gegenüber dem Konzil zu gewinnen. Zu diesem
Zweck entsandteman den Straßburger StadtschreiberUlrichMeiger zumKönig.
Im Januar 1416 fand ein Treffen zwischen Meiger und Sigismund in Avignon
statt. Meiger berichtete von einem positiven Verlauf der Begegnung. Bezüglich
der Gesprächsinhalte ist der Bericht jedoch wenig aufschlussreich und bleibt
recht allgemein. Der Stadtschreiber gab lediglich an, mit Sigismund eine Ver-
einbarung ausgehandelt zu haben. Zugleich versicherte er, dass man in Sigis-

648 AVES, AA 1450, 14v: Item man sol och schreiben dem Marggrafen von Baden im die sache ze verkun-
dende […] och sol man schreiben Hertzog Ludwig, dem hertzogen von Lutringen, dem von Wurtemberg
und andern heren und och den Richstetten.

649 FINKE, König, S. 97 f.
650 FINKE, König, S. 100 f.
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mund einen gnädigen König im Konflikt mit dem Bischof finden werde.651 We-
nige Tage später berichtete er von seinen Plänen, nach Paris weiterzureiten, um
dort erneut den König zu treffen.652 Der Stadtschreiber folgte also Sigismund
durch Frankreich und erreichte ihn schließlich in Paris. Nachdem Meiger zu-
nächst nach eigenen Angaben – vielleicht auch aufgrund einer Geschenküber-
gabe – einen aufgeschlossenenKönig antraf, verliefendieVerhandlungenvorerst
dennoch im Grunde ergebnislos. Zwar gab der König dem Gesandten zu ver-
stehen, erwolle Straßburg nichtwegen etwaigerGeschenke oderGeldzahlungen
helfen. Doch die Einschätzung Meigers fiel trotz dieser Aussagen Sigismunds
anders aus. Seiner Ansicht nach sei die dem König gebotene Geldsumme zu
niedrig und der Grund für die schleppend verlaufenden Verhandlungen.653 In
einem weiteren Brief berichtete Ulrich Meiger aus Paris von zahlreichen Ge-
genspielern, die sich vor Ort für den Straßburger Bischof und gegen Stadt und
Domkapitel einsetzten. Die Aktivitäten dieser Gegenspieler blieben jedoch
vorerst wirkungslos. Denn in den folgenden Wochen verbesserte sich die Lage
für Straßburg und es wurden erste Fortschritte in den Verhandlungen erzielt.
Sigismund hatte eine Kommission eingesetzt, der unter anderem auch Ulrich
Meiger angehörte. Diese arbeitete einen Vorschlag zur Lösung des Straßburger
Konfliktes aus: Sigismund sollte eine Gesandtschaft an das Konzil aussenden,
um auf eine diplomatische Beilegung des Konfliktes hinzuwirken. Die Bildung
einer Schiedsinstanz wurde geplant, die sich der Streitsache der Beteiligten an-
zunehmen hatte. Sie sollte aus königlichen Räten und Gesandten des Konzils
bestehen. Weitere Punkte betrafen etwa schützende Maßnahmen für die Stadt.
DaKrieg zwischen verschiedenenmit demBischof eng verbundenenHerrenund
Straßburg drohte, wollte man durch Vorsichtsmaßnahmen eine Eskalation des
Konfliktes verhindern. Sigismund wählte verschiedene Schritte, die die Sicher-
heit der Stadt gewährleisten sollten. Beispielsweise wies er verschiedene Herren
und Ritter an, Straßburg nicht anzugreifen. Die Verwaltung der bischöflichen
Güter sollte vorerst der Ritter und königliche Rat Heinrich Latzembok über-
nehmen. Somit sicherte sich Sigismund erheblichen Einfluss auf verschiedene
Gebiete innerhalb des Bistums.654

651 AVES, AA 169, 8: undweiß nit anders denne das die Stift und ir einen gnedigen heren anmine heren den
kunige habent […] den sachen noch komen in dermosse als sin gnodemitmir und ichmit Ime darusz geret
habent […]. Vgl. hierzu FINKE, Elektenprozess, S. 291; KAISER, Meiger, S. 177.

652 AVES, AA 169, 9: ist er dan gen Paris so will ich furderlich hin nach bisß dz ich in funde.
653 FINKE, König, S. 103; FINKE, Elektenprozess, S. 292 f.; KAISER, Meiger, S. 176–178; AVES, AA 1443,

11 f., hier 11v: […] und sprach fur baszer, disz sage ich dir dar umbe dz din heren wissen, wasz ich tuege
dz ich dasz lutterlich umb eren willen und von keines geltes wegen tuon welle […] da merke ich noch nit
nach miner torheit […] dz der summe desz geltez me muesz sin.

654 FINKE, König, S. 102–104; FINKE, Elektenprozess, S. 293f.; KAISER, Meiger, S. 178f. Vgl. hierzu den
Gesandtenbericht des Stadtschreibers Ulrich Meiger aus Paris, AVES, AA 1443, 75: dann ich bin
von uwern widersachen vaste gehindert und sint vil lute, die wider uch undmyne herrenmeister und Rat
und die Stat Straßburg erbeitent heymelich und oeffentlich undwerdent uwer sachen grosz und swer […]
so woelle er mir mit sinen Reten der sachen getruwen, daz han ich mich umb dez besten willen under-
standen. Und also hat er mir einen Bischoff zwene sin Vicecanzeler zwene dottores […] juris und zwene
Ritter zuo geben und wir sint […] disz nach geschrib weges uberkomen darzuo ich sy gewendet han und

III. Kontextbezogene Herausforderungen für Straßburger Gesandtschaften154



Im Vergleich zu den meisten anderen Gesandtschaftsmissionen der Stadt
Straßburg im Untersuchungszeitraum sind die soeben geschilderten zumKönig
eine Besonderheit. Diese wichtigen Missionen wurden nämlich lediglich von
diesem einen Gesandten durchgeführt, der zudem nicht aus dem Kreis der
städtischen Führungsschichten stammte. Auch im weiteren Verlauf des Konzils
war Meiger häufig allein für die Stadt aktiv. Diese stetige Tätigkeit spiegelt sich
auch in der Quellenüberlieferung wider, da von ihm besonders viele Briefe aus
jener Zeit verfasst wurden.655

Hierfür lassen sich verschiedene Gründe anführen. Der Stadtschreiber be-
herrschte die lateinische Sprache und war somit für Straßburg als Gesandter
beim Konstanzer Konzil eine sehr wichtige Unterstützung. Weitere mögliche
Ursachen lassen sich anhand der oben beschriebenen Missionen zu Beginn des
Jahres 1416 beispielhaft aufzeigen.Heinrich Finke undHansKaiser konstatierten
ein besonderes Vertrauensverhältnis zwischen Ulrich Meiger und König Sigis-
mund. Nach Kaiser sei dies auch der ausschlaggebende Beweggrund für seine
Entsendung zum König gewesen. Finke stellte darüber hinaus fest, dass der
Stadtschreiber als Hauptvermittler zwischen Stadt, König und Konzil agierte.656

Fest steht, dass Meiger in der Vergangenheit schon Erfahrungen mit Sigismund
auf verschiedenen Gesandtschaftsmissionen gesammelt hatte. Als Rat Markgraf
Bernhards von Baden und später auch als Straßburger Stadtschreiber war er
mehrfach mit Sigismund in Kontakt gekommen – etwa im Zuge der Krö-
nungsreise.657 Dass nun tatsächlich zwischen König und Stadtschreiber eine
besonders gute Beziehung ausgemacht werden kann undMeiger sogar „[…] ein
besonderer Liebling Sigmunds […]“658 gewesen sein soll, lässt sich nicht stich-
haltig belegen. Erfahrungswerte im Umgang mit Sigismund können hingegen
durchaus beim Stadtschreiber vorausgesetzt werden und machten ihn auch
deshalb sicherlich zu einemgeeignetenGesandten für dieMissionen zumKönig.
Ein weiterer Grund könnte die spezifische Situation sein, die Straßburg und
Domkapitel möglicherweise dazu bewogen haben könnten, den Stadtschreiber

ist ouch min here der kunig dar uf gefallen und hat das ufgenommen. Und bin in die Canzeli gewisen
darinn man die briefe yetze schribet in der masz als hernach geschriben stat. Zum ersten schribt er dem
Concilio und sendet sinre erbere Rete damitt als man von der arrestatz wegen die zu Straßburg demElecot
gescheen sie […] daz sij ir erbern botten mit den sinen gen Straßburg schicken zuo besehen ob man die
sachen fruntlich abetragen moehte zwischent uch und dem Electo […] Item uf daz schribet und gebut er
vestenlihen bij sinen hulden dem herzog von Lutheringen, dem Bischof von Metze, Graf Philips von
Nassow, Graf Fridrich von Sarwerd […] daz sy […] kein vigentschaft noch krieg der stift, der stett noch
dem land zuo fuegent […].

655 Vgl. hierzu AVES, AA 169. Allein dieser Bestand umfasst etwa 70 Briefe des Stadtschreibers
Ulrich Meiger. Vgl. ausführlich zur Person Meigers KAISER, Meiger.

656 KAISER, Meiger, S. 176: „[…] man hatte sich klar gemacht, dass man zunächst vor demKönig den
Akt werde rechtfertigen müssen, ohne eine Anklage von gegnerischer Seite abzuwarten, und in
der Person des Sigmund ja genau bekannten Stadtschreibers eine geeignete Persönlichkeit zur
Durchführung dieser Rolle erwählt.“ FINKE, König, S. 101: „Dieser Meiger war die Hauptper-
sönlichkeit, durch dessen Vermittlung alle Verhandlungen mit König und Konzil geführt wur-
den, ein besonderer Liebling Sigmunds […].“

657 KAISER, Meiger, S. 165–168 und 170–173.
658 FINKE, König, S. 101.
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allein auf jene Mission zu schicken. Der Vorteil bestand darin, dass der Stadt-
schreiber eben nicht zu den Führungsgremien der Stadt zählte und somit auch
nicht in die Gefangennahme verwickelt war und in keiner engeren, vielleicht
familiären Verbindung zu den dafür Verantwortlichen stand. Wahrscheinlich
versprachman sich also auch einenVorteil vonder Entsendung einesGesandten,
der nicht als direkter Repräsentant der städtischen Führungsgruppen, sondern
als weitestgehend neutraler Amtsinhaber den ersten Kontakt zum König in
dieser prekären Angelegenheit herstellte.

3.3 Androhung von Interdikt und Bann

Ende Februar hatte das Konzil ein Mahnschreiben nach Straßburg geschickt.
Darin wurde von Kapitel und Stadt gefordert, den Bischof freizulassen oder
Vertreter von Stadt und Kapitel zumKonstanzer Konzil zu schicken, um sich für
die Gefangennahme zu verantworten. Kam man einer dieser Forderungen in-
nerhalb einer festgelegten Frist nicht nach, drohte Straßburg das Interdikt und
den für die Gefangennahme verantwortlichen Personen der Kirchenbann.659 Die
Freilassung des Bischofs kam für Stadt und Kapitel jedoch nicht in Frage. Man
entschied sich für die zweite Option. Vertreter des Kapitels und der Stadt
machten sich auf den Weg nach Konstanz. Von städtischer Seite waren es Claus
Zorn, Gosse Burggrafe, Rulin Barpfennig und Hans Bock, die als Mitglieder der
Gesandtschaft von EndeMärz bis AnfangMai nachgewiesen werden können.660

Die Delegation wählte zunächst denWeg über Basel, da sie noch ein schriftliches
Geleit für den letztenReiseabschnitt nachKonstanz benötigte.Dieses erhieltman
nach einigen Tagen Anfang April. Dabei hatten sich Gesandte verschiedener
Städte an der Beschaffung des Geleits für die Straßburger Gesandten beteiligt.661

Mittlerweile war eine Fristverlängerung zur Klärung der Angelegenheit bis zum
27.April erreichtworden, danach sollten Interdikt und Bannwirksamwerden.662

Vergeblich warteten die Straßburger in Konstanz auf die versprochene Hilfe
durch Sigismund, die zuvor vom Stadtschreiber Ulrich Meiger mit ihm ausge-
handelt worden war. Der König schickte weder ein Schreiben noch eine Ge-
sandtschaft nach Konstanz, um auf das Konzil einzuwirken und den Prozess
vorerst zu stoppen.663 Die Vertreter des Kapitels versuchten in der Zwischenzeit
vergeblich, die Gefangennahme des Bischofs zu rechtfertigen. Letztendlich

659 Vgl. hierzu und zum Folgenden FINKE, König, S. 105–108; FINKE, Elektenprozess, S. 290 und
S. 295–300; KAISER, Meiger, S. 179 f.

660 AVES, AA 168, 8–15.
661 FINKE, Elektenprozess, S. 296;AVES,AA168, 11: […] mit hilff der botten von den stetten Bern, Zurich,

Lutzern, Constentz, Ulme, Rottwilr und Vilingen disz selbe geleit noch der geleitz brieffe ynehalt gar
kumerlich und swerlich erlanget hant […].

662 AVES, AA 168.
663 AVES, AA 168, 13 (25. April 1416): […] wanne solich botten und botschafft, so von unsyn heren dem

kunge komen sol, noch nit komen ist, der wir noch uwer geschrifft doch warten sint […] Ouch wundert
uns umb dez kuniges botschafft, wo sich die so lange verziehe […] daz wir nit wissent war noch wir uns
keren sollent. Soliher verzog dez kungesz botschafft alles tuot […].
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reichte ein von der Stadt beauftragter Jurist eine Appellation für Stadt und Ka-
pitel ein, um Bann und Interdikt möglicherweise doch noch verhindern zu
können. Darin wurden die Rechtmäßigkeit des bisherigen Verfahrens und die
Zuständigkeit des Konzils in Frage gestellte. Letztendlich dienten alle Maß-
nahmen in Konstanz der Verzögerung des laufenden Verfahrens, da Stadt und
Kapitel nach wie vor auf das Eingreifen des Königs warteten. Die Gesandten-
berichte zeigen recht deutlich, dass alle Hoffnungen, dem Interdikt und dem
Bann zu entgehen, auf dem König und seiner versprochenen Vermittlung be-
ruhten.664 Durch die Appellation konnte noch ein letzter Aufschub der Angele-
genheit bis zur Umsetzung der Strafmaßnahmen erreicht werden. Die Inter-
vention des Königs erfolgte schließlich kurz bevor Bann und Interdikt verhängt
werden sollten.

Die im April durchgeführten diplomatischen Maßnahmen zeigen einige kon-
textspezifische Anforderungen an Straßburger Gesandtschaften: Die Gesandt-
schaftsdelegationen waren von weiteren Akteuren abhängig. Zum einen ver-
deutlichen die Berichte, dass die Unterstützung von Juristen in Konstanz im
Zuge des dortigen Verfahrens gegen die Stadt und das Kapitel benötigt wurde.
Hierfür war eine juristische Expertise erforderlich, über die die städtischen Ge-
sandten nicht im erforderlichem Umfang verfügten. Vermutlich war auch der
Stadtschreiber Ulrich Meiger hierzu nicht in der Lage oder die Quantität der
anstehenden Aufgaben konnte von diesem allein nicht bewältigt werden.

Zum anderen waren Stadt und Kapitel vom Eingreifen des Königs in den
Konflikt abhängig. Zwar hatten sie in ihm einen mächtigen Fürsprecher gefun-
den, doch verdeutlicht sich daran auch die Grenze der Handlungsmöglichkeiten
städtischer Gesandtschaften und Gesandter in dieser Situation.

3.4 Freilassung des Bischofs und Verhängung von Interdikt und Bann

Anfang Mai traf schließlich der Ritter und königliche Rat Latzembock gemein-
sam mit Ulrich Meiger in Konstanz ein.665 Ein königliches Schreiben wurde
verlesen. Sigismund verlangte, keine Entscheidung im Konflikt bis zu seinem
persönlichen Eintreffen in Konstanz zu treffen. Schließlich wurde in Konstanz
von den einzelnen Konzilsnationen und dem Kardinalskolleg mehrfach über
einen Vorschlag des Königs abgestimmt, dem schlussendlich am 16. Mai 1416
stattgegeben wurde. Dies hatte unterschiedliche Maßnahmen zur Folge: Erstens
wurde eine neue und längere Frist für die Klärung des Konfliktes gesetzt. Das
bedeutete, dass die Entscheidung über den Konflikt und somit die Vollstreckung
der angedrohten Strafmaßnahmen gegenüber Stadt und Kapitel auf Ende Mai
vertagt wurden. Zweitens reiste der königliche Rat Heinrich Latzembock nach

664 AVES,AA168, 15: […] sin gewisse botschafft tuge unverzoegenlich har uff zu demConcilio, daz sie nutz
tuegent untz er kome, dan wo daz nit beschee, so sprechent uns an samestag in den ban.

665 Hierzu und zum Folgenden FINKE, Elektenprozess, S. 300–304; FINKE, König, S. 108–111; KAISER,
Meiger, S. 180–182.
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Straßburg, um die Freilassung des Straßburger Bischofs aus der Gefangenschaft
und dessen anschließendes Erscheinen vor demKonzil zu erwirken. Der Bischof
sollte sich dort unter anderem denVorwürfen bezüglich seiner unangemessenen
Lebensweise und einer Prüfung der generellen Führung und Verwaltung im
Straßburger Bistum stellen.666

Am Zustandekommen dieser für Straßburg sehr günstigen Entscheidung –
schließlich drohte der Stadt das Interdikt und den Straßburger Beteiligten der
Bann – hatte der Stadtschreiber Ulrich Meiger einen großen Anteil. Dieser er-
reichte nämlich durch zahlreicheGespräche, dass die anfängliche Protesthaltung
in Konstanz gegen das Eingreifen des Königs in diese Angelegenheit des Konzils
deutlich abgemildert wurde. Bereits kurz nach dem Eintreffen Meigers und des
königlichen Rateswaren diese darumbemüht, weiterewichtige Personen auf die
königliche Seite zu ziehen, was ihnen schlussendlich auch gelang.667

Nachdem die erste Abstimmung über den oben genannten Vorschlag zu
keinem Ergebnis geführt hatte, berichtete Ulrich Meiger von den Geschehnissen
inKonstanz und seinemweiterenVorgehen. Er bedankte sich etwa bei Vertretern
des Kardinalkollegs und der italienischen Nation, die als einzige für den Vor-
schlag gestimmt hatten. Dies tat er jedoch nicht vordergründig im Namen der
Stadt Straßburg, sondern im Namen des Königs. Zudem versuchte er auch die
französische Konzilsnation für die vorgeschlagenen Interventionsmaßnahmen
des Königs zu gewinnen.668 Ob nun die Bemühungen Meigers für die Annahme
des königlichen Vermittlungsvorschlags letztlich ausschlaggebend waren, kann
nicht gesagt werden. Die diplomatischen Aktivitäten des Straßburger Stadt-
schreibers Meiger Anfang Mai 1416 waren in ihrer Umsetzung jedenfalls
durchaus bemerkenswert und scheinen der speziellen Situation in diesem
Konflikt geschuldet zu sein. Denn sie verdeutlichen zumwiederholten Mal, wie
abhängig Straßburg von Sigismund war. Letztendlich machte Meiger nichts
anderes, als für die Position des Königs zu werben. Hier wurden – zumindest
nach außen –weniger die Interessender Stadt vertreten, als vielmehr derVersuch
unternommen, die königliche Stellung zum Wohl der Stadt zu verbessern.
Wahrscheinlich ließen sich auch im Namen des Königs leichter weitere Für-
sprecher in dieser Sache gewinnen. DasVorgehenMeigers kann – auch aufgrund
seines Erfolges – letztlich als geschickter diplomatischer Zug bewertet werden.

666 FINKE, Elektenprozess, S. 403 f.
667 AVES, AA 169, 49 f., hier 49v: […] also gieng der Latzembok ernstlichen und furderlichen und ich ouch

mit im zu den do ich wortzeichen an hett und haben unsersz heren desz kungesz meinung erzelet und
geseit guetes und boeses wasz da von uf erston moege, dasz ich got und siner muoter getruw daz wir
etteliche gelindert haben die hert gewesen sigent mit namen den Patriarchen […] den ertzbischof Colo-
tensz und Sarispurgen […] one zwifel wir haben me lut uf unsern teil dan bisher, aber ich bin noch nit
sicher der sachen […]. Vgl. hierzu und zum Erfolg der Aktivitäten FINKE, Elektenprozess, S. 301f.

668 AVES, AA 169, 11: […] dasz wir uf diese vesper gegangen sigen zu den cardinalen und ad nationem
ytalicam und haben den gedanket von unsersz heren desz kungeszwegen, dasz si sich so versteclichen und
redelichen bewisen hand und haben die gallicam natzionem gebetten dz si ouch uf unsir teil vallen und die
wellen unsmorn antwurten also dz wir keinen zwifel me an yn haben desz wir getruwen so haben wir dan
dri teil, dasz ist dasz merteil und getruw die sachen soellent guot werden.
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Schlussendlich gingdie Freilassungdes Bischofs nichtwie vomKonzil veranlasst
vonstatten. Zwar brachte man ihn über Basel nach Konstanz, doch geschah dies
erst nach Ablauf der erteilten Frist. Anfang Juni wurden daher Bann und Inter-
dikt verhängt. Der Bischof musste sich in Konstanz für die genannten Verfeh-
lungen im Kontext seiner Amtsführung vor dem Konzilsgericht verantworten.
Dies kam nun auch auf Stadt und Kapitel zu und erforderte weitere diplomati-
sche Aktivitäten.

3.5 Der Prozess vor dem Konzil

Am 27. Juni 1416 wurde Wilhelm von Diest vor das Konzilsgericht geführt.669

Allen Beteiligten stand nun der Prozess vor demKonzilsgericht bevor. Zunächst
entsandte Straßburg gar keine entsprechende Vertretung nach Konstanz. Erst
nach Beginn des Prozesses schickte man Vertreter und benannte Anwälte. Ins-
gesamt nahm die Stadt während des Prozesses eine passive Haltung ein, zeigte
wenig Eigeninitiative durch das Vorbringen eigener Anklagen und versuchte
lediglich, auf das Geschehen im Verlauf des Verfahrens zu reagieren. Dies lässt
sich ab August 1416 anhand verschiedener Aktivitäten Straßburger Gesandter
beobachten.

Mehrere Berichte des Gesandten Ulrich Bock geben Auskunft über die
Haltung der Stadt. Nachdem der Bischof einige Anklageartikel gegen die Stadt
und das Domkapitel bei den Konzilsrichtern eingereicht hatte, wurden jene
aufgefordert, zu den Anklagepunkten Stellung zu nehmen. Um den Prozess-
verlauf zu verzögern, sollte der Gesandte Bock versuchen, die Frist für die er-
forderliche Stellungnahme möglichst weit nach hinten zu verlegen:

[…] ich han wol verstanden wie ir mir verschr[iben] habent wie ir uber die
artikel so uch hinab gesendet sint habent tuon sitzen und Ratschlagen, wie
man darzu antwurten soelle undmeinent, dz ich dasz best darzu tuon solle, dz
dz zil darzu ze antwurtent gelengent wird und ye laenger dz moege gesin ye
lieber noch das sige […].670

Die letztlich dennoch erforderliche Reaktion auf die vomBischof gegen die Stadt
eingereichten Anklagepunkte wurde schließlich durch die Mitarbeit von Straß-
burger Gesandten vorbereitet. Ein Brief von Ende Oktober 1416 informiert über
das Vorgehen der Straßburger. Die Gesandten hatten als Grundlage für ihre
weiteren Maßnahmen ausformulierte Antwortartikel auf die Anklage des Bi-
schofs vonder Stadt zurVerfügung gestellt bekommen.Diesewurdenwiederum
von den Gesandten selbstständig bearbeitet, indem Passagen gekürzt und hin-
zugefügt wurden. Die Version, welcheman bei Gericht einreichenwollte, wurde
nunwiederumdenAnwälten der Stadt vorgelegt. Diese sprachen sich allerdings

669 Hierzu und zum Folgenden FINKE, König, S. 112–116; FINKE, Elektenprozess, S. 403–416; Ge-
sandtenberichte: AVES, AA 169, 12, 14, 17–24, 25, 27, 28, 29, 30–32, 36, 38; AVES, AA 168, 16, 19–
27, 30 f.

670 AVES, AA 168, 26.
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für eine erneute Veränderung der einzureichenden Schriftstücke aus. Daraufhin
wurden die Artikel erneut von den Gesandten überarbeitet.671 Diese korrigierte
Version sollte nach der Fertigstellung noch einmal den Juristen vor Ort vorgelegt
werden, um sie anschließend erneut nach Straßburg bringen, dort näher zu er-
läutern und freigeben zu lassen.672

Es muss an dieser Stelle auf weitere Ausführungen zu den Details und zum
Prozessverlauf verzichtet werden, doch kann bereits anhand der hier geschil-
derte Vorgehensweise der Gesandten eine grundsätzliche und im Verlauf des
Prozesses immer wiederkehrende kontextspezifische Herausforderung aufge-
zeigt werden: Zwar nahmen die Gesandten aktiv an der Ausgestaltung pro-
zessrelevanter Schriftstücke und der Verteidigung und Wahrnehmung städti-
scher Interessen teil. Dennoch waren sie auf den Rat von juristischen Experten
angewiesen. Den Gesandten kam also die Aufgabe zu, die Vorstellungen und
Ansichten der Stadtmit der Expertise der Juristen zu vereinen, um eine geeignete
Stellungnahme vorzulegen. Somit spielten die Straßburger Gesandten in diesem
Vermittlungsprozess eine maßgebliche Rolle bei der Vertretung städtischer In-
teressen.

Auch setzte die Stadt in dieser Phase des Gerichtsprozesses nach wie vor auf die
Hilfe des Königs, zu demparallel weiterhin der Kontakt aufrechterhaltenwurde.
Vom Erscheinen des Königs beim Konzil versprach man sich die entscheidende
Hilfe durch dessen erneutes Eingreifen in den Prozess. Diesbezüglich ist eine
Einschätzung desGesandtenUlrichMeiger überliefert, der sich in einemBrief an
Straßburg dafür aussprach, die Verbindungen zu Sigismund nicht abreißen zu
lassen. Er befürchtete eine zu starke Einflussnahmeder gegnerischen Seite, wenn
Stadt und Domkapitel nicht permanent durch Gesandte am königlichen Hof
vertreten seien. Zudem erhoffte er sich von einer verstärkten Präsenz eine höhere
Informationsdichte.673 Im Dezember desselben Jahres war zu diesem Zweck der
Gesandte Gosse Burggrafe zum König geschickt worden und begleitete ihn auf
seiner Reise. Aus Lüttich berichtete der Gesandte von seinem Versuch, den

671 AVES, AA 169, 28: […] her uf gesant habent mit soellichen antwurten so ir geratschloget hettent uf die
artikel die der elect [der Bischof, S. L.] wider uch dar hat gegeben und aber min herr her Uolrich Boke,
meister Herman und ich ob den selben antwurten saessen und die strakten, lenger und ouch kurtzer
machten in der maesz als unsz dan notdurfte sin bedunket; und alsz wir die fur uwer advocaten und
procuratoresz leitten und Rat daruber suochen, do wurden sie desz ein daz man nit wol beston moeht bi
den antwurten […] und dar umb beduht si guot dz man von der stett wegen ander artikel wider desz
electen artikel dar soelt geben […].

672 AVES, AA 169, 28: […] der artikel bi den achzigen worden und die sint erst uf hut fritag zu mittag gar
gemachtet; und wir wellen sie von stund meister Heinr[ich] uwern procurator bringen zu besenhent und
zu minrent oder zu merrent und dar nach den advocatten, und wan dz beschiht und die iren Rat darzu
gegebent, so wil dan die artiken und der Rat meister Herman hin ab bringen und uch dan die meinung da
von sagen […].

673 AVES, AA 169, 32: darumb bedunktet mich gut sin, dasz ir uwer erbern botten zu im schikent und im die
stift und stat empfelhent und daz unsir heren vomCappitel ouch da bi sigen […] waere esz anders guot dz
immer heren einer von der stift und und einer von der stett bi dem koenig weren, dan ich verston wol, dz
sach unszirwidersachen etwasz uf den koengmit irenworten verschlahent.Doch sowir erber botten her uf
komend so hoerent sie lihter me dan ich.
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Einfluss eines ebenfalls angereisten bischöflichen Rates auf den König zu ver-
hindern.674

Ebenso war man damit beschäftigt, die Aufhebung beziehungsweise zwi-
schenzeitliche Aussetzung des Interdiktes in Konstanz zu erwirken. Verschie-
dene Briefe der Gesandten geben über diese Aktivitäten Auskunft. Die Ge-
sandten wurden dabei auch von königlichen Räten unterstützt, die beispiels-
weise durch Ansprachen vor den Konzilsrichtern für Straßburg Partei ergrif-
fen.675 Eine erste Aussetzung des Interdiktes konnte bis Ende Oktober 1416 er-
reicht werden. Anschließend wurde es noch mehrfach suspendiert.676 Der Pro-
zess zog sich bis Ende Januar 1417 hin, ohne dass eine Entscheidung erfolgte.

3.6 Verhandlungen bis zur Aufhebung des Interdiktes

Ab Ende Januar war König Sigismund wieder zeitweise in Konstanz anwesend
und es begannen erneut Verhandlungen der zerstrittenen Parteien mit dem
König.677 Zu diesem Zweck hatte Straßburg seit der Rückkehr des Königs

674 Der StraßburgerGesandteGosseBurggrafe begleitete Sigismundauf einerReise und schrieb von
seiner Mission einen Brief aus Lüttich. Als während der Reise auch ein Rat des Straßburger
Bischofs Wilhelm von Diest erschien, versuchte der Gesandte, den König nicht mehr aus den
Augen zu lassen. Vgl. hierzuAVES,AA168, 31: […] daz uf den selben dag […] Rette by unserm heren
dem kunige gewesen sint daz waz der here von Diest einre. Do ich daz erfant do bleip ich deste gedihter by
unserm heren dem kunige […].

675 Vgl. hierzu etwa folgenden Gesandtenbericht: AVES, AA 169, 12: […] und han vor den erzelet wie
und in welicher masszen ir den heiligen Concilio gehorsam sient gewesen und noch furbasser in allen
Cristenlichen sachen gern tuonwellent undwie esz so ein gar fremd ding sige dzman uch in baenne geton
habe und dz esz alle fürsten herenund Stette fremde sin bedunke und von demConcilio ein groß ungenade;
die wile ir doch gehorsam sigent gewesen und han da mit gebetten, dasz si darzu tuond dz die baenne
abgeton werden […] und uf mine rede so hand die vorg[enannten] dri von desz koengesz wegen ouch
gebetten zu mal ernstlichen und da mit erzelet gebresten der dem konig usz soelich hertikeit in dem Riche
uf erstonmoeht, dan Straßburg ye demaehtigest furnemest stat sige in disen landen und hand sich vil wort
da verloffen die zu lange zu verschr[iben] werent.

676 Zur Aussetzung des Interdiktes vgl. hier FINKE, Elektenprozess, S. 406; AVES, AA 168, 16: […]
woellendwisszen dasz uf hut Samstag die zedel der abgeschrift wir uch gestern bi Schafferhausen gesendet
haben durch dasz Concilium ist gegangen, und sind die Comissarii un rihter geben, die die baenne abtuon
und widerheissen soellend singen dan in dasz von dem Concilio in offener session ist bevolhen. Also
woellen wir uf die vesper und mit uns unser guot frund von den stetten fur die rihter tretten und allda
unsyr advocaten und procuratoren tuon fordern und wir und die stette bitten, dasz man unverziehen die
banne abtueg und das singen wider ufrihte und sint one zwifel, dasz wir der sachen nit muessig gan
wellent […] aber ir bedoerfent nu nit zwifel han, dan dasz dasz singen usgerihtet und die baenne abgetan
werdent […]; AVES, AA 168, 21: […] wir lassen uch wisszen, dasz wir den brief als wir ussir banne
komen sigen erst gester her usz braht haben und haben den in unser gewalt undwoellen undmit gotes hilf
damit heimen furdern sowir erstmoegen.Zuweiteren befristetenAufhebungen imLaufe des Jahres
1416 etwaAVES,AA 169, 27: […] so will ich uch den brief von des Interdicks wege alsz dasz uf geslagen
ist bis zu der escherige mitwoche hin ab schicken […]; AVES, AA 169, 28: […] ouch lieber her,so send ich
uch ein instrument hie dz dasz interdictu ist uf geschlagen bisz zu der escherigen mitwochen und dz so
man nit verlieren dan esz noch zu vil sachen nutz mag werden und man wirdet den rehten brief ouch
machen hie zwischent und Martine so will ich den dan ouch niemen.

677 Zum Folgenden FINKE, Elektenprozess, S. 416–423; FINKE, König, S. 116–125.

3. Konstanzer Konzil: Stadt und Domkapitel im Konflikt mit dem Bischof 161



durchgehend Gesandte in Konstanz im Einsatz.678 Beide Seiten versuchten die
Gunst des Herrschers zu erlangen, wobei es anfänglich zunächst danach aussah,
als könne Straßburg den König für sich gewinnen.

Ein Abkommen zwischen Sigismund, der Stadt und dem Domkapitel sollte
geschlossen werden. Die Hilfe Sigismunds sollte durch eine Zahlung von 30.000
Gulden entlohnt werden. Wenn der Bischof den Prozess in Konstanz verlieren
würde, so wären noch einmal 10.000 Gulden für den König hinzugekommen.
Wenn es Sigismund gelänge, für die Entfernung des Bischofs aus dem Straß-
burger Bistums zu sorgen, so sollten dem König insgesamt 70.000 Gulden zu-
stehen. Weiterhin ließ er sich von den Straßburgern deren Einverständnis zusi-
chern, dass man verschiedene bischöfliche Schlösser aus dem Straßburger Bis-
tum einem seiner königlichen Vögte unterstellte.679 Insgesamt waren die Ver-
handlungen jedoch davon geprägt, dass Sigismund keine klare Linie beibehielt.
Vielmehr versuchte er aus den parallel verlaufenden Verhandlungen mit dem
Bischof seinen Vorteil zu ziehen. Dabei ging es gerade um die Frage der Über-
gabe der bischöflichen Besitzungen, für die der König auch das Einverständnis
des Bischofs benötigte. Zwischenzeitlich war somit eine Absetzung des Bischofs
für den König offenbar keine Option mehr und die bisher geführten Verhand-
lungen mit Straßburg wurden zunächst wieder obsolet. Er ging später sogar so
weit, die unter seiner Kontrolle befindlichen Schlösser Vögten zu unterstellen,
die zugleich enge Vertrauenspersonen des Bischofs waren. Dies wurde in
Straßburg folgerichtig mit entsprechender Verärgerung aufgenommen.680

Dennoch wurde weiterhin mit Sigismund verhandelt und am 19. Juni 1417
kam eine Vereinbarung zustande, die dem König 50.000 Gulden einbringen
sollte. Dafür versprach Sigismund Hilfe in der Auseinandersetzung mit dem
Bischof und sicherte Straßburg in weiteren Punkten seine Unterstützung zu.
Gesandte waren in der Folge auch in die Abwicklung der Zahlung an Sigismund
eingebunden. Verschiedene Briefe der Gesandten berichten von der Abwicklung
jener Finanztransaktionen. Straßburger Gesandte wiesen beispielsweise den
Stadtrat nachdrücklich darauf hin, für ausgezahlte Summen Quittungen ein-
zuholen. Die Zahlungen erfolgten noch im Juni 1417.681

Die Stadt setzte nicht nur bei Sigismund darauf, durch Geldzahlungen die
Chancen auf einen guten Ausgang des Prozesses zu erhöhen. Straßburg plante,
verschiedene Konzilsrichter zu bestechen. Dass dies letztendlich nicht erfolg-
reichwar, hatte UlrichMeiger zu verantworten. Er plauderte die geheimen Pläne
unvorsichtigerweise aus. Der Merseburger Bischof Nikolaus Lubich sollte die
Bestechungsmaßnahmen für die Stadt durchführen und hatte bereits durch ge-
heimeAbmachungen alles in dieWege geleitet. Als er vomMissgeschickMeigers

678 Vgl. hierzu die zahlreichen Gesandtenberichte: AVES, AA 169, 10, 39, 41, 44, 46 f., 51–60, 72;
AVES, AA 168, 36–75, 82; AVES, AA 1443; AVES, AA 148.

679 FINKE, Elektenprozess, S. 417.
680 FINKE, Elektenprozess, S. 418 f.
681 FINKE, König, S. 122. FINKE, Elektenprozess, S. 420.
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erfuhr, stellte er die Bemühungen sofort ein und der Plan war gescheitert.682

Möglicherweise stammte die Idee der Bestechung sogar ursprünglich vonUlrich
Meiger und anderen Gesandten. Dafür könnte ein Bericht des Stadtschreibers
sprechen. In diesem äußerte er sich über die mühsamen Verhandlungen in
Konstanz und die daraus gezogenen Schlüsse der Gesandten. Er schlug vor, dass
eine Gesandtschaft eine entsprechende Summe Geld heimlich nach Konstanz
bringen sollte, um die Angelegenheit zu einem Ende zu bringen.683 Ob sich dies
nun zweifelsfrei mit der später konkret geplanten Bestechung in Verbindung
bringen lässt, kann nicht eindeutig bewiesen werden. Dennoch legt der Brief in
Betracht gezogene Maßnahmen der städtischen Diplomatie offen. Zur Durch-
setzung eigener Ziele – so die Einschätzung derGesandten –bedurfte esmitunter
eben nicht nur tatkräftiger Bemühungen durch diplomatische Verhandlungen,
sondern auch der Vergabe von Geldern.

Weiterhin zeichnete sich ein Ende der gemeinsamen Aktivitäten von Stadt
und Domkapitel ab. Diese hatten sich im Verlauf des Prozesses in ihren Posi-
tionen immer weiter voneinander entfernt, was nun auch Probleme bei der
Durchführung der städtischen Diplomatie verursachte. Ein gemeinsamer An-
walt von Stadt und Kapitel handelte vermehrt im Auftrag des Kapitels und die
StraßburgerGesandtenwaren über seine Schritte zumTeil nichtmehr informiert.
Dies führte dann auch zu weiteren Streitigkeiten zwischen den Gesandten der
Stadt und denVertretern des Kapitels.684Dass sich das Verhältnis zwischen Stadt
und Kapitel verschlechterte, zeigt ein Protokoll über innerstädtische Beratungen
in Straßburg. Dieses war vermutlich kurz nach der Freilassung des Straßburger
Bischofs Wilhelm von Diest im Sommer 1416 abgefasst worden. Die Beratungen
fanden imAnschluss einer Gesandtschaft zumKonzil statt, bei der bezüglich der
Verhinderung von Bann und Interdikt die geplanten Schritte nicht reibungslos
verlaufen waren. Die Schuld hierfür gab man den Vertretern des Domkapitels,
die sich nicht an Absprachen bezüglich diplomatischer Maßnahmen gehalten
hätten. Die Gesandten berichteten ausführlich in Straßburg darüber.685Demnach
sei die Freilassung des Bischofs nicht rechtzeitig erfolgt, da sich das Kapitel lange
Zeit dagegen gewehrt habe. Deswegen sei man später mit Bann und Interdikt
belegt worden.686 Darüber hinaus hätten die Vertreter des Kapitels den Straß-

682 KAISER, Meiger, S. 188f.; AVES, AA 1443, 41. Vgl. hierzu weiterhin die Ausführungen und voll-
ständigen Quellenzitate im Kapitel II (2.2.2.2).

683 AVES, AA 169, 39: dan dasz uwer guet frund meinend und dasz beduht ouch mich gůt sin, dasz ir ein
erber treffenlicher botschaft her uf taetend, die die sachen furhand nehmen bisz uf ein end […] alsz ouch
ander uwer erber bottenmit ernst nach allem iren vermoegen uwer sach getriben habend und beduht mich
sunder guet, dasz dasz die selben uwer botten ein summe bares geltesz in einer geheimed brehten dasz zu
dem end woelt finden […].

684 FINKE, Elektenprozess, S. 420 f. AVES, AA 165, 54 f.
685 AVES, AA 1450, 54–55, hier 54r: Item darnach hant die botten geseit, die zů Costentz gewesen sint, wie

sy bedunke, daz man mit der Stett umb gangen sy und slahent alle rede abe in disem Ratslagen abe mit
welhen worten die heren vom Cappitel die stat und ihre häupter hinder diese sache braht habent und
nemend nu fur hant was sich in dieser sach verlouffen hat.

686 AVES, AA 1450, 54r: Item dez ersten [gestrichen: het her Johans Heilman] gemeint, daz zu den ziten do
der patriarch und dez heilig Conciliums erwurdige treffliche botschaft hre waz und vordertent den Electen
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burgern vor der Entsendung der besagten Gesandtschaft nach Konstanz signa-
lisiert, dass man Möglichkeiten gefunden habe, eine zwischenzeitliche Aufhe-
bung von Interdikt und Bann herbeizuführen. Doch als die Gesandtschaft in
Konstanz ankam, hatten die Vertreter des Kapitels in der Zwischenzeit keine
weiteren Schritte unternommen. Die Straßburger Gesandten mussten selbst
dafür sorgen, den Bischof für die ihm genommenen Güter bei der Gefangen-
nahme durch die Zahlung eines Geldbetrages zu entschädigen. Damit habeman
auch die Aufhebung von Bann und Interdikt erreicht.687 Ebenso seien die
Straßburger in Prozessangelegenheiten zum Teil durch das Kapitel vor vollen-
dete Tatsachen gestellt worden. Die städtischen Gesandten gaben an, dass die
Vertreter des Domkapitels Klageartikel beim Konzilsgericht eingereicht hatten,
ohne dass weder die Einreichung dieser Artikel, noch deren inhaltliche Ausge-
staltung vorab mit den Gesandten der Stadt besprochen worden waren. Dar-
aufhin – so gibt es das Protokoll wieder – wurden die botten zornig und be-
schwerten sich bei denVertretern desDomkapitels.688 ImZuge der Beratungen in
Straßburg wurde dem Domkapitel ebenso die Hauptschuld an der Gefangen-
nahme zugeschrieben, man selbst habe diese lediglich unterstützt. Man habe die
Stadt beim Konzil damit unnötig in den gesamten Prozess hineingezogen.689

Die Ereignisse veranschaulichen zum einen, dass bereits im Jahr 1416 Kon-
fliktpotenzial zwischen dem Straßburger Domkapitel und der Stadt vorhanden
war, das sich im weiteren Verlauf des Gerichtsprozesses noch erhöhte. Für die
Arbeit der Gesandtschaften war dies, folgt man den Angaben im Protokoll, mit
Problemen verbunden. Das eigenmächtige Vorgehen der Vertreter des Domka-
pitels schränkte ihre eigenen Handlungsmöglichkeiten stark ein. Die eingegan-
gene Verbindung mit dem Domkapitel machte sich in der Durchführung der

in daez Conciliums hant gesetzt mit sollichen worten als darzů gehört und erzalt da mit, was grossen
gebresten kumb[er] und schaden daruß gen moehte, wo man daz nit dete, das do die Tumheren winckl
sůchten die sachn zů verziehen, ye eines uber daz ander fur zuwendend umb daz sy die sache verzigen, dez
glich deten sy do her Latzenbok kam und die Schöffel und Amman erkanten, daz man den Electen
antworten solt daz wolt sy ez dannoch nit tůn bisz daz man in den Benn kam […].

687 AVES, AA 1450, 54v: Item do man nu in die Benn und Interdicte kam, do schreib der dechan etwie dicke
von Costentz her abe, er und daz Cappittel kemen […] usß den Interdicten und Bennen wen sy wollten.
Aber do her Johans Bock und Blumenstein undmeister Hermannmit hernHeilman zuMeister Ulrich hin
uf komen, do waz nutzit zů den sachen bescheen von dez Cappittels wegen und musten erst die Botten fur
die heren im Capittel xiiii Gulden an ein Banck legen und Wertschaft tun fur die habe, die dem Elect
genommen waz. und do mit hulffen sij den heren usser Bann und och der stet [gestrichen: daz seit her
Heilman, her Johans Bock, Blumenstein und meister Ulrich].

688 AVES, AA 1450, 55r-v: Item als man die ersten artickele dar geben sollte, der bi den ahtzig worent, do
hant sie die artickle under inen selbs gemacht und hant die weder meister noch Rat noch ire erbern botten
zu Costentz nye lossen sehen noch hören bisz uf einen tag, als her Claus Schulth Selige, her Johans Bock,
her Johans Heilman, Blumenstein und meyster Ulrich zů Costentz waren, do schickten sy usz einen tag
umb mittage nach eim Imbisz den vorgenannten botten zů Costentz die artickele und verkunten den, daz
man die artickele zu Vesper desselben tages fur die Richter bringen wölt und müsten. Do wurden die
erbern botten zornig undmeinten sij hett ez der Stette oder innen billich vor verkundet umb dezwillen daz
man sich auch daruf bedacht möhte haben […].

689 AVES, AA 1450, 55r: […] da hant die heren vom Cappittel dar in gezog die Stett fur hauptlute […] wie
wol sy doch nů helffere worent.
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städtischen Diplomatie auch negativ bemerkbar. Der Umgang mit diesen
Schwierigkeiten stellte somit eine spezifische Herausforderung für die Gesand-
ten dar. Diese waren nicht nur in der Situation, ihr Handeln grundsätzlich mit
einem Partner abstimmen zu müssen, sondern mussten offenbar auch darauf
achten, dass relevante Entscheidungen nicht ohne sie getroffen wurden. Auf-
schlussreich ist die Quelle darüber hinaus, weil sie einen Einblick in die Um-
setzung undNachbereitung städtischer Gesandtschaftsmissionen liefert. Im hier
dargelegten Fall wurden die eigenen Schritte im Nachhinein besprochen und zu
Protokoll gegeben. An dem hier behandelten Beispiel ist besonders auffällig,
dass die Straßburger Gesandten ihre diplomatischen Aktivitäten in ein positives
Licht stellten und für Misserfolge die Vertreter des Domkapitels verantwortlich
gemacht wurden. Es bleibt somit fraglich, wie stark derartige Protokolle auch
von Rechtfertigungsstrategien der Gesandten geprägt waren.690

Im November des Jahres 1417 wurde das Urteil im Prozess gegen die Stadt
gefällt. Zwar wurde das Interdikt aufgehoben, doch die Hauptbeteiligten der
Gefangennahme wurden mit dem Bann belegt.691

3.7 Das Ende des Konfliktes

Bereits seit der Aufhebung des Interdiktes im November 1417 traten Stadt und
Kapitel endgültig nicht mehr als Einheit auf. 692 Die Stadt suchte nun die Nähe
zumneu gewählten PapstMartin V. Ein ersteswichtiges Ziel der Stadtwar es, die
betroffenen Straßburger Bürger vom Bann zu befreien: Dies gelang am 18. März
1418. Sigismund fühlte sich aber durch die Entscheidung des Papstes übergan-
gen, waswiederum zu erneuten Spannungen sowohl zwischen Papst undKönig
als auch zwischen König und Straßburg führte. Schließlich war Sigismund nun
jegliche Möglichkeit genommen worden, den Konflikt weiterhin zu seinen
Gunsten auszunutzen.693 Denn die Aufhebung des Bannes war eine Art Reha-
bilitierung der Entführer des Bischofs. Die Gefangennahme wurde somit im
Nachhinein geradezu legitimiert. Straßburger Gesandte hatten auf die Beendi-
gung des Bannes hingearbeitet und schrieben nun in einem ihrer Berichte über
den erzielten Erfolg: […] da mit die geschiht der gevangnust desz ellecten etwasz
gehellen ist und gerecht vertiget alsz wir uch hernach aigentlicher schriben oder selber
sagen soellen. Zugleich verkündeten sie, dass die vom Bann vormals betroffenen
Straßburger nun wieder an Gottesdiensten teilnehmen und das Sakrament
empfangen durften: und unser herre der techen [Domdekan] und die uwernmoegend

690 Vgl. zum Thema Rechtfertigungsstrategien in städtischen Gesandtenberichten SCHWARZ, Politi-
sche Kommunikation.

691 FINKE, Elektenprozess, S. 421.
692 Vgl. hierzu im Folgenden FINKE, Elektenprozess, S. 423–430; FINKE, König, S. 126–130; Gesand-

tenberichte: AVES, AA 169, 61–71, 73; AVES, AA 168, 77 f.; AVES, AA 1443; AVES, AA 1444, 1–4.
693 FINKE, Elektenprozess, S. 425 f.
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dar uf wol ze kirchen gon, sin ambaht tůn und dz sacrament emfpahen als unsz daz uwer
advocaten geheissen hand […].694

Nach diesem Urteil entfernten sich Domkapitel und Stadt immer weiter von-
einander. Im weiteren Verlauf des Jahres 1418 waren die diplomatischen Akti-
vitäten Straßburgs auf die Klärung der Situation im Bistum ausgerichtet. Dies-
bezüglich vertraten die vormaligen Partner grundsätzlich unterschiedliche Po-
sitionen. Für den Bischofsstuhl gab es einige Anwärter, unter ihnen befand sich
auch der Straßburger Domdekan Hügelman von Finstingen, der durch das
Kapitel unterstützt wurde. Letztendlich – und vor dem Hintergrund der jahre-
langen Auseinandersetzungen bemerkenswert – sprach sich Straßburg für den
Verbleib des bisherigen BischofsWilhelm von Diest aus, was nun endgültig zum
Bruch mit dem Domkapitel führte. Dieses war weiterhin strikt gegen den Ver-
bleib des Bischofs.695

Im Oktober 1418 kam eine Einigung der Stadt Straßburg mit dem Bischof
zustande.Warum sich Straßburg nunwiedermit demdiesem zusammenschloss,
kann nur vermutet werden. Möglicherweise wollte man den Kandidaten des
Domkapitels –HügelmannvonFinstingen – verhindern undwar zudeman einer
Beendigung der Konflikte mit dem Bischof interessiert. Schließlich muss die
Stadt über Jahre enorme Kosten für die Klärung des Konfliktes aufgebracht
haben. Neben den Zahlungen an König Sigismund für dessen Hilfe mussten
auch laufende Prozesskosten getragen und die notwendigen Mittel für die Ge-
sandtschaften bereitgestellt werden. Der Vertrag mit dem Bischof kam in Of-
fenburg auf Vermittlung des Pfalzgrafen Ludwig zustande. Straßburger Ge-
sandtewaren vorOrt und brachten die ausgearbeitetenVerträge nach Straßburg.
Dort entschied man sich dafür, den Verbleib des Bischofs nun vom Papst be-
stätigen zu lassen.696

Nach mehreren Anläufen konnte man schließlich auch dessen Zustimmung
einholen. Zunächst entsandte die Stadt im Dezember 1419 Gesandte nach
Mantua. Damit Wilhelm von Diest Bischof bleiben konnte, warb man dort beim
Papst für dessen Bestätigung.697 Die Gesandten Ulrich Meiger, Rudolf von En-
dingen, Johans Mansse und Johannes Blumenstein wurden für diese Mission
ausgewählt. Auch aufgrund der Einflussnahme des Domkapitels scheiterte das

694 Beide Zitate in AVES, AA 168, 78.
695 FINKE, Elektenprozess, S. 426 f.
696 Vgl. hierzu einenEntwurf eines innerstädtischenAbschiedes, AVES,AA1453, 6:Meister undRat,

Schoeffel und Amman sint mit Rate der einundzwentziger uber ein komen und hant es ouch erteilet. Als
wir unsere erbere Botschafft uff dem tage zů Offenburg gehaben hant wir unserm gnedigen herren
hertzoge Ludewige und aldo ein nottel begriffenworden ist, die uns ouch unseren erbern Botten uffe die zit
von dannan broht haben. Dar uber meister und Rat, Schoeffel und amman gesessen sint und habent dar
noch mit rehter urteilet erteilet, daz die Stadt der selben nottel gegen dem Bischofe also ingon sol, und sol
man an unsern den Bobst suchen und werben, obe die Rahtunge noch der notte besage mit sinem willen
und gehelle zu gen moehte […]; sowie einen Brief des Domdekans Hügelmann von Finstingen an
Straßburg, der sich für den Verbleib des Bischofs im Bistum aussprach, AVES, AA 1453, 5.

697 AVES, AA 167, 2; AVES, AA 1444, 1–4, 35; AVES, 1453, 7.
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Vorhaben Straßburgs zunächst.698 Im Frühjahr erfolgte eine weitere Gesandt-
schaft von Bischof und Stadt zum Papst. Straßburg entsandte einen städtischen
Schreiber, Johannes Werder, und den Gesandten Johannes Blumenstein. Der
Bischof schickte den Gelehrten Michel Tuseln. Zu den genauen Umständen der
diesbezüglichen Verhandlungen sind nur wenige Quellen und keine Gesand-
tenberichte überliefert, sodass zu ihremAblauf keineweiterenAngaben gemacht
werdenkönnen.DasErgebnis hingegen ist überliefert undwar ganz imSinne der
Stadt: Martin V. gab sein Einverständnis und der Konflikt zwischen Bischof und
Stadt war vorerst beendet.699

698 FINKE, Elektenprozess, S. 428–430.
699 FINKE, Elektenprozess, S. 428–430. AVES, AA 1444, 13; AVES, AA 1453, 11, 16.
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IV. Symbolische Kommunikation und
Straßburger Gesandtschaften

Das Untersuchungsfeld „Symbolische Kommunikation“700 ist mittlerweile ein
fester Bestandteil innerhalb der Geschichtswissenschaft geworden und auch die
Mediävistik hat sich in den letzten Jahrzehnten intensiv mit dieser Thematik
befasst. Bemerkte Gerd Althoff noch 1993, dass Forschungen zum symbolischen
Handeln, zum Ritual und Zeremoniell701 gerade in der deutschsprachigen Me-
diävistik noch nicht etabliert seien,702 so hat sich dies im Verlauf der 1990er Jahre
auch durch seine eigenen Untersuchungen stark geändert.703 Forschungen zu
jenen und weiteren symbolischen Kommunikationsformen und den damit ver-
bundenen Fragen der Performanz haben insbesondere seit der Jahrtausend-
wende nicht nur in der deutschsprachigen Mittelalterforschung deutlich zuge-
nommen.704

700 Zur Begriffsproblematik vgl. etwa STOLLBERG-RILINGER, Symbolische Kommunikation, S. 496–500,
die auf den Umstand hinweist, dass in einem weiteren Sinne sämtliche Kommunikation sym-
bolisch ist. Stollberg-Rilinger liefert selbst eine Definition für symbolische Kommunikation,
STOLLBERG-RILINGER, Symbolische Kommunikation, S. 500: „Mit symbolischer Kommunikation ist
hier also Kommunikation mittels Symbolen in einem engeren Sinne gemeint; Symbole werden
verstanden als eine besondere Spezies von Zeichen verbaler, visueller, gegenständlicher oder
gestischer Art wie etwa sprachliche Metaphern, Bilder, Artefakte, Gebärden, komplexe Hand-
lungsfolgen wie Rituale und Zeremonien […]“.

701 Sowohl in der Alltagssprache als auch in derWissenschaftssprache ist der Begriff „Ritual“ nicht
eindeutig definiert. Insbesondere die Abgrenzung zu ähnlichen Phänomenen wie „Ritus“ oder
„Zeremoniell“ bereitet Schwierigkeiten. Auf einige Bestimmungsfaktoren, die in der histori-
schen Ritualforschung zur Gegenstandsuntersuchung verwendet werden, kann jedoch zu-
rückgegriffen werden, vgl. hierzu exemplarisch REXROTH, Rituale, S. 393 f.; STOLLBERG-RILINGER,
Rituale, S. 7–17. Barbara Stollberg-Rilinger liefert in ihrem2013 erschienenenHandbuchmit dem
Titel „Rituale“ einen Definitionsvorschlag, STOLLBERG-RILINGER, Rituale, S. 9: „Als Ritual im en-
geren Sinne wird hier eine menschliche Handlungsabfolge bezeichnet, die durch Standardisie-
rung der äußeren Form, Wiederholung, Aufführungscharakter, Performativität und Symboli-
zität gekennzeichnet ist und eine elementare sozial strukturbildendeWirkung besitzt. Hingegen
wird von Ritualisierung im weiteren Sinne schon dann gesprochen, wenn sich ein bestimmtes
Verhalten in seiner äußeren Form regelmäßig wiederholt.“ Neben der hier bereits getroffenen
Unterscheidung zwischen „Ritual“ und „Ritualisierung“wirdweiterhin zwischen „Ritual“ und
„Zeremoniell“ differenziert. Demnach seien Rituale transformative und Zeremonien konfir-
mativeAkte, da Rituale einen Statuswechsel nach sich zögen,was die Zeremonie hingegen nicht
leiste. Vgl. hierzu ebenso mit weitestgehend ähnlichen Ansätzen PELTZER/SCHWEDLER/TÖBELMANN,
Einleitung.

702 ALTHOFF, Demonstration, S. 30 f.
703 Vgl. hierzu etwa den Forschungsüberblick bei MARTSCHUKAT/PATZOLD, Einführung, S. 12–18, hier

12: „In der Mediävistik haben Gesten, Rituale und Inszenierungen spätestens seit den 1990er
Jahren Hochkonjunktur.“

704 Hierzu haben in Deutschland – nicht nur auf dem Gebiet der Mediävistik – größere For-
schungsvorhaben etwa in Form von Sonderforschungsbereichen beigetragen, vgl. hierzu ex-
emplarisch: SFB 496 „Symbolische Kommunikation und gesellschaftliche Wertesysteme“
(Münster, 2000–2011), SFB 619 „Ritualdynamik“ (Heidelberg, 2002–2013), SFB 584 „Das Politi-



Das Thema ist auch im Zusammenhang mit Gesandtschaften in der me-
diävistischen Forschung bereits behandelt worden.705 Jörg Schwarz hob die
diesbezüglichen Chancen des spätmittelalterlichen Quellenmaterials hervor:
Gesandtenberichte eigneten sich nach Schwarz außerordentlich gut zur Erfor-
schung symbolischer Kommunikationsweisen, da diese über Inszenierungen,
Reaktionen und Handlungen der Gesandten Aufschluss geben und darüber
hinaus auch die Ebene der Berichterstattung an die Auftraggeber der Gesandten
erkenntnisfördernd sei.706 Städtische Gesandtschaften sind dennoch imHinblick
auf symbolische Kommunikation nur in sehr wenigen Arbeiten untersucht
worden. Michael Jucker lieferte hierzu für die Eidgenossenschaft erste Analysen
und hob dabei insbesondere die Bedeutung des Körpers jener städtischen Ver-
treter bezüglich symbolischer Kommunikationsformen hervor.707 Stephan Selzer

sche als Kommunikationsraum in der Geschichte“ (Bielefeld, 2001–2012), SFB 447 „Kulturen des
Performativen – Performative Turns imMittelalter, in der Frühen Neuzeit und in der Moderne“
(Berlin, 1999–2010), SFB 485 „Norm und Symbol. Die kulturelle Dimension sozialer und poli-
tischer Integration“ (Konstanz, 2000–2009). Es ist wenig zielführend an dieser Stelle denVersuch
zu unternehmen, die Vielzahl an Studien zu diesem breiten Forschungsfeld zu einem For-
schungsstand zusammenzufassen, sofern dies überhaupt möglich ist. Stattdessen sei an dieser
Stelle lediglich auf einige für die vorliegende Arbeit grundlegende Studien und Sammelwerke
hingewiesen, die Spezialliteratur wird an gegebener Stelle ergänzt: STOLLBERG-RILINGER, Symbo-
lische Kommunikation; STOLLBERG-RILINGER, Rituale; REXROTH, Rituale; ALTHOFF (Hrsg.), Formen;
ALTHOFF, Baupläne; ALTHOFF, Demonstration; ALTHOFF, Spielregeln; ALTHOFF, Macht; ALTHOFF u.a.
(Hrsg.), Spektakel; BOSCHUNG/HÖLKESKAMP/SODE (Hrsg.), Raum; BROSIUS/MICHAELS/SCHRODE (Hrsg.),
Ritual;GENGNAGEL (Hrsg.), Ritualmacher; RÜTHER (Hrsg.), Integration;WULF/ZIRFAS (Hrsg.), Kultur;
PELTZER/SCHWEDLER/TÖBELMANN (Hrsg.), Versammlungen. Eine kritische Auseinandersetzung mit
Althoffs Forschungen findet sich bei DINZELBACHER, König; VOLLRATH, Rituale. Zu Fragen der
Performanz etwa MARTSCHUKAT/PATZOLD, Einführung, sowie der dazugehörige Sammelband
MARTSCHUKAT/PATZOLD (Hrsg.), Geschichtswissenschaft; REINLE, Herrschaft; OSCHEMA, Performanz,
ebenfalls hierzu der dazugehörige Sammelband OSCHEMA (Hrsg.), Performanz.

705 Vgl. hierzu etwa PÉQUIGNOT, Diplomatie, S. 79, mit weiteren Literaturangaben; GARNIER, Zeichen.
706 SCHWARZ, Politische Kommunikation, S. 66: „[…] spielten und spielen Gesandtenberichte ferne

eine Rolle in allen Fragen nachdem rituellen oder situationsbedingtenHandeln derVertreter der
Mächtegruppen auf demdiplomatischen Parkett […] Für das in derMediävistik vor allem unter
den heuristischen Voraussetzungen des Früh- und Hochmittelalters entwickelte Paradigma
scheint sich anhand der zunehmenden Ausziehung ins späte Mittelalter hinein ein ganz neues
Feld zur erschließen, mit Aussagemöglichkeiten, die man so aus den früheren Perioden der
Epoche nicht kennt.Wie Gesandte in den verschiedensten politischen Situationen auftraten, wie
sie sich inszenierten, wie sie handelten und reagierten; wie sie dieses Inszenieren, Handeln und
Reagieren an ihre Auftraggeber weitergaben; wie wiederum andere, neutrale Berichterstatter
darüber informierten und welche Brechungen sich durch das Zusammenfügen der Berichte für
uns heute ergeben – das alles lässt sich gerade am reichhaltigen spätmittelalterlichen Quellen-
material vorzüglich erkennen.“ Stephan Selzer verwies diesbezüglich auf das Potential der
Quellen zur Rechnungslegung in den Städten, die über Kleidung und Heraldik städtischer
Gesandtschaften Auskunft geben, SELZER, Überlegungen, S. 261.

707 JUCKER, Körper, S. 69 f.: „Der Körper des Gesandten, Gestik, Repräsentation und das symbolische
Handeln sind somit noch kaum erforschte Gebiete.“ Vgl. mit Ausführungen zum Thema Rang,
Kleidung und Körper städtischer Gesandter JUCKER, Gesandte, S. 253–267. Das es sich hierbei
noch immer um ein Desiderat handelt, hängt möglicherweise auch mit dem von PELTZER/SCH-

WEDLER/TÖBELMANN, Einleitung, S. 12, konstatierten generellen Mangel an Forschung zu diesem
Themenfeld in der Hoftags- und Reichstagsforschung zusammen: „Die reiche Hoftags- und
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betonte in einem Beitrag über die Gesandten des Preußischen Bundes in der
Mitte des 15. Jahrhunderts die Bedeutung symbolischer Kommunikationsfor-
men für eine erfolgreiche städtische Diplomatie.708

In einer Studie zur Diplomatie der Stadt Augsburg geht hingegen Evelien
Timpener von einer sehr geringen Relevanz der symbolischen Kommunikation
für die städtische Diplomatie aus. Dabei wird als wesentliches Argument aus-
gemacht, dass städtische Diplomatie eher jenseits der Öffentlichkeit stattgefun-
denhabeunddemnach symbolischeKommunikationsformen kaumzumTragen
gekommen wären. Was dabei genau mit politischer Öffentlichkeit gemeint ist,
bleibt offen und macht damit eine Aussage über die vorhandene oder nicht
vorhandene Wirkmächtigkeit symbolischer Kommunikationsformen proble-
matisch.709 Zudem basieren die Schlussfolgerungen auf einer unzureichenden
Quellengrundlage, denn es wurde die Korrespondenz zwischen der Stadt und
den jeweiligen „[…] Konflikt- sowie Bündnispartnern […]“ analysiert, in der
„[…] sachlich –und […]wenig symbolisch – kommuniziertwurde.“710Lässtman
hier einmal die problematische Aussage, symbolische Kommunikation sei nicht
sachlich, einmal außen vor, so ist für die Beurteilung der Frage, inwiefern sym-
bolischeKommunikationsformen inder städtischenDiplomatie eine bedeutende
Rolle spielten, die Quellengrundlage elementar. Schilderungen symbolischer
Kommunikation finden sich, dies werden die folgenden Ausführungen zeigen,
gerade nicht in der städtischen Korrespondenz mit auswärtigen Akteuren,
sondern vorwiegend in den Gesandtenberichten, die somit Referenzpunkt für
die Beurteilung dieser Formen der Ausübung städtischer Diplomatie sein müs-
sen.711

Eine genauere Betrachtung des Themenfeldes ist für die Untersuchung
städtischer Diplomatiemit entsprechender Quellengrundlage durchaus sinnvoll

Reichstagsforschung war sich in den letzten Jahrzehnten der Wirkkraft von Ritualen und
Symbolen nur wenig bewusst.“ Doch auch im dazugehörigen Sammelband „Politische Ver-
sammlungen und ihre Rituale. Repräsentationsformen und Entscheidungsprozesse des Reichs
und der Kirche im späten Mittelalter“ findet sich kein Beitrag, der sich speziell mit städtischen
Gesandtschaften desMittelalters befasst. Einige kurze Anmerkungen zumThemaHeraldik und
Kleidung städtischer Gesandter finden sich darin bei SELZER, Überlegungen, S. 261.

708 SELZER, Professionalisierung, S. 126–129, hier S. 127: „Auch den Diplomaten des Preußischen
Bundes war es eine Selbstverständlichkeit, dass es im höfischen Milieu zur diplomatischen
Einbettung dazugehörte, durch Gespräche, Geschenke und Gesten für die eigene Position zu
werben und somit eine Atmosphäre des Wohlwollens für das eigene Anliegen zu erzeugen.“

709 Zu Beginn der Arbeit wird folgende These aufgestellt, TIMPENER, Strategien, S. 7: „Die städtische
Diplomatie konnte ihre größteWirkung abseits der politischenÖffentlichkeit entfalten –nämlich
dort, wo die symbolische Kommunikation eine verhältnismäßig kleine Rolle spielte“. Vgl. zur
Frage der symbolischen Kommunikation ebenso TIMPENER, Strategien, S. 7 f., S. 30, 153.

710 TIMPENER, Strategien, S. 7.
711 Evelien Timpener stütz sich, wie oben schon angedeutet, in ihrer Studie jedoch vorwiegend auf

die ausgehende Korrespondenz des Stadtrates, TIMPENER, Strategien, S. 28 und S. 69, hier S. 28:
„Da für Augsburg die Missiven (Ausgangskorrespondenz) besser überliefert sind als die Lite-
ralien (Eingangskorrespondenz), liegt der Fokus in dieser Arbeit quellenbedingt stärker auf den
Botschaften des Stadtrates (d.h. Sender und Medium) als auf dem Empfänger und seiner
Rückkommunikation.“
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und vielversprechend. In weiten Teilen der Forschung verspricht man sich von
der Analyse symbolischer Kommunikation wichtige Erkenntnisse über die da-
hinterstehenden Gesellschaften. Rituale und Inszenierungen seien daher „[…]
ein wichtiger Schlüssel zum Verständnis der sozio-politischen Strukturen einer
Gesellschaft […]“.712

Folgt man dieser These und den skizzierten Einschätzungen der Forschung
zum diesbezüglichen Potential der Gesandtenberichte, so drängt sich eine Un-
tersuchung symbolischer Kommunikation im Rahmen der hier vorliegenden
Studie geradezu auf.

Insbesondere die beiden zentralen Aufgabenbereiche der Berichterstattung
und der diplomatischen Vertretung Straßburgs außerhalb der Stadt sind in
diesem Zusammenhang wichtige Untersuchungsaspekte, für die symbolische
Kommunikation von Bedeutung war. Straßburger Gesandte und Gesandt-
schaften agierten als Vertreter im außerstädtischen Bereich, waren Teil politi-
scher Handlungen und somit auch potenzielle Rezipienten, Teilnehmer und
Initiatoren symbolischer Kommunikation.713

Betrachtet man dieses Thema aus der Perspektive der Berichterstattung, so
sind die regelmäßig auftauchenden Schilderungen symbolischer Handlungen in
Straßburger Gesandtenberichten auffällig. Sie veranschaulichen, wie häufig die
städtischen Gesandten mit diesen Formen der Kommunikation in Berührung
kamen. Durch die Erwähnung, Beschreibung und Kommentierung wird zudem
die jeweilige Bedeutung sichtbar, die der symbolischenKommunikation von den
Gesandtschaften für ihre Tätigkeit unddie städtischeAußenpolitik innerhalb der
Berichterstattung beigemessen wurde. In welcher Art und Weise, in welchen
Zusammenhängen und mit welchen Absichten jeweils berichtet wurde, ist von
Bedeutung, da hierüber Aussagen über die Prioritäten der Schilderung gemacht
werden können. Dies gilt sowohl für die Frage, über welche Formen der sym-
bolischen Kommunikation berichtet wurde als auch für die jeweilige Schwer-
punktsetzung der Beschreibung innerhalb dieser Handlungen.

Neben der Frage nach der Berichterstattung über symbolische Kommunikation
ist auch nach dem konkreten Verhalten der Gesandten innerhalb von symboli-
schen Kommunikationssituationen zu suchen. Zwar lässt sich dies nur bedingt
von der Berichterstattung trennen, da wir über die eigenen Handlungen der
Gesandten zumeist auch nur durch ihre Berichte erfahren. Aber dennoch muss
zwischen der generellen Berichterstattung und der Berichterstattung über eige-
nes Handeln unterschieden werden. Denn die eigenen Handlungen sind aus
verschiedenen Gründen für eine Analyse ebenfalls von Bedeutung: Das Wissen
über symbolische Kommunikationsweisen spielte bei der aktiven Teilnahme –
etwa bei Ritualen – eine essenzielle Rolle. Verfügten städtische Gesandte dies-
bezüglich über entsprechendes Handlungswissen, um adäquat handeln und

712 PELTZER/SCHWEDLER/TÖBELMANN, Einleitung, S. 13.
713 Grundsätzlich zur Verbindung von Inszenierung und Politik MARTSCHUKAT/PATZOLD, Einführung,

S. 1 f., mit weiterführender Literatur. Vgl. zum diesbezüglichen Potenzial von Gesandtenbe-
richten und den folgenden Ansätzen SCHWARZ, Politische Kommunikation, S. 66.
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somit ihre Ziele erreichen zu können? Inwiefern konnten Straßburger Gesandte
auf symbolische Kommunikation nur passiv reagieren oder diese auch aktiv
beeinflussen oder sogar selbst als Initiatoren dieser Handlungen agieren? Indem
auch nach der Qualität dieses Handelns auf der individuellen Ebene der Ge-
sandten gefragt wird, ist ein zusätzlicher Aspekt angesprochen, der für die
Analyse wichtig erscheint: die Performanz. Die Straßburger Gesandtenberichte
bieten einige Beispiele, bei denen Performanz innerhalb der symbolischen
Kommunikationsformen eine besondere Rolle spielte. Somit soll neben einer
eher strukturellen Betrachtung der verwendeten und beschriebenen symboli-
schen Kommunikationsformen, wie etwa des Rituals, auch die individuelle
Handlungsebene in der konkreten Situation mit einbezogen werden.714

Im Folgenden werden diese Fragen anhand ausgewählter thematischer
Schwerpunkte sowie anhand eines Fallbeispiels –den Privilegienverhandlungen
der Stadt mit König Ruprecht im Jahr 1400 – untersucht. Nachdem in einem
ersten Kapitel noch einmal die Frage aufgegriffen wird, inwiefern symbolische
Kommunikation in der Berichterstattung von Bedeutung war, stehen im An-
schluss Themen wie Eid und Huldigung,715 Geschenke,716 Mahlzeiten,717 Nen-
nungen von Pferden718 sowie die Bedeutung Straßburger Frauen für die Ver-
handlungen mit König Sigismund in Verbindung mit symbolischer Kommuni-
kation im Fokus weiterer Kapitel. Damit werden zum größten Teil Themen an-
gesprochen, die von der bisherigen Forschung bereits unter dem Begriff der
symbolischen Kommunikation behandelt wurden. Da es sich zum größten Teil
also umbekannte Phänomene handelt, geht es im Folgendenweniger darum, die
in den Quellen beschriebenen Handlungen immer genau zu spezifizieren, sie

714 Vgl. hierzu und den Potenzialen der Untersuchung von Performanz, gerade im Kontext von
Ritualen, OSCHEMA, Performanz, etwa S. 22: „Wenn die Analyse von Ritualen und ritualisiertem
Handeln nicht bei der kategorisierenden Identifikation der vollzogenen Handlungen und ge-
gebenenfalls auch der dabei verwendeten Objekte stehenbleiben soll, so eröffnet ihr die Frage
nach der Performanz weitere Beobachtungs- und Beschreibungsmöglichkeiten.“ Ebenso die
einzelnen Beiträge zum Thema im dazugehörigen Sammelband OSCHEMA (Hrsg.), Performanz.
Weiterhin auchREINLE, Herrschaft, S. 30: „DenndieUntersuchung performativerAkte erlaubt es,
nicht nur das hochformalisierte statusbestätigende Zeremoniell oder das an Institutionen ge-
bundene, ebenfalls stark formalisierte statusverwandelnde Ritual in den Blick zu nehmen, die
seit kurzem ihrerseits hinsichtlich ihrer performativen und medialen Aspekte untersucht wer-
den, sondern sie erlaubt auch die Berücksichtigung stärker situationsgebundener und/oder
alltäglicher Handlungsweisen, sofern diese nur ein gewisses Maß an Stilisierung aufweisen.“ In
Bezug auf Gesandtenberichte SCHWARZ, Politische Kommunikation, S. 66.

715 In Verbindung mit Fragen der symbolischen Kommunikation etwa: HOLENSTEIN, Huldigung;
HOLENSTEIN, Rituale; SCHENK, Zähmung; SCHWEDLER, Herrschertreffen, S. 125.

716 In Verbindung mit Fragen der symbolischen Kommunikation etwa: GROEBNER, Geschenke; ALT-

HOFF, Demonstration, S. 40; HIRSCHBIEGEL, Étrennes; SCHWEDLER, Herrschertreffen, S. 380–388;
HÄBERLEIN/JEGGLE (Hrsg.), Grundlagen; KORSCH, Geschenke; GRÜNBART (Hrsg.), Geschenke.

717 InVerbindungmit Fragender symbolischenKommunikation etwa: SCHWEDLER, Herrschertreffen,
S. 368–379; ALTHOFF, Demonstration, S. 39 f. Zum Krönungsmahl und zum höfischen Festmahl
SCHUBERT, Essen, S. 265–267 sowie S. 273–286; im Kontext von Huldigungen hierzu HOLENSTEIN,
Huldigung, S. 472–478.

718 In Verbindung mit Fragen der symbolischen Kommunikation etwa: ALTHOFF, Demonstration,
S. 46; SELZER, Macht; LEIBETSEDER, Pferde.
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beispielsweise als Rituale oder Zeremonien auf der Grundlage einer ausge-
wählten Definition zu identifizieren. Zeil ist vielmehr, städtische Gesandt-
schaftsberichte und Handlungen städtischer Gesandtschaften unter der Frage-
stellung der symbolischen Kommunikation zu untersuchen. Um weitere Er-
kenntnisse sowohl über städtische Gesandtschaftsmissionen als auch über die
Tätigkeiten und Fähigkeiten städtischer Gesandter zu gewinnen, ist die Unter-
suchung von symbolischer Kommunikation somit vielversprechend. Dies ist
gerade deshalb der Fall, weil es aufgrund der Quellenlage möglich ist, ver-
schiedene Perspektiven einzunehmen und unterschiedlichen Fragestellungen
nachzugehen. Schlussendlich ist daher nach der Rolle symbolischer Kommuni-
kation für die städtische Außenpolitik und ihrer Umsetzung durch Gesandt-
schaften zu fragen.

1. Berichte über symbolische Kommunikationsformen

Spektakuläre Szenen spielten sich Anfang des Jahres 1416 ab, als König Sigis-
mund Amadeus VIII. von Savoyen (den späteren Gegenpapst Felix V.) 719 zum
Herzog von Savoyen erheben wollte. Das Ritual fand auf einer Art Bühne oder
einemGerüst statt. Als sich der König undweitere Beteiligte darauf eingefunden
hatten, kam es zu einem ungeplanten Zwischenfall: Die Konstruktion hielt dem
Gewicht der versammelten Gesellschaft nicht stand und brach in sich zusam-
men, sodass einige der Beteiligten Verletzungen erlitten.

Dies alles erfahren wir aus einem Brief des Straßburger Stadtschreibers Ul-
rich Meiger, der sich zu dieser Zeit als Gesandter der Stadt auf dem Weg zum
König befand. Selbst hatte er die Geschehnisse nicht beobachtet. Woher er seine
Informationen hatte, bleibt unklar. Die Nachricht vom missglückten Ritual er-
schien dem Stadtschreiber in jedem Fall eine Erwähnung wert zu sein.720 Den-
noch werden die Geschehnisse im Bericht des Stadtschreibers nur beiläufig er-
wähnt und nicht weiter kommentiert. Vermutlich hatte die Nachricht für die
Tätigkeit des Gesandten und die städtische Politik auch gar keine unmittelbare
Relevanz. Weshalb dennoch über die Ereignisse geschrieben wurde, erklärt sich
durch die gängige Art und Weise der Berichterstattung Straßburger Gesandter.
Der Straßburger Rat erwartete von seinen Gesandten möglichst umfassend über
Gerüchte und umlaufende Nachrichten informiert zu werden, zum Teil sogar
unabhängig von einer Prüfung des Wahrheitsgehaltes. Einerseits war ein regel-
mäßiger Nachrichtenfluss offensichtlich derartigwichtig, dass Gesandte den Rat
regelmäßig mit Informationen aller Art versorgen sollten, auch unabhängig
davon, ob es sich um Tatsachen oder Gerüchte handelte.721 Oft finden sich lange

719 Zur Person vgl. GIEßMANN, Gegenpapst.
720 AVES, AA 169, 9: […] als der kunig den von Saphenjen zu hertzogen gemacht hat da ist dasz gerust

zerbrochen do der kunig und die heren uf stunden und ist etwieviel lut geschadiget worden besunder der
jung von Oetingen miner frowen der margrafen bruder hat einen fusz usz gevallen […].

721 Vgl. zu dieser Beobachtung LIENING, Interessenvertretung; LIENING, Überlegungen.
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Aneinanderreihungen von verschiedenen Nachrichten in den Gesandtenbe-
richten, die gar keinen Bezug zueinander haben und deren Relevanz, wie im
oben genannten Beispiel, kaum erkennbar ist. Diese Vorgehensweise zeigt sich
zwar längst nicht in allen Gesandtenberichten, doch wurde häufig tatsächlich
berichtet, um zu berichten. Möglicherweise war die Erwähnung eines derartig
fehlgeschlagenen Rituals mit zahlreichen Verletzten –wie im Falle der Erhebung
von Amadeus VIII. – eine relativ gute Möglichkeit, den Gesandtenbericht zu
füllen und das Informationsbedürfnis des Rates so zu befriedigen. Dabei war
weniger dasRitual interessant, sondern vielmehr der daraus resultierendeUnfall
als öffentliches Ereignis.

Ähnlich kann ein Bericht vomKonstanzer Konzil eingeordnetwerden.Darin
schilderte der Straßburger Stadtschreiber, dass ein Meister in der Heiligen
Schrift, der in Paris über 30 Jahre gelehrt und auch die Lehren des Jan Hus
verbreitet habe, vor angeblich 6000 Leuten examiniert wurde und man seine
Schriften verbrannt hatte.722Auch hier scheint das Interesse eher insgesamt dem
öffentlichen Ereignis zuzukommen als dem symbolischen Akt der Bücherver-
brennung und seinen Details, da diese nicht Gegenstand der weiteren Darstel-
lung sind.

Ebenso konnten Handlungen wie Eidesleistungen in der Berichterstattung
von Interesse sein, dies war jedoch eher dadurch begründet, dass sich aus dem
Eid Verbindlichkeiten ergaben und etwa der Eidbruch rechtliche Konsequenzen
nach sich ziehen konnte. Hier wird zu prüfen sein, inwiefern in der Berichter-
stattung über derartige symbolische Handlungen überhaupt das symbolische
Element eine Rolle spielte und nicht vielmehr das rechtliche Element entschei-
dend war.

Die Problematik bei der Untersuchung der Berichterstattung über symboli-
sche Kommunikation besteht gerade in der Bedeutung, die jenen Akten und
Handlungen, die wir heute unter dem Sammelbegriff der symbolische Kom-
munikation fassen, von den Gesandten beigemessen wurde. Im Folgenden wird
daher genau darauf zu achten sein, inwiefern symbolische Kommunikation und/
oder die daraus resultierenden Folgen als solche für die Berichterstattung und
Verhandlungstätigkeiten der Gesandten von Bedeutung waren, da sich das In-
teresse dabei nicht zwangsläufig auf das symbolische Element dieser Hand-
lungen beziehen musste. Somit soll nicht nur die Trennung zwischen Bericht
über und direkter Partizipation an symbolischer Kommunikation beachtet
werden, sondern auch, welche Unterschiede sich zwischen dem Interesse am
konkret Symbolischen und den daraus resultierenden Verhältnissen ausmachen
lassen.

722 AVES, AA 1443, 65: ouch wissend, dz man hut einenmeister der heiligen geschrift offenlichen villiht vor
VI tusendmenschen examineret haet und er ist xxx jar zu Parisz gestanden und het desz hussen artikel vil
gehalten und haet hut allen meistern red und antwurt und widersatz gegeben und haet man sine buecher
hut verbrennet uf dem hoffe und mit grosser arbeit hat er sich auch zu lest ergeben […].
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2. Symbolische Kommunikationsformen in den
Gesandtenberichten

2.1 Eid und Huldigung

Über Eid und Huldigung wurde von Straßburger Gesandtschaften immer wie-
der in unterschiedlicher Weise berichtet. Wenn andere Akteure eingebunden
waren, geschah dies durch Schilderungen, die entweder auf eigenen Beobach-
tungen oder auf den Angaben Dritter basierten. Daneben finden sich zudem
Berichte, bei denen die Gesandten selbst in Vorbereitungen und/oder Durch-
führungen derartiger symbolischer Akte eingebunden waren. Eine erste Unter-
suchungsebene bezieht sich also auf die Berichterstattung über symbolische
Akte wie Eid und Huldigung, in welche die Gesandten respektive Straßburg
nicht direkt involviert waren. Dabei stellt sich die Frage, mit welchen Motiven
über diese Handlungen anderer politischer Akteure berichtet wurde. So schrieb
der Stadtschreiber Meiger in einem Brief über eine durch einen königlichen Rat
überbrachte Forderung des Königs an die Stadt Zürich. Im Zusammenhang mit
einem Kriegszug hatte Zürich eine Burg bisz an den turm erobert. Daraufhin
mischte sich die königliche Partei ein und der Rat des Königs befahl den Züri-
chern bi desz kungesz hulden, den Rückzug anzutreten. Ob diese demFolge leisten
würden, sei ungewiss, so schrieb der Stadtschreiber Ulrich Meiger in einem
Gesandtenbericht.723 In einem anderen Fall berichtete er ebenfalls über Sigis-
mund, der als Begründung für einen Kriegszug gegen die Herzöge von Öster-
reich unter anderem anführte, dass ihm Friedrich von Österreich meineidig ge-
worden sei. Mitgeteilt worden waren ihm diese geheimen Informationen von
Gesandten verschiedener schwäbischer Städte und weiteren Städtevertretern,
die vom König zum militärischen Dienst gegen die Österreicher gemahnt wur-
den.724Über Details eines vomKönig eingeforderten Schwurs berichtet abermals
der Straßburger Stadtschreiber: So sollte die Stadt Zabern in desz koengesz hant
schweren.725 1416 berichtete Meiger, dass König Sigismund für Straßburg eine
Schutzfunktion im Zuge der Auseinandersetzungen mit dem Straßburger Bi-
schof Wilhelm von Diest einnahm und verschiedenen Herren geschrieben und

723 AVES, AA 169, 1:wissent ouch dz die von Zurich, Baden die burg gewennen hand bisz an den turm und
ist der von Schwartzburg zu in geritten und hat in gebotten bi desz kungesz hulden, dannen zu ziehent,
man hoert aber noch nit dz, sie es tuon woellen […].

724 AVES, AA 1443, 4–5 (beginnt auf 5): der schwäbischen stet erbern botten und der von Costentz und
anderumb den Bodensee hand uns in geheimed geseit, dz sie der koenig besent hab und gebotten und
gemanet, dz si mit yme uf hertzog Ernsten und herzoge Friderichen von Oesterrich ziehen soelten dan im
besunder hertzog Ernst nuwelich nach sinem libe und ere und guet gestalt hett, so waere im hertzog
Friderich meinedig worden […].

725 AVES, AA 169, 49v: lieben heren ich han einen tuschen brief mit desz koeniges maiestet anhangenden
ingesigel der wist den burkluten zu Perre und der stat Zabern dz si in desz koengesz hant schweren
soellent […].
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befohlen habe, bei sinen gnaden und hulden Stift und Stadt Straßburg nicht zu
bekriegen.726

Der jeweilige Bezug auf Huld- und Eidesleistungenwar sicher nicht zufällig,
sondern untermauerte die Argumentation und Forderungen der jeweiligen
Akteure elementar, was den Gesandten bewusst gewesen sein wird. Führt man
sich etwa vor Augen, dass eine Huldigungsverweigerung ein gezielter Akt des
Ungehorsams war, so wird daraus auch klar, weshalb in den oben genannten
Fällen der König mit den ihm gegenüber geleisteten Huldigungen argumen-
tierte. Die Gesandten führten das Thema des Eides und der Huldigung gerade
deshalb in ihren Berichten mit auf, um so den Empfängern die intendierte
Tragweite der Geschehnisse vor Augen zu führen.727

Straßburger Gesandte waren auch selbst in solche symbolischen Akte in-
volviert. Im Wesentlichen lassen sich zwei Formen der Beteiligung unterschei-
den. Erstens konnten Gesandte als Schwörende in verschiedenen Situationen
auftreten. Zweitens verhandelten Gesandte im Vorfeld von Huldigungen und
Eidesleistungen über deren Bedingungen und Abläufe.

In unterschiedlichen Fällen von Eidesleistungen waren die Straßburger Ge-
sandten selbst eingebunden. Der Stadtschreiber Ulrich Meiger rechtfertigte in
einem Bericht sein vorläufiges Schweigen gegenüber dem Rat in einer Angele-
genheit. Er wolle in Straßburg mündlich davon berichten, da er seinem Infor-
manten seine truw darauf gegeben habe, dass er in dieser Begebenheit keine
Informationen schriftlichweiterleite.728 In einer Eidformel legten die Straßburger
Gesandten Cunrat zumRust und Johans Lumbart gemeinsammit einem von der
Stadt angeworbenen Juristen fest, bestimmte Regeln, die in demselben Schrift-
stück festgehalten wurden, einzuhalten. Man habe dies gelopt by guten truwen,
war und stete zu halten.729

Von einer diplomatischen Mission in die Stadt Hagenau, an der mehrere
vormalige Ratsmitglieder, ein Altammeister und ein Stadtschreiber teilnahmen,
ist eine Vollmacht für die Gesandtschaft zur Vorlage überliefert. Sie verweist auf
die umfassenden Befugnisse der Gesandten und ihre geschworenen Eide, wobei
hier unklar ist, ob es sich eher um grundsätzlich geschworene Eide in Verbin-

726 AVES,AA1443, 75: Itemuf daz schribet und gebut der vestenlichen bij sinen hulden […], das sy by sinen
gnaden und hulden hant ab tuegent und kein vigentschaft noch krieg der stift der stett noch dem lan zuo
fuegent, die wile er usz sie […]. Zur Quelle und den Geschehnissen bereits FINKE, König, S. 104.

727 Vgl. zum Thema Huldigungskonflikt und Huldigungsverweigerung etwa HOLENSTEIN, Huldi-
gung, S. 385–432, hier S. 386: „Seine äußerste Zuspitzung erfuhr der Huldigungskonflikt in der
Huldigungsverweigerung. […] Sie entzogen der Herrschaft mit der Eidverweigerung die An-
erkennung und gaben nach außen in aller Schärfe zu erkennen, daß nach ihrer Auffassung die
Legitimität der Herrschaft brüchig und fragwürdig geworden war. Die Huldigungsverweige-
rungwar ein bewußter und gezielter Akt des Ungehorsams undWiderstandsmit beträchtlicher
Rechtswirkung und symbolischer Ausstrahlungskraft.“

728 AVES, AA 169, 55: […] dasz sin meinung ist, dasz wolt ich uch gern gantz geschriben haben, do muost
ich im min truw geben voran ee er mit mir rede, dz ich esz nit schribe dan er sol vil mir geseit hat, dasz er
besongt er moeht mit geschrift vertieffet werden und er meinet ich soelt heim riten und soellt esz sagen, so
soeltend ir dan uf dasz uwer erbern botten mit mir heruf schicken mit gewalt die sache […] ze endent.

729 AVES, AA 166, 43v: Item diese vorgeschriben artikel alle und jeglichen besunder haben bede parteien
gelopt by guten truwen, war und stete zu halten, geben zu Costentz […].
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dung mit den Ratsämtern der Gesandten beziehungsweise dem Stadtschreib-
eramt handelte, oder ob hier ein anlassbezogener Eid geleistet wurde. Die Ge-
sandten wurden jedenfalls zur wahrheitsgemäßen Aussage vor den städtischen
Führungsgruppen der Stadt Hagenau verpflichtet, wie in der Vollmacht ver-
merkt wurde. Weiter bat man Hagenau darum, die von den Straßburger Ge-
sandten gemachten Aussagen zu verschriftlichen und versiegelt zurück nach
Straßburg zu senden.730 Für dieses Vorgehen bieten sich unterschiedliche Inter-
pretationsmöglichkeiten an. Wahrscheinlich ist, dass man sich gegenüber dem
Rat der Stadt Hagenau absichern wollte. Die Aussagen sollten deshalb ver-
schriftlicht und beglaubigt werden, damit man sich im Zweifelsfall bei mögli-
chen späteren Anfechtungen auf dieses Dokument berufen konnte. Ein weiterer
Grund könnte die Kontrolle respektive vorgegebene Kontrolle der Gesandten
selbst sein. Vielleicht wollte man, sowohl mit der Angabe, dass die Gesandten
einen Eid abgeleistet hatten und somit zur wahrheitsgerechten Aussage ver-
pflichtet waren, als auch durch die Aufforderung zur zusätzlichen schriftlichen
RückmeldungdurchHagenau, einenmöglichst hohenGrad anAuthentizität der
Aussagen zum Ausdruck bringen. Eine intendierte Kontrolle der Gesandten
scheint eher unwahrscheinlich, gerade da namenhafte städtische Führungskräfte
beteiligt waren. In jedem Fall zeigt diese Gesandtenvollmacht, dass die Eides-
leistung bewusst erwähnt und genutzt wurde, um Hagenau Seriösität und
Authentizität zu signalisieren.

Ein weiterer direkter Beleg für eine Eidesleistung, die die Straßburger Ge-
sandten stellvertretend für die Stadt erbrachten, stammt aus dem Jahre 1405. Die
Straßburger Gesandten, die nach Marbach zu den abschließenden Vertragsver-
handlungen des Marbacher Bundes gereist waren, schworen stellvertretend für
die Stadt einen Eid auf die Bündnisurkunde. Auch die geschworenen Eide der
anderen Gründungsmitglieder wurden in der Bündnisurkunde vermerkt. Über
den Ablauf berichteten die Gesandten jedoch nicht selbst, vielmehr erfährt man
aus dem Wortlaut der Bündnisurkunde, dass die Gesandten mit guoten truwen
und geswornen eyden, die wir darumbe alle liplich zuo gotte und zu den heilgen mit
gelerten worten […] mit ufgebotten vingern, glopt und gesworen haben, diese vereyn-
unge die obgeschriben zit und jare getruwelich ware und stete ze haltend […].731 Die
Gesandten waren somit aktiv in den symbolischen Akt involviert.

730 AVES, IV, 19, 3: Den erbern bescheiden dem schultheis, meister, rate und Schöffeln zu Hagenowe […]
sendent wir zu uch Hansen Bock, hern Ulrich Gossen unszern altenammeister Hans Barpfennig und
Niclaus Wihen unszern Statschreiber, und gebent den von unszern und unsze stette wegen in craff dis
briefes, ganz maht und vollen gewalt in der sachen ein worheit mit ihrern gesworen eyden vor uch se
sagende […] bitten uch fruntlich der selben gunstlich zueverhoeren und uns solich ir sagen verschr[iben]
und versigelt ze gebende noch dem furgentlichest und der beste forme und wellent.

731 RTAV,Nr. 489, S. 759:Und also geloben wir vorgenante ertzbischof Johann Bernhart marggraf ze Baden
Eberhart grave zu Wurtenberg burgermeystere rete und alle burgere gemeinlich der obgenanten stette
Strazburg Ulme Rútlingen Úberlingen Memmyngen Ravenspurg Byberach Gemúnde Kempten Ding-
kelsbúhel Koufbúren Pfullendorf Isny Lútkirch Giengen Aulun Botpfingen und Buochorn mit unsern
guoten truwen und geswornen eyden, die wir darumbe alle liplich zuo gotte und zu den heilgen mit
gelerten worten, wir ertzbischof Johannmit unser hant uf unser hertze geleit, und wir die andern teile mit
ufgebotten vingern, glopt und gesworen haben, diese vereynunge die obgeschriben zit und jare getru-
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Durch zwei Quellen aus den Jahren 1411 und 1412 erfahren wir von Ver-
handlungen des Straßburger BischofsWilhelmvonDiest, des Stifts undder Stadt
mit dem Ort Mollersheim bezüglich einer zuvor eingeforderten, aber nicht er-
brachten Schwurleistung. Daraus ergibt sich die direkte Beteiligung Straßburger
Gesandter. Die Stadt Mollersheim sollte gegenüber Straßburg einen Schwur
leisten und wurde hierzu in einem Brief vom Straßburger Bischof noch einmal
nachdrücklich aufgefordert. Zuvor hatte esGespräche darüber unter Beteiligung
Straßburger Gesandter in Mollersheim gegeben.732 Ähnliches geht aus einem
Gesandtenbericht hervor, der von anderen Verhandlungen mit Mollersheim
bezüglich eines zu leistenden Schwures handelt.733

Aus dem Jahr 1405 sind einige Quellen überliefert, die im Kontext von Ausein-
andersetzungen zwischen Stadt undBischof entstanden sind. In ihnen spielte der
Eid eine besondere Rolle. In jenem Konflikt wurde immer wieder gegen den
Bischof mit seiner angeblichen Eidbrüchigkeit argumentiert. Städtische Ge-
sandte führten etwa bei einem Treffen vor dem König zahlreiche Punkte an, in
denen der Bischof eidbrüchig geworden sei.734 In einem anderen Fall war eine
Straßburger Gesandtschaft gemeinsammit Vertretern des Domkapitels vor dem
König in Germersheim erschienen, auch hier war die Argumentation ähnlich.735

welich ware und stete ze haltend ze leistend und zuo vollefuerende one alle arglist und geverde nach
uzwisunge und dis briefes sage.

732 AVES, AA 1435, 20r-v: Unwern grues vor, Schultheisse, Rete und ir gemeinde gemeinlich zu Molles-
heim, lieben getruwen. Alsowir der dechen von der hohen stift wegen und die erbern botten von Strasburg
nu bii uch worent und uch erzalt hant, in welicher mosse wir und unser Cappittel dovon mit den von
Straszburg uberkommen sind, daz ir in sweren sollent, do heissent und empfelhent und gebieten uch ouch
ernstlichen […] daz ir nit enlossent ir swerent den von Strasburg unverzogeliche, noch demwir selber und
der dechan von unser Stift wegen und unser vitztum von unsern wegen uch das muntlich erzalt het,
detent ir des nit so besorgen wir, daz uch solich unrat dar in vellen moehte […].

733 AVES, AA 1437, 23: also ir gestern von Mollesheim schiedent unde die von Mollesheim sich noment ze
bedenckende bitze noch hute, obe sie der stat sweren woltent oder nut. Das do der rat unde die gemeinde
miteinander hute by uns in die herberge sind gekomenund e het uns der Rat geantwortet, das die gemeinde
gemeinlich vil by einmuetekliche sich miteinander vereinet hant. Das sie beduncke, das ir oder wir sie in
sagetem mossen ze manende haben oder manen sollen unde sie in ouch nie me geschehen. […] unde dar
umbe, sit sie den heren dechan unde cappitel und ouch der stat Stroszburg ein jorzal gesweren haben, do by
wellent sie beliben und das halten.

734 AVES, AA 1430, 7: dar noch dotent wir den brief gantz uszlesen alz wir von ime und dem Cappittel
habent, dar inne alle dinge begriffen sind die der vonDiest gesworen het, do der brie usz kam.Do sprochent
wir den brief un das dar inne begriffen were und er uns gesworen hette, hette er uns nit gehalten. Und
botent unsern heren des kuniges in ze wisende und zu duonde dz der brief wise. Dar zuo antwurtete der
vonStouffenberg und frogete uns stucke der vonDiest danne nit gehalten hette, die er gesworn sollte haben
und vordere, dzwir die soltent lossen luten. Do erzaltent wir ettwiemannig stucke, die er uns in dem briefe
verbrochen het um der geistlichen gerihte wegen und der slosse wegen Girbarden […] und andern […].

735 AVES, AA 1430, 1: […] do dotent unser heren die Tomheren offen Instrumente lesen vor unszyme herren
dem kunige, darinne ym der von Dyest gesworen hette dhein sloz zuo empfroemdende oder von handen ze
gebende und ander briefe, die in notdurfftig worent […] abgeschriften unsze briefe lesen, dar inne er uns
das mit wissende und wille unsze heren von dem Cappittel ouch gesworen hette, die slosse nit von handen
ze gebende und ouch ander briefe […].

2. Symbolische Kommunikationsformen in den Gesandtenberichten 179



Als dem Bischof von Straßburg im Jahr 1405 das Bistum Lüttich in Aussicht
gestellt wurde, verhandelte man bereits im Vorfeld im Geheimen über seinen
Nachfolger. Hierzu wurde der Augsburger Bischof auserkoren. Die geplante
Übergabe des Bistums an den Augsburger Eberhard II. von Kirchberg sollte
unter verschiedenen Bedingungen zustande kommen. Als die Verhandlungen
abgeschlossen waren, veranlasste der Straßburger Bischof die Aufsetzung eines
Vertrages, auf den er nach erfolgter Ausfertigung einen Schwur leisten wollte.
Zunächst sollte das geplante Vorgehen jedoch weiterhin geheim gehalten wer-
den.736 Auch zwei Straßburger Gesandte waren an der Ausarbeitung dieses
Vertrages beteiligt und brachten diesen ebenfalls mit Vertretern der anderen
Verhandlungsparteien zum Straßburger Bischof nach Zabern, um ihm den
Vertrag zu präsentieren. Der Bischof sei mit der Ausfertigung einverstanden
gewesen und wollte offenbar zum endgültigen Abschluss nach Straßburg
kommen.737 Doch kam er nicht zum versprochenen Termin nach Straßburg, die
Verhandlungen begannen erneut und wieder versprach Bischof Wilhelm von
Diest in Straßburg zu erscheinen, um auf den Vertrag zu schwören. Er kam
jedoch wieder nicht, woraufhin unter anderem der Straßburger Wilhelm Met-
ziger als Gesandter der Stadt nach Zabern zum Sitz des Bischofs ritt, wo man
diesen zur Rede stellte. Dort fand man heraus, dass der Bischof in der Zwi-
schenzeit ohne Absprache mit den Verhandlungsparteien Teile des Bistums,
darunter Schlösser, veräußert und somit gegen einen anderen Eid – er hatte der
Stadt in der Vergangenheit geschworen, keine weiteren Besitzungen zu veräu-
ßern – verstoßen hatte. Die Vertragsverhandlungen waren damit obsolet ge-
worden.738

In einemweiteren Brief berichtete der bereits erwähnte Stadtschreiber Ulrich
Meiger von einer offenbar misslungenen Eidesleistung des Straßburger Dom-
dekans. Dieser hatte sich im Verlauf des Gerichtsverfahrens der Straßburger vor

736 AVES, AA 1430, 31: do hies herWilhelm der byschof, dazman sollte vernotteln und verzeichen, so wollte
er daz sweren zu haltende, also daz man ime die nottele sollte vurbringen, so wollte er su hoeren lesen und
geviele su imewol, so wolt er in unser stat riten und den eyt tund und den brief versigeln, also dazman daz
verswigen sollte undmit nieman do von Reden und sprach darmitte man sollte dar zu schicken die nottele
ze machende und ordente er von sin selbes wegen dar zu hern Johansen von Kagenecke sin hofemeistern,
hern Johans Magistri sin notarien […].

737 AVES, AA 1430, 31: So ordentent wir dar zu hern Heinriche von Mulnheim, Ritter, und hern Wilhelm
Metziger nu unsern altenammanmeister, alle vorgen die sessent dar uber und dotent die nottele zeichen
und schreiben und noment her Johans von Kagenecke der Hofemeister, her Johans Amman, her Wilhelm
unser altammeister und her JohansMagistre die nottele und furtent sie mit in gon Zabern und lieszent su
hern wilhem den Byschof selbser lesen und do er si gelasz, do geviele su imwol und beschied in ein tag uffe
den er in unser stat komen wollte und die sache endigen […].

738 AVES, AA 1430, 31: […] und het daz geton uber und wider des gemeinen Cappitels der obgen[annten]
stift wissende und wille, den er daz lipilich an den heiligen gesworn het, desz su sinen versigelten brief
hant der er deheine des bystumes und der stift slosze, stette oder vestin verandern oder von handen geben
soltes, es were denne, mit ireme willen und het es ouch geton one unsin wissende und willen wieder den
eyt, den er uns mit des Cappitels wissende undwille uff sine hertzen gesworen het, es nit ze tunde, des wir
sinen brief habent besigelt mit sinem und sins Cappitels ingesigel […] wir hettent uch ouch E hie von
verschrieben, do hettent wir es dem byschof versprochen ze verschwigende, bitze er die Nottel gesworen
hette. So woltent wir uch es denne alles verschriben haben.
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dem Konzilsgericht in Konstanz die Erlaubnis für ein längeres Fernbleiben vom
Verfahren einholen wollen. Daraufhin musste er einen Eid ableisten und damit
zusichern, nach einem festgelegten Zeitraum wieder zu erscheinen. Doch of-
fenbar hatte man in Konstanz ohne das Wissen des Dekans einen kürzeren
Zeitraum in der Eidformel notiert als angenommen, so berichtet der Stadt-
schreiber. Der Dekan sei mit der Annahme abgereist, innerhalb eines Monats
nach Konstanz zurückkehren zu müssen, ohne vom erheblich kürzeren Zeitin-
tervall von 15 Tagen Kenntnis zu haben. Der Stadtschreiber bat um Geheim-
haltung in dieser Begebenheit und versicherte, sich der Angelegenheit nun an-
zunehmen, um den Zeitraum bis zur erforderlichen Rückkehr nachträglich zu
verlängern.739

Diese Beispiele verdeutlichen, dass weniger stark der symbolische Akt des Eides
oder der Huldigung und die dazugehörigen einzelnen Handlungen für die
Gesandtschaften im Vordergrund der Berichterstattung oder ihrer Verhand-
lungstätigkeit standen. Die Quellen zeigen zwar, dass die aus dem Eid und der
Huldigung resultierenden Verhältnisse und Konsequenzen von Bedeutung
waren, deren vermutlich allgemein bekannten Formen derDurchführung für die
Gesandten jedoch weniger relevant waren. Doch auch wenn nicht immer die
symbolischen Elemente von Eid und Huldigung Thema waren, wurde die
Wirkmächtigkeit dieser Formen der symbolischen Kommunikation anerkannt,
wasman aus der Berichterstattung darüber und der Argumentationmit Eid und
Huldigung schlussfolgern kann.

2.2 Geschenke

Die Funktion von Geschenken als Medium der Kommunikation im späten
Mittelalter wurde in der Forschung eingehend behandelt, dabei waren Themen
wie Reziprozität, die Bedeutung der Geschenke und des Schenkens für soziale
Beziehungen sowie die Grenze zwischen legitimen Geschenken und Bestechung
von zentraler Bedeutung.740 Der Rolle des Geschenks in der Diplomatie der
Vormmoderne kam ebenfalls bereits Aufmerksamkeit zu.741 Geschenke als

739 AVES,AA 169, 18: ouch wissen genaedigen lieben heren in einer geheimed, dasz ich verstanden han, min
here der techen sige on Rat siner advocaten fur die Rihter gegangen und hab urlob heim geforderet, desz er
doch nit bedoerft hett, dan er ist nit verbunden da ze blibent, und also sige im urlob einen monad werden
und hat geschworn in dem monad wider ze komend, da bedunket mich aber der notari habe geschr[iben],
dasz er geschworen hab in xv tagen ze komend, dz doch nu nit sin mag und moeht im wol rede da von
userston, desz ich besorge undwir arbeiten vast, dz im dazs zil gelenget wird, ob dz beschehe waisz ich nit.
Genaedigen heren, ich han disz dar umb in ein zedel geschriben, dasz es heimlichen blibe [unterstrichen],
ob ir joch den brief susz liessend hoerenmin heren von demCappitel, dasz den disz heimlichen blibe, dan ir
wol verstand, dz mir unwille darvon ufferstunde […].

740 Vgl. etwaHÄBERLEIN/JEGGLE, Einleitung, S. 15 f., mit Verweis auf GROEBNER, Geschenke, S. 229 f. und
HIRSCHBIEGEL, Étrennes, S. 126 und S. 130.

741 Vgl. hierzu exemplarisch die Beiträge inHÄBERLEIN/JEGGLE (Hrsg.), Grundlagen; GRÜNBART (Hrsg.),
Geschenke; sowie die Studie von HIRSCHBIEGEL, Étrennes.
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Thema in den Gesandtenberichten und als Teil der städtischen Diplomatie tau-
chen in den Quellen mehrfach auf. Es wurde sowohl über den Geschenkaus-
tausch zwischen anderen politischenAkteuren als auchüber die vonStraßburger
Seite gemachten Geschenke durch die Gesandten berichtet. In seltenen Fällen
bekommt man auch Einblicke in die Koordination und Organisation des Ver-
schenkens. Die Berichterstattung über das Schenkverhalten anderer war nicht
unwichtig, konnteman daran schließlich dieWertschätzung derAkteure für den
Beschenkten ablesen und sich auch bei eigenenGeschenken am Schenkverhalten
anderer orientieren.

In mehreren Gesandtenberichten finden sich Schilderungen über derartigen
Geschenkaustausch. Im Jahr 1400 berichtete derMainzer BürgermeisterHeinrich
zum Jungen Straßburger Gesandten, dass die Stadt Frankfurt dem neu ge-
wählten König einige Geschenke machen wollte, die in Mainz besorgt worden
seien. Dabei handelte es sich um sieben Fuder guten Wein und sieben goldene
Tücher. Die Frankfurter erkundigten sich zudem nach zwei großen vergoldeten
Trinkgefäßen, welche die größten sein sollten, die man finden könne.742 Die de-
taillierten Angaben über Anzahl und Beschaffenheit der einzelnen Geschenke
machen deutlich, dass den Informationen über Quantität und Qualität eine be-
sondere Bedeutung beigemessen wurde. Die Vergabe von Geschenken durch
verschiedene Akteure wurde von Straßburger Gesandten also recht genau re-
gistriert und in schriftlicher Form nach Straßburg übermittelt. Die Aufmerk-
samkeit der Gesandten für diese Details lässt sich am genannten Beispiel des
Thronwechsels recht gut damit erklären, dass sich Städte bei der Beschenkung
eines neu gewählten Königs gegenseitig genau beobachteten, um sich an den
Geschenken der anderen orientieren zu können. Da nach der Wahl das Reichs-
oberhaupt in der Regel am großzügigsten beschenkt wurde, versuchte man mit
möglichst geringen Aufwendungen angemessen zu schenken, um gegenüber
den übrigen Städten nicht ins Hintertreffen zu geraten. Hierfür war eine ge-
steigerte Aufmerksamkeit bezüglich des Schenkverhaltens gefragt.743 Den
Straßburger Gesandten kam in dieser Frage eine zentrale Rolle bei der Be-
schaffung von Informationen zu.

In ähnlicher Art und Weise berichtete der Straßburger Stadtschreiber Ulrich
Meiger 1418: Der Straßburger Bischof habe einen vergoldeten Kopf, vermutlich

742 RTA IV, Nr. 166, S. 190: er seite uns ouch, daz die von Franckfurt also húte súben gůte fůder wines und
súben gúldin tůche zů Mentze gekoft hettent und noch zweien grossen vergúldeten schowern gefroget
hettent, die grosten die man finden kúnde, daz sie die och koffen woltent, und woltent daz dem nuwen
kúnige schencken. Derartige Stoffe, sogenannte Brokate, gehörten zu den wertvollsten Textilien
überhaupt. Zumeist handelte es sich dabei um „[…] schwere, gemusterte Seidenstoffe mit ein-
gewebten Gold- oder Silberfäden […]“, FRIELING, Unterschiede, S. 96; vgl. zu diesem Themen-
komplex ebenfalls FRIELING, Kleidung. Vgl. zu den angesprochenen goldenen Trinkgefäßen und
ihren repräsentativen Funktionen etwa KÜMMEL, Fürsten. Vgl. ebenso GROEBNER, Geschenke,
S. 59–65, der auf die im späten Mittelalter gängige Kombination von Wein und Gefäß als Ge-
schenk und darüber hinaus auch die Praxis beschreibt, Trinkgefäße zusätzlich mit Geldge-
schenken zu befüllen.

743 SCHENK, Zeremoniell, S. 393–395.
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eine Art Statue, verschenkt, um einen Fürsprecher im Konflikt mit der Stadt zu
gewinnen. Dies, so die Einschätzung des Stadtschreibers, werde ihm vermutlich
dennoch nicht gelingen.744 Im Konflikt mit dem Bischof wurde dessen Ge-
schenkvergabe an seine möglichen Verbündeten und damit potenziellen Gegner
der Stadt genau beobachtet und gleichsam vom Gesandten in ihrer Wirkung
eingeschätzt.

Auch Straßburg selbst machte Geschenke, um Einfluss auf die Beschenkten
zu nehmen. Straßburger Gesandte überreichten Papst Martin V. im Jahr 1418 in
Mantua kostbare Geschenke, es handelte sich um zwei mit Gold veredelte Tep-
piche.745 Straßburg hatte die Gesandten zum Papst geschickt, um für die Aner-
kennungdes bisherigen BischofsWilhelmvonDiest zuwerben.Die Reaktion des
Beschenkten fiel vermutlich nicht wie gewünscht aus, denn der Papst sagte, man
habe ihm zu viel geschenkt und er werde sein weiteres Vorgehen nicht davon
abhängig machen. Das Geschenk nahm er dennoch dankend an.746 Dieses Er-
eignis ist durch die Gesandten selbst überliefert und verdeutlicht, dass die
Übergabe von Geschenken einen bestimmten Zweck verfolgte, der nicht immer
erzielt werden konnte. Deshalb waren auch die Reaktionen des Beschenkten für
die Gesandten so wichtig. Die Rückmeldung des Papstes war demnach von
Bedeutung für das weitere Vorgehen, weshalb seine Reaktion nach Straßburg
zurückgemeldet wurde.

Über eine positive Reaktion auf ein Geschenk berichtete hingegen ein Ge-
sandter im Jahr 1418. Der Gesandte verschenkte im Namen der Stadt ein Fuder
seines eigenen Weines an den Passauer Bischof Georg von Hohenlohe. Dieser
habe das sehr wohlwollend aufgenommen.747 Ebenfalls verschenkte die Stadt
Straßburg gemeinsammit dem Stift zur Zeit des Konzils Wein an den Papst. Die
flüssige Gabe wurde dafür aus Straßburg nach Konstanz gebracht, wie aus
einem Brief des Ammeisters Hug Drizehen hervorgeht. Im selben Brief bat er
zudemdarum, herauszufinden,wasman zweiKardinälen schenken könne.Man
solle sich darüber beraten und alles geheim halten.748 In einem weiteren Brief

744 AVES,AA168, 77: Item der ellecte hat […] ein schoene vergulten kopf geschenket, dasz er sine furdere sin
sol, aber es ist furkommen, dz ich glob, dz er nit wider uns sige.Wissent ouch, waere, dz wir von ettelichen
groesten heren ir verstound nuch wol furderung gehept hetten, so glob ich, dz es uns me gehindert hett.

745 AVES, AA 1453, 7: […] wir schankten dem baepst zwei guldeni Coblay […].
746 AVES, AA 1453, 7: und wir schankten dem baepst zwei guldein coblay, costeten v x lx schelt, die name er

zu mal dank naemelichen, doch meinet sin hiliket, esz si zu vil und er taet dar umb weder dester minder
noch dester me und danket vast, aber esz wasz vor usz getragen, dz es sin solt und dasz gelt wurdet von
altem gelt dar gegeben also dz wir nutzit nuwes dar geben, dan daz vor gegeben und susz verlorn ist.

747 AVES, AA 1443, 52v:Ouch han ich dem bischoff von Passow ein fuoder mines wines von uwern wegen
geschenket der hat es zuo guotem dan von uch uf genomen und spricht, er woelle es wol um uch
verschulden. Der Gesandte betont in seinem Bericht, dass es sich um seinen eigenen Wein ge-
handelt habe. Dies vermutlich deshalb, weil das Verschenken auf städtische Kosten im Grunde
untersagt war. Vgl. zu den städtischen Vorgaben für Geschenke die Ausführungen imKapitel II
(1.3.5). Vgl. grundsätzlich zum Wein als Geschenk die ausführliche Darstellung von Valentin
Groebner, der in diesem Zusammenhang auch von „politischen Flüssigkeiten“ spricht, GROEB-

NER, Geschenke, S. 51–94, hier S. 52.
748 AVES, AA 1444, 22r: Ouch wissent, das die ahte halb fueder wines unszin heilen vatter dem bobste zu

schenk hin uf geschicket sind, die wollen von der stifft und stette wegen schenke, als uch dz die Rete in ein
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verwies der Ammeister darauf, dass er in einer Angelegenheit die Frage des
Beschenkens auch in Straßburg fur die daz in ein geheim gehöret zur Sprache ge-
bracht hatte, somit also innerstädtische Beratungen hierüber stattgefunden
hatten – was zusammen mit der intendierten Geheimhaltung und der diesbe-
züglichen Informationsbeschaffung einen erhöhten organisatorischen Aufwand
bei der Geschenkvergabe der Stadt verdeutlicht.749 Höchstwahrscheinlich han-
delte es sich dabei umdie StraßburgerNeun, die in dieser Zeit überAusgaben für
städtische Geschenke selbstständig entscheiden konnten.750

Geschenke spielten also im Straßburger Gesandtschaftswesen in verschiedener
Hinsicht eine Rolle. Zum einen wurden Geschenkvergaben anderer politischer
Akteure oft genau registriert und an die Stadt gemeldet. Man konnte sich daran
orientieren, aber auch Rückschlüsse auf politische Konstellationen ziehen. Zum
anderen wurden auch das eigene Schenkverhalten und Situationen der Über-
gabe nach Straßburg zurückgemeldet und beurteilt. Somit waren Gesandte auch
als Überbringer aktiv an der Geschenkvergabe beteiligt und schätzten zugleich
die Wirkung auf den Beschenkten ein.

2.3 Mahlzeiten

Dass das gemeinsame Mahl als symbolischer Akt begriffen werden kann, ist in
der Forschung nicht neu.751 Auch Straßburger Gesandte berichteten über
Mahlzeiten, entweder aus beobachtender oder teilnehmender Perspektive.

Im Kontext des Thronwechsels 1400 berichteten Straßburger Gesandte über
das Königslager Ruprechts vor Frankfurt. Die Gesandten befanden sich selbst
noch in Mainz, hatten jedoch von den Plänen Ruprechts gehört, in Frankfurt
einziehen zu wollen, um sich anschließendwieder in sein Lager vor der Stadt zu
begeben. Dort sollte dann ein großes Festmahl mit vielen geladenen Gästen
stattfinden. Anschließend war vorgesehen, in Wetzlar, Friedberg und Gelnhau-
sen einzureiten.752 In einem weiteren Bericht bestätigten die Gesandten schließ-
lich die vollzogene Durchführung des Plans. Ruprecht war in Frankfurt einge-
ritten, die Stadt hatte ihm gehuldigt und im Anschluss war er wieder in das

sunder brief mit den wine geschr[iben] haben, do wellen ouch dz beste zuo tuon. Ouch von der zweir
Cardinal, von der wegen ir minem heren dem dechan geschrieben hant, do erfarent und nement Rat guter
frunde in guter geheim, was den zu schenkende sie, und wie, waz ir mich dann davon lazzent wissen, will
ich ouch uch beste zuo tuon.

749 AVES,AA1444, 22v: Ich han gesehen, wie ir mir uf gestern geschr[iben] habent, des brief […] dar inne ir
mir vil von den mateno der sachen geschrieben haben; den selben uwern brief han ich fur die andern heren
braht fur die dz in ein geheim gehöret, besunder von der schenke wegen […].

750 Vgl. hierzu Kapitel II (1.3.5).
751 Vgl. hierzu die Literaturangaben in der Einleitung zu diesem Kapitel.
752 RTA IV, Nr. 166, S. 190: wenne er zuo Franckfurt empfangen und ingelossen wurt, daz er danne zuo

stunt in den leger wider will riten und darinne essen und do gar vil lutes geladen het und danne zuo stunt
riten will die stette innemen Wetpflar, Frideberg und Geilnhusen. Daruff hatn wir uns bestalt daz wir
morne so wir frugeste moegent die Mone uff varent gen Franckfurt.

IV. Symbolische Kommunikation und Straßburger Gesandtschaften184



Königslager zurückgekehrt, umdort an besagtem Festmahl teilzunehmen.753Die
mehrfachen Nennungen des geplanten und vollzogenen Festmahls nach dem
Einritt und der Huldigung in Frankfurt lassen sich durch ihre wichtigen sym-
bolischen Funktionen erklären. Das Huldigungsmahl markierte die „Außerge-
wöhnlichkeit des Tages“ und symbolisierte „Reichtum, Fruchtbarkeit und
Wohlergehen und antizipierte gleichsam die von allen Seiten erwünschte und
erhoffte segensreiche Tätigkeit des neuen Landesherrn“.754 Was André Holen-
stein allgemein formuliert, kann auch für das von den Straßburger Gesandten
erwähnte Festmahl in Frankfurt gelten. Darüber hinaus kennzeichneten Mahl-
zeiten den Abschluss von Verhandlungen sowie Handlungen und veranschau-
lichten die daraus resultierenden Rechtsverhältnisse.755Holenstein betont ferner,
dass das Huldigungsmahl noch bis in das 16. Jahrhundert in der Vorstellung der
Zeitgenossen in untrennbarer Beziehung zu den Rechtshandlungen der Huldi-
gung stand.756 Demnach war die Schilderung der Frankfurter Huldigung und
des anschließenden Mahls im Königslager als Einheit eines Rituals im Gesand-
tenbericht folgerichtig.757

Ähnlich lässt sich die Erwähnung einer Mahlzeit in einem Gesandtenbericht
aus dem Jahr 1405 erklären. Straßburger Gesandte verhandelten im Vorfeld des
Marbacher Bundes und nahmen nach der Übereinkunft mit Markgraf Bernhard
von Baden bezüglich des Entwurfs einer Bundesurkunde eine gemeinsame
Mahlzeit als Zeichen ihrer Übereinkunft und des Verhandlungsabschlusses
ein.758

Auch bei Unterbrechungen von Verhandlungen wurde erwähnt, dass man
zu Tisch saß. Im Jahr 1405 wurden Verhandlungenmit demKönig unterbrochen
und sollten am nächsten Tag fortgesetzt werden. Die Gesandten vermerkten

753 RTA IV, Nr. 167, S. 190: und lant uch wissen, das wir an zinstag umbe versperzit koment gen Fran-
ckenfurt. Da was der kunig des tages zu Franckenfurt ingeritten und da empfangen, und hettent im die
von Franckenfurt gemeinlich gesworn nach ir gewonheit. Und was wider uß der stat in den leger geritten
essen.

754 HOLENSTEIN, Huldigung, S. 472.
755 SCHUBERT, Essen, S. 265: „Gemeinschaftliches Essen und Trinken gab einer Rechtshandlung den

Abschluss, handele es sich um ein Kaufgeschäft wie beim Wein- oder Bierkauf oder um die
Rechnungsabhör einer Gemeinde. Hier versichern sich die Menschen der Billigkeit der voran-
gegangenen Beschlüsse.“ Vgl. mit Verweis auf diesbezügliche Belege aus dem Frühmittelalter
auch HOLENSTEIN, Huldigung, S. 473: „Das Mahl war dabei für die Zeitgenossen nicht etwa nur
eine angenehme Begleiterscheinung, sondern ein elementarer Bestandteil des zugrundeliegen-
den Gesamtvorgangs. Es begleitete den Abschluß von Freundschaftsbündnissen, die Begrün-
dung genossenschaftlicher Vereinigungen und spielte eine wichtige Rolle im Rahmen von
Verbrüderungen zum Zweck gegenseitiger Gebetshilfe.“

756 HOLENSTEIN, Huldigung, S. 475.
757 SCHENK, Zeremoniell, S. 394, betont hingegen, dass diese Festmähler nicht in direktem Zusam-

menhang mit einem Adventus standen.
758 RTAV,Nr. 484, S. 739, 28–30: so ziehentwir nit von einander, und gefellet ime unser rotslagen vaste wol,

als uns beduncket. Und do wir unser sachen eintrehtig wurdent, do giengent wir essen […].Vgl. zu den
genannten Verhandlungen mit dem Markgrafen bereits LIENING, Überlegungen, S. 141.
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daraufhin in ihrem Bericht: und hiessent uns bedersite morne har wider komen; und
also sint wir alle essen gangen.759

Erwähnt wurde auch, wenn man Verköstigungen bezahlt bekam. Der Her-
zog von Österreich, so die Schilderung einer Gesandtschaft, habe sie nicht nur
sehr wohlwollend empfangen und sich ihrer Belange angenommen, sondern
auch in ihrerHerberge dieKosten für die gesamteVerpflegungbezahlt.760Ebenso
wurde im Gegensatz dazu auch angemerkt, wenn man zu einer Mahlzeit nicht
eingeladen wurde. So schrieb der Stadtschreiber Ulrich Meiger, dass er ge-
meinsam mit dem Gesandten und Altammeister Johans Lumbart im Zuge von
Verhandlungen an einer Mahlzeit teilnehmen musste, zu der man jedoch nicht
eingeladen worden war.761 Dies schien offenbar eine Erwähnung wert zu sein.

2.4 Pferdestärken

„Pferde hatten […] einen Stammplatz in der performativen Inszenierung von
Herrschaft […].“762 Dieser Beobachtung von Mathis Leibetseder wird im Fol-
genden nachzugehen sein, da die Nennung der Anzahl von Pferden, mit denen
unterschiedliche Akteure zu politischen Treffen erschienen, ein wiederkehren-
des Element in den Straßburger Gesandtenberichten darstellt. Derartige quan-
titative Angaben sind keine Straßburger Besonderheit und finden sich auch in
anderen Quellen und Kontexten und konnten verschiedene Gründe haben.763

Dabei spielte häufig die Menge der Pferde im Zusammenhang mit Ausführun-
gen über zusätzliche rituelle und symbolische Handlungen eine Rolle.764

759 AVES, AA 1430, 9.
760 AVES, AA 1444, 1: […] ouch lieben heren woellent wisszen dz unszer herre von Österreich alsz wir an

Meron zuo im komen uns genaedeclichen hette empfangen und sich erbotten zuo allem unsern begeren
und loeset uns usz der herberg umbwaszwir verzeret hetten alszwir uch dzwol voeleclich sagen soellen so
wir selber zuo euch komen […]. Ein ähnliches Beispiel findet sich aus der Zeit des Marbacher
Bundes. Im Jahr 1407 nahmen die Straßburger Gesandten gemeinsammit demMarkgrafen von
Baden bei diesem eine Mahlzeit im Kontext einer Besprechung ein, RTAVI, Nr. 79, S. 114: und
ossent morne zů fruegen inbiß by ime und redent do fúrbasser von allen stúgken.

761 AVES,AA 169, 39: […] woellent wisszen alsz min here her Johans Lumbart alt ammanmeister heimen ist
uf die meinung asz er uch wol geseit hat, also han ich den selben sachen furbasz nachgefraget und han
etwasz me da von gehoeret, dz es waere sige, dan do der alt her hinnen fuor und ich han Rat gehept an den
ende, do der alt herre und ich muot hetten einen imbisz zu essent ungeladet, alsz er wol wisz.

762 LEIBETSEDER, Pferde, S. 324.
763 SCHENK, Zeremoniell ab 292; HOLENSTEIN, Huldigung ab S. 434; LEIBETSEDER, Pferde, S. 317–320 und

S. 323, der Demonstration militärischer Stärke, Repräsentation aber auch wirtschaftliche As-
pekte –wie die Versorgung der Pferde – als Gründe angibt. Bezüglich der Unterhaltskosten von
Pferden vgl. CLAUSS, Waffe, S. 55.

764 Allein das Auftreten mit einem großen Gefolge kann hier schon als Form der symbolischen
Kommunikation betrachtet werden, mit der die eigene Ehre, der Rang oder auch Macht de-
monstriert werden sollten. Vgl. hierzu etwa ALTHOFF, Demonstration, S. 46: „Gleiches gilt für die
Nachrichten, die die Begleitung einer Person betreffen: Wer mit 1500 Rittern in glänzenden
RüstungenzumHoffest erschien, sagte genugausüber seineVorstellungvomeigenen honor, daß
es der Bläser und Trommler gar nicht bedurft hätte, die das Erscheinen zusätzlich als bedeu-
tendes Ereignis ankündigten. Kam man dagegen zum Hoftag mit zu großer Begleitung, wurde
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In einerWormser Chronik wird beispielsweise über die Huldigung der Stadt
Worms gegenüber Ruprecht im Jahr 1400 berichtet. In diesem Kontext wird –
neben vielen anderen Einzelheiten des symbolischen Aktes – die Anzahl der
Pferde erwähnt, auf denen die Ratsherren dem König in ihren schönsten Klei-
dern entgegenritten seien.765

Allerdings musste die Nennung von Pferden nicht zwangsläufig mit der
Schilderung symbolischer Kommunikation einhergehen. Auch wurden diese
Angaben beispielsweise übermittelt, um die militärische Stärke einer Kriegs-
partei hervorzuheben – diese hatte natürlich auch eine symbolische Kompo-
nente. Wenn der Straßburger Stadtschreiber Ulrich Meiger über die kriegeri-
schen Auseinandersetzungen zwischen demKönig und der Königin vonNeapel
berichtete und dabei die Menge von 4000 Pferden nannte, die dem König zur
Verfügung stünden, so diente die Nennung der Zahl zur Veranschaulichung
seiner militärischen Stärke.766 Gleiches gilt für einen Bericht des Stadtschreibers,
in dem geschildert wird, wie er einer Gruppe von sieben Reitern, die ihm wohl
aufgelauert hatten, knapp entkommen war.767

Zum größten Teil sind jene Briefe überliefert, in denen symbolische Handlungen
in Verbindung mit Pferden standen oder der Menge der Pferde eine Symbolik
beigemessen wurde. Dies waren selten Handlungen, in die die Gesandten selbst
direkt involviert waren, als vielmehr eigene Beobachtungen oder weitergeleitete
Informationen über derartige Handlungen anderer Akteure. Dabei wurde
häufig über besonders große Mengen von Pferden berichtet, doch auch kleinere
Einheiten fanden Erwähnung.

Im Jahr 1413 berichtete eine Gesandtschaft von der Begegnung mit zwei
RätendesHerzogs vonLothringen, diemit 30 Pferden vorOrt gewesen seien und
mit einem Teil ihres Gefolges auch den Straßburger Bischof Wilhelm von Diest
aufgesucht hätten.768 Im Zuge seiner Reise zu König Sigismund im Januar 1416

dies schnell als Drohung empfunden.“ Ebenso mit Nennung konkreter Beispiele und Zahlen
LEIBETSEDER, Pferde, S. 318 f.: „Aus diesen Zahlen kann abgeleitet werden, dass die Pferdestärke,
mit der man reiste, (schon) damals nicht zuletzt eine Frage standesgemäßer Repräsentation
war.“

765 Wormser Chronik, S. 151: Anno 1400 Donnerstag nach Allerheiligen hat dem könig Ruperto burger-
meister und rath der stadt Worms gehuldet und ihme ein fuder wein, 50 malter habern und fisch, der
königin einen silbern kopf, ein halb fuder weins und fisch verehrt. Der burgermeister und andere rath-
gesellen ritten ihme entgegen mit 12 pferden in ihrer hübschen kleidung.

766 AVES, AA 169, 38: […] so hat die kunigin von Nappelsz alle schlosz bisz an eines in genomen die in iren
koenigrich sind und hat der könig vonNappels noch einez und da bi im fiertusent pferd undwellent er und
die koenigin, sin wibe, einander kriegen […]. Ähnlich in einem Brief des Ammeisters an mehrere
Gesandte, in dem er auf die militärische Stärke der Truppen des Bischofs eingeht, AVES, AA
1441, 1: So sind der Byschof und der Lantfogt mit eim volke by den drien hundert pferden […] und
meynent das lant inzenemende […].

767 AVES, AA 169, 43: […] wissend, dz uwer vigend vor Villingen mit suben pferden uf mich gehalten hand
und ich muost wider gen Vilingen hin in und muost uber naht bliben […].

768 AVES,AA163, 4: […] als wir nu gen Sarburg sein komen, da sein heinrich Beyer Belys undWenzelo von
Turn, des herzogen von Lutheringen Rete wol mit drissig pferden vor uns alda gewesen und ritten ouch
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berichtete Ulrich Meiger an den Ammeister Johans Lumbart, dass der herre von
Schalonmit 100 Pferden auf dem Weg zum König durch die Stadt Genf geritten
sei und das Reichsoberhaupt nach Paris begleiten wollte.769 Ein Jahr später
schrieb eine Straßburger Gesandtschaft über die bevorstehende offizielle Be-
lehnung des Nürnberger Burggrafen Friedrich VI. mit der Markgrafschaft
Brandenburg und der sich daraus ableitenden Kurfürstenwürde. In diesem
Zusammenhang wurde aufgezählt, welche wichtigen Persönlichkeiten zu die-
sem Anlass nach Konstanz kamen. Zum Teil geschah dies auch mit genaueren
Angaben dermitgeführten Pferde, so im Fall MarkgrafWilhelms II. vonMeißen,
der mit 95 Pferden anreiste.770

Der Gesandte Cunrat zum Rust war 1418 Zeuge einer vermutlich beein-
druckenden Versammlung geworden und berichtete darüber an den Rat der
Stadt. König Sigismund hatte auf offenem Feld sein Lager bezogen. Dort traf sich
unter anderem auch der Straßburger Gesandte mit dem Reichsoberhaupt. Da
Sigismund über die baldige Ankunft des Herzogs von Burgund, Johann Ohne-
furcht, benachrichtigt wurde, der mit 400 Pferden auf demWeg zumKönig war,
um sich mit diesem zu Gesprächen zu treffen, unterbrach er kurzfristig die
laufenden Verhandlungen. Daraufhin zog der König aus der gesamten Umge-
bung Reiter zusammen, sodass er selbst beim Aufeinandertreffen mit dem
Burgunder an die 1000 Pferde vorOrt hatte.771DieMeldung vomHerzog, dermit
400 Pferden angekündigt wurde, zeugt von einem Bewusstsein für die Sym-
bolkraft derartiger Treffen. Gerade deshalb wurde auch dafür gesorgt, dass der
König eine größere Menge an Pferden vorweisen konnte. Der Gesandte berich-
tete höchstwahrscheinlich derartig detailliert, um Bedeutung und Symbolcha-
rakter des Treffens hervorzuheben, die König und Herzog diesem durch die
Anzahl der mitgeführten Pferde beimaßen. Dabei musste Sigismund offenbar
alle verfügbaren Reiter um sich versammeln, um dem Burgunder einen ange-
messenen – dem Rang des Königs entsprechenden – Empfang zu bereiten. Um
seinen Rang als Reichsoberhaupt zu verdeutlichen, war es notwendig, vor Ort
über eine größere Gefolgschaft zu verfügen.772 Als das Treffen vorbei war, ritten

dannen mit eins teils ire gesellen gen Zabern zuo dem Byschoff von Stroßburg und sint uff disem abent
wider gen Sarburg gekomen

769 AVES, AA 169, 9: […] der herre von Schalon ist wol mit hundert pferden bi diren tagen hie zu Geneffe
durch geritten und meinet den kung gen Paris zu fuerent […]

770 AVES, AA 1443, 21: […] und sol der burggrafe von Nuremberg uf sontag naehst komet, die marke zu
Brandenburg ze lehen empfahen und ein kurfurst werden und sint uf mitwochen die tuschen heren von
[prussen?] herlich in geritten, do komen hertzug Heinrich, hertzog Ernst und hertzog Wilhelm von
Paigern mit volkes uf donrstag in geritten, do kam der marggrafe vonMisen uf gester mit V C pferden in
geritten, so sint uf hut suntag der hertzog von Berg, hertzog Otte von Paigern und der grafe von Clef in
geritten, so ist man desz hertzogen von Lucheringen, desz markgrafen von Baden und desz von Wir-
temberg in dieser wochen ouch wartend […].

771 AVES, AA 168, 74: […] un gedoht wir kement uf dem felde in rede, alz kunde ez sich nut geschicken
wenne dem kunge kam botschaft une daz der hertzoge von Burgunne komewolmit fier hundert pferden un
wolt mit dem kunge rede, dez alz ouch geschah, un schicket der kunig zuo stunt wo jederman lag, daz die
zuo stunt koment, alz koment wol dusent pfert zuo stunt uf eine mal […].

772 Vgl. grundsätzlich zu Herrschertreffen SCHWEDLER, Herrschertreffen.
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die durch den König hinzugezogenen Reiter wieder fort, sie waren tatsächlich
nur für das Aufeinandertreffen der beiden Herrscher angereist.773

Im Frühjahr 1415 berichtete Ulrich Meiger von der bevorstehenden Reise
König Sigismunds zum König von Aragon und Gegenpapst Benedikt XIII. Ziel
der Reise war die Abdankung Benedikts und somit die Überwindung des
Schismas.774 Zu diesem Zweck hatte Sigismund offenbar ein erstaunlich großes
Gefolge von 3000 Pferden zusammengezogen. Verschiedene Herrscher hatten
ihn dabei unterstützt. Der Stadtschreiber Meiger zeigte sich daher auch zuver-
sichtlich, dass die Einheit der Christenheit bald wieder hergestellt sei.775

Im Kontext des Marbacher Bundes beschrieben die Straßburger Gesandten
den Einzug der Verbündeten in die Stadt Mainz, wo zu dieser Zeit ein Hoftag
stattfand. Dabei stand das Zeremoniell selbst verstärkt im Fokus der Schilde-
rung. Die Reise und Ankunft inMainz wurde offenbar dazu genutzt, die Einheit
und Stärke des Bündnisses zur Schau zu stellen. Vor den Toren der Stadt trafen
sich die angereisten Bündnisparter, um dann zusammen mit einem Aufgebot
von etwa 900 Pferden in die Stadt einzuziehen.776EinderartigesVerhalten konnte
zur Demonstration von Verbundenheit und Stärke dienen und hatte in Anbe-
tracht des großenGefolges sicherlich eine entsprechendeAußenwirkung.777Dass
sich die Marbacher Verbündeten von ihrem ersten gemeinsamen Auftreten bei
einem Hoftag eine ähnliche Wirkung erhofften, kann durchaus angenommen
werden.Offenbarwar der Einzugmit einem großenGefolge schon im Jahr zuvor
geplant worden.778 Die Aufzeichnungen Straßburger Gesandter von einer Un-
terredung mit Markgraf Bernhard von Baden, die Anfang Dezember 1405

773 AVES, AA 168, 74: […] un sprachettent do wol drige stunden oder fierre bitz es naht wart, do reit jeder
man wider do er gestellet hette […].

774 Zur Reise Sigismunds vgl. HOENSCH, Itinerar, S. 95; HOENSCH, Sigismund, S. 222–243.
775 AVES, AA 169, 5: […] genaediger lieber her woellent wisszen, dz sich der koenig faste rihtet gen Nisio in

Puentz zu dem koenig von Arragoni und baepst Benedicto zu ritend und meinet mit dritusent pferden zu
ritend, dann er hat dem hertzogen von Burgoni geschriben und in gebetten, mit in zu ritent und herzog
Ludwigen von Heidelberg und hertzog Friderichen von Österrich und den jungen heren vonWirtemberg
und susz vil herren und alsz ich merk, so getruwe ich, dz der erschrokenlichen zweitraht der heiligen
kirchen ein soelige einikeit mit gotesz hilf nu werden soelle […]. Vgl. ebenso hierzu AVES, AA 169, 6.
HOENSCH, Sigismund, S. 222, der sogar eine Anzahl von 4000 Reitern angibt, die immer wieder
genannt werde, nach ihm aber zu hoch veranschlagt sei. Ob die Angaben des Gesandten stim-
men, sei dahingestellt. In jedem Fall führte sie beimGesandten zur genannten Einschätzung der
Situation.

776 RTAVI, Nr. 16, S. 36–37, 30–35 sowie 1: […] als unser herren der marggrafe der vonWurtenberg und
ouch wir uf diesen heiligen zwoelften tag zuMentz inziehen wollten, als wir ouch doten, do wartete unser
unser [sic!] herre der byschof vonMentze vor der stat Mentze etwie verre wol mit 500 pferden. do hetten
die die zwene herren die Swebischen stette und ouch wir me dann vierhundert pfert, und zugent mit
einander zu Mentze yn vor unsers herren des kuniges herberge hin […].

777 Vgl. hierzu die Ausführungen über die Bedeutung des Gefolges für dieMachtdemonstration im
Zuge von Herrschereinzügen im Mittelalter bei SCHENK, Zeremoniell, S. 251; SCHWEDLER, Herr-
schertreffen, S. 300 sowie S. 305–310.

778 Vgl. hierzu auch die Erwähnung bei FRIEDLÄNDER, Geschichte, S. 40.
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stattfand, zeigen, dass für den Hoftag in Mainz entsprechend repräsentativ mit
zahlreichen Vertretern der Bündnispartner aufgetreten werden sollte.779

Die Berichte machen recht anschaulich fassbar, wie die Opposition gegen
König Ruprecht versuchte, im Vorfeld von Verhandlungen die eigene Stärke mit
Hilfe eines möglichst eindrucksvollen Einzuges in die Stadt zu demonstrieren.

„Pferde hatten also einen Stammplatz in der performativen Inszenierung von
Herrschaft […].“780 Diese These, welche bereits am Beginn dieses Teilkapitels
dargestellt wurde, trifft ebenfalls auf die hier angeführten Überlegungen zu und
erklärt zugleich die Thematisierung der Anzahl von Pferden in den Gesand-
tenberichten. Die Angaben und Erläuterungen zu den Pferdestärken in unter-
schiedlichen Kontexten dienten zur Einordnung der verschiedenen Ereignisse
und sollten den Leser über militärische Stärke und Repräsentation von Rang
informieren. Die Anzahl der Pferde diente hierfür als Gradmesser. Die Auf-
merksamkeit der Gesandten für diese Zahlen erklärt somit auch deren Bedeu-
tung für die Darstellung politischer Verhältnisse.

3. Der König und die Frauen
„Die Frauen und dieMädchen / Liebt Kaiser Sigismund, / Die Lieschen
unddieKäthchen /Und ihren Purpurmund; / Undwoer geht / Undwo
er steht / Da regnetʼs Küsse; / Ja, Alles grüße / Des KaisersMajestät!.“781

Mit diesen Worten wies im Jahr 1866 der Straßburger Archivar und Dichter
Ludwig Adolf Spach in seinem Werk „Kaiser Sigismund in Straßburg. Ein his-
torisches Singspiel in fünf Aufzügen“ Sigismund eine besondere Schwäche für
Frauen zu.Als historischesVorbild für sein Singspiel diente Spach ein Besuch des
Königs in Straßburg und die damit verbundenen Feierlichkeiten im Juli 1414.782

Die angebliche Vorliebe Sigismunds für ausschweifende Feste und weibliche
Gesellschaft zeigte sich nicht nur in Straßburg, sondern auch bei einem Besuch in
Bern wenige Tage zuvor, zu dessen Anlass die Stadt ebenfalls Festlichkeiten zu
Ehren des Königs ausrichtete.783Die Stadt übernahm in diesem Zusammenhang
auch die Bezahlung von Prostituierten des in Bern befindlichen Bordells.784 Ob
nun Sigismund selbst Dienste von Prostituierten in Anspruch genommen hat
oder sogar regelmäßiger Besucher in Bordellen war, wurde in der Forschung

779 RTAVI,Nr. 6, S. 21:Von des tages wegen der do sin sol zůMentze, do hant sich dermargrave und der von
Wurtemberg sichmit einander underretd, daz súmeinent, daz sú deste erlicher uffe den tag komenwollen.
Und duhte sú gůt sin, daz wir und die Swebischen stette deste me und treffenlicher botten machent, und
besunder die Swebischen stette.

780 LEIBETSEDER, Pferde, S. 324.
781 SPACH, Kaiser Sigismund, S. 5. Vgl. hierzu bereis HOENSCH, Sigismund, S. 604.
782 HOENSCH, Sigismund, S. 486. Sigismund hielt sich vom 11. bis 17. Juli 1414 in Straßburg auf,

HOENSCH, Itinerar, S. 93.
783 Hierzu OSCHEMA, Herren, S. 223–226; BRAUN, Könige; HOENSCH, Sigismund, S. 485f.
784 OSCHEMA, Herren, S. 224.
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eingehend diskutiert und ist durch jüngere Studien zu diesem Thema als un-
plausibel befunden worden. Zwar tauchten städtische Bordelle im Zuge von
Festlichkeiten in den städtischen Rechnungen auf, wie etwa beim angeführten
Beispiel aus Bern. Doch ließe sich daraus keineswegs ein Besuch des Königs im
Bordell herleiten, vielmehr finanzierte die Stadt dem Gefolge des Königs den
dortigen Aufenthalt.785 Auch war die Anwesenheit von Prostituierten bei der-
artigen Feierlichkeiten in spätmittelalterlichen Städten keine Seltenheit, ohne
dass es dabei zwangsläufig zu sexuellen Handlungen kam.786 Auf der anderen
Seite konnte die Prostitution in jener Zeit enorme Ausmaße annehmen, wie es
etwa die Anwesenheit von etwa 700 Prostituierten in Konstanz zur Zeit des
Konzils verdeutlicht.787

Ob nun bei den bereits erwähnten Feierlichkeiten in Straßburg ebenfalls
Prostituierte anwesend waren oder die Stadt für den Besuch bei ihnen bezahlte,
kann nicht geklärt werden.788 In den nachfolgend zu besprechenden Quellen ist
lediglich von frowen/frouwen die Rede, mit denen Sigismund in Straßburg in
Kontakt kam. In jedem Fall war Sigismund von der Anwesenheit dieser Frauen
bei den Festlichkeiten in Straßburg derartig begeistert, dass ihm der Besuch in
Straßburg offenbar nachhaltig in Erinnerung blieb.

Dieser Umstand war für zukünftige Gesandtschaftsmissionen zum König
von Bedeutung, fand daher wiederum Eingang in die Straßburger Korrespon-
denz und ist folglich auch Ausgangspunkt für die hier angestellten Überlegun-
gen. Denn der Besuch Sigismunds in Straßburg im Jahr 1414 kam fortan bei
Aufeinandertreffen von Gesandten der Stadt mit dem König mehrfach zur
Sprache. Drei Gesandtenberichte verdeutlichen, wie dieses Thema zudem mit
symbolischer Kommunikation und Performanz verknüpft war.

Der Straßburger Gosse Burggrafe berichtete 1416 von einem Begrüßungs-
zeremoniell zwischen einer größeren Gruppe, zu der der Gesandte selbst ge-
hörte, und dem König. Die beiden Gruppen waren aufeinander zugeritten und
derKönigwar von seinemPferd gestiegen, alsman sich bis auf zweiAckerlängen
angenähert hatte. Nachdem der König von unterschiedlichen Anwesenden be-
grüßt worden war, hatte auch der Gesandte die Gelegenheit zu einer kurzen
Begrüßung und Unterhaltung mit Sigismund. Der Gesandte berichtete an den
Rat, dass der König ihm die Hand gegeben und sich nach den Straßburger
Frauen erkundigt habe. Worauf er geantwortet habe: gnediger herre, sie hant groß

785 Vgl. zumBerner Beispiel und zur ForschungsdiskussionOSCHEMA, Herren; SCHUSTER, Frauenhaus,
S. 120 f.

786 Vgl. zur Diskussion etwa OSCHEMA, Herren; SCHUSTER, Frauenhaus, S. 137f.; ROSSIAUD, Dame Ve-
nus, S. 73. Vgl. darüber hinaus zum Themenkomplex SCHUSTER, Frauen; SCHUSTER, Sittlichkeits-
politik.

787 DieseAngabewurde auf derGrundlagederChronikdesUlrich vonRichental errechnet, der eine
Auflistung der Konzilsteilnehmer mit Berufsangaben beigefügt hatte, vgl. hierzu MATTHIESEN,
Chronik, hier S. 154. Vgl. allgemein hierzu auch dieAusführungen bei SCHUSTER, Die unendlichen
Frauen, S. 19–33.

788 Vgl. beispielhaft für die Anwesenheit von Prostituierten im spätmittelalterlichen Straßburg eine
Aufzählung aus dem Jahr 1469 in der Edition von BRUCKER, S. 456f.
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verlangen nach uwern gnaden.789 Der Gesandte stellte sich in seinem Bericht somit
besonders schlagfertig dar, als Diplomaten, der im Umgang mit dem König
souverän auftrat. Offenbar war er also gut über die bisherigen Geschehnisse
informiert und versuchte durch die gegebene Antwort dem König zu schmei-
cheln. Aufschlussreich ist die Tatsache, dass dieser Dialog Eingang in den Ge-
sandtenbericht gefunden hat. Denn der Gesandte hatte noch länger mit dem
König gesprochen, doch über die anderen Inhalte machte er keine Angaben. Er
wies sogar explizit darauf hin, dass die Unterhaltung über die Straßburger
Frauen nur eines von vielen Gesprächsthemen gewesen sei. Somit entschied er
sich also, gerade diesen Teil der Unterhaltung genauer zu schildern: und rett das
under andern vil worten so ich mit im rett.790 Ebenfalls fällt die Schilderung einer
weiteren performativen Handlung auf, die der Gesandte in seinen Bericht ein-
baute: DerKönig habe ihmnämlich bei der BegrüßungdieHand gegeben.791Dies
mag als unwichtiges Detail erscheinen, doch waren derartige Erwähnungen
durchaus relevant. Durch körperliche Nähe konnte der Herrscher seine Ver-
bundenheit zum Ausdruck bringen und der Gesandte meldete dies verständli-
cherweise auch nach Straßburg.792 Gerade vor dem Hintergrund des bisher Be-
schriebenen ergibt diese Art undWeise der Darstellung des Aufeinandertreffens
zwischen dem Gesandten und dem König Sinn, auch unabhängig vom tat-
sächlichen Ablauf der Begegnung und demWahrheitsgehalt der Schilderung. In
diesem Zusammenhang ist eher die den Handlungen und Gesprächen beige-
messene Bedeutung und die intendierte Botschaft des Gesandten wichtig.793

Belege für derartige Berichte Straßburger Gesandter von körperlicher Nähe zum
Herrscher und vom leutseligen Umgang Sigismunds mit den Gesandten finden
sich auch in anderen Kontexten:794 Der Straßburger Stadtschreiber berichtete

789 RTAVII, Nr. 200, S. 311 sowieAVES,AA165, 30: Item unser herre der kunigmit vil andern herren reit
gegen inenme dann ein langemile. Und do si uf zwo ackerlenge nohekoment, do trat unser herre der kunig
zuo fuoß abe, und der bischof von Gran ouch und andere, und traten gegen im, und enpfinge sie unser
herre der kúnig gnediclich, und gab mir ouch sin hant und dete gnediclichen gegen mir und froegete mich
nach den frouwen. Antwurt ich: „gnediger herre, sie hant groß verlangen nach uwern gnaden“. Und rett
das under andern vil worten so ich mit im rett. Vgl. zu dieser Quelle auch FINKE, König, S. 115f.

790 RTAVII, Nr. 200; AVES, AA 165, 30.
791 AVES, AA 165, 30: […] und gab mir ouch sin hant und dete gnediclichen gegen mir […].
792 REINLE, Herrschaft, S. 60–62, hier S. 60 und S. 61: „[…] gerade weil auch die Erlaubnis zur

körperlichen Berührung und die Pflicht zur physischen Distanz von der Position in der Rang-
ordnung abhängig waren, machte es einen großen Eindruck, wenn der Höhergestellte die kör-
perliche Distanz zum niedriger Gestellten auf vertrauchliche Weise hintansetzte […]“; „Selbst
Begrüßung oder Verabschiedung durch den Herrscher durch Darreichen der Hand verursachte
bei den Betroffenen Reaktionen des Stolzes und der Freude.“

793 Zur Schilderung perfomativer Handlungen in den Quellen vgl. REINLE, Herrschaft, S. 32: „Doch
scheint die Frage, ob sich eine bestimmte Episode wirklich so und nicht anders zugetragen hat,
im Zweifel weniger erheblich als die Frage, welchem Verhalten welche Bedeutung zugemessen
wurde.“

794 Christine Reinle hat bereits hervorgehoben, dass gerade Sigismund es verstand, durch perfor-
mative Akte im negativen wie im positiven Sinne besonders aufzufallen, REINLE, Herrschaft,
S. 61 f. Zum Thema „Leutseligkeit“ in diesem Zusammenhang, REINLE, Herrschaft, S. 42, jeweils
mit weiteren Beispielen.
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etwa von einer Unterredung mit Sigismund während eines Spaziergangs. Dabei
habe der König ihn an derHand geführt.795Ebenso konnte aber auch Sigismunds
durchaus bekanntes jähzorniges Verhalten zur ungewollten körperlichen Nähe
führen. In einer zunächst verbal geführten Auseinandersetzung zwischen Si-
gismund und dem Stadtschreiber Ulrich Meiger schlug der König diesem
schließlich auf den Kopf.796

Doch zurück zur Ausgangsthematik: Sigismund und die Straßburger Frauen.
Hier lassen sich weitere Beobachtungen zur Berichterstattung über Performanz
machen. So wurde etwa eine positiv konnotierte emotionale Reaktion König
Sigismunds in einemBericht geschildert: Von diesemAufeinandertreffen im Jahr
1416 berichtete der Straßburger Stadtschreiber Ulrich Meiger, der dem König
dabei zur Begrüßung eine Halskette übergab. Doch handelte es sich nicht um ein
gewöhnliches Schmuckstück, denn die Kette wurde von Meiger im Namen der
namentlich nicht genannten Straßburger Frauen und zusammen mit einer
Nachricht derselben überbracht, die der Stadtschreiber auf Wunsch des Königs
auch sogleich vor den Anwesenden des Königshofes laut vorlas. Der Inhalt der
Nachricht ist nicht überliefert, doch zeigtenGeschenk und Botschaft offenbar die
beabsichtigteWirkung. Denn das Reichsoberhaupt habe die Halskette umgelegt
und diese die ganze Nacht lang getragen. Darüber hinaus habe er vor über-
schwänglicher Freude auf der Stelle ein Fest mit Tanz veranstalten lassen, so der
Bericht des Stadtschreibers. Auch habe sein Gefolge geäußert, dass Sigismund
lange nicht mehr so fröhlich gewesen sei.797

Bei einem weiteren Aufeinandertreffen wurden Ulrich Meiger vom König
goldene Ringe überreicht, die er den wieder einmal nicht näher benannten
Frauen als Geschenk nach Straßburg mitbringen sollte. Zugleich wurde er of-

795 AVES, AA 165, 30: Also fuort er mich an sinre hant etwre verr bisz zuo der kirchen und erzalt […]
796 AVES, AA 169, 69:Do sluog er mich also uf den kopff und sprach: ir sind gar geschiebe ich tröst uch dunt

ir in dez Bischofs sache dehein teydinge one mich, ez gedut uwern heren noch uch niem guot. Vgl.
grundsätzlich zu derartigen Ausfällen Sigismunds etwa REINLE, Herrschaft, S. 61, mit weiteren
Beispielen. Vgl. grundlegend zur Einordnung emotionaler Regungen und Ausbrüche bei
Herrschern desMittelalters die Studien vonGerdAlthoff, etwa zumWeinen desKönigsALTHOFF,
Demonstration; ALTHOFF, König; zum Zorn vgl. ALTHOFF, Ira, der Emotions- und Gefühlsäuße-
rungen von Herrschern in der Öffentlichkeit als geplante und inszenierte Rituale interpretiert.
Eine Gegendarstellung zu den diesbezüglichen Thesen Althoffs findet sich bei DINZELBACHER,
König, S. 11–78.

797 ACC, Bd. 4, Nr. 464, S. 455–458 sowie AVES, AA 1443, 11 f., hier 11: […] do trat ich fur den kung uf
den abent und wolt nu der frowen sache fur mich niemen als ich ouch tett. Do ward er zu mal froelich und
hiesz mich der frowen brief lut lesen dasz es mentlichen hort und hett grosen froede und muot dar abe alse
gab ich im der frowen cleinat daz tette er an den halsz und truog es die gantzen naht und sprachen die
gesellen sie hetten in uf dieser vart ne so froelich gesenhen als in die frowen von Straszburg gemachtet
hetten und er hiesz die gesellen in siner kamer vor im tantzen. Dan grosz leide in stat und in lande desz
strittes halb ist und er sprach er woelt den frowen von Lundensz [London, S.L.] usz Engellant erst vil
dinges schiken oder selber bringen dan er woelt nit heim er were dan vor zu Engenlant gewesen und do er
dzCleinat an den halsz geheng do sprach er, nuwill ichmit disemCleinet ob got will von hut uber ein ja ruf
den Turken ligen dar umb wer durch gut und durch ere oder umb frowen willen mit den Turken vaehten
welle der sol uf die zit bi mir sin und beschach vil rede da […].
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fenbar angewiesen, bei der Aushändigung der Geschenke eine Rede zu halten.
Der Stadtschreiber hob in seinem Bericht die Bedeutung dieses Geschenkes
hervor und begründete die Annahme desselben: Da das Geschenk eine Ehre für
die Stadt und seine Annahme für die weiteren Angelegenheiten nützlich sei,
habe er das Präsent entgegengenommenundwerde die goldenenRingemit nach
Straßburg bringen.798

Die Gesandten haben sich die Erinnerungen Sigismunds an seinen Besuch in
Straßburg bewusst zunutze gemacht beziehungsweise konnten deren Bedeu-
tung innerhalb symbolischer Akte nach eigener Schilderung einschätzen und
dementsprechend reagieren. Das zuerst genannte Beispiel des Begrüßungsze-
remoniells und der Nachfrage nach dem Befinden der Straßburger Frauen ver-
anschaulicht dies eindrücklich. Die Tatsache, dass der Gesandte gerade diesen
Teil des Wortwechsels zwischen ihm und dem König innerhalb des Begrü-
ßungszeremoniells hervorhobund andereGesprächsinhalte nicht schilderte,wie
er selbst betonte, ist auffällig. Der Gesandte wollte vermutlich auch hier zeigen,
dass er die Situation gut bewältigt hatte, indem er dem König auf die Erkundi-
gung nach dem Befinden der Frauen geantwortet hatte, dass sich diese nach ihm
sehnten. Dabei spielte es gar keine Rolle, inwiefern diese Aussage wahrheits-
gemäßwar, vielmehrwar eswichtig, dassmandemKönig dadurch schmeichelte
und ihn als Frauenheld darstellte. Zudem war dem Gesandten offenkundig
wichtig, die dabei vorhandene Nähe zum Herrscher als weiteren Erfolg nach
Straßburg zu kommunizieren, indem er die vom König hergestellte körperliche
Nähe bei der Begrüßung hervorhob.

Dasselbe Thema wurde durch das Geschenk der Halskette, welche im
Namen der Straßburger Frauen übergeben wurde, geschickt in das Begrü-
ßungszeremoniell mit eingebunden und scheint den König vor den eigentlichen
Verhandlungen in eine gute Stimmung versetzt zu haben. Dafürwarweniger die
Halskette als solche, sondern vielmehr die dahinterstehende Symbolik verant-
wortlich.Das angeblich vonden Straßburger Frauen stammendeGeschenk sollte
dem König folglich signalisieren, dass sich die Straßburger Frauen gleicherma-
ßen an dieses Treffen erinnerten und ihm deshalb einen persönlichen Gruß zu-
kommen lassen wollten. Inwiefern die Reaktion des Königs tatsächlich so eu-
phorisch ausfiel, bleibt fraglich. Der Stadtschreiber konnte nämlich seine Ver-
handlungen nicht zu einem Erfolg führen. Möglicherweise stellte er die ge-
schilderte Episodemit der überschwänglichenReaktion desKönigs daher anden
Beginn seines Berichtes, um sich vor dem Straßburger Rat zu rechtfertigen.
Vermutlich wollte er also sein Verhandlungsgeschick herausstellen und zeigen,

798 AVES, AA 169, 8:min here der kunich meinet er sie ze Straszburg by uch der frowen burg und dar umb
hat er mir wol […] guldin Ringe gegebn den frowen heim ze bringende zu eime guten jore die zu teilende
und dar zu ze redende als mir sin gnade denne hat bevolhen, die wile mich nu beduhte, das es der stette ere
wer und wol zü disen loeffen dienete; so han ich min bestesz dar zü geton das ich sy mit mir bringe. Vgl.
hierzu zudemHOENSCH, Sigismund, S. 486, der dieVerschenkungderRinge als „ein später immer
wieder gepflogenes, auch für Avignon, Paris und Augsburg belegtes Ritual“ bezeichnet, jedoch
dem Leser die Belege schuldig bleibt.
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dass er alle Mittel ausgeschöpft hatte, um das Ziel seiner Mission zu erreichen.
Dennoch (oder gerade deshalb) verdeutlicht dieser Brief, dass Funktionsweisen
symbolischer Kommunikation von den Gesandten prinzipiell verstanden wur-
den und dass sie grundsätzlich innerhalb derartiger Handlungen angemessen
agieren und reagieren konnten. Dies macht auch die Reaktion des Stadtschrei-
bers auf die Geschenke des Königs für die besagten Frauen deutlich, deren
Überreichung und Annahme er als Ehre auffasste und darin sogleich einen
Nutzen für weitere Verhandlungen mit dem König sah. Die geschilderten Fälle
machen die Bedeutung von Performanz innerhalb diese symbolischen Kom-
munikationsakte deutlich. Die Gesandten verwiesen stets in einer positiven Art
auf ihre individuelle Handlungsweise innerhalb der einzelnen Situationen und
stellten somit insbesondere die Qualität des performativen Elements – auch die
König Sigismunds – in den Vordergrund.799

Die Relevanz der Thematik zeigt sich nicht nur auf der Handlungsebene zwi-
schen Gesandten und König. Wie bereits angedeutet wurde, war diese ebenso in
der Kommunikation zwischen Gesandten und Akteuren in Straßburg von Be-
deutung. So beispielsweise, wenn in einem Bericht angegeben wurde, dass Si-
gismund 600 Frauen zu einem Festmahl geladen habe.800

Wie bereits anhand der Überreichung der Halskette an Sigismund gezeigt
werden konnte, standen die Straßburger Frauen quasi stellvertretend für eine
gute Verhandlungsatmosphäre zwischen dem König und den Gesandten. Die
Straßburger Frauen waren ein positiv besetztes Thema in den Beziehungen
zwischen Sigismund und Straßburg. So konnte es auch dazu dienen, das eigene
Handeln zu rechtfertigen. In einem Brief an den Ammeister Johans Lumbart
findet sich eine diesbezüglich aufschlussreiche Erklärung des Gesandten Gosse
Burggrafe, der den König auf einer Reise Richtung Straßburg begleitete. Der
Gesandte gab in seinemBericht an, er habe aufgrundder hohenKosten eigentlich
nicht beabsichtigt weiter mit dem König zu reisen, sondern vorzeitig von Köln
aus in Richtung Straßburg aufzubrechen. Doch der König habe ihm aufgetragen,
ihn bis nach Straßburg zu begleiten. Sigismund werde es zu schätzen wissen, so
sei ihm versichert worden, dass er ihn im Namen der Stadt Straßburg weiterhin
begleite. Burggrafe führte weiter aus, dass er gehört habe, der König sei voller
Lob für Straßburg und die Frauen der Stadt.801 Der Gesandte gab also zu be-

799 Diese Beobachtung ist gerade vor dem Hintergrund aktueller Debatten in der Mediävistik zur
Performanz interessant. Vgl. hierzu etwa OSCHEMA, Performanz, S. 22, der jüngst die Frage der
Performanz für die Beurteilung von Ritualen im Mittelalter aufgeworfen hat und dabei insbe-
sondere in der Untersuchung der Qualität des Handelns einzelner Akteure eine wichtige Per-
spektive ausmachte: „Zentrale Bedeutung könnte hierbei der bislang weitgehend vernachläs-
sigten Frage nach der ‚performativen Qualität‘ zukommen, also danach, ‚wie kompetent‘ eine
Handlung vollzogen wird […]“.

800 AVES, AA 1443, 84: […] So hat er uff hute zinstag wol vi hundert frowen zu huse gebetten mit ime zuo
essende […].

801 AVES, AA 168, 31: ouch lieber herre, wissent, daz ich willen het von Koelle heim zu ritten, wenne mich
beturt der koste und frogete unsern heren den kunig obe er ut heim enbieten wolt, do sprach er zuo mir, du
solt niergent ritten. Ich bin ouch bereit wir wellent mit ein ander gen Strasburg. Ouch wurt mir alle mol
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denken, dass es besser sei, wenn er weiterhin beimKönig verbleibe. Dies komme
der Stadt zugute, da der Herrscher momentan gegenüber Straßburg positiv
gestimmt sei. Die Straßburger Frauen wurden hier als zusätzliches Element vom
Gesandten aufgeführt, umdie Stimmung des Königs zu verdeutlichen. Dies kam
einer Einschätzung der allgemeinen Lage gleich.

4. Fallbeispiel: Thronwechsel

Abschließend wird das Themenfeld der symbolischen Kommunikation anhand
eines weiteren Fallbeispiels erörtert. Dabei werden verschiedene der bislang
besprochenen Aspekte noch einmal in einem anderen Kontext und im Zusam-
menspiel miteinander untersucht. Hierfür stellen die Ereignisse rund um den
Thronwechsel von 1400 im deutschen Reich ein geeignetes Untersuchungsfeld
für die Verbindung von symbolischer Kommunikation und städtischen Ge-
sandtschaften dar. Anhand derAbsetzung undNeuwahl des Reichsoberhauptes
kann aus der Perspektive Straßburgs auf die Bedeutung von symbolischer
Kommunikation für die Tätigkeit von Gesandtschaften eingegangen werden.
Die Städte des Reiches stellte dieser Thronwechsel vor einige Probleme, die
insbesondere mit symbolischen Akten verbunden waren. Die Situation war
schwierig, weil die Städte dem abgesetzten, aber noch lebendenKönigWenzel in
der Vergangenheit einen Eid geschworen hatten. Der Akt der Eidesleistung
symbolisierte die Anerkennung des Königs und verpflichtete zugleich zur Ge-
folgschaft. Somit war man dem „alten“, noch lebenden König Wenzel durch die
vollzogenen symbolischen Akte im Grunde noch verpflichtet. Ihm fehlte nun
aber die notwendige Anerkennung durch die Fürsten. Da im Regelfall ein neuer
König erst nach demToddes altenKönigs gewähltwurde,war dies für die Städte
eine völlig neue Situation. Die Kurfürsten verlangten durch ihre Absetzung und
Neuwahl folglich auch von den Städten, den von ihnen gewählten neuen König
als rechtmäßigenHerrscher anzuerkennen und ihm ebenfalls zu huldigen. Nach
Ansicht der Kurfürsten hatten die Städte nämlich einen Eid auf das Reich ge-
leistet,weshalb sie nun auchRuprecht als neuenKönig anzuerkennen hätten.Die
Bereitschaft, den neu gewählten Ruprecht anzuerkennen, war zwar vorhanden
oder seine Anerkennung teilweise bereits beschlossene Sache, allerdings waren
die Städte sich nicht gänzlich darüber im Klaren, wie man die oben geschilderte,
durchaus verworrene Situation lösen könnte. In dieser Frage ging es insbeson-
dere um die Bedeutung symbolischer Kommunikation wie etwa von Ritualen
und Zeremonien. Eine erste Quelle veranschaulicht dies recht deutlich: Es han-
delt sich um ein Protokoll von Beratungen zwischen Städtegesandten – darunter
auch Straßburger Gesandte – und Rechtsgelehrten.802

geseit, daz er esz gar gnedicklich uf nimet, daz ich von der Stat wegen by ime lige und hoere ouch dicke, daz
er die stat und die froewe fur ander lobet.

802 AVES, AA 116, 10 (Quelle ediert in RTA IV, Nr. 120, S. 132 f.). Vgl. zur Einordnung dieser Quelle
Kapitel III (1.2).
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Im ersten Abschnitt der Quelle wird zunächst beschrieben, wie sich einige
Städte, die in der Quelle nicht explizit genannt werden, in Mainz über die ge-
nannten Veränderungen beraten hatten.803 Im Anschluss an diese einleitenden
Worte werden in einem ersten größeren Abschnitt drei Beratungsaspekte im
Protokoll aufgezählt und zugleich diesbezügliche Fragen aufgeworfen. Der
zweite größere Abschnitt der Quelle beschreibt, dass bezüglich der zuvor for-
muliertenAnliegen und Fragen die Städtevertreter von gelerte große phaffen in den
rechten […] ire mainunge gesagit bekommen hätten.804 Es folgen drei Ratschläge
dieser Gelehrten zu den drei aufgeworfenen Beratungsthemen und Fragen aus
dem ersten Abschnitt.805

Die konkreten Anliegen und Fragen der Städtevertreter und die darauf gege-
benen Antworten durch die gelehrten Geistlichen bezüglich symbolischer
Kommunikation seien hier erst einmal kurz skizziert:

Zunächst fragten die Städtegesandten, wie sich die Städte im schriftlichen
Kontakt mit Ruprecht verhalten sollten. Wenn man ihm auf eventuell einge-
hende Schreiben antworte, sei fraglich, ob man ihn bereits als König anschreibe
dürfe.806DieAntwort fiel zusammengefasst folgendermaßen aus:DieKurfürsten
hätten den alten König rechtmäßig abgesetzt. Diesem habe man zwar einen Eid
geleistet, dies sei allerdings von des richs wegen geschehen, weshalb er nun keine
Gültigkeit mehr habe. Deshalb solle man Ruprecht als neuen König anerkennen
und ihn auch wie einen römischen König in Briefen anschreiben.807 Hier wird
bereits deutlich, dass die Städtegesandten zu diesem Zeitpunkt gar nicht mehr
darüber verhandelten, ob sie den neuen König anerkennen wollten. Es ging
tatsächlich darum – und das wird für die Frage der symbolischen Kommuni-
kation noch wichtig sein – wie diese Anerkennung ablaufen sollte.

Das zweiteAnliegen der Städte bezog sich auf den konkreten Zeitpunkt, von
dem an der neue König von den Städten Dienste oder Gehorsam einfordern
dürfe. Konkret wurden die Geistlichen gefragt, ob Ruprecht dies in der Zeit
zwischen dem Königslager vor Frankfurt und der Krönung in Aachen tun
könne.808 Die Antwort der Geistlichen fiel folgendermaßen aus: Falls es dazu

803 AVES,AA116, 10r:Zuwissen sy, als etzlicher Stete frunde zu diesz zyt zuMentze bi ein gewest sint, sich
von der veranderunge wegen als an deme heilgen Riche gescheen ist und umb diese nachgeschriben stucke
zu undersprechen und zu ratslagen, wie sich die selben Stete dar jnne gehalten und beware mogen.

804 AVES, AA 116, 10r.
805 AVES, AA 116, 10r-v.
806 AVES, AA 116, 10r: […] und obe der selbe erwelte konig den Steten schrieben wurde dar zu sie yme in

yren brieffen antwurten wurrden, wie sie yme dan auch schriben mogen.
807 AVES, AA 116, 10r: […] dez dieseben paffen meinent, daz sie dez auch wol in dem rechten macht gehabt

haben zu tun, want daz merer teil der kurfuersten die viranderunge getan haben […] daz da zu stunt alle
fursten graven herren stete lande und lude ire eide gein dem alden konige, die si ime von des richs wegen
getan hatten, in dem rechten genzlich ledig und lois gewest sin und ime vurbaß von des richs wegen
numme virbundtlich sin sullen […] und sollen dissen erwelten konig vor einen rechten gewaren Rom-
schen konig halden, undwere sache, dz derselbe erwelte konig den steten schreibenwurde, darzu sie ime in
iren briefen antwurten wurden, so sollen und mogen sie ime schreiben als eime Romschen konige.

808 AVES, AA 116, 10r: Item obe er in zyden als er den leger vur Franckford meyent zu dun und ee er zu
Aiche gecronet worde an deheine stait dienst oder gehorsam yme tzu dun fordern wurde.
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kommen sollte, dass der König dies einfordere, so könne man darauf verweisen,
dass ein solcher Ablauf nicht üblich sei. Zunächst müsste der König gekrönt und
die städtischen Freiheiten durch ihn bestätigt und besiegelt werden, bevor ihm
die Städte Dienst und Gehorsam schuldig seien.809

Auch aus dieser Frage geht deutlich hervor, dass die Art und Weise der
Anerkennunggeplantwurde, genauer genommengeht es umdenZeitpunkt von
dem an der König Anforderungen stellen konnte. Dabei war das Ritual der
Krönung das entscheidende Ereignis für die Veränderung des Verhältnisses
zwischen dem König und den Städten. Die Formulierung der Frage weist ein-
deutig darauf hin, dass die versammelten Gesandten sich dieses Verände-
rungspotenzials des Rituals bewusst waren. Von den Rechtsgelehrten bekamen
sie hierfür die Bestätigung.

In einer letzten Frage holten sich die Städte noch einen Ratschlag: Was solle
man tun, wenn der abgesetzte König Wenzel die Städte an ihren Eiden mahnen,
sie zur Hilfe im Streit um den Königsthron auffordern würde?810 Auch hier
fanden die Ratgeber eine deutliche Antwort: Falls Wenzel mit derartigen For-
derungen an sie herantrete, so solle man darauf nicht antworten und sich ver-
halten, als ob Wenzel tot wäre.811

Die Bedeutung symbolischer Handlungen – des geleisteten Eides gegenüber
Wenzel und der Krönung des neuen Königs – im Kontext der problematischen
Frage der Anerkennung König Ruprechts durch die Städte tritt in dieser Quelle
deutlich hervor. Die zentrale und vorrangige Frage war, welche Bedeutung den
Eiden, die Wenzel einst geleistet wurden, in dieser Situation noch zukam. Be-
merkenswert ist dabei die Umdeutung des Eides an dieser Stelle, der, so die
Geistlichen, nicht dem König selbst, sondern dem Reich geleistet worden sei.

Die zweite Frage der Städtegesandten lässt ebenfalls das Problembewusst-
sein bezüglich symbolischer Kommunikation und den damit verbundenen
Folgen zum Vorschein treten. Der Zeitraum zwischen dem Königslager vor
Frankfurt und der Krönung in Aachen wurde vermutlich gerade wegen der
Frage, ob sich der neue König denn wirklich durchsetzen würde, als besonders
sensible Phase bezüglich der eigenen Versprechen und Leistungen gegenüber
Ruprecht empfunden. Denn das Königslager ermöglichte König Wenzel oder
grundsätzlich auch anderen potentiellen Widersachern eines neu gewählten
Königs die Möglichkeit, diesen in einer Schlacht herauszufordern, um die

809 AVES, AA 116, 10r: […] dartzu antworten mogen daz die stette in solichen sachen allewege herkommen
were, wanne ein Romscher konig sine leger vor Franckfort getan hette und zuAiche gecronet wurdenwere
und dan der Stait ire fryheid alde herkommenund gewonheid versiegelte und bestedigete, so wulte yme die
Stait auch dan dun,waz fur yme nach deme als sie be demeRiche herkommenwere auch dunwaz sie billich
dun sollte und hoffte daz sie yme keinen dienst oder gehorsam ee pflichtig sy zu dun […].

810 AVES, AA 116, 10r: Item obe der hoichgeborn furste here Wentzlauws […] die stete an diesen leufften
umb dienst und hulffe beschriebe und ire eide ermanen wurde yme zu helffen und by zusteen […].

811 AVES, AA 116, 10v: […] davon ist der selben paffen meynunge, daz man die brieffe nehmen und
entphaen solle und die boden dugentlich mit worten von yn wisen sollen und yme doch davon keine
antwurte schreiben solle und ym in den sachenmit anders achten solle gein deme heilgen RomschenRiche
want in glicher wisz als obe er doit were.
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Rechtmäßigkeit seines Anspruches auf den Königsthron durch dessen Nieder-
lage anzweifeln zu können.812

Die Frage der eigenenVerpflichtungen gegenüber demKönigwurde vonder
tatsächlichen Durchführung dieser beiden symbolischen Akte abhängig ge-
macht. Der letzte Punkt zeigt, dass für die Städte trotz ihres grundsätzlichen
Willens oder Entschlusses, den neuen König anzuerkennen, die Rechtmäßigkeit
dieser Anerkennung aufgrund ihrer geleisteten Eide gegenüber dem alten König
zunächst nicht so eindeutig war, wie für die Kurfürsten und die gelehrten
Geistlichen. Sie nahmen ihren Eid gegenüberWenzel prinzipiell ernst undwaren
sich tatsächlich nicht sicher, ob sie ihm weiterhin verpflichtet waren.813

Wie verhielten sich nun die Städte und insbesondere Straßburg nach diesen
Beratungen und welche Rolle spielten dabei städtische Gesandtschaften und
symbolische Kommunikation?

Ende Oktober entsandte Straßburg vier Vertreter zu Ruprecht, um mit die-
sem die Bestätigung städtischer Privilegien zu verhandeln. Nachdem die Ge-
sandtschaft Mainz erreicht hatte, schrieb sie ihren ersten Bericht an den Rat der
Stadt mit folgendenNeuigkeiten:Man hatte vomMainzer Bürgermeister einiges
in Erfahrung bringen können. Erst einen Tag zuvor war eine Mainzer Gesandt-
schaft Richtung Frankfurt aufgebrochen, um dort wie einige Vertreter anderer
Städte denKönig zuVerhandlungen zu treffen. Es sei geplant, dass derKönig am
nächsten Tag in Frankfurt einreiten werde. Auch sei einige Tage danach bereits
der Einzug des Königs in Mainz vorgesehen. Die Frankfurter hatten in Mainz
sieben Fuder guten Weines und sieben goldene Tücher gekauft, um diese dem
neuenKönig zu schenken.814Anhand dieser Schilderungen imBericht, wie in der
Folge auch an weiteren Briefen der Gesandten, zeigt sich abermals die Rolle
symbolischer Kommunikation in der Frage der Anerkennung des neuen Königs.
DieGesandten erkundigten sich nach den genauenVorgängen undmeldeten des
Öfteren die geplanten oder bereits vollzogenen symbolischen Akte in verschie-
denen Städten, wie beispielsweise den Einzug des Herrschers, der symbolisch
die Übernahme der Stadtherrschaft darstellte, sowie die damit verbundene
Huldigung der Stadtbürger als symbolischen Akt der Anerkennung des Königs.

Die Straßburger Gesandtschaft reiste nun weiter nach Frankfurt, verpasste
allerdings den Einzug des Königs in die Stadt und das Huldigungsritual. In

812 Zum Königslager vgl. allgemein WEIRICH, Königslager.
813 Vgl. zur Frage der Eide auch JÖRG, Gesandte.
814 RTA IV,Nr. 166, S. 189 f: […] do gingent wir zů dem burgermeister und frogetent in noch den sachen des

nuwen kúniges und der stette. Der seite uns, daz also hute uff den ymbiß die vonMentze sehs erber botten
gen Franckfurt zů dem nuwen kúnige geschicket hettent, und daz ouch ander stette erver botten zů
Franckfurt werent. Und seite uns under andern dingen, daz der kúnig morne zů Franckenfurt wollte
inriten undman in dowollte empfohen. […] so seite uns der burgermeister ouch, dazman sich versehe und
man nit anders enwuste danne daz der kúnig vor aller heiligen tage genMentze kommenwollte, undman
in dowollte empfohen also man ein kúnig billich empfohen sollte. Er seite uns ouch, daz die von Franckfurt
also húte súben gůte fůder wines und súben gúldin tůche zů Mentze gekouft hettent und noch zweine
grossen vergúldeten schowern gefroget hettent, die grosten, die man finden kúnde, daz sie die och kouffen
woltent, und woltent daz dem nuwen kúnige schencken.
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Frankfurt angekommen, suchten die Straßburger zunächst den Kontakt zu den
Mainzer Gesandten und erkundigten sich nach dem Stand ihrer Gespräche mit
Ruprecht. DieMainzer berichteten daraufhin ausführlich, wie sie zusammenmit
den Gesandten der Städte Köln, Mainz, Worms und Speyer mit Ruprecht ver-
handelt hatten, dabei ging es insbesondere um die Frage der Huldigung.815

Ruprecht hatte von ihnen verlangt, ihm zu huldigen und Gehorsam zu
leisten. Die Städtegesandten waren prinzipiell einverstanden, sofern er den
Städten ihre friheiten und guten gewohnheiten bestätigen wolle, die man von
Kaisern undKönigen undmomentan noch vonKönigWenzel bestätigt vorliegen
habe.816 Doch Ruprecht verweigerte sich zunächst und verwies auf die von
Wenzel ausgegebenen Membranen, in denen möglicherweise Dinge bestätigt
worden seien, die nicht im Sinne des Reiches seien. Deshalb könne er die durch
Wenzel erteilten Privilegien und Freiheiten nicht bestätigen. 817Daraufhin waren
die Gesandten bei ihrem Standpunkt geblieben, brachen die Verhandlungen ab
und, so wurde betont, wunschtent ym nit gluckes.818

Die Gesandten der Städte Köln, Mainz, Worms und Speyer orientierten sich
in ihrer Position bezüglich der von Ruprecht eingeforderten Huldigung und

815 RTA IV,Nr. 167, S. 190: und da wir gen Franckenfurt koment, do warent hernHeinrich zům Jungen und
och fúnf erbere botten von Mencze in dem leger by dem kúnig. Nach den schicketen wir und batent sie in
die stat zů uns ze kommende. Das datent sie. Und da wir by die kommen, da frageten wir sie in welher
mosse sie dowerent undwie sie und ander stette ire sachenmit dem kúnig ußgetragen hettent.Da seite uns
her Heinrich in gegenwurtikeit der andern […].

816 RTA IV, Nr. 167, S. 190 f.: alse sie und der andern viere stette botten CoelnMenczeWurmß und Spire uf
sant Michels tag gen Mencze komen werent, das do der Kúnig noch in allen schickte und bat sie im ze
huldende und gehorsam ze sinde. Do sprachent die stette in gegenwúrtikeit der kurfúrsten: wollte er in ir
friheiten herkommen und gůte gewonheiten, die sie hetten von keysern und kúnigen und iecze von kúnig
Wenczelaw bestetigen, und wollte er und die kurfúrsten sich gegen in verbinden und versprechen in
beholfen ze sinde ob sie der sachen halb dehein fehte gewunen, so wolltent sie im ein gůt antwúrt geben.

817 RTA IV,Nr. 167, S. 191: dowart in geantwúrtet von unsermherren dem kúnig und den kúrfúrsten: kúnig
Wenczlaw hettent sie von dem riche entsat under andern stúcken umbe den artikel das er den sinen
membranen gegeben hette, daruf were villiht geschriben das dem riche nit erlich noch nútzlich were; sollte
er das bestetigen, das kúnde er nit getůn.Hierzu in einem anderen Kontext etwa bereits FRIEDLÄNDER,
Geschichte, S. 35 f.: „Unter den vielen Beschuldigungen, welche man gegen Wenzel erhob, be-
fand sich auchdie, dass er unbeschriebenemit demköniglichen Siegel verseheneMembranen für
hohe Summen verkauft hätte; dieselben seien dann von denen, welche sie käuflich erworben
hätten, beliebig ausgefüllt worden.“

818 RTA IV, Nr. 167, S. 191:Und schiedent also alle mit gemeinem munde von dem kúnige und wunschtent
ym nit gluckes. Zur Frage der Beglückwünschung in der Straßburger Diplomatie vgl. auch fol-
gendeQuellen von einerGesandtschaftsreise zu PapstMartin V., AVES,AA168, 59: […] woellend
wissen dasz unsmeister Job uf hut donnrstag so die glok duon nochmittentag schlehtmeinet fur den bapst
ze helfend und wir woellen ym von der stett wegen glukes wunschen und hain laden in der maesz allesz
dasz die meinung ist gewesen aber meister Job will nit anders reden dan von der sache wegen;AVES, AA
168, 82:meister Job ein zuomol hubesche rede von der stett wegen geton uf dri puncten dezs erstamen dem
bapst glukes gewunschet und uwer froede erzelet die ir dar ab gehept hand, dasz die kirch vereinet und er
zu bapst gewelet ist worden dasz ander dasz meist und Rat und die ganzten gemeinde in sin gehorsam hat
erbotten und befolhen dz dritte dasz er in von uwernwegen heim [unterstrichen] hat geladen und im ture
und tore erbotten uf ze tuond als sich dan dar zu geburet dasz hat der Bapst genaedelich und gutlich uf
genomenund der stett flissetlichen gedanket und besunder uf dz, daszman in heimgeladet hat darzu hat er
geantwurtet, er wolle dasz nit usfschlahen dan er welle in kurzen tag mit meister [Joben] ine da von reden.
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Gehorsamspflicht am Gutachten der Rechtsgelehrten. Sie bestanden auf die
Bestätigung ihrer Privilegien, bevor sie seine Forderungen erfüllen wollten. Al-
lerdings – und darin unterschied sich das Vorgehen der Gesandten vom Rat-
schlag der Rechtsgelehrten – war keine Rede davon, dass Ruprecht sich zuerst
krönen lassen sollte. Die nicht erfolgte Beglückwünschung zur Wahl kam einer
vorläufigen Verweigerung der Huldigung gleich.819 Die bis dahin im Gesand-
tenbericht der Straßburger detaillierte Nacherzählung der durch die Mainzer
Gesandten übermittelten Informationen ist sehr auffällig und zeigt, dass die
Gesandten versuchten, ein möglichst genaues Bild von den Verhandlungen der
anderen Städte zu gewinnen und die Einzelheiten ebenso nach Straßburg wei-
terzuleiten.

Die Gespräche mit den genannten Städten wurden, so der Bericht, noch am
selben Tag fortgesetzt und führten letztendlich dazu, dass Ruprecht den Ge-
sandten der fünf Städte versicherte, ihnen ihre städtischen Freiheiten bestätigen
zuwollen. Doch derWeg dorthin gestaltete sich weiterhin kompliziert, da einige
der genannten Städte neu hinzugefügte Artikel in ihren Freiheitsbriefen vom
König bestätigt wissen wollten. Somit waren sie über ihre ursprüngliche For-
derung hinausgegangen, die Freiheiten und Privilegien von vorherigen Kaisern
undKönigen und eben auch vonWenzel bestätigt zu bekommen.DochRuprecht
ließ sich darauf nicht ein. Er gab zu bedenken, dass diejenigen Städte, die sich
nicht mit ihren bisherigen Freiheiten und Privilegien zufrieden geben würden,
offenbar mit ihm in Konflikt treten wollten.820

Interessant sind die weiteren Ausführungen im Bericht bezüglich der Be-
strebungen der Städte eine Einheit gegenüber dem König zu bilden. Denn Ru-
precht versuchte mit der Stadt Mainz gesondert zu verhandeln und sprach die

819 Inwiefern diese Beglückwünschung des Königs ein rein verbaler Akt war oder auch nonverbale
Elemente beinhaltete, muss hier offenbleiben. Zu dieser Problematik vgl. etwa ALTHOFF, De-
monstration, S. 48: „Einewichtige Frage sei abschließend aber zumindest noch aufgeworfen, die
Frage nämlich, welche Bedeutung in den skizzierten Gewohnheiten und Regeln öffentlicher
Kommunikation eigentlich das gesprochene Wort hatte. Schlüssig beantworten läßt sich diese
Frage noch nicht. Jedoch ist derHinweiswichtig, daß es sich bei einer ganzenReihe vonverbalen
Äußerungen in der Öffentlichkeit um so etwas wie rituelle Sprechakte handelt, die die Funktion
hatten, eine Haltung oder Entscheidung eindeutig und unzweifelhaft zum Ausdruck zu brin-
gen.“ Demnach ließe sich die Beglückwünschung möglicherweise auch als ritueller Sprechakt
beschreiben.Vgl. zurProblematik ebenfallsOSCHEMA, Performanz, S. 15 f.; sowie dieArbeiten von
Michael Jucker, der den Begriff der Plurimedialität bevorzugt, JUCKER, Körper; JUCKER, Gesandte,
S. 253: „In der Diplomatie wurden die verschiedenen Medien kaum getrennt eingesetzt. Ihre
Interdependenz war gross [sic!] und ihr Einsatz erfolgte oft gleichzeitig. […] Mit Plurimedialität
scheint mir der Begriff gefundenworden zu sein, der die Dichotomie zwischen nonverbaler und
mündlicher Kommunikation verhindert.“

820 RTA IV, Nr. 167, S. 191: darnach sante der kúnige aber noch in und bat sy alse e. Do antwúrtetent sy ime
alse vor. Do sprach er: Er wollte es tůn. Do er das gesprach, do verderten etteliche andere stette danne die
vonMencze etwas me artikel danne ir friheit beseite. Da wart in geantwúrtet: sit vor geretd were das man
in sollte bestetigen ir friheite harkommen und gewonheit die sie hettent von keysern und kúngen und
besunder von kunig Wenczlaw, das wollte er ouch bestetigen, und kúnde im ze disen ziten nach rate der
fúrsten nit anders getůn; welhe stat das nehmen wollte, die moehte es tůn, die aber das nit tůn wollte, an
der sehe er wol, daz im die understunde irrunge ze machende.
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Gesandten an, ob Mainz ihm auch unabhängig von den anderen Städten hul-
digenwürde, sofern er die städtischen Privilegien und Freiheiten bestätige. Doch
die Mainzer lehnten dies mit der Begründung ab, dass für alle Städte dieselben
Privilegien und Freiheiten bestätigt werden sollten. Daraufhin zogen die übrigen
Städte ihre zusätzlich vorgebrachten Artikel zurück.821

Schließlich hatte der König ihnen ihre Freiheiten mit seinem kleinen Siegel
bestätigt, da sein Königssiegel noch nicht fertiggestellt sei. Heinrich zum Jungen
hatte den Straßburger Gesandten diesbezüglich auch gesagt, dass die Städte den
König erst in die jeweilige Stadt zur Huldigung einziehen lassen wollten,
nachdem die Freiheiten und Briefe mit dem Majestätssiegel versehen worden
seien. Dies sollte, wie noch auszuführen sein wird, in den weiteren Verhand-
lungen tatsächlich noch einmal eine Rolle spielen. Weiterhin sei den Städten von
König und Kurfürsten Schutz gegen alle Gegner zugesichert worden, die sie von
der sachen wegen bekriegen oder beschedigen wollten.822

Nachdem diese Verhandlungen abgeschlossen waren, so ist es explizit im
Bericht der Straßburger vermerkt, wünschten die Gesandten der unterschiedli-
chen Städte demKönig geluckes, gratulierten ihm somit zu seinemKönigtumund
erkannten ihn damit stellvertretend für die jeweilige Stadt an.823 Wurde beim
vorherigen Scheitern der Verhandlungen noch betont, den König nicht be-
glückwünscht zu haben, tatman dies nach der Zusicherung, dass die städtischen
Freiheiten bestätigt würden und zeigte dadurch den Erfolg und Abschluss der
Verhandlung an. Diese Vorgehensweise lässt sich im weiteren Verlauf ihrer di-
plomatischen Mission auch bei den Straßburger Gesandten beobachten.

Nach diesem ersten Verhandlungsschritt fanden zu einem späteren Zeit-
punkt weitere Gespräche zwischen dem König und Mainzer Gesandten statt.
Der Königwollte in der StadtMainz einreiten und dort entsprechend empfangen
werden.DochdieMainzerGesandten verwiesendarauf, dass Ruprecht der Stadt
ihre Freiheiten und Privilegien noch nicht wie vereinbart vollständig bestätigt
habe, da die Urkunden noch nicht mit dem königlichen Siegel versehen und
übergeben worden seien.824 Diese Forderung, zuerst die endgültige Bestätigung
der städtischen Freiheiten und Privilegien abzuwarten, bevor dem zur Huldi-

821 RTA IV, Nr. 167, S. 191: und vorderte do an die vonMencze allein: sit er in ir friheite bestetigen wolte, ob
sie yme danne alleine huldenwoltent?Do sprachent die vonMencze: neyn; ein stat under uns vierenmůß
also wol versorget werden alse die andere; und was ouch einre stat geschiht, das sol uch der andern
geschehen. Do liessent die stett ire nuwen artikel abe und wurdent alle eins.

822 RTA IV, Nr. 167, S. 191: […] und wart den stetten allen viren ieglicher verbriefet von dem kúnige so vil
friheiten harkommen und gewonheit als iede stat hette. Und ist ir keinre núczit sunders gegúnnet noch
bestetiget. Darzů seyte er uns, das der kúnig in das besigelt hette mit sime kleinen ingesigel, wanne syn
majestat-ingesigel noch nit volle gegraben ist; und az in keine stat empfohen soelle, inen sy danne ir brief
mit der majestat besigelt. Darzů so ist in von dem kúnig und den drien kurfúrsten verbriefet und versigelt
inen beholfen ze sinde wider alle die die sie von der sachen wegen bekriegen oder beschedigen wollten […].

823 RTA IV, Nr. 167, S. 191: daruf wunschtent der stette botten alle dem kúng gelúckes.
824 RTA IV, Nr. 167, S. 191: vúrbasser seite uns her Heinrich in gegenwúrtikeyt siner gesellen, das by drien

oder by vier tagen vergangen der kúnig die stat Mencze bat umbe ire erbern botten zů ime zů sendende.
Das datent sie und schicktent die vorgenanten sehs botten zů im. Da bat sie der kúnig, daz sie in
empfingen, er wollte in ir stat riten. Do antwúrtetent sy im, daz kúndent sie nit wol getůn, ir besteti-
gnißbriefe ire friheit werent danne besigelt.
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gung anreisenden Herrscher Einlass gewährt wurde, war bereits vorab be-
schlossen worden. Dieses Vorgehen war nicht unüblich und etwa auch bei Ein-
zügen des bischöflichen Stadtherrn verbreitet.825 Der König erklärte diesen
Umstand mit der verzögerten Fertigstellung seines Siegels. Die Bestätigungs-
briefe seien bereits ausgestellt und man warte nur noch auf das richtige Siegel,
damit man den Vorgang abschließen könne. Er versicherte, dass die Besiegelung
umgehend geschehen werde, sobald das Siegel fertig sei. Daraufhin erklärten
sich die Mainzer Gesandten bereit, den König in Mainz einziehen zu lassen.826

Die detaillierte Berichterstattung der Straßburger Gesandten über die Ver-
handlungen der anderen Städte und die damit zusammenhängende Themati-
sierung symbolischer Akte ist bereitsmehrfach in den vorherigen Teilkapiteln zu
Einzelaspekten hervorgehoben worden. Die Aufmerksamkeit für die diploma-
tischen Aktivitäten der anderen Städte hatte in diesem Fall durchaus praktische
Gründe. Denn die Straßburger Gesandten hatten die Aushandlungen ihrer Pri-
vilegien noch vor sich und wollten daher möglichst umfassend über die bisher
durchgeführten Gespräche der anderen Städte unterrichtet sein – dabei spielten
vergangene und zukünftige symbolische Handlungen eine Rolle. Möglicher-
weise diente diese Berichterstattung auch der Rechtfertigung für zukünftiges
Handeln beziehungsweise versuchte man durch die umfangreichen Berichte
dem Stadtrat in Straßburg dieMöglichkeit zumEingreifen einzuräumen. Darauf
könnte etwa hindeuten, dass der Gesandte Ulrich Bock zwischenzeitlich selbst
zurück nach Straßburg zu Beratungen mit dem Stadtrat reiste.827

Die Straßburger Gesandten verhandelten zunächst in Abwesenheit des Königs
mit seinen Räten über die Bestätigung der städtischen Freiheiten und die ein-
geforderte Huldigung. Auch diese Verhandlungen zogen sich in die Länge, so-
dass die Räte schließlich vorschlugen, die Angelegenheit vor dem König selbst
weiter zu verhandeln. Dies war jedoch überhaupt nicht im Sinne der städtischen
Gesandten. Diese wollten offenbar vor der ersten Begegnungmit demKönig die
inhaltlichen Verhandlungen abschließen. So heißt es in ihrem Bericht explizit,
dass man dem König noch nicht gegenübertreten wolle.

Mit der Hilfe desMainzer Bürgers undGesandtenHeinrich zum Jungen, der
den König in seinemHaus beherbergte, gelang es, die Verhandlungen auch ohne
den König fortzuführen. Heinrich zum Jungen arrangierte demnach ein Treffen
zwischen den städtischen Gesandten und den königlichen Räten in einem ab-
gesonderten Raum in seinem Haus.828

825 HOLENSTEIN, Huldigung, S. 444.
826 RTA IV, Nr. 167, 191: do sprach er, sie wustent doch wol das man das ingesigel by in gruebe und noch nit

gegraben were. Und gab in sicherheit das sie damit begnuegte, sobalde das ingesigel gegraben wúrde, das
er in danne den brief besigeln wollte, wanne er briefe und andere briefe, die man damit besigeln solle, alle
geschriben und bereit sint bicz an das ingesigel. Und daruf hant sie im gegúnnet in ir stat ze ritende und
meynent in uf disen kúnftigen samstage ze empfohende.

827 RTA IV, Nr. 169f.; AVES, AA 123, 12r-13r.
828 RTA IV,Nr. 169, S. 194:Und botent uns in unsers herren des kúniges herberge noch dem ymbisse tretten.

Das dotent wir nit gerne. Do sprach her Heinrich heimlich zu uns, er wollte uns in ein sunder gemach
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An diesem Beispiel zeigt sich anschaulich die Bedeutung von körperlicher
An- und Abwesenheit bei diplomatischen Verhandlungen. Die Gesandtschaft
wollte zu diesem Zeitpunkt der Verhandlungen verhindern, dem König die
Huldigung durch die Stadt im direktenAufeinandertreffen zunächst abschlagen
zu müssen, da man die genauen Inhalte der zu bestätigenden Freiheiten noch
nicht ausreichend verhandelt hatte. Die körperliche Anwesenheit des Königs
respektive die körperliche Anwesenheit der Gesandten vor dem König hätte die
Gesandten also in eine problematische Lage bringen können, in der man dem
König womöglich etwas hätte abschlagen müssen, was man ihm im Grunde gar
nicht verwehren wollte. Der Zeitpunkt der Verhandlungen und die Frage der
physischenNähe undDistanz zumHerrscher war somit von besonderer Brisanz
und Relevanz für die Straßburger Gesandtschaft. Die gewünschte Distanz zum
Herrscher ist in diesem Kontext zwar verständlich, jedoch gerade vor dem
Hintergrund von Forschungsergebnisssen interessant, die die große Bedeutung
des Zugangs zum Herrscher nachgewiesen haben.829

Nachdemman schließlich mit den königlichen Räten bis in die Nacht hinein
zusammengesessen hatte, konnte noch immer keine Einigung erzielt werden.
Die Verhandlungen zwischen den Räten Ruprechts und den Straßburger Ge-
sandtenwurden unterbrochen und fanden erst eineWoche später vor demKönig
zu einem Abschluss.

In einem Gesandtenbericht wird das vorläufige Ende der Verhandlungen
wie folgt geschildert: Die Räte des Königs und die Straßburger Gesandten er-
schienen vor dem König, dem die Verhandlungsergebnisse bezüglich der städ-
tischen Freiheiten mitgeteilt wurden. Der König stimmte dem Ergebnis zu und
versprach, die Freiheiten in der ausgehandelten Form zu bestätigen. Daraufhin,
so wurde im Gesandtenbericht betont, wúnscheten wir erste dem kúnige glúckes.830

Wie die Gesandten der Städte Mainz, Worms, Speyer und Köln waren auch
die Straßburger sehr darauf bedacht, den symbolischen Akt der Beglückwün-
schung des Königs erst nach erfolgreichem Verlauf der Verhandlungen und der
anschließenden Zusicherung der Bestätigung städtischer Freiheiten durch Ru-
precht durchzuführen.

duon, do die rete wurden zu uns kommen und also koment wir noch dem ymbisse in hern Heinrichs huß,
do der kúng inne zu herberge ist.

829 Vgl. hierzu die Ausführungenmit weiterführender Literatur bei REINLE, Herrschaft, S. 36–38, bei
der die Frage von Nähe und Distanz aus der Perspektive des Herrschers aufgegriffen wird, der
selbst über Nähe und Distanz entscheidet und den Zugang regulierte. Sie hebt hervor, dass die
Nähe zum Herrscher eigentlich eher gesucht wurde und die Herstellung von Distanz, der ver-
wehrte Zugang zum Herrscher, negativ betrachtet wurde, vgl. hierzu S. 37: „Daß das ‚Warten-
lassen‘ angesichts der Bedeutung, die das Gewähren herrscherlicher Nähe hatte, zu einer
Herrschaftstechnik par excellence wurde, ist ebenso bekannt wie die distinguierenden Aus-
wirkungen dieser Praxis.“ Zum Thema der körperlichen An- und Abwesenheit von städtischen
Gesandten bereits JUCKER, Körper, S. 71–74.

830 RTA IV,Nr. 172, S. 197: […] und do unsere sachen sleht [meint hier: gut und recht]wurdent, du furtent
uns dieselben rete vúr unsern herren den Roemschen kúnig und wart vor demme erzalt alle dinge glich
also es ußgetragen ist. Do hieß es uns unser herre der kúnig verbriefen und besigeln, also wir úch das und
anders wol volleklichen sagen unde erzalen sollent und wollent, so wir by úch kommen. Do das erging do
wúnscheten wir erste dem kúnige glúckes […].
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Dennoch waren die Gespräche mit Ruprecht noch nicht beendet, da der bevor-
stehende Einzug des neuen Königs in Straßburg geplant und sich über dessen
Bedingungen bezüglich des Ablaufs geeinigt werden musste. Nicht nur die ei-
gentlichen Verhandlungen sind dabei als Abstimmungsprozess mit dem König
über die Durchführung symbolischer Handlungen von Interesse, sondern auch
die Berichte der Straßburger Gesandten über geplante und vollzogene Einzüge
des neuen Herrschers in andere Städte. Diese wurden nämlich von den Ge-
sandten der Stadt beobachtet und Informationen hierüber übermittelte man
schriftlich nach Straßburg. Dies gibt Anlass genug, denAdventus desHerrschers
im Jahr 1400 aus der Perspektive der Straßburger Gesandten genauer zu ana-
lysieren: So wie in der Frage der Anerkennung des Königs waren auch die Be-
richte der Straßburger Gesandten über das Ereignis des Herrschereinzugs we-
niger von detailreichen Schilderungen der symbolischen Akte geprägt, als viel-
mehr von der Frage, ob und zu welchem Zeitpunkt der Einzug stattfinden sollte
oder bereits stattgefunden hatte. Erstmalig berichteten die Straßburger Ge-
sandten über einen bevorstehenden Einzug, nachdem sie der Mainzer Bürger-
meister davon in Kenntnis gesetzt hatte, dass der König sich im Königslager vor
Frankfurt befinde und vorhabe, in Frankfurt einzureiten. Anschließend war dies
ebenfalls in Wetzlar, Friedberg und Gelnhausen geplant.831 In Frankfurt ange-
kommen, informierte sie der Mainzer Gesandte Heinrich zum Jungen über
Verhandlungen mit dem König bezüglich des Einzugs in die Stadt Mainz. Ru-
precht bat darum, inMainz einreiten zudürfen, dieGesandten hätten jedoch dies
zunächst abgelehnt, da sie zuerst ihre Privilegien durch Ruprecht bestätigt sehen
wollten, stimmten schließlich aber dennoch zu.

Über die folgenden Einzüge des Königs in Mainz und Worms wurde in den
Berichten nicht ausführlich geschrieben, die Gesandten vermerkten im Falle des
Mainzer Einzugs lediglich den Vollzug desselben,832 im Falle des Wormser Ein-
zuges erwähnte man darüber hinaus noch, dass der Stadtrat in Anwesenheit der
Stadtgemeinde Ruprecht oeffenliche vor dem múnster ge[s]worn het noch irer ge-
wonheit.833 Somit war tatsächlich eher der Vollzug des symbolischen Aktes als
deren genauer Ablauf für die Gesandten von Bedeutung.

Der bevorstehende Einzug Ruprechts in Straßburg wurde durch Gesandte
zur Sprache gebracht, da man bei Ruprecht eine Abweichung vom sonst übli-
chen Ablauf des Zeremoniells erwirken wollte. Normalerweise war es üblich,
dass der König bei einem Einzug in die Stadt geächteten Straftätern die Mög-
lichkeit gab, in die Stadt zurückzukehren.834Genau dies wollte Straßburg jedoch

831 RTA IV, Nr. 166, S. 190: wenne er zuo Franckfurt empfangen und ingelossen wurt, daz er danne zuo
stunt in den leger wider will riten und darinne essen und do gar vil lutes geladen het und danne zuo stunt
riten will die stette innemen Wetpflar, Frideberg und Geilnhusen. Daruff hatn wir uns bestalt daz wir
morne so wir frugeste moegent die Mone uff varent gen Franckfurt.

832 RTA IV, Nr. 169, S. 193–195, S. 193: Also unser herre der kúnig uff húte Samstag zuo Mentze inreit, in
demme schihten des Kúniges rete noch uns, daz wir kemen zou den Bredigern.

833 RTA IV, Nr. 171, S. 196: das unser herre der kúnig húte zuo Wormesse ingeritten und do empfangen ist,
und das ime der rot zu Wrmesse in gegenwertikeit der gantzen gemeinde zuo Wormesse oeffenliche vor
dem múnster geworn het noch irer gewonheit.

834 Vgl. hierzu etwa HOLENSTEIN, Huldigung, S. 457 f.; DOTZAUER, Ankunft, S. 254.
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verhindern und die Gesandten versuchten, diese gängige Praxis für den Einzug
in Straßburg zu unterbinden. Nachdem das Anliegen den Räten des Königs
vorgetragen und von diesen aufgrund der Normabweichung abgelehnt wurde,
musste die Bitte schlussendlich Ruprecht selbst vorgetragen werden. Dieser
lenkte ein, woraufhin die Straßburger Gesandten ihren Erfolg nach Straßburg
meldeten.835

Die Geschehnisse rund um die Frage der Anerkennung Ruprechts durch ver-
schiedene Städte zeigen, dass symbolischer Kommunikation in den Verhand-
lungen der städtischenGesandtenmit demKönig beziehungsweise seinen Räten
eine große Relevanz zukam. Die durch den Thronwechsel eingetretene proble-
matische Situation war den Städtegesandten bewusst, weshalb sie sich auch
diesbezüglich in Mainz versammelten und zu ganz konkreten Fragen, die ins-
besondere symbolische Akte betrafen, rechtlichen Rat einholten. Dass es also
weniger stark um die Frage ging, ob man Ruprecht anerkennen würde, sondern
eher wie und wann, zeigt sich auch daran, dass in der Quelle Ruprecht schon als
neuer König bezeichnet wurde. Insbesondere spielte somit die Abfolge der
symbolischen Handlungen auf Seiten beider Parteien (König und Stadt) eine
elementare Rolle.

Unklar war, inwiefern das in der Vergangenheit geleistete Ritual des Eides
gegenüber dem abgesetzten König Wenzel noch Gültigkeit besaß oder ob die
Absetzung und Neuwahl die mit dem Ritual einhergehenden Verpflichtungen
aufhob. Ebenso waren die Städtegesandten sich nicht sicher, ob der neue König
schon vor seinem Krönungsritual in Aachen berechtigte Forderungen an sie
stellen konnte. Der auf diese Frage erteilte Ratschlag der Geistlichen, sich zu-
nächst alle Freiheiten bestätigen zu lassen, bevor man dem König zu Diensten

835 RTA IV, Nr. 173, S. 199:Und von der acht wegen, wann der künig auch alhier einreiten will, begern sie
befehl in zu bittende daß er uns der keinen bi uns infürte, wenne es in gewonheiten bi uns herkommenwere
dasß das nit sin sollte. Darzu sich aber die küniglichen räte nit verstehen wollten. Und batent uns vaste,
daß wir unserm herren dem künige gunden die echter inzufürende, alß das sin gnaden zugehörte; dann
alle stette do er empfangen were, es ime gegünnet hettent. Das wart endlich bracht vur unsern herren den
kunig, do wir gegenwertig worent. Und do unser herre der kunig uwern und unsern ernest ersach, do
antwurtete er uns: sit es nit unser gewohnehitwere, sowollte er es uns erlossen.Daruf dunket uns gut, daß
ir nit enlossent ir dugent an sunnentage fruge ein gebot, daß kein echter in uwer stat kome noch sie nieman
halte huse noch hofe, nochdemme uch das allerbest dunket. Danne er meinde, keme dheine echter un-
geverliche mit ime hinin, den sollte man zu stunt heissen wider hinweggon. Hierzu auch SCHENK,
Zeremoniell, S. 250 f., speziell und allgemein S. 350–359, der dieses Vorgehen bei einem Kö-
nigseinzug als absolute Ausnahme bezeichnet und es im Fall der Stadt Straßburg 1400 auf die
schwache politische Position Ruprechts zurückführt. Ein Bericht über den späteren Einzug
Ruprechts bei MONE, S. 254 f.: Er kam in dem obgenanten jore, noch dem als er erwelet wart, gon
Strasburg […] und broht mit ime frowe Adelheit die konigin sinen gemahel, und vier junge hertzugen sin
sune, und drij herzogin sin döhter, und den hertzogen von Lothringen sinen dohterman. und wart do der
konig herrlich empfangen von der pfaffheit ouch rittern und knehten und der gemeyn, und wart dem
konige geschencket dru fuder wins, zehen pfunde wert visch, ein salme und hundert vierteil habern uff
mentag. Andres obent des obgenanten jors. So wart frowe Adelheiten der konigin geschenkt zwen fuder
wins, zehen pfunde wert visch, ein salme und funfzig vierteil habern. Item der vier herzogen iren sunen
jeglichem ein silberin tuch. Item iren drijen döhtern jeglicher ein guldin tuch.
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verpflichtet sei, wurde in den späteren Verhandlungen in die Tat umgesetzt,
indem man dem König erst am Ende des Aushandlungsprozesses zur Wahl
beglückwünschte und ihn somit stellvertretend für die Stadt anerkannte. Die
gemeinsamen Beratungen der Städte mit den Rechtsgelehrten sowie die im
Verlauf zu beobachtenden Absprachen und Erkundigungen über das weitere
Verhalten der anderen Städte zeugen von einer vorsichtigen und koordinierten
Vorgehensweise sowohl auf der Seite von Straßburg als auch auf jener der üb-
rigen Städten. Zum einen wollte man die eigene Verhandlungsposition gegen-
über demKönig stärken, indemmanüber dieVerhandlungen der anderen Städte
Bescheid wusste. Zum anderen versuchten sicherlich alle Städte zu vermeiden,
durch ungeplantes Vorgehen etwaige Präzedenzfälle – zum Beispiel im Kontext
der Huldigung – zu schaffen, die sich für sie auch bei nachfolgenden Königen
zum Nachteil hätten auswirken können.836

Dabei ist interessant, dass sich die Gesandten am Gutachten lediglich ori-
entierten. Auf die Krönung des Königs wartetet man – gegen den Ratschlag der
Rechtsgelehrten – hingegen nicht. Dass man auf den Zeitpunkt der Beglück-
wünschung Ruprechts zur Wahl besonderen Wert legte, wird auch durch die
genaue Beschreibung dieser Vorgänge in den Berichten und durch die Tatsache
unterstrichen, dass die Straßburger Gesandten eine Begegnung mit dem König
bis kurz vor Abschluss der Verhandlungen vermieden. Dies verdeutlicht, dass
der Umgang mit der Anerkennung und seiner einzelnen Handlungsabfolgen
zwar organisiert, aber nicht absolut rigide gehandhabt wurde. Der Rat der
Rechtsgelehrtenwurde daher vermutlich als Orientierungsrahmen betrachtet, in
dem die Städte jedoch flexibel agierten. Zwar mussten die Gesandten auch in-
haltliche Aspekte bezüglich der Privilegienbestätigung aushandeln, doch waren
sie im Kontext des Thronwechsels insbesondere damit beschäftigt, die symbo-
lischen Handlungen (Königslager, Krönung etc.) mit ihren eigenen Forderungen
zu vereinbaren.

Städtische Gesandte waren demnach nicht nur dafür zuständig, inhaltliche
Verhandlungen zu führen, sondern mussten sich auch mit den symbolischen
Akten auskennen und diese zum richtigen Zeitpunkt ausführen können. Sie
planten, organisierten und arrangierten. Die Wichtigkeit der Wahl des Zeit-
punkts bestimmter Handlungen verdeutlicht, dass symbolische Kommunikati-
on in diesem Kontext Verhältnisse veränderte. Berichte an die Stadt dienten
somit auch zumAblegen von Rechenschaft. Die Gesandten gaben sehr detailliert
an,wannwas passiertwar, um sich imZweifelsfall auch rechtfertigen zu können.
Das Fallbeispiel verrät insgesamt weniger über die genaue Ausführung von
symbolischen Handlungen, als vielmehr über die Wichtigkeit ihrer grundsätz-
lichen Dokumentation, Planung und rechtlichen Absicherung. Städtische Ge-
sandte spielten dabei eine tragende Rolle, sie berieten relevante Fragen ge-
meinsam, holten sich rechtliche Beratung ein, informierten sich gegenseitig
genau über den jeweiligen Stand und richteten ihre diplomatischen Tätigkeiten
schließlich auch selbst danach aus.

836 Vgl. hierzu etwa die Überlegungen bei HOLENSTEIN, Huldigung, S. 391.
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5. Zusammenfassung

Durch verschiedene thematische Zugänge und den Rückgriff auf vielfältige
Perspektiven konnte die gewichtige Rolle herausgearbeitet werden, die die
symbolische Kommunikation für die Tätigkeit der Gesandten spielte. Die Ge-
sandten mussten nicht nur inhaltliche Verhandlungen führen, sondern ebenfalls
Formen symbolischer Kommunikation als Teil dieser Verhandlungsführung
verstehen, umsetzen, auf diese angemessen reagieren und deren Bedeutung
einordnen können. Durch die Berichte der Gesandten lässt sich nicht nur etwas
über ihre Beteiligung an symbolischen Handlungen aussagen, sondern auch
erörtern, warum und in welcher Form diese überhaupt geschildert wurden. Bei
der Analyse jener Briefe sollte jedoch stets darauf geachtet werden, dass das
Vorkommen von symbolischer Kommunikation auch schlichtweg als Teil der
gewöhnlichen Berichterstattung zu sehen ist. Neben viele anderen Informatio-
nen wurden eben auch jene über symbolische Kommunikationsformen gesam-
melt und weitergeleitet. Nicht zwangsläufig hatte deren Nennung einen tieferen
Sinn und Zweck. In vielen Berichten ist genau das jedoch der Fall. Mit einer
Fokussierung auf die Berichterstattung über symbolische Kommunikation und
auf die Beteiligung der Gesandten an jenen Handlungen in der Praxis wurden in
der Untersuchung zwei Analyseebenen wechselseitig betrachtet.

Auf der Ebene der Berichterstattung ist deutlich geworden, dass die Quellen
unterschiedlich gelesen werden müssen. Oftmals diente die Schilderung der
symbolischen Kommunikationsformen der Einschätzung bestimmter Situatio-
nen und politischer Verhältnisse. Wenn über das Gefolge politischer Akteure
oder symbolische Akte wie Huldigungen, Geschenkübergaben und Festmähler
berichtet wurde, sollte dies den Adressaten ein Bild der politischen Situation
vermitteln. Am Beispiel des Thronwechsels konnte ebenso gezeigt werden, dass
die Registrierung von und die Berichterstattung über symbolische Kommuni-
kation auch wichtig für die eigenen diplomatischen Verhandlungen werden
konnten, weshalb man derartige Informationen nach Straßburg schickte. Dar-
über hinaus muss auch darauf geachtet werden, worüber nicht berichtet wurde.
Wenn zum Beispiel lediglich der Vollzug einer symbolischen Handlung – etwa
der Einzug des Königs in eine Stadt – gemeldet und auf Fragen der Performanz
(also auf die genaue Durchführung dieser Handlung) von den Gesandten nicht
eingegangen wurde, dann ist dies eine wichtige Beobachtung. Hier waren eher
die Ergebnissse respektive die damit verbundenen Folgen von Relevanz, als der
performative Charakter der Ereignisse. Dies vermutlich auch deshalb, weil der
Ablauf jener Akte bei den Adressaten als allgemein bekannt vorausgesetzt
werden konnte.

Während in vielen Gesandtenberichten die Handlungsebene demnach eher
allgemein beschrieben wurde, legten andere Gesandtenberichte den Fokus ihrer
Schilderungen auf eine speziellere Beschreibung der symbolischenHandlungen.
Dies kommt gerade bei den Berichten über das eigene diplomatischeVorgehen in
Verbindung mit symbolischen Kommunikationsformen zum Vorschein, so bei
den Begegnungen mit König Sigismund. Hier versuchten die Gesandten die
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Qualität ihres individuellen Handelns in den Berichten herauszustellen, indem
sie beispielsweise ihre rhetorische Begabung, ihre Schlagfertigkeit, die herge-
stellte Nähe zumHerrscher oder die emotionalen Reaktionen des Königs auf das
eigene Handeln hervorhoben. Dabei ist natürlich fraglich, inwiefern diese Be-
schreibungen tatsächlich als Tatsachenberichte gelesen werden können. Doch
unabhängig davon zeigen auch diese Beispiele, welche Vorstellungen von
symbolischen Kommunikationsakten und performativer Qualität bei den Ver-
fassern vorhanden waren. Insbesondere die Thematik der „performativen
Qualität“837 scheint dabei in Anlehnung an jüngste Studien zum Themenfeld
gerade in Bezug auf die Gesandtenberichte aufschlussreich zu sein, da die Ebene
der Berichterstattung Einblicke in die Selbstdarstellungen und Rechtfertigungen
ermöglicht. Diese geben wiederum Auskunft über die Performanz beziehungs-
weise die Darstellung von Performanz und ihrer jeweiligen Qualität.

Somit ergeben sich gerade aus der angesprochenen Problematik der Quellen
und ihrer notwendigen kritischen Einordnung die skizzierten wertvollen Ana-
lyseebenen und Betrachtungsperspektiven sowohl für die Erforschung städti-
scher Gesandtschaften als auch für die Betrachtung symbolischer Kommunika-
tion im späten Mittelalter.

837 OSCHEMA, Performanz, S. 22.
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V. Zusammenfassung und Ausblick
Mit der vorliegenden Arbeit wurde eine umfangreiche Studie vorgelegt, die am
Beispiel der Stadt Straßburg die Relevanz des städtischen Gesandtschaftswesens
für die politische Geschichte des späten Mittelalters verdeutlicht. Anhand in-
nerstädtischer Zuständigkeiten, der Organisation, der Rahmenbedingungen,
der verschiedenen Akteure in der städtischen Außenpolitik und anhand kon-
kreter historischer Fallbeispiele (Thronwechsel (1400), Mitgliedschaft im Mar-
bacher Bund (1405–1408), Konstanzer Konzil (1414–1418)) sowie anhand des
Themenbereichs der symbolischen Kommunikation wurde das Gesandt-
schaftswesen der Stadt Straßburg detailliert untersucht. Gleichermaßen konnte
durch diesen Zuschnitt der Arbeit die zentrale Rolle des gesamten Themenfeldes
der städtischen Außenpolitik für die Stadt-, Reichs-, Kirchen- und Diplomatie-
geschichte exemplarisch herausgearbeitet werden. Zu diesem Zweck wurde auf
umfangreiches und unterschiedliches archivalisches Quellenmaterial zurück-
gegriffen. Die darunter zahlreich vorhandenen Gesandtenberichte stellten die
wesentliche Basis für diese Studie dar. Diese besonders gute Quellenüberliefe-
rung und die Bedeutung der Stadt Straßburg im spätmittelalterlichen Reichs-
gefüge machten die Stadt zu einem geeigneten Untersuchungsobjekt.

Lange Zeit stellte die Erforschung des Gesandtschaftswesens spätmittelal-
terlicher Städte ein Desiderat der Mediävistik dar, auch wenn bereits einige
Studien zum Themenbereich der städtischen Außenpolitik im späten Mittelalter
vorliegen. Durch einen – entsprechend an der vorliegenden Quellenüberliefe-
rung orientierten – möglichst breiten Zugriff auf das Themenfeld, wurden
Strukturen und Funktionsweisen des Straßburger Gesandtschaftswesens in-
nerhalb eines engen Zeitrahmens analysiert. Der gewählte Untersuchungszeit-
raum (1400–1420) begründet sich zum einen durch innerstädtische Ereignisse
und verfassungsrechtliche Entwicklungen und zum anderen durch vorhandene
– außenpolitisch relevante und gut überlieferte – Ereignisse unterschiedlichen
Charakters. Im Zentrum der Untersuchung standen drei Fallbeispiele:

Erstens wurde der Thronwechsel im Jahr 1400 in den Fokus der Betrachtung
gerückt. Dieser stellte die Städte des Reiches bezüglich der Anerkennung des
neuen Königs vor spezielle diplomatische Herausforderungen: Zwischenstäd-
tische Absprachen, detaillierte politische Informationsbeschaffung und -wei-
tergabe, die Einholung juristischer Expertise und genaue Kenntnisse zeremoni-
eller Akte und symbolischer Kommunikationsformen gehörten in diesem Kon-
text zu den Aufgaben und Anforderungen, die städtische Gesandte zu erfüllen
hatten.

Zweitens diente die Mitgliedschaft Straßburgs im Marbacher Bund (1405–
1408) in dieser Studie als Beispiel für die Bedeutung des Gesandtschaftswesens
für die Bündnispolitik einer spätmittelalterlichen Stadt. Straßburger Gesandte
waren intensiv in diplomatische Verhandlungen innerhalb des Bündnisses in-
volviert, mussten jedoch auch das Bündnis gemeinsam mit Gesandten anderer



Städte, Herren und Fürsten insbesondere vor König Ruprecht repräsentieren
und verteidigen. Hier zeichnete sich ein breites Tätigkeitsfeld städtischer Ge-
sandter ab, welches von Streitschlichtungen innerhalb des Bündnisses bis hin zu
repräsentativen Auftritten und Verhandlungen am Königshof reichte.

Drittens standen die Aktivitäten Straßburger Gesandtschaften im Kontext
des Konstanzer Konzils (1414–1418) im Fokus, womit die kirchenpolitische
Bühne als ein weiteres Aktionsfeld städtischer Gesandter im späten Mittelalter
untersucht wurde. Straßburger Gesandte mussten im Zuge eines Prozesses vor
dem Konzilsgericht immer wieder nach Konstanz reisen, um die Stadt dort an-
gemessen zu vertreten und zu verteidigen. Stadt und Domkapitel wurden vom
Konzil angeklagt, da sie den Straßburger BischofWilhelmvonDiest entführt und
gefangengenommen hatten.

Die vorgenommeneAuswahl der Fallbeispiele begründete sich zum einen durch
ihre thematische Vielfalt, durch ihre allgemeine Relevanz für die Geschichte des
spätenMittelalters sowie für die Geschichte Straßburgs und zum anderen durch
eine besonders günstigeQuellenüberlieferung. Somit konnten nicht nurwichtige
Fragen zum Gesandtschaftswesen Straßburgs, sondern auch zum gesamten
Themenfeld des spätmittelalterlichen Gesandtschaftswesens und darüber hin-
aus zur Stadt-, Reichs-, Kirchen- und Diplomatiegeschichte aufgegriffen und
beantwortet werden.

Die folgenden Ausführungen fassen die wesentlichen Ergebnisse dieser
Studie zusammen, indem sowohl inhaltliche und methodische Zugänge und
Konsequenzen, die sich aus der Studie ergeben, reflektiert werden.

1. Organisation und Zuständigkeiten

Bezüglich der Organisation und der Zuständigkeiten im Gesandtschaftswesen
konnte diese Studie grundlegende Forschungsansichtenwiderlegen und sowohl
neue Perspektiven eröffnen als auch die Anschlussfähigkeit des bearbeiteten
Themenfeldes für die Stadtgeschichtsforschung unter Beweis stellen.

In Kapitel II wurden zunächst verfassungspolitische Entwicklungen darge-
stellt, um darauf aufbauend deren Einfluss auf das Gesandtschaftswesen prüfen
zu können. Dafür musste die Genese der Herrschaftsverhältnisse in der städti-
schen Politik untersucht werden. In Straßburg entwickelte sich bis zum Beginn
des 15. Jahrhunderts eine paritätische Verteilung der Ratssitze und der städti-
schen Ämter. Zünfte und Patriziat, letztere wurden in Straßburg „Constofler“
genannt, teilten sich die Anzahl der Sitze im Rat. Zudem ist für das Gesandt-
schaftswesen die Herausbildung der verschiedenen Ratsgremien von Bedeu-
tung.

Mit der personellen Zusammensetzung des Rates undweiterer Gremienwar
die Intention verbunden, sowohl die Zünfte als auch das städtische Patriziat an
der Stadtherrschaft zu beteiligen. Dies galt folglich auch für das Gesandt-
schaftswesen der Stadt, da sowohl der Stadtrat als auch die verschiedenen
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Gremien jeweils in die Organisation und Entscheidungsfindung eingebunden
waren. Mitglieder der Zünfte und des Patriziats können auch innerhalb der
Gesandtschaftsdelegationen zumeist in einem paritätischen Teilnehmerverhält-
nis nachgewiesen werden. Die innerstädtischen Entwicklungen des 14. Jahr-
hunderts und die Verfassungssituation der Stadt zu Beginn des 15. Jahrhunderts
bildeten somit in vielerlei Hinsicht den Rahmen für das Gesandtschaftswesen
jener Zeit.

Das Straßburger Gesandtschaftswesen war nicht, wie es bisher in der For-
schung angenommen wurde, von einem einzigen Gremium (dem sog. Neuner
bzw. Dreizehner Gremium) dominiert, sondern stand unter dem Einfluss zahl-
reicher Akteure. Insbesondere dem Stadtrat und dem Straßburger Ammeister
kam dabei eine zentrale Funktion zu. Sie waren maßgeblich in Entscheidungs-
prozesse involviert und standen im regelmäßigen Kontakt mit den Gesandten.
Dennoch beteiligten sich auch andere Gremien aktiv an der Ausgestaltung
städtischer Außenpolitik, die oftmals bei inhaltlichen Vor- oder Nachbespre-
chungen der Gesandtschaftsreisen beratend hinzugezogen wurden. Wie die
vorliegende Arbeit zeigen konnte, stellten sich zu Beginn des 15. Jahrhunderts
die innerstädtischen Zuständigkeitsbereiche undOrganisationsverhältnisse also
viel komplexer dar.

Auch die Gesandten hatten einen enormen Einfluss auf die Organisation
innerhalb des Gesandtschaftswesens. Wer etwa an Entscheidungsprozessen
partizipierte, hing oftmals von den Gesandten selbst ab. Sie konnten durch ihre
Schlüsselposition in die Verteilung von Informationen an verschiedene Akteure
(z.B. Amtsträger und verschiedeneGremien) eingreifen und so über Einbindung
oder Ausschluss in der Außenpolitik mitbestimmen. Auch initiierten sie nach-
weislich spezielle Treffen zu außenpolitischen Themen, an denen verschiedene
Gremien und auch sie selbst teilnahmen. Somit waren auch die Gesandten in die
innerstädtischen Organisationsprozesse im Gesandtschaftswesen mit einge-
bunden und nicht nur außerhalb der Stadt tätig.

Diese Ergebnisse wurden vor allem durch eine Untersuchung der vorhan-
denen Informationskanäle erarbeitet. Methodisch ist es grundsätzlich für die
Erforschung jedes städtischen Gesandtschaftswesens sinnvoll, die Informati-
onsverteilung aus verschiedenen Perspektivenmöglichst genau nachzuzeichnen
und die Ergebnisse vergleichend gegenüberzustellen, um so Erkenntnisse über
Zuständigkeiten imGesandtschaftswesen einer Stadt erzielen zu können. Damit
ist zum einen sowohl diejenige Informationsübermittlung gemeint, die durch die
Gesandten nach Straßburg vorgenommen wurde als auch jene, die von inner-
städtischen Akteuren ausging und die Versorgung der Gesandtschaften mit In-
formationen zum Ziel hatte. Zum anderen wurde auch die Weitergabe von In-
formationen innerhalb der Stadt, die das Gesandtschaftswesen betreffen, un-
tersucht und entsprechende Akteure – wie Amtsträger und Gremien – mitsamt
ihrer Funktion für das Gesandtschaftswesen ausfindig gemacht. Zentral sind
demnach folgende Fragen, die unter Rückgriff auf die entsprechenden Quellen
zu beantworten sind: An wenwurden Gesandtenberichte und weitere relevante
Briefe adressiert? Wer nahm konkret Kontakt mit Gesandten oder Gesandt-
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schaften auf ?Wer stellte Gesandtschaften zusammen und sandte diese aus?Wer
partizipierte an innerstädtischen Entscheidungsfindungsprozessen?

Gerade weil – und dies stellt ein wesentliches Spezifikum städtischer Au-
ßenpolitik und städtischer Gesandtschaftswesen dar – derartig viele verschie-
dene Personen und Gremien mit unterschiedlicher Intensität Verantwortung
trugen, ist die Analyse der konkreten Informationskanäle zur Erschließung der
innerstädtischen Organisation und Zuständigkeiten im Gesandtschaftswesen
spätmittelalterlicher Städte grundsätzlich zwingend notwendig.

Nicht nur für die Funktionsweisen des mittelalterlichen städtischen Ge-
sandtschaftswesens ist die hier vorgenommene Analyse aufschlussreich. Es
lassen sich auch generelle Aussagen über die politische Organisation einer Stadt
treffen, die insbesondere auf der Grundlage einer vergleichenden Analyse von
Gesandtschaftsberichten erzielt werden können. Es ist grundsätzlich sinnvoll
und weiterführend für die Stadtgeschichtsforschung im Allgemeinen, sich ver-
mehrt Quellen mit außenpolitischer Relevanz zuzuwenden und sie miteinander
in Bezug zu setzen, um generelle Erkenntnisse für die jeweilige Geschichte einer
Stadt erzielen zu können. Das Potential, welches speziell Gesandtenberichten
nicht nur für die Diplomatiegeschichte, sondern auch für weitere Themenbe-
reiche –wie etwa in diesem Fall den innerstädtischen politischen Verhältnissen –
innewohnt, ist bis heute nicht ausreichend erkannt worden. Wie diese Arbeit
zeigen konnte, ist Forschung zum städtischen Gesandtschaftswesen immer auch
grundlegende Stadtgeschichtsforschung. Deshalb ist eine entsprechende Per-
spektivierung zukünftig zwingend erforderlich. Gerade Gesandtenberichte
können die Forschung in diesen und weiteren Fragen voranbringen, da sie
Schlüsseldokumente für die mittelalterliche Stadtgeschichte sind, wie sich in
dieser Studie unter anderem an der Frage der Organisation und der Zustän-
digkeiten im Gesandtschaftswegen gezeigt hat.

Dieser Teil der Arbeit legt dar, wie sich Organisationsstrukturen städtischer
Diplomatie untersuchen lassen undwelche Fragen hierfür an dieQuellen gestellt
werden müssen. Darüber hinaus zeigt sich anhand der Analyse der innerstäd-
tischen Verhältnisse, dass die Erforschung des städtischen Gesandtschaftswe-
sens gerade auch Rückschlüsse auf die generelle Verfasstheit einer Stadt zulässt,
die sich mit anderen Quellen nur schwer erzielen lassen. Da vor allem Gesand-
tenberichte und Protokolle innerstädtischer Gremien zu außenpolitischen An-
gelegenheiten Einblicke in die tatsächlichen politischen Aktivitäten einer Stadt
ermöglichen, können Aussagen zur politischen Praxis getroffen werden, was
etwa anhand städtischer Verordnungen nur bedingt möglich ist. Für das Ge-
sandtschaftswesen einer Stadt ist es von Bedeutung, in welchen Bereichen dieses
insbesondere durch die Genese der Stadtverfassung geprägt war und ob in der
Praxis – und wenn ja wie – von intendierten Normen und Verfahrensweisen
abgewichen und andere Lösungswege gesucht oder bevorzugt wurden.

V. Zusammenfassung und Ausblick214



2. Rahmenbedingungen

Weiterhin konnte der organisatorische Aufwand, der für die städtische Außen-
politik betrieben wurde, anhand der Rahmenbedingungen, die die Stadt für
Gesandtschaftsmissionen schuf, nachvollzogen werden. Beispielhaft sind hier-
für generelle Regelungen, die einen Willen zur Reglementierung erkennen las-
sen. In der Straßburger Stadtverordnung von 1405 finden sich hierfür zahlreiche
Beispiele. Festgelegt wurde etwa das sogenannte Tagegeld, das den Gesandten
zur Deckung ihrer Unkosten zur Verfügung gestellt wurde, jedoch nicht mit
einem Gehalt verwechselt werden darf. Weiterhin wurde auch die Verwaltungs-
und Ausgabepraxis weiterer städtischer Gelder festgelegt. Zu diesem Zweck
sollte innerhalb jeder Gesandtschaft eine Person (der sog. seckeler) bestimmt
werden, die dasGeldmit sich führen, verwalten und nachAbschluss der Reise in
Straßburg darüber Rechenschaft ablegen sollte. Ebenso wurden Regelungen
bezüglich der mitzuführenden Pferde erlassen. Demnach wurde die Anzahl der
Pferde pro Gesandten auf vier limitiert. Andere Regelungen betrafen beispiels-
weise die Ausrüstung der Gesandten, die möglichen Dienste des städtischen
Koches im Zuge von Gesandtschaften und ebenso die Berichterstattung der
Gesandtschaften, welche spätestens nach der Rückkehr von ihren Reisen erfol-
gen sollte.

Allerdings sind diese Regelungen lediglich für einzelne Aspekte und zudem
an unterschiedlichen Stellen der Stadtverordnung zu finden. Es handelt sich also
nicht um eine gebündelte und systematische Ausarbeitung eines Konzeptes für
die Durchführung städtischer Außenpolitik, auch wenn für bestimmte Aspekte
offenbar ein Regelungsbedarf vorhanden war.

Auch Gesandtenberichte lassen generelle Rückschlüsse über Rahmenbe-
dingungen zu. Sowohl die Beschaffung geeigneter Unterkünfte als auch die er-
forderliche Bereitstellung von Pferden stellten wiederkehrende organisatorische
Elemente dar, die in diesen Quellen zum Vorschein treten. Jene und weitere
Maßnahmen waren mit einem hohen logistischen und finanziellen Aufwand
verbunden, der in Straßburg zum Zweck der erfolgreichen Durchführung von
Gesandtschaften betrieben wurde und die Relevanz dieser außenpolitischen
Aktivitäten für die Stadt belegt.

Derartige grundlegende Strukturen städtischer Diplomatie lassen sich über
Gesandtenberichte und städtische Ordnungen fassen. Letztere, dem Quellenty-
pus geschuldet, haben freilich eher idealtypischen Charakter, weshalb sie mehr
über die Intentionen des städtischen Rates in Bezug auf Gesandtschaften und
deren Organisationen und Abläufe verraten, und weniger über die tatsächliche
Umsetzung in der Praxis aussagen – im Gegensatz zu den Gesandtenberichten.
Somit bietet dieser Teil der Studie weiterführende Einblicke in grundsätzliche
Vorstellungen und Ansprüche des Stadtrates bezüglich der Funktion und Or-
ganisation städtischer Außenpolitik. Da eine einschlägige Rechnungsüberliefe-
rung für den Untersuchungszeitraum dieser Studie für Straßburg nicht mehr
vorhanden ist, sind aussagekräftige Angaben über Ausgaben für Gesandt-
schaften nur vereinzelt zu finden und bestimmte Regelungen in der Stadtver-
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ordnung lassen sich auch nicht immer anhand der städtischen Korrespondenz
oder anderer Quellen überprüfen. Es hat sich dennoch gezeigt, dass durch die
Analyse von Gesandtenberichten und Stadtordnungen Ergebnisse über grund-
sätzliche Rahmenbedingungen des Gesandtschaftswesens erzielt werden kön-
nen. Hierbei hat sich die Gegenüberstellung der genannten normativen sowie
der narrativen (aus der diplomatischen Praxis stammenden) Quellen, als ge-
winnbringendes Vorgehen erwiesen.

3. Boten und Gesandte

Das Gesandtschaftswesen Straßburgs war von hoher personeller Kontinuität
geprägt. Gesandte und Boten waren zum Teil über Jahre oder sogar Jahrzehnte
für die Stadt in der Außenpolitik tätig, wie in dieser Arbeit durch die vorge-
nommene Sammlung prosopographischer Daten im gesamten Untersuchungs-
zeitraum bewiesen werden konnte. Die Ergebnisse dieser Studie zeigen ein-
drücklich, dass das Nachrichtenwesen der Stadt zu Beginn des 15. Jahrhunderts
sehr gut organisiert war, was sich besonders deutlich am Einsatz städtischer
Boten zum Zweck einer möglichst einwandfreien Fernkommunikation zeigen
ließ:

Straßburg verfügte über angestellte Boten, die sich zum Teil über mehrere
Jahre im Dienst der Stadt nachweisen lassen. Anhand verschiedener Beispiele
konnte in dieser Studie gezeigt werden, dass diese Boten in Zusammenarbeit mit
den städtischen Gesandten den Nachrichtenverkehr umfassend planten und
durchführten.

Zudem griff Straßburg bei Bedarf auch auf Gelegenheitsübermittler und
fremde Boten zurück, die mitunter auch spontan für einzelne Aufträge von den
Gesandten selbst angeworben wurden. Dies war dann der Fall, wenn die regu-
lären Boten der Stadt bereits mit anderen Aufträgen befasst waren, aber eine zu
versendende Nachricht schnell verschickt werden musste. Zumeist machten
Gesandte hierfür Boten anderer politischer Akteure ausfindig. Diese Boten
reisten somit imZuge ihres eigenenAuftrages auch nach Straßburg und konnten
sich durch die zusätzliche Abgabe einer Nachricht etwas dazuverdienen.
Ebenfalls wurde nachgewiesen, dass Straßburger Boten sogar für König Sigis-
mund offiziell als Nachrichtenübermittler tätig waren. Sie wurden dafür mit der
offiziellen Botenbüchse des Reiches ausgestattet.

Gesandte waren als Repräsentanten ihrer Stadt für die spätmittelalterliche
städtische Außenpolitik unverzichtbar. Für Straßburg wurden verschiedene
Personenkreise ausfindig gemacht, die diese Funktion übernahmen. In der Regel
waren städtische Politiker und Stadtschreiber die Gesandten der Stadt.

Innerhalb der Gruppe der städtischen Politiker, die imRegelfall als Gesandte
für Straßburg unterwegs waren, zeigt sich eine personelle Kontinuität. Einige
Gesandtewaren imgesamtenUntersuchungszeitraum tätig undverfügten somit
auch über eine jahrelange Erfahrung. Sie verrichteten ihre Tätigkeit unentgeltlich

V. Zusammenfassung und Ausblick216



und kamen aus den politischen Führungskreisen und den bedeutendsten Fa-
milien der Stadt. Sie verfügten übermehrjährige politische Erfahrung imRat und
in unterschiedlichen Gremien oder hatten sogar vor ihrer Tätigkeit eines der
beiden bedeutendsten Ämter der Stadt – das Ammeisteramt oder das Stett-
meisteramt – innegehabt.

Die konkrete Personenauswahl für Gesandtschaften richtete sich auch nach
der politischen Zugehörigkeit der Personen. In Straßburg war es zu Beginn des
15. Jahrhunderts gängige Praxis, Gesandtschaften zu entsenden, deren Mitglie-
der anteilig zur Hälfte aus dem Patriziat und zur Hälfte aus den Zünften
stammten. Dies spiegelte annähernd die Mitgliederverhältnisse im Rat der Stadt
und in zahlreichen Gremien wider. Darüber hinaus waren an den meisten Mis-
sionen städtische Spitzenpolitiker beteiligt, wie Altammeister und Altstett-
meister.

Die im Dienste Straßburgs stehenden Stadtschreiber waren ebenfalls als Ge-
sandte aktiv. Hierfür qualifizierten sie sich insbesondere durch ihre sprachlichen
und juristischen Kenntnisse, welche gerade im Kontext der Gesandtschaften
zum Konstanzer Konzil für Straßburg zentral waren. Am Beispiel des Straß-
burger Stadtschreibers und Gesandten Ulrich Meiger konnte im Verlauf dieser
Studie immer wieder gezeigt werden, dass Stadtschreiber gemeinsam mit den
städtischen Politikern als Gesandte unterwegs waren, aber auch komplette
Missionen allein bewerkstelligten. Stadtschreiber wie Ulrich Meiger erweiterten
den Handlungsspielraum spätmittelalterlicher Städte enorm, da die städtischen
Politiker je nach Einsatzziel an die Grenzen ihrer diplomatischen Möglichkeiten
stoßen konnten. Straßburgs Prozess vor dem Konzilsgericht, der aufgrund der
Entführung des Straßburger Bischofs Wilhelm von Diest durch Stadt und
Domkapitel die Stadt für mehrere Jahre vor diplomatische Herausforderungen
stellte, zeigt dies besonders deutlich. Ohne die lateinischen Sprachkenntnisse –
die Meiger oft als Dolmetscher und Übersetzer einbringen musste – und die
juristische Ausbildung des Stadtschreibers – die im Gerichtsprozess benötigt
wurde – wäre die städtische Diplomatie nur äußerst eingeschränkt handlungs-
fähig gewesen.

Daneben konnte am Beispiel des Gesandten Johannes Blumenstein dargestellt
werden, dass das Gesandtschaftswesen der Stadt auch auf Personen zurückgriff,
die nicht zur Gruppe der städtischen Politiker oder der Stadtschreiber gehörten.
Seine offizielle Tätigkeit als städtischer Gesandter ist aufgrund seiner früheren
Verbindungen zu einer Gruppe Waldenser, die in Straßburg um das Jahr 1400
verfolgt und vorGericht gestellt wordenwar, besonders bemerkenswert. Umdie
Teilnahme dieses eher ungewöhnlichen Gesandten an mehreren Missionen zu
erklären, wurden unterschiedliche Interpretationsmöglichkeiten aufgezeigt.
Letztendlich war dabei besonders auffällig, dass sich seine Gesandtentätigkeit
weitgehend auf die Ereignisse rund um das Konstanzer Konzil beschränkte.
Vermutlich verfügte er über bestimmte Fähigkeiten, Netzwerke oder finanzielle
Ressourcen, die ihn als Gesandten für diese Aufgaben prädestinierten. Die
Teilnahme dieses Gesandten an verschiedenen Missionen zeigt in jedem Fall,
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dass es prinzipiell in Straßburg zu Beginn des 15. Jahrhunderts möglich war, als
Gesandter für die Stadt auf diplomatische Missionen geschickt zu werden, ohne
zu den genannten politischen Führungskreisen zu zählen.

Zukünftig sollte daher auch in Studien zu anderen Städten nicht außer Acht
gelassen werden, dass sich das jeweilige Gesandtschaftswesen mitunter recht
flexibel ausgestalten konnte und sich vonZeit zu Zeit eher untypischeAkteure in
der Außenpolitik der Städte verdient machten. An diesen Ergebnissen wird
zumal die generelle Relevanz prosopographischen Vorgehens besonders deut-
lich, da ansonsten keine Ausnahmen von der hier beschriebenen Regel in der
Gruppe der städtischen Gesandten ausgemacht werden können.

Problematisch stellt sich für den prosopographischen Zugriff der oftmals
sehr unterschiedliche Informationsgehalt derQuellenüberlieferung dar. In dieser
Studie konnten bezüglich der Personen zumindest die wichtigsten Informatio-
nen zusammengetragen werden, um das Personal einordnen zu können. Hierzu
zählen die Amtsführung in städtischen Gremien, die Familienzugehörigkeit und
der quantitative sowie qualitative Nachweis über die jeweilige Beteiligung an
Gesandtschaften. Dass in Straßburg fast ausschließlich Personen aus den städ-
tischen Führungsgruppen involviert waren, zeigt zum einen die Bedeutung,
welche denAußenbeziehungen der Stadt beigemessenwurden. Zumanderen ist
dieser Umstand auch ein Indiz dafür, dass sich andere Gruppen in der Stadt die
langen Reisen und somit die Abkömmlichkeit ökonomisch nicht erlauben
konnten und die städtischen Führungskreise daher im Grunde genommen
derartige Aufgaben wahrnehmen mussten. Die Gesandtentätigkeit spielte sich
also zwischen zwei Polen ab. Am einen Ende stand die Aussicht auf politische
Partizipation und am anderen Ende eine Art Verpflichtung gegenüber der
Kommune. Sicherlich spielte bei den führenden Familien der Stadt als ein wei-
teres Motiv auch die eigene wirtschaftliche Abhängigkeit vom Wohl der Stadt
mit hinein. Darüber hinaus müssen weitere persönliche Motive in Betracht ge-
zogen werden, wie etwa die Möglichkeit der reichsweiten Vernetzung durch die
Teilnahme an Gesandtschaftsreisen. Ebenso dürfen innerstädtische Herrschafts-
und Machtkonstellationen sowie die damit verbundenen Ansprüche der politi-
schen Gruppen innerhalb einer Stadt nicht unberücksichtigt bleiben, was sich
anhand der Konflikte zwischen Teilen des Patriziats und dem Stadtrat im Jahr
1419 anschaulich zeigen lies. Der Grad der Beteiligung amGesandtschaftswesen
der Stadt wurde von den Zeitgenossen als Ausdruck genereller politischer Par-
tizipation und als Spiegel der innerstädtischen Machtverhältnisse betrachtet.
Dem Gesandtschaftswesen ist daher eine wesentliche Bedeutung für die Zu-
friedenstellung politischer Machtansprüche unterschiedlicher politischer
Gruppierungen in der Stadt des Mittelalters einzuräumen und daher in zu-
künftigen Forschungen zu derartigen Themenbereichen der Stadtgeschichts-
forschung verstärkt Aufmerksamkeit zu schenken. In jedem Fall müssen die
personellen Konstellationen berücksichtigt werden, um eben nicht, wie in der
älteren Forschung, zu falschen Schlüssen bezüglich der Beschaffenheit städti-
scher Außenpolitik und städtischer Gesandtschaftswesen zu gelangen.

Die Einordnung und Beurteilung der Boten und Gesandten ist somit for-
schungsgeschichtlich relevant, da gerade jene Personengruppen häufig unter-
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schätzt und falsch beurteilt wurden. Daher ist ein prosopographischer Ansatz
für jede Studie zur städtischen Außenpolitik von Relevanz. Die beteiligten Per-
sonengruppen sind zu ermitteln, um nach Möglichkeit Herkunft, Stand und
gesellschaftliche Verortung der Gesandten und Boten genauer bestimmen sowie
anhand dieser Einzelergebnisse ein insgesamt umfangreicheres Bild der städti-
schen Boten und Gesandten zeichnen zu können.

4. Fallbeispiele: Thronwechsel – Marbacher Bund –
Konstanzer Konzil

Anhand der in Kapitel III vorgenommenen Betrachtung vondrei Fallbeispielen –
Thronwechsel, Marbacher Bund und Konstanzer Konzil – wurden kontextspe-
zifische Herausforderungen an Gesandte und Gesandtschaften analysiert. Es
konnte ein breites Panorama verschiedener Aufgaben und Anforderungen her-
ausgearbeitet werden, mit denen sich die Gesandtschaften konfrontiert sahen.
Sie waren etwa für Informationsbeschaffung und -weitergabe, die generelle
Vertretung städtischer Interessen, Verhandlungen und Beratungen mit den un-
terschiedlichsten Akteuren, die Schließung von Bündnissen, die Organisation
von Reiserouten, die Schlichtung innerbündischer Streitigkeiten, Verteidigung
städtischer Positionen und Handlungen im Kontext von Gerichtsverfahren,
Gewinnung von Verbündeten und viele weitere Aufgaben verantwortlich. Dies
zeigt, dass städtische Gesandte vielseitig und anpassungsfähig seinmussten, um
den diversen inhaltlichen Erfordernissen begegnen zu können. Gesandte führten
ihre Tätigkeiten sehr bewusst und planvoll durch. Dies geht aus der Analyse der
Fallbeispiele deutlich hervor.

Die Aktivitäten im Kontext des Thronwechsels zeigen dies besonders ein-
drücklich: Hier wurden die einzelnen Handlungsschritte mitunter sehr aus-
führlich durch Informationsbeschaffung und zwischenstädtische Absprachen
sowie die Hinzuziehung juristischer Experten vorbereitet und akribisch umge-
setzt. Die Gesandtschaftsmissionen Straßburgs imZuge des Thronwechsels 1400
zeigen, genau wie die Tätigkeiten anderer Städte, dass der städtische Aktions-
radius weitaus größer war, als dies bisher von weiten Teilen der Forschung
angenommen wurde. Die Städte des Reiches nahmman in der Forschung lange
Zeit zumeist als passives Element innerhalb der Auseinandersetzungen wahr.
Die Analyse der städtischen Strategien im Rahmen der Anerkennung König
Ruprechts konnten in dieser Studie allerdings das Gegenteil beweisen und her-
ausstellen, dass sich gerade in diesem Punkt die Forschung aufgrund der ge-
schilderten Vorannahmen weitere Interpretationsmöglichkeiten selbst ver-
schlossen hat. Ein genauer Blick in die Quellenüberlieferung zeigt nämlich
vielmehr, dass gezielt außenpolitische Maßnahmen zur Wahrung städtischer
Interessen ergriffen wurden, wie etwa die bewusste und selbstständige Kon-
sultation von Rechtsgelehrten in der problematischen Frage der Anerkennung
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Ruprechts. Städtische Gesandte waren ein wesentlicher Faktor bei der erfolg-
reichen Umsetzung dieser städtischen Politik.

Das vielfältige Anforderungsprofil an das Gesandtschaftswesen einer Stadt lässt
sich auch anhand von Bündnissen anschaulich nachweisen. Dies zeigen exem-
plarisch die Ausführungen in der hier vorliegenden Studie zur Straßburger Be-
teiligung am Marbacher Bund. Städtische Gesandte mussten die eigenen städ-
tischen Interessen innerhalb des Bündnisses vertreten und mit den Verbündeten
zudem nach außen Geschlossenheit demonstrieren, was wiederum eine vorhe-
rige Konsensfindung erforderlich machte. Bereits bei den Verhandlungen zur
Gründung des Bundes und auch im weiteren Verlauf seines Bestehens waren
innerbündische Einigungen immer wieder erforderlich – so etwa bei der Auf-
nahme neuer Mitglieder oder in Fragen der militärischen Unterstützung für
einzelne Bündnispartner. Zudem mussten die städtischen Interessen und For-
derungen – etwa gegenüber König Ruprecht – mit Hilfe des Bündnisses durch-
gesetzt werden.

Die Auseinandersetzung Straßburgs mit dem Bischof vor dem Konstanzer
Konzil führte das Gesandtschaftswesen zum Teil an die Grenzen seiner Mög-
lichkeiten, eine eigenständige städtische Außenpolitik zu betreiben. Zum einen
musste sich die Stadt mit dem Domkapitel auf eine gemeinsame Linie einigen,
das sich ebenfalls für die gemeinsam geplante und durchgeführte Gefangen-
nahme des Straßburger Bischofs vor dem Konzilsgericht verantworten musste.
Dies führte zu unterschiedlichen Problemen, die vor allemnegativen Einfluss auf
Aktivitäten städtischer Gesandtschaften hatten. Zum anderen war die Stadt in
bestimmten Phasen des Konfliktes auf die Unterstützung des Königs angewie-
sen. Die städtische Diplomatie musste sich hier also darauf konzentrieren, die
Gunst des Königs zu gewinnen, um eigene Ziele durchsetzen zu können.Hierfür
wurden auch enormeGeldsummen eingesetzt. Ebenfalls benötigte Straßburg die
Hilfe fachkundiger Anwälte für den Gerichtsprozess. Zwar verfügte auch der
Stadtschreiber Ulrich Meiger über entsprechende juristische und sprachliche
Kenntnisse, die ihn für Straßburg in dieser Situation als Gesandten unabdingbar
machten, doch war weitere fachkundige Unterstützung für eine erfolgreiche
Verteidigung im Prozess notwendig.

Die Untersuchung von Fallbeispielen konnte die Vielfalt städtischer Aktions-
kreise verdeutlichen. Grundsätzlich bietet es sich für Studien zur städtischen
Außenpolitik an, eine derartige Auswahl zu treffen, um die Vielzahl der Her-
ausforderungen zu dokumentieren und die Beanspruchung des Gesandt-
schaftswesens einer Stadt auch auf der qualitativen Ebene aufzeigen zu können.
Was ein Gesandtschaftswesen leisten konnte, sollte oder musste, lässt sich nur
auf diese Weise beurteilen, da Möglichkeiten und Grenzen immer kontextab-
hängig betrachtet und somit anhand verschiedener außenpolitischer Aktivitäten
undHerausforderungen überprüft werdenmüssen. Dies wäre freilich zukünftig
fürweitere Zeiträume und auch für andere Städte trotz vorhandenerVorarbeiten
erst noch zu leisten. Die vorliegende Studiewill selbstverständlich keine absolute
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Vollständigkeit beanspruchen, jedoch den Impuls setzen, zukünftig verstärkt auf
die verschiedentlich vorhandenen Herausforderungen – mit denen sich städti-
sche Außenpolitik und städtisches Gesandtschaftswesen konfrontiert sahen – zu
achten und deren Erforschung zu vertiefen. Dennoch sollte klar hervorgegangen
sein, dass Städte aktiv wie passiv ausgerichtete Außenpolitik betrieben und
Gesandtschaften hierbei wesentlich waren. Auch hier zeigt sich deutlich das
Potenzial städtischer Gesandtenberichte, die uns nicht nur diesbezüglich Ein-
sicht gewähren, sondern auch wertvolle Einblicke in übergeordnete Themen-
felder ermöglichen.

Wie etwa am Beispiel des Thronwechsels gezeigt werden konnte, lohnt es
sich auch im Sinne einer allgemeinen Reichsgeschichtsschreibung, vermehrt die
Perspektive der Städte zur Beurteilung wichtiger politischer Ereignisse einzu-
nehmen und dieser eine stärkere Bedeutung beizumessen. Die Aktivitäten
Straßburgs im Marbacher Bund geben exemplarisch wertvolle Einblicke in die
diplomatische Praxis innerhalb von Bündniskonstellationen. Das Fallbeispiel
zum Konstanzer Konzil zeigt wiederum die Verknüpfung von Stadt- und Kir-
chengeschichte verschiedentlich auf: Zum einen kooperierte die Stadt mit dem
Straßburger Domkapitel, um sich vom Bischof zu befreien. Zum anderen
mussten sich die Stadt und somit auch die Gesandten Straßburgs vor dem
Konzilsgericht verantworten und verteidigen. Ebenso wird anhand der Einbin-
dung König Sigismunds in den Konflikt die reichsgeschichtliche Dimension der
Vorgänge deutlich.

5. Symbolische Kommunikation

Schließlich wurde in Kapitel IV anhand verschiedener Schwerpunkte das The-
menfeld der symbolischen Kommunikation im Kontext von städtischen Ge-
sandtschaften untersucht. Dieses in der Forschung zu städtischen Gesandt-
schaften noch weitgehend unbearbeitete Thema, das in der Mediävistik jedoch
schon intensiv seit Jahrzehnten erforscht wird, konnte im Rahmen dieser Arbeit
auf der Basis einer breiten Quellengrundlage untersucht werden. Die Intention,
mit der Gesandte über diese Kommunikationsformen berichteten, war ganz
unterschiedlich: Beispielsweise sollte durch die Berichterstattung über symbo-
lische Kommunikation ein Bild der aktuellen politischen Lage vermittelt oder
aber auch das eigene Handeln geschildert und gerechtfertigt werden. Die Be-
deutung von symbolischen Kommunikationsformen für die spätmittelalterliche
städtische Außenpolitik wurde in dieser Arbeit deutlich herausgearbeitet.
Städtische Gesandte mussten jene Kommunikationsformen verstehen und sie
darüber hinaus für ihr eigenes Handeln nutzen.

Am Beispiel des Thronwechsels im Jahr 1400 konnte der enorme Handlungs-
bedarf in der städtischen Außenpolitik und die notwendigen Handlungsfähig-
keiten der städtischen Gesandten auf dem Aktionsfeld der symbolischen Kom-
munikation nachgewiesen werden. Städtische Gesandte informierten sich über
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Rechtsfragen symbolischer Akte – wie etwa über den Einzug des neuen Königs
Ruprecht in die Städte des Reiches und die entsprechenden symbolischen Mo-
dalitäten zur Anerkennung des Königs – ausführlich bei Gelehrten. Mithilfe
dieser Expertise gelang es ihnen, symbolische Akte innerhalb der politischen
Veränderungen im Jahr 1400 richtig einzuordnen und für sich und die Stadt
gewinnbringend einzusetzen, wie es beispielsweise an der Beteiligung Straß-
burger Gesandter am Prozess der Anerkennung Ruprechts durch die Stadt ge-
zeigt wurde. Weiterhin konnte in der vorliegenden Studie die eigenständige
Rolle der Städte im Kontext des Thronwechsels nachgewiesen werden. Ging die
Forschung lange Zeit davon aus, dass den Städten von Seiten König Ruprechts
ein Rechtsgutachten bezüglich der relevanten Fragen zu seiner Anerkennung
durch die Städte vorgelegt wurde, konnte die hier vorliegende Untersuchung
das genaue Gegenteil zeigen! Die Städte kümmerten sich selbstständig um eine
rechtliche Beratung und setzten die daraus resultierenden Ratschläge der na-
mentlich nicht bekannten Gelehrten in unterschiedlicher Weise um.

Anhand der Bemühungen Straßburgs, die Unterstützung König Sigismunds
für die Angelegenheiten rund um das Konstanzer Konzil zu gewinnen, konnte
der bewusste Einsatz von symbolischer Kommunikation durch Straßburger
Gesandte detailliert nachgezeichnet werden. Die Gesandten versuchten inner-
halb symbolischer Akte, wie dem Begrüßungszeremoniell, immer wieder die
Erinnerungen des Königs an die Straßburger Frauen hervorzurufen, die Sigis-
mund bei einem vorherigen Besuch in Straßburg offenbar besonders gut gefallen
hatten. Dem König wurden angebliche Geschenke und Nachrichten jener nicht
genauer bezeichneten Frauen übergeben, um ihn für Gespräche und die Stadt
allgemein positiv zu beeinflussen.

In Bezug auf das Thema der symbolischen Kommunikation können vielfältige
Fragen an die Gesandtenberichte gestellt werden. Daher ermöglichen sie sowohl
tiefergehende Forschungen speziell zum Themenbereich der symbolischen
Kommunikation in der städtischen Diplomatie als auch allgemein zur symbo-
lischen Kommunikation im späten Mittelalter. Grundsätzliche Aspekte wie die
Wahrnehmung, Deutung, Funktion und Performanz symbolischer Kommuni-
kationsformen können untersucht werden: Wie und warum wurde berichtet?
Wie wurde symbolische Kommunikation beurteilt? Inwiefern nahmen städti-
sche Gesandte auch an Ritualen und Zeremonien teil und waren somit nicht auf
die Rolle der Beobachter beschränkt? Inwiefern gestaltete sich eine Beteiligung
passiv oder sogar aktiv? Beherrschten städtische Gesandte diese Kommunika-
tionsformen und konnten sie diese für die diplomatischen Ziele der Stadt ge-
winnbringend einsetzen? Diese und viele weitere Fragenkomplexe wurden in
der vorliegenden Studie behandelt, sie sind bisher von der Forschung nur selten
und insgesamt nicht ausreichend für die Beurteilung der Tätigkeiten städtischer
Gesandter berücksichtigt worden. Dies hängt nicht nurmit dem vergleichsweise
noch jungen Forschungsgegenstand der städtischen Außenpolitik zusammen,
sondern auch damit, dass das diesbezügliche Potenzial der Gesandtenberichte
weder allgemein von der mediävistischen Geschichtswissenschaft noch speziell
in Studien zur städtischen Außenpolitik bisher hinreichend erkannt bezie-

V. Zusammenfassung und Ausblick222



hungsweise ausgeschöpft wurde. In der jüngeren Forschung wurde sogar zum
Teil explizit von einer geringen Bedeutung symbolischer Kommunikationsfor-
men in der städtischen Diplomatie ausgegangen, jedoch ohne eine hinreichende
Analyse städtischer Gesandtenberichte. Da aber vorrangig in Gesandtenbe-
richten Beschreibungen und Beurteilungen symbolischer Kommunikationswei-
sen zu finden sind, sollten grundsätzliche Schlussfolgerungen zur Bedeutung
derartiger Kommunikationsformen für die städtischeDiplomatie nicht ohne eine
ausreichende Überlieferung und Analyse dieser Berichte für die jeweils zu un-
tersuchende Stadt getroffen werden. Für die Erforschung symbolischer Kom-
munikation und deren Schilderung in Schriftquellen bieten städtische Gesand-
tenberichte noch erhebliches Potenzial, das sowohl künftige Arbeiten zur städ-
tischen Außenpolitik als auch kommende Studien, die sich weniger mit städti-
scher Außenpolitik als vielmehr mit symbolischen Kommunikation allgemein
auseinandersetzen, verstärkt nutzen sollten.

6. Forschungsperspektiven

Für die weitere Erforschung des städtischen Gesandtschaftswesens im späten
Mittelalter bieten sich noch zahlreiche Möglichkeiten. Dies gilt sowohl für die
Stadt Straßburg als auch insgesamt für das Themenfeld der städtischen Au-
ßenpolitik, aber auch die Erforschung dermittelalterlichen Geschichte allgemein
könnte in Zukunft noch stärker von der Analyse städtischer Gesandtschafts-
wesen und städtischer Außenpolitik profitieren. Das Themenfeld lässt sich mit
zahlreichen Fragestellungen und aus unterschiedlichsten Perspektiven unter-
suchen, die für viele Themen des Faches aufschlussreich sind. Mit den Gesand-
tenberichten stehen hierfür ausgezeichnete Quellen zur Verfügung.

Für die weitere Erforschung der städtischen Außenpolitik Straßburgs wäre
es vor dem Hintergrund der weiteren verfassungspolitischen Veränderungen in
der Stadt lohnenswert, mögliche Neuerungen und Weiterentwicklungen inner-
halb des Gesandtschaftswesens im Verlauf des 15. Jahrhunderts in den Blick zu
nehmen. Darüber hinaus könnten Forschungen zu unterschiedlichen Einzelas-
pekten des Themenbereichs bereichernd sein und für verschiedene Städte auch
vergleichend untersucht werden, sofern noch weitere Einzelstudien zu weiteren
Städten erscheinen, die sicherlich als Basis unabdingbar bleiben. Untersuchun-
gen zur symbolischen Kommunikation, Fragestellungen zur Verbindung von
städtischer Diplomatie und Krieg, Diplomatie und Wirtschaft wären hier mög-
lich undwünschenswert. Auch die städtische Perspektive auf das Phänomen des
Hofes könnte durch eine diesbezügliche Auswertung von Gesandtenberichten
womöglich neue Blickwinkel eröffnen und aufschlussreiche Ergebnisse erzielen.
Erstrebenswert wären weiterhin Arbeiten zu kleinen und mittelgroßen Städten,
da das bisherige Interesse eher den großen Städten im Reichsgebiet galt.

Trotz der bisher vorhandenen Arbeiten zum städtischen Gesandtschafts-
wesen im späten Mittelalter ist das Forschungsfeld also weder ausgeschöpft,
noch hat es sich in der Stadtgeschichtsforschung fest etabliert. Um vorhandene
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Erkenntnisse in einem breiteren Rahmen vergleichen und in Beziehung zu an-
deren Themen der Stadtgeschichtsforschung setzen zu können, sind weitere
Grundlagenarbeiten notwendig.

Die vorliegende Studie möchte hierzu einen Beitrag leisten. Es konnte her-
ausgearbeitet werden, dass in der Stadt unterschiedliche Strukturen vorhanden
waren, die zum Zweck der erfolgreichen Durchführung von Gesandtschafts-
missionen und städtischer Außenpolitik geschaffen wurden. Trotz der Rah-
menbedingungen, Regeln und grundsätzlichen Organisationsformen war das
Gesandtschaftswesen in dieser Zeit noch nicht komplett durchorganisiert.
Weder waren Zuständigkeiten immer klar verteilt, noch waren alle Abläufe
eindeutig geregelt. Das Gesandtschaftswesen war durch Flexibilität gekenn-
zeichnet. Anhand der Analyse der innerstädtischen Voraussetzungen, Zustän-
digkeiten, Organisationsformen und Rahmenbedingungen städtischer Außen-
politik sowie durch die Untersuchung der Akteure und ihrer unterschiedlichen
Tätigkeiten innerhalb und außerhalb der Stadt kann das Gesandtschaftswesen
Straßburgs nun besser verstanden werden.

Darüber hinaus hat diese Arbeit gezeigt, dass das Themenfeld der städti-
schen Außenpolitik und des Gesandtschaftswesens in vielerlei Hinsicht nicht
nur für die mittelalterliche Stadtgeschichte, sondern auch für die Reichs-, Kir-
chen- und Diplomatiegeschichte von Relevanz ist. Städtische Gesandte waren
sowohl Zeugen bedeutender Ereignisse als auch handelnde Akteure in den
unterschiedlichsten gesellschaftlich relevanten Kontexten. Die von ihnen hin-
terlassenen Quellen und ihre aktive Partizipation an verschiedenen Ereignissen
sind für die Erforschung der mittelalterlichen Geschichte von großer Relevanz.
So bietet eine Analyse des städtischen Gesandtschaftswesens zahlreiche An-
knüpfungspunkte für verschiedene Forschungszweige der mittelalterlichen
Geschichtswissenschaft.
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Hohenlohe, Georg von (Bischof von

Passau) 82, 183
Holtzgerungen 85
Homburg, Wirichen von 59
Huffelin, Reinbolt 70–72, 91, 96, 143,

146
Humbel, Burkhart 145
Hus, Jan 175

Irnin (Bote) 88
Isny 122, 178

Johann II. von Nassau, siehe Nassau,
Johann II. von

Johann III. von Nürnberg, siehe Nürn-
berg, Johann III. von

Johannes XXIII. (Gegenpapst) 55
Judenhuet, Hans 91

Kagenecke, Johans von 144, 180
Karl II. der Kühne von Lothringen, siehe

Lothringen, Karl II. der Kühne von
Kaufbeuren 122, 178
Kirchberg, Eberhard II. von (Bischof

von Augsburg) 180
Klauwez (schreiber) 106
Kochersberg 25
Kolboczheim, Georien von 51
Kolboczheim, Lutolcz von 51
Köln 111, 114, 118, 195, 200, 204
Konrad II. Bayer von Boppard, siehe

Bayer von Boppard, Konrad II. von
Konstanz 26, 44, 55, 58, 60, 62–64, 68,

77–79, 81–85, 87, 95, 102, 105 f., 150–
153, 156–159, 161–164, 176 f., 181,
183, 188, 191, 212

Kranich, Heinrich 38

Landesperg, Heinrich von 68, 106
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Latzembock, Heinrich 84, 157 f., 164
Lauwelin (Bote) 89 f.
Leiningen, Friedrich von 119
Leiningen-Rixingen, Johann von 35
Leo, Peter 124
Leutkirch 122, 178
Liehtemberg, Ludwig von 93
Loselin, Adam 38, 70 f.
Lothringen, Karl II. der Kühne von

(Herzog v. Lothringen) 95, 153,
155, 187

Lubich, Nikolaus (Bischof von Merse-
burg) 102, 162

Ludwig VII. von Bayern, siehe Bayern,
Ludwig VII. von

Lumbart, Johans/Johannes 48, 51, 58,
64, 68, 82, 106, 177, 186, 188, 195

Lupfe, Cunrat 83
Lüttich 88, 160 f.
Luxemburg, Sigismund von (dt.

König) 51, 56, 58, 63 f., 78, 80,
82 f., 95, 100–103, 119–121, 151–158,
160–162, 165 f., 173f., 176, 187–195,
208, 216, 221, 222

Luxemburg, Wenzel von (dt. König)
23, 50, 98 f., 107–122, 187, 196, 198–
201, 206

Luzern 156

Magistri, Johannes 84, 180
Mainz 50, 52, 56, 67, 78, 86 f., 95, 110–

120, 127 f., 130 f., 133 f., 140, 144–148,
182, 184, 189f., 197, 199–206

Manse, Jacob 55, 89, 105
Manse, Johans (der Junge) 54, 84
Mantua 102, 105, 166, 183
Marbach 24, 122, 124–127, 178
Martin V. (Papst) 55, 58, 77, 102,

105 f., 151, 166 f., 183, 200
Meiger, Johans 70
Meiger, Ulrich 26, 44, 46–50, 53–55,

58, 62, 64, 66, 68, 77 f., 82–84, 89,
93 f., 96, 100–103, 105 f., 153–158,
160, 162–164, 166, 174, 176f., 180,
182, 186–189, 193, 217, 220

Meißen, Wilhelm II. von (Markgraf von
Meißen) 100, 188

Melbruege, Michel 68, 150
Memmingen 122, 178
Merswin, Claus 67, 70, 96
Metziger, Wilhelm 38, 57, 70–72, 91–

93, 96, 98, 124f., 128, 180
Moers, Friedrich IV. von (Graf von

Saarwerden) 155
Mollersheim 83, 179
Molsheim 150
Muffel, Niklas 76
Mülnheim (von Landesberg), Heinrich

von 70
Mülnheim, Heinrich von 38, 70 f., 96–

99, 117, 121, 180
Mülnheim, Johans von 77

Nassau, Johann II. von (Erzbischof von
Mainz) 24, 91, 122 f., 132–134,
137 f., 144, 147 f., 152, 178, 189

Nassau, Philipp I. von (Graf von Nas-
sau) 133, 155

Neckarsulm 127–129, 131, 145
Nellesheim, Johans 57, 97
Neuenburg 85
Nithart (Koch) 80
Nördlingen 18
Nürnberg 23, 74–77, 79, 86 f., 90, 100,

118
Nürnberg, Friedrich VI. von (Burggraf

von Nürnberg) 100, 140, 142, 188
Nürnberg, Johann III. von (Burggraf

von Nürnberg) 100

Oberkirch 25, 54
Oberlahnstein 23, 109f., 112–114
Offenburg 54, 67, 166
Offenburg, Henman 17
Ohnefurcht, Johann (Herzog von Bur-

gund) 188 f.
Öhringen 141
Oppenheim 89f.
Ortenberg 145
Österreich, Ernst von (Herzog von

Österreich) 176
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Österreich, Friedrich IV. von (Herzog
von Österreich) 70 f., 123, 176

Paris 102, 154, 175, 188, 194
Peter (Knecht) 80
Pfalz, Ludwig III. von der (Pfalzgraf)

166, 189
Pfalz, Ruprecht von der (dt. König)

21, 23–25, 37 f., 56, 76 f., 80, 86, 88,
91, 98 f., 101, 107, 109, 113–115, 117–
123, 127–129, 131 f., 137, 142–149,
173, 184, 187, 190, 196–202, 204–207,
212, 219 f., 222

Pfintzing, Sebolt 17
Pforzheim 135–137, 140, 147
Pfullendorf 122, 178
Philippes, Hans 35
Pilgrim (Bote) 89
Prag 98f.

Ramberg, Eberhart von 51, 120
Ravensburg 122, 178
Rebstock, Hetzel 68
Reutlingen 122, 178
Rhens 56
Riffe, Heinrich 76, 101
Riffe, Peter 67
Rinoewe, Andres 67
Ritter, Hermann 45
Rosheim. Bertholt von 57, 97
Rothenburg 122, 135–137, 139–142,

147 f.
Rottweil 156
Ruprecht von der Pfalz, siehe Pfalz,

Ruprecht von der

Saarburg 187
Saarwerden, Friedrich III. von (Erzbi-

schof von Köln) 130 f., 144,
Sahssenheim, Swartz Herman 139
Savoyen, Amadeus VIII. von (Herzog

von Savoyen) 174 f.
Schulth Selige, Claus 164
Schwarzenberg, Walter von 17
Sickingen, (Swartz) Reinhart von

83f., 149

Sigismund von Luxemburg, siehe Lu-
xemburg, Sigismund von

Sircke, Arnold von 120
Sobernheim, Matthias von 100 f.
Spatzinger, Werner 64–66, 75, 77, 96,

100 f.
Speyer 58, 86 f., 95, 111 f., 117 f., 121–

123, 132–135, 137, 145–147, 200, 204
Stocksberg 146
Stroelin, Hans 124, 147,
Stuttgart 78, 125, 135, 141
Sunner, Peter 38, 57, 70 f., 97, 146
Swebelin, Heintzeman 94
Swebelin, Schwäbelin, Zwebelin 89,

92, 94
Swidenicz 119

Thoman (Bote) 89 f.
Troppau 119
Tumbach 100
Turn, Wenzelo von 187
Tuseln, Michel 167

Überlingen 122, 178
Udenheim 90
Ulm 87, 122, 124–126, 134, 137, 144,

156, 178,
Urslingen, Reinalt von 57

Vener, Job 114 f., 200
Vener, Reinbolt 114
Villingen 156, 187
Volkmeir, Petrus 17
Voltsche, Hug 68, 106
von der Matten, Schyli 91

Wasicher, Walter 35
Wasselnheim, Dietrich von 40
Wenzel von Luxemburg, siehe Luxem-

burg, Wenzel von
Werder, Johannes (Schreiber) 167
Wesel 78
Wetzlar 184, 205
Wihen, Niclaus (Schreiber) 178
Wild/Wilden (Bote) 89, 94
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Wilhelm II. von Diest, siehe Diest,
Wilhelm II. von

Wilhelm II. von Meißen, sieheMeißen,
Wilhelm II. von

Wilhelm III. von Bayern, siehe Bayern,
Wilhelm III. von

Worms 78, 86 f., 95, 111 f., 117 f., 120,
122, 133 f., 136, 148, 187, 200, 204 f.

Württemberg, Eberhard III. von (Graf
von Württemberg) 24, 122 f., 125,
132–134, 136–138, 141–143, 153, 178,
188, 190

Zabern 54, 67, 176, 180, 188,

Zapfen, Hansen 84
Zollern, Friedrich von 46, 83
Zorn von Duntzenheim, Peter 58
Zorn, Berthold 58
Zorn, Claus 70, 96, 149, 156,
Zorn, Hans 71
zum Hirtzhorn, Dietherich 51
zum Jungen, Heinrich 118, 182, 202–

204, 205
zum Rust, Cunrat 44, 51, 58, 68, 80,

177, 188
Zürich 156, 176
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